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1. Einleitung 

In den 25 Jahren seit dem Ende des Kalten Krieges konnte die deutsche Bevölkerung 

beobachten, wie sich die Bundeswehr von einer reinen Verteidigungsarmee zu einer 

Armee im Auslandseinsatz wandelte. Anders als während des Ost-West-Konflikts be-

fürchtet, wurde also nicht die norddeutsche Tiefebene zum Einsatzgebiet, sondern der 

Balkan, der Nahe Osten, der Hindukusch und das Horn von Afrika. Nicht die Landes-

verteidigung war dort die unmittelbare Aufgabe, sondern die Sicherung von Waffen-

stillständen und Seefahrtsrouten, die Unterstützung und Durchführung von Luftangrif-

fen auf Bodenziele sowie die Aufstandsbekämpfung. Aktionsradius und Aufgaben der 

Bundeswehr haben sich auf eine Art und Weise ausgeweitet und gewandelt, wie es kurz 

nach der Wiedervereinigung wohl die wenigsten Experten erwartet hätten.  

Bis zum Ende des Kalten Krieges und der Wiedervereinigung folgte die Außen- und 

Sicherheitspolitik1 der Bundesrepublik zwei Prinzipien, die sich in dieser Zeit harmo-

nisch ergänzten. Die Kombination aus dem vollständigen Verzicht auf den Einsatz mili-

tärischer Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele jenseits der Landesverteidigung (An-

timilitarismus) und die konsequente Koordination des eigenen außenpolitischen Han-

delns mit den NATO-Bündnispartnern (Multilateralismus/Atlantizismus)2 ergab sich 

zum einen aus den Rahmenbedingungen des internationalen Systems (bipolare Welt, 

deutsche Teilung, Bundesrepublik als Frontstaat im Ost-West-Konflikt), zum anderen 

                                                 
1 Da die Grenzen zwischen Außen- und Sicherheitspolitik fließend sind und Auslandseinsätze der Bun-
deswehr in beide Kategorien fallen, werden die Begriffe Außenpolitik und Sicherheitspolitik im Folgen-
den synonym verwendet. Unter Außenpolitik werden typischerweise „jene Handlungen staatlicher Akteu-
re gefasst, die auf die Ermöglichung und Herstellung von kollektiv bindenden Entscheidungen in den 
internationalen Beziehungen abzielen“ (Hellmann et al. 2014: 15), während unter Sicherheitspolitik alle 
Maßnahmen eines Staates verstanden werden können, „die darauf abzielen, eine Bedrohung der Unver-
sehrtheit seines Territoriums und der Stabilität seines Gesellschaftssystems zu vermeiden, einzudämmen 
oder zu beenden“ (Bierling 1996: 601). 
2 Die Ausdrücke „Antimilitarismus“ und „Multilateralismus“ werden in der Literatur unterschiedlich 
verwendet. Weitere Bedeutungsdimensionen von Antimilitarismus (und dem Gegenpol Militarismus) sind 
beispielsweise Haltungen zur Institution Bundeswehr im Allgemeinen und zur Durchdringung der Gesell-
schaft mit traditionell militärischen Prinzipien (z.B. straffe Hierarchien, Befehl und Gehorsam) (z.B. 
Cohrs 2004; D'Agostino 1995; von Bredow 2008). Mit Multilateralismus wird zudem oft eine faire, kon-
sensorientierte Form der außenpolitischen Entscheidungsfindung bezeichnet, die vorzugsweise im Rah-
men internationaler Organisationen stattfindet (siehe etwa Ash 1994; Baumann 2006; Keohane 1990; 
Ruggie 1993). Um den spezifischen inhaltlichen Fokus des hier verwendeten Multilateralismus-Konzepts 
zu verdeutlichen, wird im Folgenden meist der Ausdruck „Atlantizismus“ (Asmus et al. 2005) verwendet. 
Siehe das folgende Kapitel für eine genaue Beschreibung der verwendeten Konzepte. 
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als bewusst gezogene Konsequenz aus der verheerenden deutschen Außenpolitik der 

ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts.  

Nach Ende des Kalten Krieges und der Wiedervereinigung gerieten die Leitprinzipien 

Antimilitarismus und Multilateralismus in Konflikt. Die Bündnispartner forderten nun, 

die Bundesrepublik müsse ihre Sicherheitspolitik den neuen Rahmenbedingungen des 

internationalen Systems anpassen und mehr Verantwortung übernehmen – auch im mili-

tärischen Bereich. Wollte die Bundesrepublik dem Prinzip des Antimilitarismus treu 

bleiben, musste sie sich gegen ihre Bündnispartner wenden und so mit dem Prinzip des 

Multilateralismus brechen; den Wünschen ihrer Bündnispartner nachzukommen, bedeu-

tete dagegen, den Weg des strikten Antimilitarismus zu verlassen. 

In Anbetracht der zahlreichen Auslandseinsätze, in die die Bundeswehr in den letzten 

zwanzig Jahren geschickt wurde, kann von einem strikten Verzicht auf den Einsatz mili-

tärischer Mittel jenseits der eigenen Landesgrenzen keine Rede mehr sein. Somit ließ 

sich für die 90er Jahre ein Wandel der deutschen Außenpolitik und (der Hierarchie) 

ihrer Leitprinzipien konstatieren, der in der Relativierung des Antimilitarismus zuguns-

ten des Multilateralismus lag. Angesichts der internationalen Nachfrage nach einem 

Engagement der Bundeswehr bei multilateral geführten Militäraktionen waren deutsche 

Bundesregierungen eher bereit, diesen Forderungen nachzukommen als sie auszuschla-

gen (Baumann und Hellmann 2001; Risse 2004). 

Dies ging mit einem Wandel der Begründungs- und Rechtfertigungsmuster einher. Im 

Kern wurde die Frage nach den Auslandseinsätzen der Bundeswehr – von Bundesregie-

rungen unterschiedlicher parteipolitischer Zusammensetzung – zu Tests der Bündnisfä-

higkeit, der Solidarität und des Verantwortungsbewusstseins deutscher Außenpolitik 

erklärt. Gerade die veränderte Deutung der Idee von Deutschlands „Verantwortung“ 

beziehungsweise „Verpflichtung“ in der Außen- und Sicherheitspolitik diente immer 

wieder als Rechtfertigung für eine sukzessive Ausweitung der Einsatzmöglichkeiten der 

Bundeswehr jenseits der eigenen Landesgrenzen. Galt vor Ende des Kalten Krieges der 

Antimilitarismus als verantwortungsvolle Lehre aus Deutschlands historischen Erfah-

rungen mit zwei verschuldeten und verlorenen Weltkriegen, wurde nach 89/90 mit 

Verweis auf die gleichen historischen Erfahrungen gerechtfertigt, dass die Bundeswehr 

sehr wohl an multilateralen militärischen Einsätzen teilnehmen sollte (Berger 2002; 

Hellmann et al. 2008; Longhurst 2004). 
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Mit dem Einsatz am Hindukusch wurde allerdings nicht jegliche Zurückhaltung beim 

Einsatz militärischer Mittel aufgegeben. Dies zeigte sich bereits am Fall des Irak-

Konflikts im Jahr 2003. Mit dem Hinweis, dass über deutsche Außenpolitik in Berlin 

entschieden werde und man sich nicht an militärischen Abenteuern beteiligen werde, 

bezog Bundeskanzler Schröder eine klare und wenig diplomatische Position, die zu er-

heblichen Spannungen mit dem transatlantischen Partner USA führte. In diesem Fall 

war Deutschland prominenter, jedoch nicht einziger, Kritiker der aggressiven amerika-

nischen Irak-Politik. Auch Frankreich und andere NATO-Länder teilten diese Position, 

so dass der Irak-Konflikt zwar ein Novum in Hinblick auf die Art und Weise darstellte, 

wie der westlichen Führungsmacht die – je nach Lesart – Solidarität oder Gefolgschaft 

verweigert wurde, nicht jedoch als Indiz einer allgemeinen Abkehr vom Prinzip des 

Multilateralismus gelten musste (Maull 2005). Anders wurde die deutsche Libyen-

Politik 2011 bewertet (Hellmann 2011; Müller 2011; Rühl 2011; Stahl 2012; Winkler 

2011). Deutschland verweigerte nicht nur einen eigenen substanziellen Beitrag zur 

Durchsetzung einer Flugverbotszone über Libyen; als einziges Land der westlichen 

Welt enthielt sich Deutschland im UN-Sicherheitsrat der Stimme bei der Abstimmung 

über die Resolution, die diese Intervention völkerrechtlich legitimieren sollte. Bundes-

kanzlerin Merkel begründete die deutsche Haltung mit der Gefahr, sich mit dem Ein-

richten einer Flugverbotszone auf eine „schiefe Ebene“ zu begeben, die leicht zu einem 

weiteren langwierigen Einsatz mit Bodentruppen und ungewissem Ausgang werden 

könne (Merkel 2011). Viele Beobachter werteten dies als Anzeichen für einen erneuten 

Wandel deutscher Außen- und Sicherheitspolitik im Sinne einer Abschwächung des 

Prinzips des Multilateralismus und eines relativen Bedeutungszuwachses des Antimili-

tarismus (Kundnani 2011; Müller 2011). Zu dieser Diagnose passt der Umstand, dass 

die Bundesregierung auf die jüngsten Verwerfungen in Syrien zunächst zurückhaltend 

reagierte und keinerlei Anzeichen zeigte, den „Islamischen Staat“ (IS) gemeinsam mit 

den Bündnispartnern militärisch bekämpfen zu wollen. Die Terroranschläge am 23. No-

vember 2015 in Paris und die folgende Entscheidung, deutsche Soldaten nach Syrien zu 

entsenden, haben jedoch gezeigt, dass Antimilitarismus nach wie vor unter bestimmten 

Bedingungen zugunsten der Bündnisorientierung in den Hintergrund treten kann. 
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1.1 Öffentliche Meinung zu Auslandseinsätzen und der Wandel deutscher Au-
ßenpolitik 

Die vorliegende Arbeit geht der Frage nach, wie die deutsche Bevölkerung auf den 

Wandel der deutschen Außenpolitik reagierte. Zu diesem Zweck wird untersucht, auf 

welcher Grundlage die Deutschen entschieden, ob sie konkreten Auslandseinsätzen der 

Bundeswehr zustimmen oder diese ablehnen. Es wird ein theoretisches Modell entwi-

ckelt, in dem die Einstellungsbildung auf der Individualebene eng mit dem gesellschaft-

lichen Kontext verknüpft ist. In Anbetracht der vorherrschenden außenpolitischen Dokt-

rin, in der die Prinzipien Antimilitarismus und Multilateralismus (Atlantizismus) eine 

überragende Bedeutung haben, wird angenommen, dass die Deutschen Grundhaltungen 

zu ebendiesen Prinzipen verinnerlicht haben, und erwartet, dass diese zentrale Erklä-

rungsfaktoren der Bevölkerungseinstellungen zu konkreten Auslandseinsätzen der Bun-

deswehr darstellten. Außerdem sollte der relative Einfluss der Grundhaltungen von der 

relativen Salienz beeinflusst werden, welche die Prinzipien in den öffentlichen Debatten 

hatten. Die Evolution der Rechtfertigungsmuster deutscher Auslandseinsätze legt dann 

nahe, dass auch die Einstellungsbildung zu den verschiedenen Einsätzen einer Entwick-

lung unterlag. Antimilitaristische Grundhaltungen sollten die Einstellungsbildung dem-

nach zu Beginn der 90er Jahre dominiert haben. Multilateralismus und insbesondere die 

Bündnisorientierung sollten dann wichtiger geworden sein, bevor im Zuge des Irak-

Konflikts und der zunehmend schwierigen Lage in Afghanistan Antimilitarismus wieder 

zur wichtigsten Determinante der Einstellungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 

wurde.3 Da Ostdeutsche nach der Wiedervereinigung zunächst weniger vertraut mit der 

vorherrschenden außenpolitischen Doktrin Deutschlands gewesen sein sollten als West-

deutsche, sagt das Modell zudem Unterschiede in der grundhaltungsbasierten Einstel-

lungsbildung zwischen Bürgern der beiden Landesteile voraus, die sich im Zeitverlauf 

jedoch abschwächen sollten. 

Bislang ist wenig darüber bekannt, ob und wie sich die Erklärungsfaktoren der Unter-

stützung von Auslandseinsätzen der Bundeswehr in den letzten 25 Jahren verändert ha-

ben. Die wenigen Beiträge, die sich mit der Erklärung der deutschen öffentlichen Mei-

                                                 
3 Dabei ist nicht auszuschließen, dass die relative Bedeutung der Grundhaltungen in einzelnen Fällen von 
dieser Entwicklung abwich. Andere, fallspezifische Aspekte der öffentlichen Debatte können das Ein-
flussverhältnis beeinflusst und den Trend überlagert haben.  
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nung4 zu dieser Sachfrage befasst haben, beziehen sich entweder nur auf einen einzigen 

Zeitpunkt (z.B. Jedinger und Mader 2015; Schoen 2006a, 2006b) oder einen relativ kur-

zen Zeitraum (z.B. Asmus 1994; Juhász 2001; Mader 2015a). Diese Studien können 

somit nur ein äußerst unvollständiges Bild darüber liefern, wie sich die Deutschen in 

unterschiedlichen Kontexten eine Meinung zu dieser Sachfrage gebildet haben (siehe 

jedoch Rattinger et al. 2016). Die Entwicklung der öffentlichen Debatte über die Einsät-

ze seit Anfang der 90er Jahre bis heute wirft jedoch die Frage auf, ob sich auch die Er-

klärungsfaktoren der Bevölkerungseinstellungen im Zeitverlauf verschoben haben.  

Anders als hierzulande ist die Erforschung außenpolitischer Bevölkerungseinstellungen 

in den USA eine ausgewachsene Subdisziplin, die ein breites Spektrum theoretischer 

Perspektiven entwickelt, beziehungsweise auf diesen spezifischen Gegenstand ange-

wendet hat. Prädispositionen zu Kernprinzipien der Außen- und Sicherheitspolitik ste-

hen dort bei der Erklärung der öffentlichen Unterstützung militärischer Einsätze nicht 

im Fokus des Interesses. Die wissenschaftliche Auseinandersetzung kreist vielmehr um 

die Frage, ob eher parteipolitische und ideologische Loyalitäten (z.B. Berinsky 2009; 

Berinsky und Druckman 2007; Gaines et al. 2007; Oneal et al. 1996; Zaller 1992, 1994) 

oder einsatzspezifische Überzeugungen über Ziele (Jentleson 1992; Jentleson und 

Britton 1998), Erfolg (Eichenberg 2005; Gelpi et al. 2009) und Opferzahlen (Gartner 

und Segura 1998; Mueller 1973; Myers und Hayes 2010) die Bevölkerungseinstellun-

gen beeinflussen. Diese Ansätze dürften für deutsche Bevölkerungseinstellungen jedoch 

eine geringe Erklärungskraft besitzen, weil der deutsche Kontext ein gänzlich anderer 

ist als der amerikanische, in dem diese entwickelt und auf den sie angewendet wurden. 

Die öffentlichen Debatten über Militäreinsätze kreisen in Deutschland selten um prag-

matische, einzelfallgebundene Argumente sondern – wie bereits beschrieben – fast aus-

schließlich um grundlegende Prinzipien. Anders als in den USA ist das „nationale Inte-

resse“ in Deutschland keine akzeptierte Kategorie, weshalb die pragmatische Abwägung 

von Kosten (im Sinne von Geld und Menschenleben) und Nutzen (Erfolgswahrneh-

mungen und Ziele) bei Diskussionen über konkrete Militäreinsätze selten im Vorder-

grund steht. Mit anderen Worten geht die Annahme, dass die dominierenden Ansätze 

                                                 
4 Öffentliche Meinung wird hier als Verteilung der Bevölkerungseinstellungen zu einem Thema und ei-
nem Zeitpunkt verstanden und ist somit konzeptionell distinkt von veröffentlichter Meinung und den 
Positionen politischer Eliten. Siehe hierzu ausführlich beispielsweise Rattinger (2007) und Endres et al. 
(2015b). 
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der (amerikanischen) Subdisziplin für die Erklärung deutscher Bevölkerungseinstellun-

gen weniger geeignet sind, auf die kontextspezifischen Eigenschaften des deutschen 

Falls zurück. Vorliegende Beiträge, in denen die relative Bedeutung von Grundhaltun-

gen auf der einen und parteipolitischen Loyalitäten und einsatzspezifischen Wahrneh-

mungen auf der anderen Seite für einzelne Zeitpunkte direkt untersucht wurde, stützen 

diese Vermutung (Jedinger und Mader 2015; Mader 2015a; Mader und Fiebig 2015).5 

Gleichzeitig knüpft diese Arbeit an zentrale Felder der (außenpolitischen) Einstellungs-

forschung an. Dies ist zum einen jenes, welches die Struktur außenpolitischer Einstel-

lungssysteme systematisch zu erfassen sucht und in diesem Zusammenhang bereichs-

spezifische Grundhaltungen als zentrale ordnende Dispositionen identifiziert hat 

(Chittick und Freyberg-Inan 2001; Holsti 1979; Hurwitz und Peffley 1987; Rathbun 

2007; Wittkopf 1990). Zum anderen haben zahlreiche Beiträge gezeigt, dass Grundhal-

tungen wichtige Erklärungsfaktoren politischer Sachfrageorientierungen sind (Feldman 

1988; Goren 2001; Peffley und Hurwitz 1985). Schließlich wird die Idee aufgegriffen, 

dass die öffentliche Meinung nicht zuletzt als Echo politischer Diskurse zu verstehen ist 

(Key 1961; Zaller 1992). Während außenpolitische Diskurse in den USA zumindest seit 

dem Vietnam-Krieg häufig entlang von Parteilinien verliefen und die außenpolitischen 

Einstellungssysteme der Bürger dort in Abhängigkeit grundlegender parteipolitischer 

und ideologischer Identitäten strukturiert sind (z.B. Berinsky 2009; Gaines et al. 2007; 

Hurwitz und Peffley 1987; Nincic und Ramos 2010; Wittkopf 1986), waren derartige 

Auseinandersetzungen in Deutschland bislang fast nie in großer Intensität zu beobach-

ten. Zwar existierte mit der PDS und ihrer Nachfolgepartei Die Linke zu jedem Zeit-

punkt ein parteipolitischer Akteur, der dezidiert antimilitaristische Positionen vertrat 

und die übrigen Parlamentsparteien heftig kritisierte, wenn diese Auslandseinsätze un-

terstützen und beschlossen. Der Einfluss dieser Partei war jedoch nicht hinreichend 

groß, um öffentliche Debatten über die von den übrigen Parteien vertretenen Positionen 

zu erzwingen. Folglich ist nicht zu erwarten, dass die öffentliche Meinung hierzulande 

ein Echo parteipolitischer Debatten darstellt, sondern dass sie die relative Salienz anti-

militaristischer und multilateralistischer Argumente widerspiegelt. 

                                                 
5 Hierbei ergaben sich zum Teil substanzielle Effekte insbesondere der Erfolgswahrnehmung auf die 
Unterstützung des Afghanistan-Einsatzes. Gleichzeitig wurden diese Wahrnehmungen selbst jedoch stark 
von den bereichsspezifischen Grundhaltungen, insbesondere Antimilitarismus, beeinflusst. Insofern be-
ziehen sich die Aussagen zu den relativen Effektstärken auf den totalen beziehungsweise eigenständigen 
Erklärungsbeitrag dieser Konzepte. 
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Die Struktur der öffentlichen Debatte in Deutschland wirft zudem die Frage auf, ob die 

intraindividuelle Konstellation bereichsspezifischer Grundhaltungen spezifische Aus-

wirkungen auf die Einstellungsbildung hatte. Wie geschildert führten die widersprüchli-

chen Implikationen von Antimilitarismus und Multilateralismus auf der Elitenebene zu 

einem latenten und zuweilen akuten Prinzipienkonflikt geführt, der die Entscheidungs-

findung über eine deutsche Beteiligung an multilateralen Militäreinsätzen für die ver-

antwortlichen Akteure extrem erschwerte. Lassen sich ähnliche Konfliktzustände auch 

bei den Bürgern feststellen? Diese Frage ist für außen- und sicherheitspolitische Einstel-

lungen, zumal deutsche, bislang nicht untersucht worden. Grundsätzlich lässt sich diag-

nostizieren, dass der Ableitungsprozess spezifischer Einstellungen aus Prädispositionen 

vergleichsweise unerforscht ist. So konstatiert Stanley Feldman (2003: 489), „[t]here is 

still little theory that specifies how values or value structures should be related to politi-

cal attitudes…While there may be a strong intuition about these relationships, there is 

no theory that generates such predictions”. Auf diesen blinden Fleck weist beispielswei-

se auch John Zaller hin, der gemeinsam mit Feldman eines der einflussreichsten Model-

le politischer Einstellungsbildung formuliert hat (Feldman und Zaller 1992; Zaller 

1992). Demnach sei eine Erweiterung des sogenannten RAS-Modells zu einem „Recei-

ve-Accept-Integrate-Sample“-Modell wünschenswert (Zaller 1992: 280-281).6 

Das RAS-Modell (Zaller 1992: 49) geht, ebenso wie beispielsweise das Werterwar-

tungsmodell der Einstellungsbildung (Fishbein & Ajzen 1975: 29), von einer kompensa-

torischen Bewertung des Einstellungsobjekts aus: Bei der Einstellungsbildung wird 

demnach aus allen Überlegungen, die in einer Bewertungssituation aktiviert werden, ein 

gewichteter Durchschnitt gebildet. Überlegungen, die eine negative Bewertung des Ob-

jekts implizieren, werden also verrechnet mit Überlegungen, die eine positive Bewer-

tung implizieren. Beispielsweise werden zwei Grundhaltungen, die gegensätzliche Be-

wertungen implizieren, beide – wenn auch möglicherweise mit unterschiedlichem Ge-

wicht – bei der Einstellungsbildung berücksichtigt. Diese Beschreibung des Einstel-

lungsbildungsprozesses ist aus psychologischer Sicht jedoch wenig realistisch. So legen 

etwa Befunde der Ambivalenz-Forschung nahe, dass sich aus widersprüchlichen Über-

legungen Wertekonflikte ergeben können, bei denen Bürger nicht in der Lage sind, eine 

Gesamtbewertung eines Objekts vorzunehmen (Alvarez und Brehm 2002). In diesen 

                                                 
6 Siehe für eine ausführliche Diskussion das folgende Kapitel 2. 
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Situationen erweisen sich Einstellungen als instabil und lassen sich mit dem RAS-

Modell und anderen einfachen Modellen der Einstellungsbildung nicht befriedigend 

erklären. Dabei weichen im Grunde auch die Ambivalenz-Theoretiker nicht von der 

Annahme einer kompensatorischen Entscheidungsstrategie ab. Denn aus der Schwierig-

keit, widersprüchliche Überlegungen abzuwägen, ergibt sich ja erst das Gefühl der Am-

bivalenz. Alternativ wäre eine nicht-kompensatorische Bewertung denkbar, bei der in 

einem ersten Schritt eine oder wenige Überlegungen ausgewählt werden – etwa weil 

ihnen ein höherer Stellenwert beigemessen wird oder sie sich leichter auf den Gegen-

stand beziehen lassen (Billings und Marcus 1983; Redlawsk und Lau 2013). Bei einem 

solchen Modus der Einstellungsbildung entstünden keine Konflikte zwischen Überle-

gungen, weil es Kriterien gäbe, mit denen diese in eine Hierarchie gebracht, die Wich-

tigste ausgewählt und andere ausgeschlossen werden können. Einstellungen zum Ein-

satz militärischer Mittel in Deutschland eignen sich besonders gut für die Analyse der 

Effekte gefühlter Ambivalenz, weil die Kontextbedingungen die Wahrscheinlichkeit 

erhöhen, dass die Bürger diese Sachfrage auf Grundlage potenziell widersprüchlicher 

Grundhaltungen bewerten (wollen) und sich deren Widersprüchlichkeit bewusst sind. 

Zudem kann angenommen werden, dass sich die relevanten Grundhaltungen leicht auf 

die Frage nach militärischen Auslandseinsätzen beziehen lassen und diese Sorte von 

Überlegungen somit auch von wenig interessierten und aufmerksamen Personen ange-

stellt werden kann (Goren 2001; Hurwitz und Peffley 1987). 

Jenseits dieser Spezialfragen der politischen Einstellungsbildung eignet sich der skiz-

zierte Politik- und Kommunikationswandel in Bezug auf die Auslandseinsätze der Bun-

deswehr, um zentrale Fragen der Repräsentationsforschung zu untersuchen. Sich für 

oder gegen den Einsatz militärischer Mittel zu entscheiden gehört zu den schwierigsten 

politischen Entscheidungen überhaupt, müssen sie doch meist teuer bezahlt werden. 

Umso wichtiger ist die demokratische Legitimation dieser Entscheidungen in Form der 

Unterstützung der Bevölkerung – schließlich gilt als Minimalkriterium der Qualität re-

präsentativer Demokratien, dass Regierungshandeln langfristig den Wünschen der Bür-

ger entspricht (Dahl 2000; Fuchs 1998; Pitkin 1967). Die Repräsentationsforschung 

untersucht die Mechanismen, durch die solche Kongruenz in liberalen Demokratien 

entstehen beziehungsweise aufrechterhalten werden kann. Demnach können sich die 

Regierenden nach den Wünschen der Bürger richten (Responsivität) oder sie überneh-

men die (Meinungs-)Führung und überzeugen die Bürger von der Richtigkeit solcher 

Maßnahmen, die von der Bevölkerung zunächst abgelehnt werden. Vor diesem Hinter-
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grund ist die Reaktion der Deutschen auf die Entwicklung der Bundeswehr zu einer 

Armee im Auslandseinsatz aus Sicht der Repräsentationsforschung von besonderem 

Interesse, weil diese kaum als responsives Verhalten der Regierenden auf einen Präfe-

renzwandel der Bürger interpretiert werden kann. Wie dargestellt, war der Politikwandel 

vor allem durch Druck von außen getrieben, nicht durch Druck von innen (durch die 

Bürger). Zumindest bis in die Anfangsphase des Afghanistaneinsatzes kann also unter-

sucht werden, in welchem Ausmaß politische Entscheidungsträger die Bevölkerung von 

der Richtigkeit einer Politik überzeugen konnten, die diese selbst nicht einforderte.7 

Soweit dies ohne Berücksichtigung der jeweiligen politischen Kommunikation über-

haupt entschieden werden kann, können militärische Auslandseinsätze als kaum durch 

technische Details gekennzeichnetes, leicht verständliches Thema gelten. Dies macht sie 

zu einem harten Testfall der Fähigkeit politischer Entscheidungsträger, die Bevölkerung 

von einem Politikwechsel zu überzeugen. 

 

1.2 Die konkreten Einsätze: Einzelfälle und Stationen einer Entwicklung 

Im empirischen Teil der Arbeit wird die Einstellungsbildung zu den Bundeswehr-

Einsätzen in Somalia, im Kosovo, in Afghanistan sowie zu dem 2002/2003 möglichen 

Einsatz im Irak untersucht. Hierbei handelt es sich um entscheidende Wegmarken der 

skizzierten Entwicklung des deutschen Einsatzes militärischer Mittel seit Ende des Kal-

ten Krieges. Gleichzeitig stellen die Einsätze separate Fälle dar, bei denen die Einstel-

lungsbildung unter Berücksichtigung der jeweils gegebenen Rahmenbedingungen be-

trachtet werden sollte. 

Der Einsatz in Somalia war der erste Einsatz, bei dem eine substanzielle Anzahl von 

Bundeswehr-Soldaten in ein Land jenseits der NATO-Grenzen geschickt wurde. Die 

politische Entscheidung für eine deutsche Beteiligung an diesem international geführ-

ten, UN-mandatierten Einsatz muss dabei vor dem Hintergrund sowohl der deutschen 

Weigerung, sich 1991 mit eigenen Truppen am Golf-Krieg zu beteiligen, als auch der 

                                                 
7 In Hinblick auf die aufgeworfene Frage, inwiefern Prinzipienkonflikte in der öffentlichen Debatte ent-
sprechende mentale Konfliktzustände bei den Bürgern hervorgerufen haben, ließe sich vermuten, dass für 
Bürger Antimilitarismus möglicherweise das wichtigere Prinzip war und sie erst durch die Überzeu-
gungsversuche von Seiten der politischen Entscheidungsträger in einen solchen Konfliktzustand versetzt 
wurden. Der wiederholte Verweis auf die Bündnispflichten könnte diesen dann – zumindest bis zur deut-
schen Weigerung einer Teilnahme am Irak-Krieg – wiederholt befeuert haben. 
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Kohl-Doktrin gesehen werden, laut der deutsche Truppen nicht in Gebieten eingesetzt 

werden sollten, die während des Zweiten Weltkriegs von der Wehrmacht besetzt waren. 

Diesem Prinzip zu folgen bedeutete, dass sich Deutschland nicht an der Bewältigung 

der Zerfallsprozesse im ehemaligen Jugoslawien beteiligen konnte. In der Lesart vieler 

Beobachter blieb der deutschen Regierung wenig anderes übrig, als deutsche Soldaten 

nach Somalia zu schicken, wollte man aufkommende Zweifel an der außenpolitischen 

Verlässlichkeit, Bündnisfähigkeit und Handlungsfähigkeit des wiedervereinigten 

Deutschlands ausräumen. Dass es sich bei diesem Einsatz tatsächlich um eine ver-

gleichsweise risikoarme Möglichkeit handelte, dies zu erreichen, dürfte die Entschei-

dung ebenfalls beeinflusst haben (Bierling 2014; Longhurst 2004; Philippi 1997). Ent-

sprechend wurde bei der Ausgestaltung der deutschen Mission darauf geachtet, die Ge-

fahr kriegerischer Auseinandersetzungen zu minimieren. Analog spielten in der öffentli-

chen Begründung des Einsatzes militärische oder sicherheitspolitische Überlegungen 

keine Rolle, sondern es wurde auf der einen Seite die humanitäre Dimension, auf der 

anderen Seite die Notwendigkeit betont, dass Deutschland seiner Verantwortung bei der 

Lösung internationaler Krisen gerecht werden müsse. 

Beim Einsatz im ehemaligen Jugoslawien 1999 spielten genuin militärische Aspekte 

dagegen eine zentrale Rolle, ging es hier doch (zunächst) darum, serbische Truppen aus 

dem Kosovo zurückzudrängen. Dies sollte mit Luftangriffen erreicht und so die Vertrei-

bung und Verfolgung albanisch-stämmiger Kosovaren gestoppt werden. In Deutschland 

war die Frage nach der Legitimität dieser Ziele ebenso wie die fehlende völkerrechtliche 

Legitimation Gegenstand einer heftigen innenpolitischen Debatte, die quer durch die 

politischen Parteien geführt wurde. Bei der Entscheidung der rot-grünen Bundesregie-

rung, Bundeswehr-Einheiten in den Luftkrieg im Kosovo zu schicken, spielten neben 

dem Argument der Schutzverantwortung angesichts schwerer Menschenrechtsverlet-

zungen wiederum die außenpolitische Verlässlichkeit und das Pflichtgefühl gegenüber 

den USA eine entscheidende Rolle. 

Die Entscheidung für den Einsatz in Afghanistan stand unter wiederum anderen Vorzei-

chen. Nach den Terroranschlägen des 11. September 2001 wurde der NATO-

Bündnisfall ausgerufen; die Bundesregierung erklärte ihre uneingeschränkte Solidarität 

mit Amerika. Obwohl die Bundeswehr nicht mit regulären Truppen an der Vertreibung 

der Taliban aus Afghanistan beteiligt war, stand ein substanzieller deutscher Beitrag zu 

der folgenden Stabilisierungsmission im Wesentlichen außer Frage und wurde von allen 

im Parlament vertretenen Parteien mit Ausnahme der PDS mitgetragen. Die vorrangin-
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gen operativen Ziele dieses Einsatzes waren dabei zunächst – ähnlich wie im Somalia-

Einsatz – Friedenssicherung und Wiederaufbau. Allerdings wurde das Risiko, bei der 

Ausführung auf Wiederstand zu stoßen und in Gefechte verwickelt zu werden, als un-

gleich höher eingeschätzt. Neu war zudem, dass die Präsenz deutscher Truppen in Af-

ghanistan in den Zusammenhang der Gewährleistung der Sicherheit in Deutschland ge-

stellt wurde. Mit dem vielzitierten Hinweis des damaligen Verteidigungsministers Peter 

Struck, Deutschlands Sicherheit werde auch am Hindukusch verteidigt, erhielt der Ein-

satz eine weitere Rechtfertigungsdimension, die in den vorigen Einsätzen keine Rolle 

gespielt hatte. In der Folgezeit wurden dann allerdings vor allem die Aspekte des gesell-

schaftlichen Wiederaufbaus in der öffentlichen Darstellung betont, was durch die relati-

ve Stabilität der nördlichen Region, in der die Bundeswehr stationiert war, ermöglicht 

und begünstigt wurde. Mit dem Wiedererstarken der Taliban verschlechterte sich jedoch 

die Sicherheitslage in Afghanistan und spätestens mit dem vom neugewählten U.S.-

Präsidenten Barack Obama eingeleiteten Strategie-Wechsel im Jahr 2008 wandelte sich 

auch die Bundeswehr-Mission von einem eher passiven Stabilisierungseinsatz zu akti-

ver Aufstandsbekämpfung. Die steigende Zahl von Gefechten, in die deutsche Soldaten 

verwickelt wurden, führte zu entsprechender medialer Aufmerksamkeit und sorgte da-

für, dass die genuin militärische Dimension des Einsatzes stärker in den Vordergrund 

trat. 

Der Irak-Fall im Jahr 2003 schließlich stellt in dieser Reihe nicht nur einen Sonderfall 

dar, weil sich Deutschland weder am Sturz Saddam Husseins noch an der Folgemission 

zur Friedenserhaltung mit Bundeswehr-Truppen beteiligte. Die deutsche Debatte über 

die Irak-Frage war vergleichsweise deutlich entlang parteipolitischer Linien strukturiert 

und der Prinzipienkonflikt wurde insofern expliziter als in den anderen Fällen, als die 

Forderungen des Bündnispartners USA kritisch hinterfragt wurden. Während Bundes-

kanzler Schröder bereits im Bundestagswahlkampf im Herbst 2002 eine deutsche Betei-

ligung kategorisch ausschloss und damit einen offenen Konflikt mit den Vereinigten 

Staaten auslöste, vermieden es die Vertreter der bürgerlichen Oppositionsparteien, dem 

Bündnispartner eine ähnlich rigorose Absage zu erteilen. Obwohl auch sie betonten, 

dass eine militärische Auseinandersetzung am Golf nur das letzte Mittel sein könne, 

zeigten sie doch eine größere Bereitschaft, an einem Waffengang teilzunehmen. Damit 

ergab sich die Situation, dass deutlich wahrnehmbare (wenn auch im Wahlkampf teil-

weise überspitzt dargestellte) parteipolitische Unterschiede in der relativen Wichtigkeit 

von Antimilitarismus und Atlantizismus vorlagen. Während das rot-grüne Lager bei der 
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Begründung ihrer Ablehnung ausschließlich auf ersteres verwies, spielte im schwarz-

gelben auch die Solidarität mit den Vereinigten Staaten eine Rolle.8 

Die Implikationen dieser Deutschland-spezifischen Kontextbedingungen für die Einstel-

lungsbildung werden in dieser Arbeit vor allem für Zeitpunkte analysiert, zu denen die 

politischen Entscheidungen über die Einsätze tatsächlich getroffen wurden oder als her-

ausragende Ereignisse einen gegebenen Einsatz medial salient gemacht haben. Nicht 

untersucht werden dagegen beispielsweise die Einstellungen zum KFOR-Einsatz der 

Bundeswehr, der als Folgemission des Kosovo-Kriegs während des ersten Jahrzehnts 

des 21. Jahrhunderts von Politik und Bevölkerung weitgehend unbeachtet durchgeführt 

wurde.9 Das Hauptargument für die genannte Schwerpunktsetzung ist, dass die öffentli-

che Meinung in solchen Perioden den größten Einfluss auf politisches Handeln hat. Dies 

gilt sowohl für die Partizipation der Bürger als auch für Sachfrageentscheidungen der 

Politiker. So zeigt eine zunehmende Zahl von Studien, dass außen- und sicherheitspoli-

tische Themen die Wahlentscheidung beeinflussen (Aldrich et al. 1989; Brooks et al. 

2010; Norpoth und Sidman 2007; Pötzschke et al. 2015; Rattinger 1990; Reifler et al. 

2011; Schoen 2004) und Politiker bei ihren Entscheidungen für oder gegen den Einsatz 

militärischer Mittel die öffentliche Meinung berücksichtigen (Jacobs und Page 2005; 

Jacobs und Shapiro 1999; Page und Shapiro 1983; Rattinger 1985; Schoen 2010; Sobel 

2001). Voraussetzung für diese Effekte ist jedoch, dass die Themen salient sind. Mit 

dieser Schwerpunktsetzung lässt sich zudem die Hypothese besonders überzeugend tes-

ten, dass außenpolitische Grundhaltungen die Hauptdeterminanten der deutschen Be-

völkerungseinstellungen waren. Starke Grundhaltungseffekte in Zeiten geringer Salienz 

des Themas wären nur ein schwaches Indiz dafür, dass diese Dispositionen im Ver-

gleich zu anderen Erklärungsfaktoren besonders einflussreich sind. Denn die Wirkung 

einsatzspezifischer Wahrnehmungen und parteipolitischer Loyalitäten hängt mutmaß-

lich stark davon ab, dass politische Entscheidungsträger Stellung beziehen und die Me-

                                                 
8 Ähnlich wie beim Kosovo-Einsatz spielte in der innenpolitischen Debatte über den Irak-Krieg auch die 
Frage des (fehlenden) UN-Mandats eine wichtige Rolle, wobei sich die unterschiedlichen Sichtweisen der 
Parteilager auch auf die Bewertung dieses Aspekts niederschlugen. Siehe hierzu die Ausführungen in 
Kapitel 6. 
9 Betrachtet man die zeitliche Entwicklung der öffentlichen Meinung zu diesem Einsatz (siehe Abbildung 
22 in Anhang C), zeigt sich eine bemerkenswerte Parallelität zu jener des Afghanistan-Einsatzes (siehe 
Abbildung 19 in Kapitel 7). Dies lässt vermuten, dass es sich bei den Reaktionen auf die Fragen nach dem 
KFOR-Einsatz um relativ flüchtige Bewertungen eines weitgehend unbekannten Objekts handelte, die 
nicht zuletzt von leicht zugänglichen Überlegungen bezüglich des Afghanistan-Einsatzes beeinflusst 
wurden. 
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dien darüber und über die Lage im Einsatzgebiet berichten. Dagegen kann angenommen 

werden, dass die Ableitung spezifischer Sachfrageorientierungen aus allgemeineren 

Grundhaltungen auch in Zeiten geringer Salienz für praktisch alle Bürger möglich ist, 

da es sich bei militärischen Auslandseinsätzen um ein eher leicht verständliches und 

wenig technisches Thema handelt.10 Ein strenger Test der Bedeutung grundhaltungsba-

sierter Einstellungsbildung setzt daher voraus, dass ganz unterschiedliche Informationen 

im Umfeld der Bürger verfügbar und die Bedingungen daher günstig dafür sind, dass 

die Einstellungen auf Grundlage alternativer Überlegungen gebildet werden. 

Nachteil dieser Strategie ist, dass langfristige Trends durch fallspezifische Aspekte 

überlagert werden können und daher schwieriger aufzudecken sind. Jenseits der Promi-

nenz der Prinzipien Antimilitarismus und Multilateralismus wiesen alle Bundeswehr-

Einsätze und die sie begleitenden öffentlichen Debatten weitere saliente Dimensionen 

auf. Bei dem Einsatz in Somalia waren dies beispielsweise verfassungsrechtliche Fra-

gen, die erst im Anschluss an diesen Einsatz mit dem Urteil des Bundesverfassungsge-

richts vom 12.7.1994 geklärt wurden; bei der Intervention der NATO im Kosovo waren 

die fehlende völkerrechtliche Legitimation in Form eines UN-Mandats und die Frage 

nach der Schutzverantwortung wichtige zusätzliche Aspekte. Es ist also davon auszuge-

hen, dass bei jedem der Einzelfälle weitere Faktoren eine Rolle spielten und die Bedeu-

tung der Grundhaltungen zum Antimilitarismus und Multilateralismus überlagerten oder 

mit ihr interagierten. Insofern ließe sich argumentieren, dass es besonders aufschluss-

reich wäre, die Einstellungsbildung an Zeitpunkten zu untersuchen, an denen die Deut-

schen gerade nicht mit direkten Überzeugungsbotschaften der politischen Entschei-

dungsträger und einsatzspezifischen Details konfrontiert waren, sondern die Einsätze 

quasi auf sich allein gestellt beurteilen mussten. Um diese Facette untersuchen zu kön-

nen, werden die Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz auch während ereignisärmerer 

                                                 
10 Die Idee, dass Bürger bereichsspezifische Grundhaltungen ohne große kognitive Anstrengungen für die 
Bildung spezifischerer Sachfrageorientierungen verwenden können, wurde vor allem von Hurwitz und 
Peffley (1987; Peffley und Hurwitz 1985) vorgebracht. Auch die Theorie symbolischer Einstellungen 
geht davon aus, dass mentale Repräsentationen bestimmter Objekte mit starken affektiven Ladungen 
verknüpft sind und diese Ladungen mühelos (und zum Teil unbewusst) auf andere Objekte übertragen 
werden (Sears 1993; Sears et al. 1980). Wenn die Sachfragen jedoch zu kompliziert oder obskur erschei-
nen, stehen möglicherweise überhaupt keine (symbolischen) Bewertungskriterien zur Verfügung – worauf 
Carmines und Stimson (1980) mit ihrer Unterscheidung einfacher und schwieriger Sachfragen hinweisen. 
Bei dem hier interessierenden Thema dürfte es sich aus Sicht der Bürger insofern um eine leicht verständ-
liche Sachfrage handeln, als diese im öffentlichen Diskurs zu keinem Zeitpunkt so technizistisch behan-
delt wurde, dass dabei nicht mehr offenkundig gewesen wäre, dass über den Einsatz militärischer Mittel 
diskutiert wurde.  
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Perioden untersucht (insgesamt 2001-2010). Dieser Einsatz bietet sich für eine derartige 

Analyse an, weil er den wichtigsten deutschen Auslandseinsatz darstellt und die Deut-

schen von diesem Einsatz zumindest gehört und eine ungefähre Vorstellung davon hat-

ten, worum es dabei ging (Fiebig 2011, 2012). Der Wandel der Aufgaben von der Frie-

denssicherung zur Aufstandsbekämpfung und der damit einhergehenden öffentlichen 

Debatte, der im Zeitraum 2007-2009 stattfand, bieten zudem die Möglichkeit, die Im-

plikationen des vorgeschlagenen Modells auch in der zeitlichen Perspektive zu untersu-

chen. 

 

1.3 Vorgehensweise und Aufbau der Arbeit 

Die weitere Arbeit umfasst sieben Kapitel. Im folgenden Kapitel 2 wird zunächst ein 

theoretisches Modell entwickelt, das den politischen Diskurs über die handlungsleiten-

den Prinzipien deutscher Außenpolitik mit grundhaltungsbasierter Einstellungsbildung 

verknüpft. Am Ende des Kapitels werden allgemeine Hypothesen formuliert, die im 

empirischen Teil der Arbeit spezifiziert und überprüft werden. Kapitel 3 befasst sich mit 

der Frage, wie diese Hypothesen in Anbetracht der Datenlage untersucht werden kön-

nen. Im Fokus steht hierbei die Messung der Grundhaltungen und ihrer Konstellation. 

Wenn in den verwendeten Umfragedaten keine Instrumente zur Verfügung stehen, die 

eigens zur Messung der Grundhaltungen entwickelt wurden, müssen weniger inhaltsva-

lide Indikatoren verwendet werden. Um beurteilen zu können, wie problematisch diese 

tatsächlich sind, sollen sie in Kapitel 3 aus messtheoretischer Sicht untersucht werden. 

Dies geschieht auf Grundlage von Umfragedaten, die sowohl die inhaltsvaliden als auch 

die (mutmaßlich) problematischeren Indikatoren enthalten, so dass ein direkter Ver-

gleich der Messergebnisse möglich ist. 

In den Kapiteln 4 bis 7 werden die Effekte der Grundhaltungen und ihrer Konstellation 

anhand der vier Fälle untersucht, die im vorigen Abschnitt bereits kurz beschrieben 

wurden. Jedes der Kapitel stellt eine Fallstudie dar, in der die Einstellungen zu einem 

spezifischen Einsatz analysiert werden. Die fallweise Gliederung bietet sich an, da die 

öffentlichen Debatten über die Entsendung der Bundeswehr stets eng mit dem jeweili-

gen spezifischen Konfliktfall verknüpft waren und unter den Eindrücken der bereits 

absolvierten (oder noch andauernden) deutschen Auslandseinsätze stattfanden. Jedes 

Kapitel beginnt mit der Beschreibung der relevanten Kontextmerkmale, um dann aus 

dem bereits skizzierten Modell der Einstellungsbildung fallspezifische Hypothesen über 
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die (relative) Bedeutung der Grundhaltungen abzuleiten. Nachdem die jeweils verfügba-

ren Daten und Messinstrumente beschrieben wurden, werden die Hypothesen getestet. 

In einem letzten Abschnitt am Ende der Kapitel werden die Ergebnisse zusammenge-

fasst, zu den Befunden der vorangegangen Kapitel in Beziehung gesetzt und ihre Impli-

kationen für das theoretische Modell dieser Arbeit diskutiert. 

In Kapitel 4 werden zunächst die Einstellungen zum Einsatz in Somalia analysiert, bei 

dem deutsche Soldaten 1993 im Auftrag der UN zur Friedenssicherung zwischen Bür-

gerkriegsparteien beitragen sollten. Kapitel 5 wendet sich der Militärintervention der 

NATO im Kosovo zu, an der sich Deutschland 1999 trotz des fehlenden UN-Mandats 

beteiligte und die den ersten Kampfeinsatz deutscher Truppen nach dem Ende des Zwei-

ten Weltkriegs darstellte. Im folgenden Kapitel 6 werden die Einstellungen der Deut-

schen zu einem möglichen Einsatz im Irak im Jahr 2003 analysiert. Hier wird von der 

chronologischen Betrachtung abgewichen, da im Anschluss und zum Abschluss der 

Bundeswehr-Einsatz in Afghanistan betrachtet werden soll. Der Irak-Fall wird zuerst 

analysiert, da er sich in einem kurzen zeitlichen Rahmen abspielte, während das deut-

sche Engagement in Afghanistan mehr als ein Jahrzehnt andauerte und genau diese 

langfristige Perspektive in Kapitel 7 eine wichtige Rolle spielen soll. 

Im abschließenden Kapitel 8 werden die Ergebnisse zusammengefasst, Implikationen 

diskutiert und auf Probleme, Einschränkungen und verbleibende offene Fragen verwie-

sen, die in zukünftiger Forschung zu klären sind.  
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2. Theoretische Analyse: Einstellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundes-

wehr 

Ziel dieses Kapitels ist es, ein theoretisches Modell zu entwickeln, das die Einstellungs-

bildung der deutschen Bevölkerung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr mit dem 

öffentlichen Diskurs über diesen Gegenstand verknüpft. Außerdem soll das Modell die 

Implikationen einer simultanen Aktivierung widersprüchlicher Grundhaltungen für die 

Einstellungsbildung beschreiben. Um diese Ziele zu erreichen, teilt sich das folgende 

Kapitel in drei Abschnitte. Zunächst wird die Kontextebene weitgehend ausgeklammert 

und die grundlegenden theoretischen Bausteine der (individual-)psychologischen Ein-

stellungsforschung beschrieben. Dies sind die kognitive Architektur (Lang- und Kurz-

zeitgedächtnis) sowie zwei Informationsverarbeitungsprozesse, die innerhalb dieser 

Architektur ablaufen und in der Einstellungsforschung eine herausragende Rolle spielen 

(gedächtnisbasierte Einstellungsbildung vs. Online-Modell). Es wird begründet, warum 

die gedächtnisbasierte Einstellungsbildung in Anbetracht des hier interessierenden Ein-

stellungsobjekts eine geeignetere Grundlage für die weitere Modellentwicklung dar-

stellt. Daran anschließend wird ein einfaches Modell der politischen Einstellungsbil-

dung entwickelt, das das Informationsumfeld der Bürger mit der individuellen Einstel-

lungsbildung verknüpft und damit die grundlegenden Bausteine der gedächtnisbasierten 

Einstellungsbildung identifizierbar macht. Da die öffentliche Debatte über alle Aus-

landseinsätze stets um die Prinzipien Antimilitarismus und Atlantizismus kreiste, sollten 

die Grundhaltungen der Bürger zu diesen Prinzipien die entscheidenden Erklärungsfak-

toren der Einstellungen darstellen. Im letzten Abschnitt wird diskutiert, wie Einzelüber-

legungen zu Gesamtbewertungen weiterverarbeitet werden und inwiefern das Vorliegen 

bestimmter Grundhaltungskonstellationen diesen Prozess beeinflussen kann. Es wird 

argumentiert, dass die Berücksichtigung dieser Konstellationen dazu beiträgt, die Ein-

stellungsbildung besser zu verstehen, weil sie beispielsweise den Blick auf die Frage 

lenkt, ob die zum Teil heftigen öffentlichen Konflikte über die Prinzipien deutscher 

Außenpolitik zu ähnlich konflikthaften, mentalen Zuständen bei den Bürgern geführt 

haben. 
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2.1 Grundlegende Konzepte: Kognitive Architektur, Informationsverarbeitung 
und Einstellungen 

Einstellungsbildung ist ein mentaler Prozess, bei dem verschiedene kognitive Strukturen 

eine Rolle spielen. Involviert sind sowohl das Arbeits- als auch das Langzeitgedächtnis, 

wobei letzteres in einen deklarativen und einen impliziten Teil unterteilt werden kann. 

Das Arbeitsgedächtnis ist der Ort, an dem bewusste Informationsverarbeitungsprozesse 

ablaufen. Dort werden mentale Repräsentationen aktiv gehalten und weiterverarbeitet 

(Gluck et al. 2010: 177-178). Die Kapazität des Arbeitsgedächtnisses ist begrenzt, die 

meisten Menschen sind mehr als gefordert, wenn sie sieben Elemente simultan verarbei-

ten sollen (Miller 1956). Um mentale Repräsentationen so zu erhalten, dass sie in Zu-

kunft ins Bewusstsein (Arbeitsgedächtnis) zurückgerufen werden können, müssen sie 

im deklarativen Langzeitgedächtnis abgelegt werden (Squire 2004: 173). Die im Lang-

zeitgedächtnis abgespeicherten Elemente sind in assoziativen Bedeutungsnetzen organi-

siert, es können also inhaltliche Verbindungen zwischen ihnen bestehen. Zwischen wel-

chen Elementen im Einzelnen Assoziationen bestehen, variiert von Person zu Person 

und ergibt sich sowohl aus kontextuellen als auch aus individuellen Faktoren (Lodge 

und Taber 2000; Taber 2003: 443-444). Neben den kognitiven Elementen des deklarati-

ven Langzeitgedächtnisses können in einem parallel arbeitenden Teilsystem des nicht-

deklarativen Langzeitgedächtnisses Affekte abgespeichert werden (Squire 2004: 173), 

die mit den korrespondierende Elementen im deklarativen Gedächtnis verknüpft sind. 

Als Affekt wird hier die Bewertung des Elements auf einer Valenz-Dimension (positiv-

negativ) verstanden (Eagly und Chaiken 1993: 11). 

Abbildung 1 stellt einen Ausschnitt eines fiktiven Assoziationsnetzes dar. Die schwar-

zen Kreise repräsentieren die im Langzeitgedächtnis gespeicherten kognitiven Elemen-

te, etwa „Afghanistan-Einsatz“, „Krieg“ und „Angela Merkel“. Zwischen einigen dieser 

Elemente bestehen Assoziationen, hier dargestellt als durchgezogene Verbindungslinien 

zwischen den schwarzen Kreisen. So glaubt die Person, deren Assoziationsnetz hier 

dargestellt wird, beim Afghanistan-Einsatz handele es sich um einen Krieg, der von 

Angela Merkel verantwortet wird.11 Mit den grauen Kreisen werden die affektiven Be-

wertungen dargestellt; die Beispielperson hat für das Element „Krieg“ also einen nega-

                                                 
11 Aus Gründen der Übersichtlichkeit werden die inhaltlichen Implikationen der Assoziationen hier nicht 
grafisch dargestellt. Möglich wäre dies etwa mit Hilfe von Plus- und Minus-Zeichen an den jeweiligen 
Verbindungslinien (Lodge und Taber 2000: 192). 
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zwischen Elementen bei der (sich ausbreitenden) Aktivierung zusammenspielen, wird in 

Abbildung 2 am Beispiel der Elemente „Afghanistan-Einsatz“, „Krieg“ und „Angela 

Merkel“ weiter verdeutlicht. Wird das Element „Afghanistan-Einsatz“ im Arbeitsge-

dächtnis jener Person aktiviert, deren Assoziationsnetz oben beschrieben wurde, ver-

breitet sich die Aktivierung entlang der Assoziationen, die im Langzeitgedächtnis exis-

tieren. Wie bereits beschrieben, ist die chronische Zugänglichkeit des Elements „Angela 

Merkel“ bei dieser Person größer als die des Elements „Krieg“. Ersteres bedürfte daher 

eines geringeren Stimulus als letzteres, um vom Langzeitgedächtnis ins Arbeitsgedächt-

nis gerufen zu werden. Vom Element „Afghanistan-Einsatz“ geht jedoch ein stärkerer 

Stimulus für „Krieg“ aus als für „Angela Merkel“, da die Assoziation zwischen „Af-

ghanistan-Einsatz“ und „Krieg“ stärker ist als jene zwischen „Afghanistan-Einsatz“ und 

„Angela Merkel“. In diesem Beispiel wird das Element „Krieg“ somit hinreichend ange-

regt, um aus dem Langzeitgedächtnis in das Arbeitsgedächtnis zu springen, das Element 

„Angela Merkel“ dagegen nicht. 

Die chronische Zugänglichkeit eines Elements und seiner affektiven Ladung ist abhän-

gig von verschiedenen Faktoren. Dazu zählen die Zeitspanne, die seit der letzten Akti-

vierung vergangen ist (Zaller 1992: 48), die Häufigkeit, mit der es in der Vergangenheit 

aktiviert wurde (Fazio 1995: 252), die Anzahl mentaler Repräsentationen, die mit einem 

Element verknüpft sind (Higgins und King 1981), und die subjektive Wichtigkeit 

(Krosnick 1988: 197; Lavine et al. 1996: 294).14 Das Informationsumfeld beeinflusst all 

diese Faktoren und auch die Assoziationsstärke zwischen den mentalen Repräsentatio-

nen (Lavine et al. 1996: 308; Zaller 1992: 48). Je wichtiger – salienter – ein Thema im 

öffentlichen Diskurs ist, je mehr Informationen zu einem Objekt im Umfeld des Indivi-

duums verfügbar sind, desto wahrscheinlicher ist, dass es häufig aktiviert wird. Gleich-

zeitig reduziert sich die durchschnittliche Zeitspanne, die seit der letzten Aktivierung 

vergangen ist. Zudem ist dann die Wahrscheinlichkeit größer, dass verschiedene Aspek-

te dieses Objekts diskutiert werden, so dass Assoziationen mit einer Vielzahl anderer 

Objekte entstehen beziehungsweise sich deren Assoziationsstärke erhöht.15 

                                                 
14 Die subjektiv empfundene Wichtigkeit einer kognitiven Repräsentation zu einem gegebenen Zeitpunkt 
wird auch als Salienz bezeichnet (Krosnick 1988: 196-197). Neben dieser Verwendung des Ausdrucks in 
der Einstellungspsychologie wird Salienz in der Kommunikationsforschung verwendet, um die Wichtig-
keit eines Themas im öffentlichen Diskurs zu bezeichnen. 
15 Notwendige Voraussetzung hierfür ist natürlich, dass das Informationsumfeld von den Bürgern über-
haupt wahrgenommen wird. Je aufmerksamer ein Bürger den öffentlichen Diskurs verfolgt, desto zugäng-
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Innerhalb dieser kognitiven Architektur läuft die Einstellungsbildung und -aktivierung 

ab. In der Forschung werden zwei unterschiedliche Modelle der Informationsverarbei-

tung besonders intensiv diskutiert.16 Das eine wird als Online-Modell der Einstellungs-

bildung bezeichnet, das andere als gedächtnisbasiertes Modell (Fazio 2007: 619; Lavine 

2002: 227; Taber und Young 2013: 527). Der entscheidende Unterschied zwischen bei-

den besteht darin, dass ersteres davon ausgeht, dass affektive Gesamtbewertungen eines 

Objekts im impliziten Langzeitgedächtnis abgespeichert sind und abgerufen werden 

können. Nach diesem Verständnis handelt es sich (nur) bei den im Langzeitgedächtnis 

abgespeicherten Ladungen um „Einstellungen“ (Fazio 2007). Der Anwendungsbereich 

des gedächtnisbasierten Modells bezieht sich dagegen auf Situationen, in denen kein 

Affekt gegenüber einem Objekt vorliegt und dieser erst im Moment des Kontakts gebil-

det wird. Nach dieser Vorstellung sind „Einstellungen“ also affektive Gesamtbewertun-

gen eines Objekts, die das Ergebnis eines Konstruktionsprozess darstellen. Im Folgen-

den wird zunächst das Online-Modell kurz charakterisiert und dann argumentiert, wa-

rum seine Annahmen bei Bewertungen von Auslandseinsätzen der Bundeswehr nicht 

zutreffen dürften. Dann wird das gedächtnisbasierte Modell der Einstellungsbildung 

beschrieben. 

Das Online-Modell nimmt an, dass affektive Bewertungen zu fast allen politischen Ob-

jekten im impliziten (nicht-deklarativen) Langzeitgedächtnis gespeichert sind. Begeg-

nen Personen einer neuen Information über ein solches Objekt, wird die korrespondie-

rende, momentan vorliegende Ladung ins Arbeitsgedächtnis gerufen, entsprechend der 

evaluativen Implikation der fraglichen Information aktualisiert und dann erneut abge-

speichert (Lodge et al. 1989; Lodge et al. 1995; McGraw et al. 1990). Die Information, 

die diesen Prozess ausgelöst hat, wird dagegen verworfen. Damit gleichen Einstellun-

gen in diesem Modell einer laufenden Rechnung (running tally), auf der der gegenwär-

tige (Zwischen-)Stand sichtbar ist, frühere Summen oder einzelne Posten jedoch nicht 

                                                 

licher werden genau jene kognitiven Elemente sein, die dort momentan diskutiert werden. Dagegen ist bei 
einer politisch wenig involvierten Person nicht zu erwarten, dass die mental leicht zugänglichen Elemente 
mit jenen korrespondieren, die im Umfeld dieser Person häufig anzutreffen sind. 
16 Taber und Young (2013: 528) weisen zu Recht darauf hin, dass die beiden theoretischen Ansätze sich 
nicht ausschließen, und warnen vor einer holzschnittartigen, idealisierenden Gegenüberstellung. Wenn im 
Folgenden die Unterschiede stärker betont werden als die Gemeinsamkeiten und Komplementarität, ge-
schieht dies vor dem Hintergrund des hier interessierenden Anwendungsbereichs, der mit seinen spezifi-
schen Randbedingungen diese Unterschiede stärker in den Vordergrund treten lässt. 
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ausgewiesen werden. Einstellungen können nach dieser Vorstellung aus dem nicht-

deklarativen Langzeitgedächtnis abgerufen werden, wann immer dies notwendig ist.17 

Es gibt eine Reihe von Gründen anzunehmen, dass die wenigsten Deutschen über vor-

gefertigte Einstellungen zu Auslandseinätzen der Bundeswehr verfügen, wie es das On-

line-Modell vorsieht. In der Anfangsphase, wenn Diskussionen über einen möglichen 

Einsatz aufkommen, können die Bürger noch gar keine affektive Haltung abgespeichert 

haben, weil sie diesem Objekt zuvor nie begegnet sind. Doch auch im weiteren Verlauf 

des politischen Entscheidungsprozesses, beziehungsweise des Einsatzes selbst, dürften 

die wenigsten Bürger abrufbare Einstellungen aufweisen, weil sie sich nicht hinreichend 

für das Thema interessieren und sich nicht damit beschäftigen (z.B. Fiebig 2011). In der 

Vergangenheit gebildete Bewertungen dürften nicht abgespeichert worden sind oder die 

Assoziationsstärke zwischen der mentalen Repräsentation des Einsatzes im deklarativen 

Langzeitgedächtnis und der affektiven Ladung im impliziten Teil ist nicht hinreichend 

stark sein, dass letztere aktiviert würde (Lavine 2002: 235; Zaller 1992: 278-279). All-

gemein lässt sich gegen das Online-Modell anführen, dass es nicht in der Lage ist, die 

Instabilität zu erklären, die sich bei Wiederholungsbefragungen immer wieder im Ant-

wortverhalten der Teilnehmer zu politischen Sachfragen zeigt und nicht allein auf Reli-

abilitätsprobleme der Messung zurückgeführt werden kann (Zaller 1992: 279).18 

Im Gegensatz zum Online-Modell geht das gedächtnisbasierte Modell der Einstellungs-

bildung davon aus, dass Bürger Einstellungen in dem Moment bilden, in dem sie mit 

einem Objekt konfrontiert werden. Einstellungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 

sind dann das Ergebnis eines Informationsverarbeitungsprozesses, bei dem Gründe für 

die Zustimmung oder Ablehnung dieser Sachfrage (automatisch) aus dem Gedächtnis 

abgerufen und zu einer Gesamtbewertung zusammengefasst werden (Alvarez und 

                                                 
17 Wie beispielsweise Coronel (2012) anmerkt, spielt das (Langzeit-)Gedächtnis also auch im Online-
Modell eine herausragende Rolle – nicht das deklarative, aber das implizite. Die Bezeichnungen gedächt-
nisbasiertes und Online-Modell werden hier aufgrund ihrer Tradition in der politischen Psychologie und 
Einstellungsforschung verwendet. Inhaltlich sind sie irreführend. Klarer wäre beispielsweise die Unter-
scheidung „deklarativer“ und „impliziter“ gedächtnisbasierter Modelle der Einstellungsbildung (Coronel 
et al. 2012: 3). 
18 Bargh et al. (1992: 907) präsentieren Befunde, aus denen sie schließen, dass affektive Ladungen zu fast 
allen sozialen und nicht-sozialen Einstellungsobjekten vorliegen und automatisch aktiviert werden. In 
ihren empirischen Analysen berücksichtigen sie jedoch keine politischen Sachfragen. Zu den Objekten, 
die politischen Sachfragen am Nächsten kommen, zählen „Rezession“, „Steuern“ und „Krieg“. Noch 
stärker scheinen diese Objekte jedoch politische Prädispositionen zu repräsentieren. Dass Bürger über 
derartige allgemeinere Präferenzen verfügen ist unstrittig und sagt wenig aus über die Einstellungsbildung 
zu politischen Sachfragen.  



2. Theoretische Analyse: Einstellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 23 
 
 

 

Brehm 2002: 16-17; Zaller 1992: 49-50). Diese Überlegungen – die Gründe, die Zu-

stimmung oder Ablehnung einer (politischen) Position implizieren – sind somit “a com-

pound of cognition and affect – that is, a belief about an object and an evaluation of the 

belief” (Zaller 1992: 40). Einstellungsbildung lässt sich dann in einer einfachen Funkti-

on als gewichtete Zusammenfassung zustimmender und ablehnender Überlegungen be-

schreiben (Chong und Druckman 2007b: 107; siehe klassisch Fishbein und Ajzen 1975; 

Zaller und Feldman 1992: 586): 

A = F(ci, wi). 

Die Einstellung (A) ergibt sich durch die Integration der aktivierten Einzelbewertungen 

(c) einer Anzahl (i) unterschiedlicher Attribute des Einstellungsobjekts, die entspre-

chend ihrer subjektiven Wichtigkeit (wi) in die Gesamtbewertung eingehen. 

In diesem Abschnitt wurde argumentiert, dass wenige Bürger über vorgefertigte Einstel-

lungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr verfügen und daher das gedächtnisbasier-

te Modell für diesen Anwendungsbereich angemessener ist. Die zentrale Idee des ge-

dächtnisbasierten Modells ist, dass Einstellungen situativ aus der Menge verfügbarer 

Einzelüberlegungen gebildet werden, die im Moment der Einstellungsbildung aus dem 

Langzeitgedächtnis ins Arbeitsgedächtnis gerufen werden können. Im folgenden Ab-

schnitt wird das allgemeine gedächtnisbasierte Modell nun auf die Einstellungsbildung 

der Deutschen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr angewendet und spezifiziert. Da-

bei wird herausgearbeitet, dass bereichsspezifische Grundhaltungen die entscheidende 

Quelle der Überlegungen sein dürften, die die Deutschen zur Einstellungsbildung nut-

zen. Es wird argumentiert, dass neben konzeptspezifischen Eigenschaften vor allem der 

deutsche (Informations-)Kontext dafür verantwortlich ist und letzterer zudem die relati-

ve Bedeutung einzelner Grundhaltungen beeinflusst. 

 

2.2 Ein theoretisches Modell: Grundhaltungen und Einstellungen zu Auslands-
einsätzen in unterschiedlichen Informationskontexten 

Will man spezifische Einstellungen im Rahmen des gedächtnisbasierten Modells erklä-

ren, muss man die mentalen Repräsentationen identifizieren, die aus dem Langzeitge-

dächtnis ins Kurzzeitgedächtnis gerufen werden und dann Grundlage der weiteren Ein-

stellungsbildung sind. Wie im vorigen Abschnitt beschrieben, hängt die Aktivierung 

zum einen von der Assoziationsstärke zwischen dem Einstellungsobjekt und der fragli-
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chen mentalen Repräsentation sowie deren chronischer Zugänglichkeit ab. Ein allge-

meines sowie ein kontextspezifisches – ein für Deutschland spezifisches – Argument 

sprechen dafür, dass außen- und sicherheitspolitische Grundhaltungen die entscheidende 

Quelle von Überlegungen sind, auf deren Grundlage die Deutschen ihre Einstellungen 

zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr bilden. Bevor diese vorgebracht werden, soll 

definiert werden, was hier unter Grundhaltungen verstanden wird, wie sie in die ge-

dächtnisbasierte Einstellungsbildung eingehen und welche Grundhaltungen in der au-

ßen- und sicherheitspolitischen Einstellungsforschung bislang berücksichtigt wurden. 

Mit bereichsspezifischen Grundhaltungen sind hier allgemeine Präferenzen darüber ge-

meint, welchen allgemeinen Prinzipien politische Entscheidungen in einem gegebenen 

Politikbereich folgen sollten (Hurwitz und Peffley 1987: 63). Sie stellen politische Wer-

torientierungen dar, also allgemeine Konzeptionen des Wünschenswerten (Kluckhohn 

1951) in einem bestimmten Politikbereich. Es wird davon ausgegangen, dass Grundhal-

tungen – wie allgemeine Wertorientierungen auch – mental stark repräsentiert sind und 

hohe affektive Ladungen aufweisen. Diese Eigenschaften sorgen dafür, dass sie relativ 

stabil und leicht aktivierbar sind.19 Die grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung geht 

davon aus, dass sie als allgemeine Maßstäbe situationsübergreifend genutzt werden, um 

spezifische politische Sachfragen zu beurteilen (Feldman 1988; Hurwitz und Peffley 

1987). In der außen- und sicherheitspolitischen Einstellungsforschung werden Grund-

haltungen zu drei Prinzipien(-paaren) diskutiert, die den Bevölkerungseinstellungen zu 

Sachfragen dieses Bereichs Struktur verleihen (Chittick et al. 1995; Chittick und 

Freyberg-Inan 2001; Hinckley 1992; Holsti 1979; Rathbun 2007; Wittkopf 1990). Das 

erste betrifft das Ausmaß der internationalen Involvierung. Während Isolationisten eine 

starke Involvierung des eigenen Landes in weltpolitische Angelegenheiten prinzipiell 

ablehnen, befürworten Internationalisten eine aktive Beteiligung an der internationalen 

Politik (Isolationismus – Internationalismus). Das zweite betrifft die Mittel der Außen-

politik. Militaristisch orientierte Bürger befürworten den Einsatz militärischer Mittel bei 

der Verfolgung politischer Ziele, während Antimilitaristen dieses Instrument katego-

                                                 
19 Bei der Verwendung des Konzepts in der politischen Einstellungsforschung ist nicht immer klar, ob es 
sich hierbei um definitorische Merkmale oder Eigenschaften handelt, in denen „Grundhaltungen“ empi-
risch variieren können. Hier wird letztere Perspektive eingenommen. „Grundhaltungen“ unterscheiden 
sich definitorisch also von anderen „Haltungen“ (wie z.B. Einstellungen zu politischen Sachfragen), als 
sie sich auf eine bestimmte Menge an Objekten – allgemeine Prinzipien – beziehen. Jenseits der Definiti-
on wird angenommen, dass Grundhaltungen, insbesondere in Deutschland, empirisch die genannten Ei-
genschaften aufweisen. 
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risch ablehnen (Militarismus – Antimilitarismus). Schließlich geht es um das Verhältnis 

zu anderen Akteuren des internationalen Systems. Unilateralisten präferieren eine 

selbstbestimmte Außen- und Sicherheitspolitik, die unabhängig von anderen Akteuren 

des internationalen Systems formuliert wird. Multilateralisten befürworten dagegen Ko-

operation mit anderen Akteuren und sind bereit, deren Präferenzen bei der eigenen Ent-

scheidungsfindung zu berücksichtigen beziehungsweise kollektiv getroffene Entschei-

dungen mitzutragen (Unilateralismus – Multilateralismus).  

Multilateralismus kann theoretisch in zwei Formen auftreten, die sich darin unterschei-

den, mit welchen Akteuren genau kooperiert werden und in welcher Form dies gesche-

hen soll (Baumann 2006; Keohane 1990; Ruggie 1993). Der letztgenannte Aspekt be-

zieht sich vor allem auf die Frage, ob außenpolitische Entscheidungen in einem geregel-

ten Prozess ausgehandelt werden sollen. Insbesondere die Vereinten Nationen sehen 

einen solchen geregelten Prozess der Entscheidungsfindung vor, durch den die anarchi-

sche, machtorientierte Logik der internationalen Beziehungen überwunden werden soll. 

Diese Form des Multilateralismus zu präferieren heißt somit, die Verrechtlichung dieses 

Politikbereichs und die damit einhergehenden Einschränkungen der Handlungsfreiheit 

des eigenen Landes zu akzeptieren, eine zentrale Rolle der Vereinten Nationen zu be-

fürworten und eine machtbasierte Form der Interaktion zwischen Staaten abzulehnen. 

Die andere Spielart des Multilateralismus zielt auf die gemeinsame Entscheidungsfin-

dung mit Verbündeten. Hierbei steht also die Kooperation mit Ländern Vordergrund, 

die ähnliche Ziele verfolgen und freundschaftliche Beziehungen zueinander pflegen. In 

der grundhaltungsbasierten Einstellungsforschung haben Asmus und Kollegen (2005) 

eine Spezifikation dieses Typs vorgeschlagen, die auf die Haltungen gegenüber der 

transatlantischen Kooperation abzielt. Deutsche mit geringer transatlantischer Orientie-

rung befürworten demnach eine unabhängige Außenpolitik Deutschlands und stehen 

transatlantischen Koordinationsbemühungen skeptisch gegenüber. Eine starke transat-

lantische Orientierung impliziert dagegen die Bereitschaft, Bündnispolitik ein Primat 

einzuräumen, U.S.-amerikanischer Führung zu folgen und eine entsprechende Be-

schränkung der eigenen Handlungsfreiheit zu akzeptieren (Anti-Atlantizismus – Atlan-

tizismus).20 

                                                 
20 Um der Kürze willen wird im Folgenden meist der jeweils zweite genannte Endpunkt verwendet, um 
auf die fragliche Dimension zu verweisen. Die „Grundhaltung zum Antimilitarismus“ beschreibt somit 
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Der allgemeine Grund, dass diese Grundhaltungen eine bedeutende Rolle bei der Ein-

stellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr spielen, liegt in dem geringen 

kognitiven Aufwand und der Voraussetzungslosigkeit ihrer Verwendung bei der Ein-

stellungsbildung. Genau dies ist der Ausgangspunkt für Hurwitz und Peffley (1987; 

Peffley und Hurwitz 1985) in ihren grundlegenden Beiträgen zur grundhaltungsbasier-

ten Einstellungsbildung. Dort charakterisieren sie Bürger als „cognitive misers“, denen 

die kognitiven Ressourcen (Motivation und Fähigkeiten) fehlen, sich über Sachfragen 

dieses Bereichs im Detail zu informieren. Demnach verfügen sie schlicht nicht über die 

notwendigen Informationen, um Einstellungen auf Grundlage objektspezifischer Über-

legungen zu bilden. Dagegen ermöglicht es der Abgleich spezifischer politischer Positi-

onen mit allgemeinen außen- und sicherheitspolitischen Prinzipien, auch ohne derarti-

ges Spezialwissen begründete Bewertungen vorzunehmen und affektive Haltungen aus-

zubilden.21 

Gerade für den Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik ist die Charakterisierung des 

Bürgers als „cognitive miser“ treffend. Zwar haben politische Entscheidungen in diesem 

Bereich weitreichende Konsequenzen. Für die Bevölkerung sind diese jedoch oft 

schwer zu erfassen, da sie in ihrer Alltagswelt nicht direkt erfahrbar sind. Ob die Bun-

deswehr aus Afghanistan abgezogen wird oder die Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik etablieren, für die wenigsten 

Bürger stehen die Konsequenzen dieser Entscheidungen in direktem Zusammenhang 

mit ihrem täglichen Leben. Zudem sind Bürger – möglicherweise gerade weil diese 

Themen ihrem Alltag entrückt sind – an diesem Politikfeld besonders uninteressiert und 

verfügen über noch weniger außen- und sicherheitspolitisches Wissen als über andere 

Politikbereiche (Fiebig 2011; Fiebig und Pietsch 2009; Maier et al. 2009). 

                                                 

die Position einer Person auf dem Kontinuum zwischen (extremem) Militarismus und (extremem) Anti-
militarismus. Gleichzeitig werden die Ausdrücke jedoch auch verwendet, um eine bestimmte Position 
(oder einen bestimmten Bereich) auf den Dimensionen zu bezeichnen. Beispielsweise werden Personen 
mit vergleichsweise zustimmenden Haltungen zum Prinzip des Atlantizismus als „Atlantizisten“ bezeich-
net; ein „negativer Effekt von Antimilitarismus auf die Unterstützung eines Auslandseinsatzes“ bedeutet, 
dass stärkere Zustimmung zum Prinzip des Antimilitarismus zu negativeren Bewertungen des Einsatzes 
führt. 
21 Weil diese Form der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung (oft) relativ einfach anzuwenden ist 
und wenige Informationen voraussetzt, wird sie meist als eine Unterart der heuristischen Einstellungsbil-
dung verstanden (z. B. Lupia 1994; Popkin 1991; Sniderman et al. 1991). Wie in der Forschung zu 
internen Wertekonflikten gezeigt wurde (z B. Alvarez und Brehm 2002), die unten noch ausführlich 
beschrieben wird, ist grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung jedoch nicht immer schnell und mit 
geringem Aufwand zu leisten. 
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Wenn sich Bürger im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik so wenig auskennen, 

bringen sie überhaupt die schon geringen Voraussetzungen mit, eine grundhaltungsba-

sierte Einstellungsbildung vorzunehmen? Neben der theoretisch (aber nicht empirisch!) 

trivialen Voraussetzung, dass Bürger überhaupt Grundhaltungen im Sinne der Definiti-

on aufweisen, bestehen weitere Bedingungen darin, dass die Prinzipien für die Bewer-

tung einer gegebenen Sachfrage als relevant erachtet und Implikationen aus den eigenen 

Grundhaltungen abgeleitet werden können. Beide Bedingungen sind nicht unbedingt 

gegeben. Gerade weil Bürger kaum involviert sind, wissen sie mitunter so wenig über 

eine gegebene Sachfrage, dass sie nicht in der Lage sind, relevante Grundhaltungen zur 

Bewertung dieser Sachfrage zu identifizieren. So zeigte beispielsweise Zaller (1992: 

83), dass die U.S.-amerikanischen Bevölkerungseinstellungen zu den Hilfeleistungen, 

die ihre Regierung den Contras in Nicaragua während der 80er Jahre gewährte, nicht 

mit grundlegenden Haltungen zur Eindämmung der kommunistischen Bedrohung er-

klärt werden konnten, obwohl sich letztere für andere Sachfrageorientierungen als äu-

ßerst erklärungskräftig erwiesen hatten (Hurwitz und Peffley 1987). Erst der explizite 

Hinweis, bei den Contras handele es sich um Freiheitskämpfer, die versuchen würden, 

die Ausbreitung des Kommunismus zu stoppen, aktivierte die entsprechenden Haltun-

gen und führte zu einer grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung. Ganz ähnlich ar-

gumentieren Stimson und Carmines, wenn sie erwarten, dass nur relativ einfache, 

„nicht-technische“ Sachfragen eine Rolle bei der Wahlentscheidung spielen (Carmines 

und Stimson 1980). Auch die Ableitung von Einstellungen aus vermeintlich relevanten 

Grundhaltungen ist nicht unbedingt trivial. So ist die Vorliebe für eine deutsche Außen-

politik, die auf die Präferenzen der wichtigsten Bündnispartner Rücksicht nimmt, nur 

dann hilfreich für die Einstellungsbildung, wenn Überzeugungen darüber vorliegen, 

welche Präferenzen die Verbündeten in diesem Fall haben. Wenig hilfreich ist diese 

Grundhaltung auch dann, wenn die Bündnispartner (vermeintlich) unterschiedliche Prä-

ferenzen aufweisen. Neben dem kognitivistisch geprägten Mechanismus der bewussten 

Bewertung einer spezifischen Sachfrage auf Grundlage eines allgemeinen Prinzips lässt 

sich grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung auch als symbolische Einstellungsbil-

dung verstehen, bei der die affektiven Ladungen, die mit einer gegebenen Grundhaltung 

im Langzeitgedächtnis verknüpft sind, auf das fragliche Bewertungsobjekt übertragen 

werden (Sears 1993; Sears et al. 1980). 

Neben diesem allgemeinen individualpsychologischen Argument sprechen die Rah-

menbedingungen des hier analysierten deutschen Falls sprechen dafür, dass die Grund-
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haltungen zu Antimilitarismus und Atlantizismus bei den meisten Deutschen eine hohe 

chronische Aktivierbarkeit aufwiesen und große Bedeutung für die Einstellungsbildung 

zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr hatten. Hierbei sollte die strategische Kultur 

Deutschlands als Hintergrundfaktor unterschieden werden von dem Einfluss der zu ei-

nem Zeitpunkt gegebenen öffentlichen Debatten. 

Konstruktivistische Ansätze der Erklärung der internationalen Beziehungen haben das 

Konzept der strategischen Kultur entwickelt, um die Werte, Normen und grundlegenden 

Weltanschauungen nationaler Eliten in Hinblick auf außen- und sicherheitspolitische 

Fragen zu erfassen (z.B. Daase 2011; Duffield 1999; Meyer 2005; Snyder 1977). Als 

Eliten gelten hier Akteure, die innerhalb eines gegebenen Gesellschaftsbereich – hier 

der Außen- und Sicherheitspolitik – interessiert, involviert und einflussreich sind 

(Putnam 1971: 651).22 Obwohl die strategische Kultur eines Landes widersprüchlich 

und umkämpft sein kann – Eliten also uneins sein können welche Werte, Normen und 

grundlegenden Weltanschauungen handlungsleitend sein sollten – hat sich in der Bun-

desrepublik seit Ende des Zweiten Weltkriegs eine dominante außen- und sicherheitspo-

litische Doktrin herausgebildet, die von einer überwiegenden Mehrheit der Eliten geteilt 

wird. In der Einleitung wurden deren zentrale Elemente, Antimilitarismus und Multila-

teralismus, bereits beschrieben. Keine Rolle spielt dagegen die Durchsetzung „nationa-

ler Interessen“ im engeren Sinne (z.B. Junk und Daase 2013: 146; Schwarz 1985). Die-

ser Begriff, mit dem sowohl operative Ziele als auch Mittel beschrieben werden, mit 

denen Sicherheit und Wohlstand der eigenen Nation gesichert und vergrößert werden 

sollen, ist in Deutschland aus historischen Gründen nach wie vor weitgehend tabui-

siert.23 Folglich spielen konkrete Kost- und Nutzenabwägungen bei der Diskussion über 

Auslandseinsätze der Bundeswehr eine untergeordnete Rolle (Geis et al. 2010; Müller 

und Wolff 2011; Schröer 2014; von Bredow 2011). 

                                                 
22 Das Konzept der strategischen Kultur wurde in der Literatur länglich diskutiert (Desch 1998; Duffield 
et al. 1999; Gray 1999; Johnston 1999). Ein zentraler Punkt der Auseinandersetzung war dabei, inwiefern 
generalisierte Handlungsmuster der Eliten Teil der Definition sein sollten, wenn konkrete Handlungen 
genau dieser Eliten erklärt werden sollen. Diese Gefahr tautologischer Erklärungen besteht hier nicht, da 
das Erkenntnisinteresse nicht dem Handeln politischer Entscheidungsträger gilt. Allerdings sei in diesem 
Zusammenhang explizit darauf hingewiesen, dass die öffentliche Meinung in der Außenpolitikforschung 
zwar zum Teil als Dimension des Konzepts angesehen wird. In dieser Arbeit wird strategische Kultur 
aber auf Merkmale der außen- und sicherheitspolitischen Eliten beschränkt.  
23 Hellmann et al. (2008) zeigen allerdings in ihren Analysen der „Semantik deutscher Außenpolitik“, 
dass die Zurückhaltung bei der Formulierung nationaler Interessen seit der Kanzlerschaft Gerhard 
Schröders nachzulassen scheint. 
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Die strategische Kultur eines Landes gibt den Raum möglicher politischer Auseinander-

setzungen vor. Im Einzelfall können diese zwar von Sichtweisen dominiert werden, die 

nicht oder nur indirekt mit zentralen Inhalten der strategischen Kultur korrespondieren, 

normalerweise ist jedoch zu erwarten, dass die öffentliche Debatte von deren konstituti-

ven Inhalten geprägt ist. Für die Erklärung von Bevölkerungseinstellungen ist die stra-

tegische Kultur nicht nur deswegen interessant, weil sie den Inhalt spezifischer Debatten 

vorstrukturiert, sondern auch weil die Bürger ähnliche grundlegende Werte, Normen 

und Weltanschauungen während der Primärsozialisation und der weiteren Auseinander-

setzung mit politischen Ereignissen und Debatten internalisieren. Die Struktur außen- 

und sicherheitspolitischer Dispositionen sollte daher die strategische Kultur eines Lan-

des reflektieren. Entsprechende Analysen der außen- und sicherheitspolitischen Einstel-

lungssysteme der Deutschen haben diese Hypothese grundsätzlich bestätigt (z.B. Juhász 

1996; Mader und Pötzschke 2014; Rattinger 1996; Rattinger et al. 2016), wenn auch 

aufgrund fehlender langfristiger Panelbefragungen bislang keine Studien vorliegen, die 

die Herausbildung dieser Dispositionsmuster im Zeitverlauf empirisch nachweisen 

konnten. 

Aufgrund der langfristigen Wirkung der strategischen Kultur auf die Einstellungssyste-

me der Bürger ist also davon auszugehen, dass die chronische Aktivierbarkeit der 

Grundhaltungen zu diesen Prinzipien hoch ist und diese gleichzeitig eng mit der menta-

len Repräsentation „Auslandseinsatz“ assoziiert sind. Folglich ist davon auszugehen, 

dass grundhaltungsbasierte Überlegungen stets aktiviert werden, wenn es darum geht, 

eine Einstellung zu einem konkreten Auslandseinsatz zu bilden. Da diese mentalen Re-

präsentationen wiederum jeweils eng mit affektiven Ladungen assoziiert sind, sollte der 

Einfluss dieser Überlegungen bei der Konstruktion der Gesamtbewertung des Auslands-

einsatzes besonders groß sein. Ruft man sich die im vorherigen Abschnitt beschriebene 

Funktion (A = F(ci, wi)) ins Gedächtnis, ist die strategische Kultur Deutschlands also 

eine zentrale Ursache dafür, dass Grundhaltungen stets eine Quelle der Überlegungen 

(ci) darstellen, aus denen die Einstellungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr ge-

bildet werden, und zweitens, dass diese Überlegungen mit großem Gewicht (wi) in die 

Gesamtbewertung eingehen. 

Die Analyse der Wirkung des Informationsumfeldes (auf die Bevölkerungseinstellun-

gen), das zu einem Zeitpunkt gegeben ist, ist Gegenstand der Framing-Forschung. Die 

Einbettung eines politischen Problems in einen bestimmten Kontext wird hier als Frame 

bezeichnet. Politische Akteure präsentieren den Bürgern Sachfragen stets vor dem Hin-
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tergrund von Problembeschreibungen, Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen und mora-

lischen Überlegungen. Dieser Kommunikationsprozess, in dem die Kontextualisierung 

des fraglichen Gegenstandes erfolgt und eine bestimmte Sichtweise auf den Gegenstand 

etabliert wird, kann dann als Framing verstanden werden. Framing kann den kognitiven 

Prozess beeinflussen, in dem die Auswahl und Gewichtung der Überlegungen erfolgt, 

die eine Person berücksichtigt, wenn sie sich ein Urteil über einen Gegenstand bildet.24 

Damit liegt der Fokus der Framing-Forschung insbesondere auf der Frage, wie stark 

bereits im Langzeitgedächtnis gespeicherte Elemente bei der Einstellungsbildung be-

rücksichtigt werden (Chong und Druckman 2007b: 110, 2007a: 107; Druckman und 

Leeper 2012: 876). 

Bezogen auf die Einstellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr in Deutsch-

land impliziert also auch die am kurzfristig vorliegenden Informationsumfeld interes-

sierte Framing-Theorie, dass Antimilitarismus und Multilateralismus im Vergleich zu 

anderen Überlegungen eine große Rolle spielen sollten, denn beide Prinzipien waren in 

den öffentlichen Debatten über alle Bundeswehr-Einsätze salient. Gleichzeitig impli-

ziert dies auch, dass die relative Wichtigkeit der Prinzipien in diesen Diskursen die re-

lative Wichtigkeit der verschiedenen Grundhaltungen bei der Einstellungsbildung be-

einflusst (Mader und Schoen 2013). Spielt also beispielsweise Antimilitarismus in der 

öffentlichen Debatte über einen Auslandseinsatz eine große und die Notwendigkeit von 

Bündnissolidarität eine kleine Rolle, sollte sich diese Struktur der öffentlichen Debatte 

in dem relativen Gewicht der Grundhaltungen bei der Einstellungsbildung widerspie-

geln. 

Die theoretischen Überlegungen zur grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung und 

ihrer Kontextabhängigkeit lassen sich grafisch in einem einfachen Kausalitätstrichter-

Modell verdeutlichen (Abbildung 3).25 Diese Form der Darstellung geht auf Campbell 

und Kollegen zurück und wurde ursprünglich für die Analyse von Wahlentscheidungen 

entwickelt (Campbell et al. 1960; siehe auch Schoen 2003). Von mentalen Repräsenta-

tionen, die räumlich weiter von der Mündung des Trichters entfernt liegen, wird ange-

                                                 
24 Die Forschung hat eine große Anzahl an Belegen dafür vorgelegt, dass Framing Bevölkerungsbewer-
tungen verschieben kann. Wichtige Beiträge sind Chong und Druckman (2010), Druckman (2001a, 
2001b), Nelson und Kinder (1996), Nelson et al. (1997) sowie Sniderman und Theriault (2004). 
25 Die Darstellung konzentriert sich auf das Zusammenspiel von kurzfristigem Kontext und Einstellungs-
bildung. Die strategische Kultur ist insofern implizit berücksichtigt, als Grundhaltungen als die zentralen 
Erklärungsfaktoren der Einstellungen gelten. 
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auch Einstellungen beeinflussen, würde eine Nichtberücksichtigung dieser Dispositio-

nen zu einer verzerrten Analyse der Bedeutung der außen- und sicherheitspolitischen 

Grundhaltungen für die Einstellungsbildung führen. Daher sollen die theoretisch denk-

baren Kausalzusammenhänge hier kurz diskutiert werden, um die Implikationen für die 

weitere Analyse besser einschätzen zu können. 

Insbesondere parteipolitische Identitäten spielen auf dem Gebiet der Außen- und Si-

cherheitspolitik eine wichtige Rolle. Ein Großteil der politischen Auseinandersetzung 

wird von parteipolitischen Akteuren bestritten, die mit Hilfe von Überzeugungsbot-

schaften versuchen, die Bürger von ihren Positionen zu überzeugen. Gleichzeitig gibt es 

weit weniger Interessengruppen als in anderen Politikbereichen, die von außen- und 

sicherheitspolitischen Entscheidungen direkt betroffen wären. Daher ist die 

Parteiidentifikation für die Analyse der deutschen Bevölkerungseinstellungen zu 

militärischen Auslandseinsätzen die wichtigste politische Identität, obwohl in Deutsch-

land gerade in den letzten 25 Jahren selten dezidiert entlang von Parteilinien über Au-

ßen- und Sicherheitspolitik gestritten wurde.27 Campbell et al. (1960) haben diese als 

langfristige affektive Bindung an eine politische Partei definiert. Wie bei sozialen 

Identitäten allgemein handelt es sich folglich um eine subjektiv empfundene 

Gruppenzugehörigkeit, der eine emotionale Bedeutung beigemessen wird und die somit 

Teil der Selbstkonzeption einer Person ist. Die objektive beziehungsweise formale 

Mitgliedschaft in einer Gruppe ist somit weder notwendige noch hinreichende 

Bedingung für das Vorliegen einer sozialen Identität (Tajfel und Turner 1979; Turner et 

al. 1987). 

Für die Einstellungssbildung sind soziale Identitäten im Allgemeinen und die 

Parteiidentifikation im Speziellen aufgrund zweier Mechanismen von Bedeutung 

(Turner 1982; Turner et al. 1987). Erstens eignen sich Personen die Werte, Normen und 

Deutungsmuster an, die als konstituierend für die Gruppe wahrgenommen werden. Bei 

entsprechend klarer Kommunikation innerhalb einer Gruppe bilden sich so im 

Zeitverlauf relativ homogene Vorstellungen heraus, die die Gruppenmitglieder nach 

außen vertreten. Als Triebkräfte dieser Internalisierung gelten zum Beispiel das 

                                                 
27 Nationale Identität gilt als weitere soziale Identität, die Einstellungen zur Außen- und Sicherheitspolitik 
beeinflusst (Althaus und Coe 2011; Herrmann et al. 2009; Kam und Ramos 2008; Mader und Pötzschke 
2014). Die Mechanismen sind die gleichen, die im Folgenden für die Parteiidentifikation diskutiert wer-
den, wobei in Deutschland (in Bezug auf die nationale Identität) der erste – der Sozialisationsmechanis-
mus – wichtiger sein dürfte. 
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Bedürfnis nach sozialer Zugehörigkeit und Angst vor Sanktionen bei 

normabweichendem Verhalten (Green et al. 2002). Wenn Parteien in der Außen- und 

Sicherheitspolitik traditionell bestimmte Prinzipien vertreten, werden 

Gruppenmitglieder demnach entsprechende Grundhaltungen ausbilden. In diesem Fall 

wäre die emotionale Bindung an die Partei Ursache der außen- und 

sicherheitspolitischen Grundhaltungen.28  

Tatsächlich legen vorliegende Forschungsbefunde nahe, dass sich die deutschen 

Parteianhänger in ihren außen- und sicherheitspolitischen Grundhaltungen systematisch 

unterscheiden (Mader 2015b). Im Vergleich zu Bürgern ohne Parteiidentifikation sind 

Anhänger der etablierten westdeutschen Parteien CDU/CSU, SPD, FDP und Bündnis 

90/Die Grünen internationalistischer und multilateralistischer eingestellt. Die 

Positionen, welche die Parteien zu diesen Prinzipien in der Vergangenheit 

typishcerweise vertraten, haben also auf ihre Anhänger abgefärbt. Gleichzeitig 

existieren parteispezifische Muster der Haltungen zu Antimilitarismus und 

Atlantizismus. So zeichnen sich Anhänger der CDU/CSU durch eine etwas größere 

Bereitschaft aus, militärische Gewalt als (letztes) Mittel der Politik zu akzeptieren, 

während Anhänger von Bündnis 90/Die Grünen und PDS – später Die Linke – 

besonders antimilitaristisch eingestellt sind. Eine ähnliche Trennlinie existiert beim 

Atlantizismus: Hier sind es wiederum die Anhänger der CDU/CSU, die Bündnistreue 

und gute transatlantische Beziehungen wertschätzen, während insbesondere die 

Anhänger der PDS/Die Linke diesen Prinzipien reserviert gegenüberstehen. 

Ein zweiter Mechanismus verknüpft die Parteiidentifikationen auch dann mit 

Sachfragenorientierungen, wenn die Mitglieder keine passenden Leitlinien internalisiert 

haben. In dieser Situation kann ihnen ihre Parteiidentifikation dennoch bei der 

Einstellungsbildung helfen. So können sie die Position zu dieser Sachfrage (oder 

zumindest einstellungsrelevante Überlegungen) von anderen Gruppenmitgliedern, 

insbesondere von Meinungsführern, übernehmen (Lupia 1992; Zaller 1992). Auch über 

diesen Mechanismus kommen die Anhänger einer gegebenen Partei letztlich zu der 

                                                 
28 Alternativ ist denkbar, dass Bürger emotionale Bindungen zu der Partei aufbauen, welche die gleichen 
Prinzipien hochhält wie sie selbst. Bei einem Teil der Anhänger von Bündnis 90/Die Grünen ist dies 
sicherlich plausibel, sind Die Grünen in den 80er Jahren doch (auch) aus der westdeutschen Friedensbe-
wegung hervorgegangen (Klein und Falter 2003). In Anbetracht der insgesamt geringen Parteipolitisie-
rung der Außen- und Sicherheitspolitik dürfte diese Kausalrichtung in Deutschland aber eine empirisch 
untergeordnete Rolle spielen. 
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gleichen Bewertung der Sachfrage. Anders als beim ersten Mechanismus ist hierbei 

jedoch die Kommunikation innerhalb der Gruppe zum Zeitpunkt der Meinungsbildung 

entscheidend, da die sogennanten Cueing-Effekte natürlich nur auftreten können, wenn 

entsprechende Signale an die Gruppenmitglieder gesendet werden. 

Mit Stereotypen wird in Abbildung 3 ein weiterer Dispositionstyp berücksichtigt, der in 

Wechselwirkung mit außen- und sicherheitspolitischen Grundhaltungen steht und 

gleichzeitig die Einstellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr beeinflussen 

dürfte. Stereotype sind „beliefs about the characteristics, attributes, and behaviors of 

members of certain groups. More than just beliefs about groups, they are also theories 

about how and why certain attributes go together“ (Hilton und von Hippel 1996: 240). 

Sie stellen somit ein komplementäres Konzept zur inhaltlichen Dimension sozialer 

Identitäten dar: Während letztere Überzeugungen darüber beinhalten, was es bedeutet, 

Mitglied der eigenen Gruppe zu sein, stellen Stereotype allgemeine Überzeugungen 

bezüglich anderer Gruppen dar. Für die Einstellungsbildung zur Außen- und Sicher-

heitspolitik dürften Stereotype über jene internationalen Akteure relevant sein, die in 

eine gegebene politische Sachfrage involviert sind. Bei Auslandseinsätzen der Bundes-

wehr sind dies Stereotype über das Land, in das die deutschen Soldaten entsandt werden 

(sollen), sowie über die dort einheimischen Bevölkerungs- beziehungsweise Konflikt-

gruppen. Da Deutschland bislang ausschließlich an multilateralen Einsätzen teilgenom-

men hat, sind darüber hinaus Stereotype über die internationalen Akteure relevant, die 

ebenfalls an dem militärischen Einsatz teilnehmen.  

Folgt man der von Richard Herrmann und Kollegen entwickelten Image-Theorie (z.B. 

Herrmann 2003; Herrmann und Fischerkeller 1995), entscheiden stereotype Überzeu-

gungen über Intentionen (kooperativ vs. konfrontativ), Fähigkeiten (überlegen vs. unter-

legen) und kulturelle Ähnlichkeit (demokratisch vs. autoritär) der involvierten Akteure 

darüber, welche politischen Maßnahmen unterstützt werden. Susan Fiske und Kollegen 

(Cuddy et al. 2008; Fiske 2000) gehen davon aus, dass letztlich zwei inhaltliche Dimen-

sionen, nämlich Wärme und Fähigkeiten, ausreichen, um Stereotype umfassend zu be-

schreiben. Die Wärme-Dimension entscheidet über die bevorzugte Richtung aktiver 

Maßnahmen: 

„Because the warmth dimension is primary (due to its perceived link to others’ intentions), 

perceived warmth predicts active behaviors: groups judged as warm elicit active facilitation 

(i.e., help), whereas those judged as lacking warmth elicit active harm (i.e., attack)“ (Cuddy 

et al. 2008: 70). 
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Auslandseinsätze der Bundeswehr sollten demnach von Bürgern positiv bewertet wer-

den, die stereotyp kalte Gefühle gegenüber jenen Akteuren internalisiert haben, gegen 

die sich ein spezifischer Einsatz richtet. Analog sollten die Einstellungen positiver aus-

fallen, wenn warme Gefühle gegenüber Akteuren vorliegen, die im Einsatzgebiet unmit-

telbar von der Intervention profitieren. Während diese Gruppen in Abhängigkeit des 

Einsatzortes variieren, ist eine dritte Gruppe von Akteuren für alle Auslandseinsätze der 

Bundeswehr relevant. Dies sind Länder, die sich mit eigenen Truppen an multilateralen 

Einsätzen beteiligen, sowie internationale Organisationen, die bei der Autorisierung und 

Durchführung der Einsätze involviert sind. Konkret geht es somit um Stereotype über 

die wichtigsten Bündnispartner (vor allem USA und Frankreich) sowie die UN, die 

NATO und die EU. Stereotype über Gruppen dieses dritten Typs verdienen hier beson-

dere Aufmerksamkeit, weil von einer Wirkung auf die Grundhaltungen zu Multilatera-

lismus/Atlantizismus ausgegangen werden muss. Denn Bürger, die stereotype, positive 

Gefühle gegenüber Bündnispartnern und UN, NATO und EU aufweisen, werden eher 

bereit sein, außen- und sicherheitspolitische Entscheidungen mit diesen Akteuren abzu-

stimmen und sich ihren Präferenzen zu unterwerfen. Sie stellen somit potenziell kon-

fundierende Faktoren in der Analyse der Bedeutung von Multilateralismus und Atlanti-

zismus für die Einstellungsbildung dar. 

Schließlich werden in Abbildung 3 einsatzspezifische Überzeugungen (beliefs) als al-

ternative Erklärungsfaktoren angeführt. Insbesondere die wahrgenommenen Erfolgsaus-

sichten (Eichenberg 2005; Gelpi et al. 2006, 2009), die wahrgenommene Anzahl der 

Todesopfer (Gartner 2008; Mueller 1973; Myers und Hayes 2010) sowie vermeintliche 

Einsatzziele (Herrmann et al. 1999; Jentleson 1992; Jentleson und Britton 1998) gelten 

als wichtige Determinanten der Einstellungen zu einem gegebenen Einsatz militärischer 

Mittel. Dabei wird angenommen, dass diese Überzeugungen den Ausgangspunkt für 

Kosten-Nutzen-Erwägungen darstellen und Einstellungen das Ergebnis einer solchen 

Gegenüberstellung von Kosten und Nutzen sind (z. B. Gelpi et al. 2009: 15). Weiterhin 

wird angenommen, dass die Überzeugungen mit der Wirklichkeit korrespondieren; 

demnach werden Veränderungen im Einsatzgebiet von den Bürgern wahrgenommen 

und führen, vermittelt über veränderte Kosten-Nutzen-Erwägungen, zu Veränderungen 

in den Bevölkerungseinstellungen. 

Anders als bei Identitäten und Stereotypen ist nicht davon auszugehen, dass einsatzspe-

zifische Überzeugungen den Zusammenhang von Grundhaltungen und Einstellungen 

konfundieren. Bei den Überzeugungen handelt es sich um mentale Repräsentationen, 
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die weniger fest in den Einstellungssystemen der Bürger verankert sein und Grundhal-

tungen kaum beeinflussen dürften.29 Die empirischen Befunde legen jedoch nahe, dass 

die Einstellungen zu einem gegeben Einsatz sehr stark von den genannten spezifischen 

Überzeugungen beeinflusst werden. Somit liegt der Schluss nahe, bei außen- und si-

cherheitspolitischen Grundhaltungen handele es sich um vergleichsweise unwichtige 

Erklärungsfaktoren. Es lässt sich jedoch eine Reihe von Argumenten vorbringen, wa-

rum ein derartiger Schluss vorschnell wäre. 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass einsatzspezifische Überzeugungen, insbesondere 

die als besonders wichtig geltenden Erfolgswahrnehmungen, konzeptionell sehr nahe an 

dem Phänomen liegen, das erklärt werden soll. Entsprechend sind sie in Abbildung 3 

räumlich von allen Konzepten am nächsten an den Einstellungen angeordnet. Damit 

stellt sich die Frage, wie groß der Erkenntnisgewinn eigentlich ist, wenn bekannt ist, 

dass die Unterstützung eines Einsatzes stark von den Wahrnehmungen des bisherigen 

oder noch zu erwartenden Erfolgs abhängt (Berinsky und Druckman 2007). Die Ant-

wort auf diese Frage hängt davon ab, ob die objektspezifischen Wahrnehmungen haupt-

sächlich von der Realität im Einsatzgebiet beeinflusst werden, wie es die Vertreter der 

Kosten-Nutzen-Perspektive annehmen. Dieser Kausalpfad wird in der Abbildung inso-

fern berücksichtigt, als dass das Informationsumfeld nicht nur die Bedeutung der Indi-

vidualmerkmale bei der Einstellungsbildung beeinflussen kann, sondern auch die Aus-

prägungen dieser Elemente selbst – in diesem Fall die einsatzspezifischen Überzeugun-

gen. 

Viele Beiträge der Einstellungsforschung legen nahe, dass die spezifischen Überzeu-

gungen selbst stark von allgemeineren (politischen) Dispositionen beeinflusst werden. 

Demnach reagieren Bürger auf politische Informationen nicht unvoreingenommen. 

Vielmehr werden deren Aufnahme, Verarbeitung und Speicherung von bereits vorlie-

genden Dispositionen so beeinflusst, dass sie letzteren nicht widersprechen. So haben 

etwa Campbell und Kollegen die Parteiidentifikation als „Wahrnehmungsfilter“ be-

zeichnet, der reguliert, welche Informationen überhaupt aufgenommen werden. Die Ar-

beiten der Stony Brooks-Schule um Milton Lodge haben vielfach gezeigt, wie aufge-

                                                 
29 Dies gilt zumindest in der kurzen Frist. Langfristig sind Feedback-Effekte von den Überzeugungen auf 
zentralere Dispositionen denkbar, beispielsweise wenn immer die gleichen negativen Lageberichte aus 
dem Einsatz dafür sorgen, dass die grundsätzliche Nützlichkeit oder Moralität des Instruments „militäri-
scher Auslandseinsatz“ in Frage gestellt wird. 
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nommene Informationen so verändert (verzerrt) werden, dass sie in konsonantem Ver-

hältnis zu bereits vorliegenden Dispositionen stehen (Lodge und Taber 2000; Taber und 

Lodge 2006; Taber und Young 2013). Auch in Bezug auf Einstellungen zu Militärein-

sätzen wurde gezeigt, dass derartige Effekte vorliegen, etwa bei der Wahrnehmung und 

Interpretation von Opferzahlen (Berinsky 2007), Kriegsursachen und -verläufen (Gaines 

et al. 2007) und Erfolg (Jedinger und Mader 2015; Mader und Fiebig 2015). Dabei dürf-

ten die bereits beschriebenen Eigenschaften des deutschen Falls das Ausmaß erhöht 

haben, in dem einsatzspezifische Überzeugungen von den außen- und sicherheitspoliti-

schen Grundhaltungen abhingen. Da die Einsätze meist entlang allgemeiner Prinzipien 

diskutiert wurden, die Debatten symbolisch und moralisch aufgeladen waren und eine 

pragmatische Abwägung der Erfolge und Misserfolge im Einsatzgebiet kaum stattfand, 

scheint es relativ unwahrscheinlich, dass die (durchschnittlich) kaum involvierten Bür-

ger die Lage im Einsatzgebiet unvoreingenommen wahrnahmen. 

 

2.3 Kompensatorische und nicht-kompensatorische Verarbeitung widersprüchli-
cher Überlegungen 

In dem vorangegangenen Abschnitt wurde ein Modell der gedächtnisbasierten Einstel-

lungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr entwickelt, dessen zentrales Ele-

ment auf der Individualebene außen- und sicherheitspolitische Grundhaltungen sind. 

Mit anderen Worten wird postuliert, dass auf Grundhaltungen basierende Überlegungen 

die wichtigsten Bausteine darstellen, aus denen die Einstellungen zu Auslandseinsätzen 

konstruiert werden. Damit ist noch nichts darüber gesagt, wie dieser Konstruktionspro-

zess genau abläuft, also wie aus diesen Überlegungen eine Gesamtbewertung gebildet 

wird. Unterschiedliche Prozesse sind denkbar. In Anbetracht des Arguments, dass die 

individuelle Einstellungsbildung der Bürger die öffentliche Debatte über das fragliche 

Einstellungsobjekt reflektiert, stellt sich dabei die Frage, ob die Verarbeitung der 

grundhaltungsbasierten Überlegungen möglicherweise ähnlich konflikthaft abläuft wie 

die politische Auseinandersetzung über die Auslandseinsätze. Da das gleichzeitige 

Festhalten an den Prinzipien Antimilitarismus und Atlantizismus die Ursache für die 

schwierige Entscheidungsfindung ist, steht in der folgenden theoretischen Diskussion 

die Frage im Fokus, inwiefern das simultane Vorliegen positiver Haltungen zu beiden 

Aspekten auf der Bevölkerungsebene den Prozess der Einstellungsbildung beeinflusst. 

Es wird zunächst herausgearbeitet, dass bei der additiven Integration des sogenannten 
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Sampling-Modells keine spezifische Wirkung der Grundhaltungen – oder anderer Dis-

positionen – auf den Prozess der Informationsverarbeitung vorgesehen ist. Berücksich-

tigt man dagegen die Möglichkeit gefühlter Ambivalenz als Folge von Grundhaltungs-

konflikten (Alvarez und Brehm 1995, 2002; Craig et al. 2005; Martinez et al. 2005b) 

und die Möglichkeit nicht-kompensatorischer Informationsverarbeitung (Billings und 

Marcus 1983; Lau 2003; Mintz 1993, 2004), sind weitere Implikationen des Prinzipien-

Konflikts über die Entsendung deutscher Soldaten ins Ausland auf der gesellschaftli-

chen Ebene für die grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung zu erwarten. 

In dem bekanntesten und meistverwendeten Sampling-Modell sind Einstellungen das 

Ergebnis einer gewichteten Addition zustimmender und ablehnender Überlegungen 

(Chong und Druckman 2007b: 107; siehe klassisch Fishbein und Ajzen 1975; Zaller 

und Feldman 1992: 586). Formal ausgedrückt ergibt sich die Gesamtbewertung (A) also 

als Summe aktivierter Einzelbewertungen (ci) von (i) verschiedenen Attributen des Ein-

stellungsobjekts, die entsprechend ihrer subjektiven Wichtigkeit (wi) in die Addition 

eingehen: 

A = ∑ ci * wi. 

Zum Beispiel könnte sich die Einstellung eines Bürgers zur Beteiligung der Bundes-

wehr an einem NATO-Auslandseinsatz aus zwei Überlegungen ergeben, nämlich aus 

der Ablehnung der Mission, weil militärische Mittel jenseits der Verteidigung des 

Bündnisgebiets eingesetzt werden (c1), und der Zustimmung zum Einsatz, weil damit 

Bündnispflichten erfüllt werden (c2). Entsprechend dem zuvor beschriebenen Modell 

handelt es sich bei diesen Beispielen um objektspezifische Überlegungen, die auf den 

außen- und sicherheitspolitischen Grundhaltungen Antimilitarismus und Multilateralis-

mus beruhen. Die negative Bewertung des Attributs „Einsatz des Militärs jenseits der 

Verteidigung des Bündnisgebiets“ (i = 1) impliziert die Ablehnung des Bundeswehrein-

satzes, die positive Bewertung der „Erfüllung von Bündnispflichten“ (i = 2) dagegen 

Zustimmung.30 Die Einstellung, also die affektive Gesamtbewertung, ergibt sich dann 

aus der Stärke der Einzelaffekte (c1, c2) und ihrer jeweiligen Wichtigkeit (w1, w2). So 

könnte es beispielsweise sein, dass, obwohl der Affekt zum Einsatz militärischer Mittel 

stärker ist als jener zur Erfüllung der Bündnispflichten (|c1| > |c2|), die fragliche Person 

                                                 
30 Letzteres gilt unter der Annahme, dass der Bürger glaubt, es gehöre zur Bündnispflicht der Bundesre-
publik, sich an dem fraglichen Einsatz zu beteiligen. 



2. Theoretische Analyse: Einstellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 39 
 
 

 

eine Beteiligung der Bundeswehr jedoch positiv bewertet, weil sie die zweite Überle-

gung als wichtiger erachtet (w1 < w2). Das Sampling-Modell beschreibt somit einen 

kompensatorischen Prozess, bei dem die Überlegungen voneinander unabhängig in die 

Einstellungsbildung eingehen. Wenn Überlegungen vorliegen, die widersprüchliche 

Bewertungen des Objekts nahelegen, werden diese miteinander „verrechnet“ und führen 

zu keiner substanziellen Veränderung des Prozesses selbst. Dissonante Überlegungen 

werden dabei also nicht anders behandelt als konsonante.  

Aus psychologischer Sicht wird das Sampling-Modell von seinen eigenen Vertretern als 

problematisch angesehen (Zaller 1992: 277). Die Integration von Einzelüberlegungen 

als gewichtete Addition stellt wohl weniger die realistische Beschreibung des Informa-

tionsverarbeitungsprozesses dar, sondern sollte als ein analytisches Modell mit instru-

mentellem Wert für die Vorhersage von Gesamtbewertungen angesehen werden.31 Seine 

anhaltend große Beliebtheit in der Einstellungsforschung ist wohl nicht zuletzt darin zu 

sehen, dass in Meinungsumfragen fast ausschließlich mentale Zustände und selten Pro-

zessdaten erhoben werden. Letztere sind jedoch notwendig, um tiefere Einblicke in die 

mentalen Prozesse zu erlangen, die während der Einstellungsbildung ablaufen. Daher 

bezweifelt Zaller “that theoretical elaboration of the RAS model along these lines will 

become fruitful to analysts of public opinion until we learn how to measure more than 

the simple ‚likes‘ and ‚dislikes‘” (Zaller 1992: 277-281). 

Auch für die Erklärung der hier interessierenden Einstellungen liegen keine direkten 

Informationen zu dem Informationsverarbeitungsprozess vor. Somit ist es an dieser 

Stelle wenig sinnvoll, elaborierte Theorien der Informationsverarbeitung zu diskutieren 

die den Integrationsprozess von Einzelüberlegungen zu Gesamtbewertungen realisti-

scher beschreiben. Dennoch sollen durch die theoretische Analyse möglicher Implikati-

onen von Grundhaltungskonstellationen (die auf Grundlage der verfügbaren Daten er-

fasst werden können) versucht werden, überprüfbare Hypothesen zu der Frage zu entwi-

ckeln, welche kognitiven Prozesse diese auslösen. Dabei lässt sich das Grundproblem 

der Diskrepanz zwischen dem Erkenntnisinteresse, das auf einen mentalen Prozess ab-

                                                 
31 Ajzen und Fishbein (1975) selbst interpretieren ihr Werterwartungsmodell im realistischen Sinne, also 
als tatsachengerechte Beschreibung des kognitiven Prozesses, der bei der Einstellungsbildung abläuft. Der 
allgemeinere Ansatz der information integration (Anderson 1971), der sich ähnlicher mathematischer 
Ausdrücke bedient, erhebt diesen Anspruch dagegen explizit nicht, sondern zielt (lediglich) darauf ab, 
jene funktionale Form zu finden, mit der Gesamtbewertungen auf Grundlage der Einzelbewertungen 
möglichst gut beschrieben und vorhergesagt werden können (Bohner und Wänke 2002: 58). 
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zielt, und einer empirischen Untersuchung, die mit Informationen über mentale Zustän-

de vorliebnehmen muss, nicht überwinden und führt zu ernsthaften Restriktionen in 

Bezug auf den möglichen Erkenntnisgewinn. 

Der Ansatz für eine punktuelle Erweiterung des klassischen Sampling-Modells ist hier 

die Überlegung, dass dieses insbesondere dann problematisch ist, wenn widersprüchli-

che Überlegungen gleichzeitig aktiviert werden und zu einer Gesamtbewertung zusam-

mengefasst werden müssen.32 Dieser nachzugehen ist bei der Erklärung deutscher Be-

völkerungseinstellungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr von besonderer Rele-

vanz, da der Konflikt widersprüchlicher Prinzipien ein zentrales Merkmal der politi-

schen Auseinandersetzungen über diese Sachfragen darstellt. Solange die deutschen 

Bündnispartner eine Beteiligung der Bundeswehr an militärischen Auslandseinsätzen 

fordern, sind die Prinzipien Antimilitarismus und Multilateralismus, und insbesondere 

Atlantizismus, unvereinbar. Folglich kreist die deutsche öffentliche Debatte stets um die 

gleichen Argumente, ohne dass eine grundlegende Lösung gefunden werden kann. 

Wenn Bevölkerungseinstellungen die öffentliche Debatte widerspiegeln, sollte es dann 

nicht auch den Bürgern schwer fallen, antimilitaristische und atlantizistische Überle-

gungen zu einer Gesamtbewertung zusammenzufassen? 

Tatsächlich geht die Forschung zur Werte-Ambivalenz davon aus, dass bestimmte Wer-

tekonstellationen den Prozess der Einstellungsbildung systematisch beeinflussen.33 Am-

bivalenz bezeichnet dabei einen internen Wertekonflikt, der auftritt, wenn zwei zentrale 

Werte als einstellungsrelevant erachtet werden und diese widersprüchliche Implikatio-

                                                 
32 Hierbei handelt es sich letztlich um einen Spezialfall des Arguments, dass die Bedeutung einer Überle-
gung für die Einstellungsbildung direkt davon abhängen könnte, welche weiteren Überlegungen als rele-
vant erachtet und berücksichtigt werden. Im Rahmen des Werterwartungsmodells kann dies ausgedrückt 
werden, indem die subjektive Wichtigkeit (wi) der Überlegungen als Funktion F(ci, xji) aufgefasst wird, 
wobei ci die oben bereits diskutierten aktivierten Einzelbewertungen der (i) verschiedenen Attribute des 
Einstellungsobjekts bezeichnet und xji die übrigen (j) Determinanten der subjektiven Wichtigkeit (wi). Die 
Wichtigkeit einer Überlegung für die Einstellungsbildung ist damit abhängig von den übrigen Überlegun-
gen. 
33 Insbesondere in der Sozialpsychologie wird der Ausdruck „Ambivalenz“ häufig verwendet, wenn ein 
Individuum gleichzeitig inkonsistente Kognitionen oder Affekte zu einem Einstellungsobjekt aufweist 
(attitudinal ambivalence) (Cacioppo und Berntson 1994: 402; Priester und Petty 1996: 431). In diesem 
Verständnis handelt es sich bei Ambivalenz um ein Strukturmerkmal des Langzeitgedächtnisses. In John 
Zallers einflussreichem RAS-Modell der politischen Einstellungsbildung wiederum wird „Ambivalenz“ 
als simultane Aktivierung von Überlegungen, die widersprüchliche Bewertungen eines Einstellungsob-
jekts implizieren, verstanden. Ambivalenz beschreibt dort also weder die kognitiven Elemente, die mit 
einem Objekt im Langzeitgedächtnis verknüpft sind, noch einen inneren Konflikt, der die Einstellungs-
bildung systematisch beeinflusst. Vielmehr wird mit dem Begriff die Menge an Überlegungen beschrie-
ben, die ins Arbeitsgedächtnis gerufen werden, um eine Gesamtbewertung vorzunehmen (Zaller und 
Feldman 1992: 858; Zaller 1992: 59). 



2. Theoretische Analyse: Einstellungsbildung zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 41 
 
 

 

nen für die Bewertung eines Objekts haben (Alvarez und Brehm 2002: 59; Keele und 

Wolak 2008: 654; Rudolph 2005: 905).34 Wenn Ambivalenz in dem zuvor definierten 

Sinn vorliegt, könnte sie den Prozess der Einstellungsbildung beeinflussen, wenn die 

betroffenen Individuen versuchen, den Wertekonflikt aufzulösen. Bewertungen, die 

andernfalls schnell und ohne kognitiven Aufwand vorgenommen würden, werden dann 

erst nach einer sorgfältigeren Abwägung gebildet (Alvarez und Brehm 1995: 1058). 

Entsprechend zeigen Untersuchungen, dass sich ambivalente Bürger in Umfragen mehr 

Zeit nehmen, entsprechende Fragen zu beantworten (Steenbergen und Brewer 2004). 

Gleichzeitig ist das Ergebnis der Einstellungsbildung bei ambivalenten Bürgern ver-

gleichsweise schwierig vorherzusagen. Dieser negative Effekt von Ambivalenz auf die 

Stabilität und Vorhersagbarkeit von Einstellungen ist bei so unterschiedlichen Sachfra-

gen wie Abtreibung, positiver Diskriminierung (affirmative action), Sozialpolitik und 

Wahlkampffinanzierung nachgewiesen worden (Alvarez und Brehm 1995, 2002; Craig 

et al. 2002; Craig et al. 2005; Feldman und Zaller 1992; Grant und Rudolph 2003; 

Rudolph 2005, 2011; Steenbergen und Brewer 2004). Ausdruck des internen Wertekon-

flikts ist ebenfalls, dass ambivalente Bürger weniger extreme Einstellungen zu einer 

Sachfrage aufweisen (Huckfeldt und Sprague 2000).  

Die Ambivalenz-Forschung löst sich von der Annahme des klassischen Sampling-

Modells, dass Einzelüberlegungen einfach aufsummiert werden. Stattdessen wird davon 

ausgegangen, dass im Falle eines Wertekonflikts kognitive Ressourcen investiert wer-

den, um diesen Konflikt aufzulösen (Alvarez und Brehm 1995: 1058), also im Sinne 

eines Zwei-Prozessmodells von einer schnellen, oberflächlichen (heuristischen) Ent-

scheidungsfindung zu einer langsamen, sorgfältigen (systematischen) Entscheidungs-

findung gewechselt wird (Chaiken und Trope 1999; Evans 2008; Kahneman 2011).35 

                                                 
34 Selbst wenn widersprüchliche mentale Repräsentationen im Langzeitgedächtnis vorliegen, muss dies 
also nicht zu gefühlter Ambivalenz führen. Vielmehr kann mit Indifferenz ein Zustand bezeichnet wer-
den, bei dem zwar widersprüchliche mentale Repräsentationen vorliegen, diese jedoch nicht als hinrei-
chend wichtig erachtet werden, um einen inneren Konflikt auszulösen (Alvarez und Brehm 2002: 58; 
Martinez et al. 2005a: 3). 
35 Insbesondere vor dem Hintergrund der relativ geringen affektiven Involvierung der Bürger im Bereich 
der Außen- und Sicherheitspolitik ist nicht ausgemacht, dass viele Bürger bereit sind, einen derartigen 
Aufwand zu betreiben. Demnach wären Ambivalenz-Zustände nur bei Bürgern zu erwarten, die sich stark 
für diese Politikfeld interessieren. Auf der anderen Seite ist gerade diese Sorte von Bürger anfällig für 
eine verzerrte Wahrnehmung der Umgebung sowie einer verzerrten Informationsverarbeitung im Sinne 
vorliegender Dispositionen. Somit wäre gleichzeitig zu vermuten, dass diese Bevölkerungsgruppe beson-
ders gut darin ist, Ambivalenz zu vermeiden. Die Klärung dieser Fragen kann hier nicht geleistet werden, 
weil eine weitere Differenzierung der potenziell ambivalenten Bevölkerungsgruppe aus methodischen 
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Bei dieser Form der Einstellungsbildung wird also weiterhin angenommen, dass Bürger 

versuchen, die Überlegungen in einem kompensatorischen Prozess zu integrieren. 

Die Annahme, dass Bürger im Falle eines Wertekonflikts kognitive Ressourcen inves-

tieren, um den Konflikt aufzulösen, widerspricht der Vorstellung vom Bürger als „cog-

nitive miser“ (Fiske und Taylor 1984; Hurwitz und Peffley 1987), dessen kognitive Fä-

higkeiten und Motivation, diese einzusetzen, begrenzt sind. Somit liegt es nahe, dass 

Bürger sich einfacher Heuristiken bedienen, um zwischen widersprüchlichen Grundhal-

tungen eine auszuwählen und die Einstellungsbildung dann auf Grundlage dieser einen 

vorzunehmen. Ein einfaches Auswahlkriterium stellt hierbei die Extremität der jeweili-

gen Grundhaltung dar. Demnach sollten Bürger jenem Prinzip bei der Einstellungsbil-

dung das größere Gewicht einzuräumen, zu dem sie eine extremere Haltung aufweisen. 

Ähnlich wie etwa die Orientierung an Parteipositionen ist dieses Vorgehen kognitiv 

weniger aufwändig als zwischen verschiedenen Überlegungen abzuwägen. Da eine ext-

remere und damit eindeutigere Haltung zu einem Prinzip die Bewertung einer Sachfrage 

erleichtern dürfte, ist es aus kognitionsökonomischen Gründen für Bürger ratsam, sich 

auf diese zu konzentrieren und die andere, weniger extreme Grundhaltung auszuklam-

mern oder weniger stark bei der Einstellungsbildung zu berücksichtigen. Ähnlich wie 

oben bei der Diskussion der einfachen grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung ist 

auch hier neben dem kognitivistischen Mechanismus ein Prozess vorstellbar, bei dem 

die affektive Ladung, die mit der extremeren Grundhaltung verbunden ist, jene der we-

niger extremen überlagert. Diese theoretischen Überlegungen lassen sich nicht nur auf 

die Integration widersprüchlicher Grundhaltungen anwenden. Auch bei konsonanten 

Überlegungen muss im Rahmen des Sampling-Modells eine Integrationsleistung er-

bracht werden. Gleichzeitig ist vorstellbar, dass insbesondere affektiv stark aufgeladene 

Erwägungen bei der Einstellungsbildung berücksichtigt werden. Zusammenfassend 

folgt aus diesen Überlegungen die Erwartung, dass jene Grundhaltung einen stärkeren 

Effekt auf die Einstellungsbildung hat, die im Vergleich zu anderen relevanten Überle-

gungen besonders extrem ausgeprägt ist. 

 

 

                                                 

Gründen nicht ratsam ist. Im Fazit dieser Arbeit werden diese Überlegungen noch einmal aufgegriffen. 
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Ausgestaltung des individuellen Einstellungssystems ab, zum anderen von dem unmit-

telbaren kommunikativen Kontext, in dem die Einstellungsbildung erfolgt. 

Bezogen auf deutsche Bevölkerungseinstellungen zu konkreten Auslandseinsätzen der 

Bundeswehr wurde argumentiert, dass die strategische Kultur der Bundesrepublik dafür 

gesorgt haben dürfte, dass insbesondere Grundhaltungen zum Einsatz militärischer Mit-

tel sowie zur Koordination der eigenen Außenpolitik mit anderen Akteuren zentrale 

Elemente dieser Einstellungssysteme darstellen. Neben der chronischen Aktivierbarkeit 

dieser Grundhaltungen bei Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik dürfte auch das 

jeweilige konkrete Kommunikationsumfeld die Relevanz dieser Dispositionen erhöht 

haben, da die politischen Debatten über die Auslandseinsätze ebenfalls um die Prinzi-

pien Antimilitarismus und Multilateralismus kreisten. Zusammengenommen sprechen 

diese Überlegungen dafür, dass Grundhaltungen zu Antimilitarismus und Multilatera-

lismus (verstanden als westliche Bündnisorientierung) die zentralen Erklärungsfaktoren 

deutscher Bevölkerungseinstellungen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr darstellten. 

Konkret lässt sich somit die allgemeine Grundhaltungshypothese formulieren, dass 

konkrete Auslandseinsätze der Bundeswehr umso positiver bewertet worden sein soll-

ten, je weniger antimilitaristisch und je stärker multilateralistisch (atlantizistisch) vor-

eingestellt die Bürger waren. Eine weitere Implikation der Einbettung der Einstellungs-

bildung in das zum jeweiligen Zeitpunkt herrschende Informationsumfeld ist, dass die 

relative Bedeutung der grundhaltungsbasierten Überlegungen kontextabhängig ist. Das 

heißt für die Einstellungsbildung der Deutschen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr 

in den letzten 25 Jahren, dass je salienter ein Prinzip in der öffentlichen Debatte war, 

desto wichtiger sollte auf der Bevölkerungsebene die korrespondierende Grundhaltung 

für die individuelle Einstellungsbildung gewesen sein.  

Das wiederkehrende Dilemma der deutschen Außenpolitik seit der Wiedervereinigung, 

zwischen Antimilitarismus und Multilateralismus entscheiden zu müssen, lenkt den 

Blick zudem auf die Frage, wie die deutsche Bevölkerung mit dieser Situation umge-

gangen ist. Im Anschluss an die oben beschriebene Ambivalenz-Forschung ist zu ver-

muten, dass Bürger, die widersprüchliche Grundhaltungen aufwiesen, einen Wertekon-

flikt empfanden und sich schwer taten, Auslandseinsätzen auf Grundlage ihrer Grund-

haltungen zuzustimmen oder abzulehnen. Um einen derartigen Zustand der inneren Zer-

rissenheit zu vermeiden, könnten Bürger alternativ auch einfach jene Grundhaltung zur 

Einstellungsbildung herangezogen haben, zu der sie extremere Ansichten verinnerlicht 

hatten. Diese Differenzierung auf Grundlage der Grundhaltungskonstellationen verlangt 
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also die Berücksichtigung bestehender Heterogenität zwischen den Bürgern, wenn die 

Bedeutung dieser Dispositionen für die Einstellungsbildung zu militärischen Auslands-

einsätzen adäquat abgebildet werden soll. 

Weiterhin wurde darauf hingewiesen, dass sich Bürger jenseits ihrer Grundhaltungen 

zur Außen- und Sicherheitspolitik in weiteren Merkmalen unterscheiden, die beeinflus-

sen, wie sie auf einen gegebenen Informationskontext reagieren beziehungsweise wel-

che weiteren Überlegungen jenseits der Grundhaltungen bei der Einstellungsbildung 

aktiviert werden. Für Deutschland und den Zeitraum seit Ende des Kalten Krieges stellt 

sich dabei vor allem die Frage, ob die Grundhaltungen zu Antimilitarismus und Multila-

teralismus bei Ost- und Westdeutschen in gleichem Maße relevant waren. Wenn es 

stimmt, dass die Einstellungssysteme der Bürger nicht zuletzt die strategische Kultur 

eines Landes widerspiegeln, sollten Unterschiede zwischen den deutschen Landesteilen 

vorliegen, die sich nicht in unterschiedlichen Ausprägungen der Grundhaltungen er-

schöpfen. Weil die Ostdeutschen insbesondere in den ersten Jahren nach der Wiederver-

einigung mit den Leitlinien bundesrepublikanischer Außenpolitik weniger vertraut ge-

wesen sein dürften als Westdeutsche, könnten insbesondere Präferenzen in Bezug auf 

die Kooperation mit den westlichen Bündnispartnern eine geringere Rolle für die Ein-

stellungsbildung gespielt haben. Neben Unterschieden auf Grundlage der regionalen 

Herkunft wurde argumentiert, dass sich Parteianhänger vermutlich vor allem von den 

Überzeugungsbotschaften ihrer jeweils präferierten Partei beeinflussen lassen und nicht 

vom Inhalt der öffentlichen Debatte insgesamt. Entsprechend ist zu erwarten, dass diese 

Bürger bei der Einstellungsbildung jeweils jenen Grundhaltungen ein größeres Gewicht 

einräumten, die von ihrer Partei betont wurden. 

Diese allgemeinen Erwartungen, die sich direkt aus dem theoretischen Modells ableiten 

lassen, werden in den Kapiteln 4 bis 7 für die Einstellungen zu den (möglichen) Einsät-

zen in Somalia, Kosovo, Afghanistan und Irak spezifiziert und empirisch überprüft. Auf 

Grundlage der so gewonnenen Einzelbefunde kann dann abschließend die Frage adres-

siert werden, wie die Deutschen auf die neue politische Sachfrage der militärischen 

Auslandseinsätze reagiert haben. Dabei kann nicht zuletzt diskutiert werden, ob auf der 

Bevölkerungsebene eine Enttabuisierungsphase und danach eine Ermüdungsphase iden-

tifiziert werden kann, bei der die Bedeutung des Antimilitarismus zunächst ab- und jene 

des Multilateralismus zunahm, bevor sich dieses Verhältnis im Zuge des Afghanistan-

Einsatzes wieder umdrehte. Im folgenden Kapitel 3 ist jedoch zunächst eine Reihe me-

thodischer Entscheidungen zu treffen, wie die Modellimplikationen empirisch zu über-
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prüfen sind und vor allem ob die interessierenden Konzepte in Anbetracht suboptimaler 

Datenverfügbarkeit adäquat erfasst werden können.  
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3. Untersuchungsanlage, statistische Herangehensweise und Messung der Kon-

zepte 

Im Folgenden wird zunächst beschrieben, wie eine ideale empirische Überprüfung der 

Hypothesen aussähe. Ideale lassen sich per definitionem nicht realisieren, sondern sind 

Orientierungspunkte, denen es sich möglichst weit anzunähern gilt (Sartori 1992: 77). 

Gleichzeitig stellen sie Maßstäbe dar, um das tatsächlich Erreichte zu beurteilen. Im 

zweiten Abschnitt wird auf die Spezifikation konfirmatorischer Faktorenanalysen ein-

gegangen, die in den folgenden empirischen Untersuchungen wiederholt durchgeführt 

werden, um die Trennschärfe und Vergleichbarkeit der jeweils möglichen Messung der 

Grundhaltungen einschätzen zu können. So muss in den weiteren Kapiteln nur in Aus-

nahmefällen auf diese Modellierungsdetails eingegangen werden. Der zentrale Ab-

schnitt dieses Kapitels widmet sich der Validierung jener Indikatoren, die in den meis-

ten empirischen Analysen für die Messung von Antimilitarismus und Atlantizismus 

herangezogen werden. Da hier meist keine optimalen Messinstrumente zur Verfügung 

stehen, sollen diese mit eigens zur Messung von Grundhaltungen entwickelten Indikato-

ren verglichen werden. Abschließend wird die Operationalisierung der Grundhaltungs-

konstellationen beschrieben.36 

 

3.1 Untersuchungsanlage 

Bestenfalls stünde zur Überprüfung der Hypothesen zur grundhaltungsbasierten Einstel-

lungsbildung eine mehrwellige Panelbefragung zur Verfügung, in der die relevanten 

Konzepte (Grundhaltungen, gefühlte Ambivalenz, Einstellungen und konfundierende 

Faktoren) mit eigens dafür entwickelten Messinstrumenten erhoben wurden, und zwar 

jeweils unmittelbar vor, während und nach den Entscheidungen über die Auslandsein-

sätze der Bundeswehr. Für die Analyse der Einstellungsdynamik im Laufe des Afgha-

nistan-Einsatzes wären darüber hinaus weitere Panelwellen in regelmäßigen Abständen 

sowie unmittelbar vor und nach herausragenden Ereignissen wie dem Kunduz-

                                                 
36 Die Einstellungen zu spezifischen Auslandseinsätzen der Bundeswehr wurden in den verfügbaren Um-
fragen meist jeweils mit einer einzigen, direkten Frage nach der Bewertung des Einsatzes erhoben. Eine 
Validierung dieses Messverfahrens ist aufgrund der hohen Inhaltsvalidität der Items daher weniger dring-
lich. 
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Zwischenfall wünschenswert, um intra-individuellen Wandel auch in Bezug auf einen 

einzelnen wichtigen Einsatz untersuchen zu können.37 

Die tatsächlichen Möglichkeiten der empirischen Analyse stellen sich jedoch anders 

dar. Außen- und sicherheitspolitische Einstellungen wurden vor allem in Querschnitts-

befragungen erhoben, die mal vor, mal nach den Entscheidungen über eine Entsendung 

deutscher Soldaten durchgeführt wurden. Intraindividueller Einstellungswandel kann 

auf Grundlage von Querschnittsdaten nicht untersucht werden, da für jedes Individuum 

jeweils nur ein Messpunkt zur Verfügung steht. Zudem können Feedback-Effekte bei 

Querschnittsanalysen nicht ausgeschlossen werden, so dass die Befunde stets nur mit 

der theoretisch unterstellten Kausalrichtung vereinbar sein können, ohne einen starken 

Beleg dafür liefern zu können, dass diese tatsächlich vorliegt.38 Selbst die hier berück-

sichtigten Befragungen, die sich schwerpunktmäßig mit der Außen- und Sicherheitspo-

litik befassen, enthalten meist nur suboptimale und im Zeitverlauf variierende Indikato-

ren von Antimilitarismus und Atlantizismus. Die alternative Multilateralismus-

Dimension, die sich auf die regelgebundene Entscheidungsfindung im Rahmen interna-

tionaler Organisationen bezieht, und die möglicherweise konfundierenden Faktoren, die 

im vorigen theoretischen Abschnitt diskutiert wurden, können mit den verfügbaren Da-

ten gar nicht operationalisiert werden. Die Verwendung suboptimaler Indikatoren er-

schwert die Analyse der relativen Effektstärke von Antimilitarismus und Atlantizismus 

zu einem Zeitpunkt und deren Vergleich im Zeitverlauf ebenso wie die Identifikation 

von Konstellationseffekten.39 Umso wichtiger ist die Validierung der verfügbaren Indi-

katoren, die im folgenden Abschnitt anhand geeigneter Daten erfolgen soll. 

Für die Analyse der Bevölkerungseinstellungen zu den Einsätzen in Somalia, Kosovo, 

Irak und in Afghanistan stehen verschiedene Querschnittsbefragungen zur Verfügung. 

Dagegen können die Einstellungen zu einigen durchgeführten oder zwischenzeitlich 

                                                 
37 Der Einfluss einzelner Kontextmerkmale, wie etwa die Intensität parteipolitischer Diskurse, könnte 
natürlich auch so nicht überprüft beziehungsweise isoliert werden, da die Analyse in Anbetracht der vie-
len potenziell relevanten Merkmale überdeterminiert ist. 
38 Eine Ausnahme bildet die Analyse der Eistellungen zum deutschen Somalia-Einsatz, für die Paneldaten 
zur Verfügung stehen. Jedoch kann auch hier das Potenzial von Wiederholungsbefragungen nicht völlig 
ausgeschöpft werden, da nur in der letzten Welle nach der Bewertung des deutschen Einsatzes gefragt 
wurde. Immerhin ist es so möglich, auf Messungen der vermuteten Ursachen – Grundhaltungen – zurück-
zugreifen, die zeitlich vor ihrer Wirkung – der Unterstützung des Einsatzes – erhoben wurden. 
39 „Effekt“ und „Effektstärke“ werden hier synonym verwendet. Der zweite Ausdruck hat den Vorteil, 
dass er die Aufmerksamkeit weniger darauf lenkt, ob ein Effekt vorliegt, sondern auf die deutlich interes-
santere (und allgemeinere) Frage, wie stark ein Effekt ist (Cumming 2012; Ellis 2010).  
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diskutierten Auslandseinsätzen aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit gar nicht un-

tersucht werden. Dies betrifft die deutschen Bevölkerungseinstellungen zu einer mögli-

chen Beteiligung der Bundeswehr am ersten Irak-Krieg einer U.S.-geführten Allianz 

gegen Saddam Hussein (1990) sowie die Haltungen zu den Bundeswehreinsätzen in 

Bosnien und Herzegowina Anfang der 90er Jahre. Wie bereits geschildert wurde, stellen 

die Einsätze, die untersucht werden können, auf der einen Seite Wegmarken einer kon-

tinuierlichen Entwicklung der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik dar. Auf der 

anderen Seite zeichnete sich jeder diese vier Einsätze durch spezifische Merkmale aus, 

insbesondere in Hinblick auf die Struktur und den Inhalt der begleitenden öffentlichen 

Debatte. Dies ermöglicht es, grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung in unterschied-

lichen Kontexten zu untersuchen. 

In den vier Fall-Kapiteln werden zunächst die kontextuellen Bedingungen beschrieben, 

um aus diesen Erwartungen über die relativen Effektstärken in der Gesamtbevölkerung 

und die relevanten Subgruppen zu abzuleiten. Danach werden die zur Prüfung dieser 

Hypothesen verfügbaren Daten hinsichtlich der Qualität der Messinstrumente unter-

sucht. In multiplen Regressionsanalysen können auf dieser Grundlage dann die jeweili-

gen Effektstärken der Grundhaltungen auf die Einstellungen zu den vier Auslandsein-

sätzen in Somalia, im Kosovo, in Afghanistan und der zwischenzeitlich diskutierten 

Beteiligung am Irak-Krieg geschätzt werden. Unter Berücksichtigung der Unsicherheit, 

die mit den Schätzungen einhergehen, ist dann ein Vergleich der Effektstärken möglich. 

Separate Schätzungen dieser Modelle für die relevanten Subgruppen (Ost- und West-

deutsche, Anhänger unterschiedlicher Parteilager, Gruppen mit unterschiedlichen 

Grundhaltungskonstellationen) erlauben es zudem, die Frage unterschiedlicher Einstel-

lungsbildung zu untersuchen. 

Ein wichtiges methodisches Kriterium bei der Auswahl der Datenquellen ist, dass sie 

eine Modellierung der interessierenden Grundhaltungen als latente Konstrukte erlauben. 

Dies ermöglicht es, die bei jeder Messung auftretenden zufälligen Fehler zu berücksich-

tigen und gleichzeitig das Problem variierender Indikatoren abzumildern. Wenn Ein-

zelindikatoren direkt oder ohne vorherige Prüfung auf interne Konsistenz in Form ein-

facher Summen-Indizes in statistischen Analysen verwendet werden, gehen Messfehler 

in die Schätzung der Parameter ein, ohne dass ihre Wirkung auf deren Präzision und 

Effizienz eingeschätzt werden kann. Immer wenn es die Datenlage zulässt, werden die 

zur Verfügung stehenden Indikatoren daher in konfirmatorischen Faktorenanalysen auf 

ihre Konsistenz überprüft. Zwar gelten statistische Assoziationen auf Grundlage latenter 
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Faktoren als frei von zufälligen Messfehlern, diese werden jedoch lediglich auf Grund-

lage der Varianz-Kovarianz-Matrix der Indikatoren berechnet. Mit anderen Worten 

werden dabei den einzelnen Personen keine spezifischen Werte für die latenten Phäno-

mene zugewiesen. Diese Informationen sind aber notwendig, um die Grundhaltungs-

konstellationen zu erfassen und ihre Implikationen zu untersuchen. Für die empirischen 

Analysen der Bedeutung grundhaltungsbasierter Einstellungsbildung werden daher Fak-

torwerte verwendet, die mit dem Statistikpaket Mplus unter Verwendung der Regressi-

onsmethode berechnet werden (Muthén 1998-2004: 47). 

Ein Problem der latente Variablenanalyse und der anschließenden Berechnung von Fak-

torwerten besteht in dem Verlust eines klaren Wertebereichs des interessierenden Phä-

nomens. Die Faktorwerte werden in Standardabweichungen der latenten Variablen be-

rechnet. Wenn also beispielsweise ausschließlich Militaristen an einer Befragung teil-

nehmen, werden die berechneten Faktorwerte dem am wenigsten radikalen Militaristen 

zwar den geringsten Wert zuteilen. Dieser Wert gibt jedoch lediglich den Militarismus-

Wert dieser Personen im Vergleich zu den anderen Personen an. Die Information, dass 

es sich bei der untersuchten Gruppe insgesamt um Militaristen handelt, geht dabei ver-

loren. Dies ist insbesondere dann ein Problem, wenn die Personen, die sich in der Stich-

probe befinden, nicht das gesamte Werteuniversum der interessierenden Variablen ab-

decken. Diese Verzerrung des Wertebereichs stellt in der vorliegenden Arbeit jedoch 

nur ein geringes Problem dar, da stets zumindest einige Befragte die angebotenen Ext-

rempositionen der verwendeten Indikatoren gewählt haben. 

 

3.2 Spezifikation der konfirmatorischen Faktorenanalysen und Messinvarianz 

Die folgenden Spezifikationen sind in allen konfirmatorischen Faktorenanalysen der 

Arbeit identisch, sofern nicht explizit auf Abweichungen hingewiesen wird. Indikato-

ren, bei denen das Antwortverhalten mit Likert-Skalen mit vier oder mehr Antwortkate-

gorien erfasst wurde, werden bei der Schätzung als metrische Variablen behandelt, an-

dernfalls als kategoriale. Sie werden immer als reflektive Indikatoren der latenten Vari-

ablen spezifiziert, es wird also davon ausgegangen, dass das beobachtete Antwortver-

halten durch die latenten Konstrukte verursacht wird (Diamantopoulos und Siguaw 

2006: 263; Kline 2011: 113). Zur Skalierung der latenten Variablen wird jeweils die 

Ladung eines Indikators in der unstandardisierten Lösung auf eins fixiert (Brown 2006: 

106; Byrne 2012: 33-34; Kline 2011: 128). Da die konfirmatorischen Faktorenanalysen 
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zur Beurteilung der Qualität der Messung durchgeführt werden, werden keine Restrikti-

onen bezüglich der (Kausal-)Beziehungen zwischen den latenten Variablen spezifiziert, 

sondern alle ihre Kovarianzen frei geschätzt (Brown 2006: 105; Jöreskog 1993: 297). Es 

werden stets alle Informationen berücksichtigt (FIML) und die Lösung mit einem robus-

ten maximum likelihood-Verfahren (MLR) bestimmt, wenn die Indikatoren metrisch 

sind, andernfalls mit einem weighed least squared-Verfahren (WLSMV) (Brown 2006: 

76; Muthén und Muthén 1998-2012: 283). 

Als Kriterien für die Beurteilung der Anpassungsgüte dienen neben der statistischen 

Signifikanz und der Höhe der Ladungen die in der Literatur empfohlenen statistischen 

Kennziffern (χ², RMSEA, CFI). Diese erfassen unterschiedliche Aspekte der Anpas-

sungsgüte und können daher widersprüchliche Schlüsse nahelegen. Grundsätzlich kön-

nen Konventionen hilfreich sein, sollten Augenmaß und informiertes Urteil bei der 

Auseinandersetzung mit einem spezifischen Anwendungsfall jedoch nicht ersetzen 

(Gigerenzer 2008: 170-171; Kline 2011: 190-191; Marsh et al. 2004: 321). 

Mit gruppenvergleichenden konfirmatorischen Faktorenanalysen kann geprüft werden, 

ob die Konzepte in den interessierenden Gruppen invariant – das heißt vergleichbar –

gemessen wurden. Messinvarianz liegt vor, wenn eine gegebene Operationalisierung in 

unterschiedlichen Gruppen oder zu unterschiedlichen Zeitpunkten das gleiche latente 

Konstrukt misst (Horn und McArdle 1992: 117). Dabei lassen sich verschiedene For-

men der Invarianz unterscheiden, die unterschiedlich strenge Anforderungen an die 

Messmodelle stellen. Für den Vergleich von Strukturparametern (Regressionskoeffi-

zienten zwischen latenten Variablen) liegt bestenfalls metrische Invarianz aller Indika-

toren vor. Ein Konstrukt wird metrisch invariant gemessen, wenn die Faktorladungen 

jedes Indikators dieses Konstrukts über die Gruppen beziehungsweise Zeitpunkte hin-

weg jeweils identisch sind (Vandenberg und Lance 2000: 37). Anspruchsvoller ist die 

skalare Invarianz, bei der neben den Ladungen auch die Interzepte über Gruppen hin-

weg gleich geschätzt werden. Skalare Invarianz gilt als Voraussetzung eines Vergleichs 

der berechneten Durchschnittswerte und Streuungen der latenten Variablen 

(Vandenberg und Lance 2000: 37). Als Kriterien für die Beurteilung der Invarianz die-

nen hier Unterschiede in den Kennziffern der globalen Modellgüte, der χ²-Differenztest 

sowie der Vergleich der individuellen Modellparameter dienen. Dabei gilt es zu ent-

scheiden, ob die Verschlechterung der Anpassungsgüte, die mit Vereinfachungen des 

(statistischen) Modells potenziell einhergeht, lediglich von zufällig gegebenen Zusam-

menhängen in den Daten ausgeht oder systematischer Natur ist (Rodgers 2010: 4). 
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Kommt es zu keiner substanziellen Verschlechterung der Anpassungsgüte, ist Invarianz 

gegeben und Unterschiede in den Strukturparametern zu unterschiedlichen Zeitpunkten 

können sinnvoll miteinander verglichen werden. 

Aus den konfirmatorischen Faktorenanalysen lassen sich die Faktorwerte der latenten 

Variablen bestimmen. Dieser Schritt, bei dem den Befragten individuelle Werte der 

latenten Variablen zugewiesen werden, ist hier unumgänglich, um die individuell vor-

liegenden Grundhaltungskonstellationen zu bestimmen. Die Verwendung von Faktor-

werten in Regressionsanalysen ist jedoch nicht unproblematisch (Skrondal und Laake 

2001). Faktorwerte können zwar als frei von zufälligen Messfehlern gelten, nicht jedoch 

als frei von Schätzfehlern.40 Daher ist es unumgänglich, die Zuverlässigkeit der berech-

neten Faktorwerte mit Hilfe von Determiniertheitswerten zu beurteilen. Der Determi-

niertheitswert (factor determinacy value) berechnet sich aus der Korrelation zwischen 

berechneten Faktorwerten und dem korrespondierenden Vektor der latenten Variablen; 

sein Wertebereich beträgt 0-1, wobei höhere Werte eine bessere Messung anzeigen 

(Muthén 1998-2004: 47; Muthén und Muthén 1998-2012: 731). In der Literatur wird 

.80 bis .85 als kritischer Wertebereich vorgeschlagen, ab dem Faktorwerte als adäquate 

Substitute für die latenten Faktoren interpretiert werden können (Gorsuch 1983: 260; 

Grice 2001: 436). 

 

3.3 Zur Validität der Grundhaltungsmessung 

Für die Datenanalysen in den folgenden Kapiteln stehen unterschiedlich gut geeignete 

Indikatoren zur Messung der Grundhaltungen zur Verfügung. Zum Teil können Fragen 

verwendet werden, die explizit zur Erfassung von Antimilitarismus und Atlantizismus 

entwickelt wurden. Ein typisches Item dieser Art lautet „Krieg ist manchmal notwendig, 

um die Interessen eines Landes zu schützen“, wobei eine ablehnende Antwort als Aus-

druck einer antimilitaristischen Haltung gewertet werden kann. Die Aussage bildet den 

Kern des theoretischen Konzepts direkt ab, nämlich die Bereitschaft, militärische Mittel 

einzusetzen, um politische Ziele zu erreichen. Es kann somit als inhaltsvalide gelten 

(zum Konzept der Inhaltsvalidität siehe beispielsweise Cronbach und Meehl (1955: 

                                                 
40 Entsprechend weichen auch die Korrelationskoeffizienten, die auf Grundlage von Faktorwerten be-
rechnet werden, von jenen der korrespondierenden latenten Variablen ab. Diese Abweichung ist umso 
größer, je schlechter die Modellgüte der konfirmatorischen Faktorenanalysen ist. 
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282)). In anderen Fällen stehen lediglich Fragen als Antimilitarismus-Indikatoren zur 

Verfügung, die auf das gewünschte Aufgabenspektrum der Bundeswehr abzielen. Ein 

typisches Item dieser Art ist die Frage nach der „Teilnahme an der Abwehr von Aggres-

sionen im Rahmen von UNO-Einsätzen“, wobei angenommen wird, dass die Ablehnung 

dieses Einsatztyps eine antimilitaristische Haltung ausdrückt.  

Problematisch an diesem Item ist, dass die Befragten auch ganz andere Überlegungen 

im Kopf haben könnten, wenn sie sich zustimmend oder ablehnend zu derartigen Ein-

satztypen äußern. Zum einen könnten dies Überlegungen zu den Vereinten Nationen 

und zu den Forderungen sein, die dort wiederholt an Deutschland gestellt werden. Die 

Ablehnung dieser Aufgabe könnte dann auch als Ausdruck einer unilateralistischen oder 

anti-atlantizistischen Haltung interpretiert werden. Zum anderen könnte es bei diesen 

Fragen sein, dass Bürger an real existierende Einsätze denken, wenn sie einen Einsatz-

typ bewerten sollen. Insbesondere in der Spätphase des Afghanistan-Einsatzes liegt die 

Vermutung nahe, dass die allgemeine Haltung zu Stabilisierungseinsätzen in Krisenre-

gionen mehr oder weniger das Gleiche misst wie eine Frage zum Afghanistaneinsatz-

Einsatz der Bundeswehr. Die Messung von Antimilitarismus mithilfe der Zustimmung 

zu allgemeinen Aufgaben des Militärs könnte also sowohl in Richtung der anderen hier 

interessierenden unabhängigen Variablen, der Grundhaltung zu Multilateralismus be-

ziehungsweise Atlantizismus, als auch in Richtung der abhängigen Variablen, der Ein-

stellungen zu spezifischen Einsätzen der Bundeswehr, verzerrt sein. Dies würde bedeu-

ten, dass die Antimilitarismus-Effekte in Regressionsanalysen überschätzt würden. 

Folglich wäre auch die Bestimmung der relativen Bedeutung der von Antimilitarismus 

und Multilateralismus und die weiterführenden Analysen zu den Effekten der Grundhal-

tungskonstellationen verzerrt. 

Potenziell problematische Indikatoren müssen auch für die Messung der Multilateralis-

mus-Dimension, die sich auf die westliche Bündnisorientierung (Atlantizismus) bezieht, 

verwendet werden. Atlantizismus bedeutet, dass Bürger eine grundlegende Präferenz für 

die Koordination außen- und sicherheitspolitischer Entscheidungen mit den westlichen 

Bündnispartnern Deutschlands haben. Ein Beispiel für einen inhaltsvaliden Indikator, 

der direkt auf den inhaltlich-semantischen Bedeutungskern des Konzepts abzielt, lautet 

„In außenpolitischen Fragen sollte Deutschland möglichst in Übereinstimmung mit sei-

nen westlichen Verbündeten handeln“. Dagegen stehen hier meist nur die Bewertung 

der NATO (und zum Teil der USA) beziehungsweise der militärischen Zusammenarbeit 

als Atlantizismus-Indikatoren zur Verfügung. Verweise auf die NATO oder die militäri-
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sche Zusammenarbeit aktivieren wahrscheinlich neben den anvisierten Haltungen zu der 

Bereitschaft, außenpolitische Entscheidungen in Absprache mit den westlichen Verbün-

deten zu treffen, auch Haltungen zum Einsatz militärischer Mittel. Insbesondere der 

Wandel der NATO von einem reinen Verteidigungsbündnis zu einem Instrument des 

internationalen Krisenmanagements könnte dazu geführt haben, dass die Haltung zur 

NATO sowohl den Grad des Antimilitarismus anzeigt als auch mit konkreten Fällen 

dieses Krisenmanagements assoziiert wird. Mit anderen Worten könnte es sein, dass die 

Grundhaltung zum Atlantizismus, gemessen über die Haltung zur NATO, nicht zuletzt 

Ausdruck der Bewertung vorangegangener NATO-geführter militärischer Interventio-

nen ist. Somit ist auch die Inhaltsvalidität der Items, die hier zur Messung von Atlanti-

zismus herangezogen werden müssen, nicht optimal. Umso wichtiger ist es zu untersu-

chen, ob bei der Verwendung dieser Items eine Verzerrung in Richtung der anderen 

Grundhaltung und der Einstellungen zu konkreten Militäreinsätzen vorliegt. 

Dies soll mit geeigneten empirischen Analysen geschehen. Eine Validitätsprüfung kann 

am besten durchgeführt werden, wenn in einer einzigen Umfrage sowohl die als prob-

lematisch vermuteten Indikatoren als auch Items, die den Kern des theoretischen Kon-

zepts direkt erfassen und somit inhaltsvalide sind, erhoben wurden. Die (vermutlich) 

validen Messergebnisse auf Grundlage der Kern-Items können dann als Kriterium her-

angezogen und die Verzerrung empirisch untersucht werden, die bei Verwendung des 

alternativen Messverfahrens auftritt (Cronbach und Meehl 1955: 282). Nimmt man an, 

dass die Verwendung inhaltsvalider Indikatoren zu einer korrekten Messung des theore-

tischen Konstrukts führt, deuten ähnliche Randverteilungen und hohe Korrelationen 

zwischen Messergebnissen auf Grundlage dieser Indikatoren und den potenziell prob-

lematischen Messungen darauf hin, dass auch letztere das theoretische Konstrukt kor-

rekt abbilden. In Anbetracht der Überlegungen zu der Inhaltsvalidität gilt es zudem zu 

untersuchen, ob die Messergebnisse auf Grundlage der potenziell problematischen Indi-

katoren stärker untereinander korrelieren als Messergebnisse auf Grundlage der (mut-

maßlich) validen Indikatoren. Bilden Antimilitarismus, gemessen mit Aufgaben-Items, 

und Atlantizismus, gemessen mit NATO-Items, unterschiedliche Konstrukte ab oder 

sind sie womöglich so stark korreliert, dass sie aus psychometrischer Sicht gar keine 

distinkten Phänomene darstellen? Bestenfalls ist die Korrelation zwischen den beiden 

Grundhaltungen bei inhaltsvaliden und alternativen Messverfahren identisch, was ein 

Indiz für die Validität der alternativen Messung wäre. Ein analoger Vergleich soll hier 

für Einstellungen zu konkreten militärischen Einsätzen durchgeführt werden, um die 
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Diskriminanzvalidität der zur Verfügung stehenden Messverfahren auch in dieser Hin-

sicht zu bestimmen. 

Die Validierung kann für Antimilitarismus auf Grundlage zweier Befragungen vorge-

nommen werden. Sowohl die zweite Welle der von Hans Rattinger im Rahmen des 

DFG-Projekts „Außen- und sicherheitspolitische Einstellungen in der Bundesrepublik“ 

durchgeführten Panel-Studie (1992-1993, im Folgenden „DFG-Panel“) als auch die 

komparativ angelegte Studie des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr 

(SOWI) zur strategischen Kultur (2010, im Folgenden „SOWI 2010 komparativ“) bein-

halten inhaltsvalide Items zur Messung antimilitaristischer Haltungen und gleichzeitig 

Fragen zur Akzeptanz unterschiedlicher Aufgabentypen.41 Um die Messverfahren von 

Atlantizismus mit jenen von Antimilitarismus in Beziehung zu setzen und so insbeson-

dere die Diskriminanzvalidität optimal untersuchen zu können (Campbell und Fiske 

1959: 82), wäre es am besten, wenn in den genannten Befragungen auch Kern-Items 

und alternative Indikatoren zur Messung von Atlantizismus vorlägen. Dies ist jedoch 

nicht der Fall. In der Panelbefragung wurden Items berücksichtigt, die auf verschiedene 

außenpolitische Aspekte im Zusammenhang der NATO und der USA abzielen.42 Es 

fehlen jedoch Indikatoren, die den Definitionskern von Atlantizismus direkt erfassen, 

also auf die Bevorzugung einer engen außenpolitischen Koordination mit den Verbün-

deten und insbesondere mit den Vereinigten Staaten. Ähnlich stellt es sich bei der kom-

parativen SOWI-Befragung dar, in der lediglich die Zustimmung erfragt wurde, ob sich 

Deutschland „sicherheits- und verteidigungspolitisch vorrangig gemeinsam mit den 

USA“ und „in der NATO“ engagieren solle. Zwar zielen beide Items auf den Wesens-

kern von Atlantizismus, der Verweis auf die Sicherheits- und Verteidigungspolitik dürf-

te die Aufmerksamkeit der Befragten jedoch auf den Bereich des Militärischen gelenkt 

und die Messung so in Richtung von Antimilitarismus verzerrt haben. Jedenfalls ist 

auch hier eine Validierung der Atlantizismus-Messung aufgrund fehlender weiterer In-

dikatoren nicht möglich. 

                                                 
41 In der zweiten Welle des HR-Panels wurden im März und April 1993 persönliche Interviews mit 1443 
Personen ab 18 Jahren durchgeführt. Bei der komparativen SOWI-Studie wurden 1000 Personen ab 16 
Jahren im Oktober und November 2010 telefonisch befragt. Alle Datensätze, die in dieser Arbeit multiva-
riat analysiert werden, sind in Anhang A dokumentiert. 
42 Für eine vollständige Dokumentation der Items, die in diesem Kapitel verwendet werden, siehe Tabelle 
31, Tabelle 32 und Tabelle 33 in Anhang B. 
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Kern-Items von Atlantizismus und Haltungen zur NATO wurden in keiner (verfügba-

ren) Umfrage gemeinsam erhoben. Um die Atlantizismus-Indikatoren zumindest indi-

rekt zu validieren, kann auf eine Online-Befragung zurückgegriffen werden, die im Ok-

tober 2014 durchgeführt wurde (im Folgenden „SRS-Panel“).43 Dort wurde neben den 

Haltungen zur NATO erfragt, ob Deutschland in der Außenpolitik „die Meinung seiner 

Verbündeten berücksichtigen“ sollte.44 Da explizite Verweise auf die westlichen Bünd-

nispartner oder die transatlantische Partnerschaft fehlen, wird hier eine allgemeine 

Bündnisorientierung und nicht Atlantizismus erfasst. Stehen die Haltungen zur NATO 

und die Bündnisorientierung dennoch in einem engen Zusammenhang, wäre dies ein 

starkes Indiz dafür, dass erstere geeignet sind, Atlantizismus zu erfassen. Dies gilt umso 

mehr, wenn die Messungen untereinander stärker korreliert wären als ihre jeweilige 

Assoziation mit den Grundhaltungen zum Antimilitarismus, die in der Umfrage mit 

Kern-Items erfasst wurden. 

Zunächst werden die Validierungsanalysen zu Antimilitarismus auf Grundlage der 

DFG-Paneldaten (1993) und der komparativen SOWI-Befragung (2010) beschrieben. 

Tabelle 1 und Tabelle 2 zeigen die Verteilungen und Korrelationen der Kern-Items zur 

Messung von Antimilitarismus und der Fragen zu den Aufgaben, die die Bundeswehr 

im Ausland übernehmen könnte. Obwohl jeweils unterschiedliche Items verglichen 

werden, legen beide Tabellen die gleichen Schlüsse für die Messung von Antimilitaris-

mus nahe. Zunächst wird deutlich, dass die Messverfahren keine vergleichbaren Rand-

verteilungen der antimilitaristischen Haltungen ergeben. Mit Durchschnittswerten zwi-

schen .64 und .73 deuten die Randverteilungen der Kernitems auf einen ausgeprägten 

Antimilitarismus in der deutschen Bevölkerung hin.45 Dagegen war die Ablehnung der 

                                                 
43 Die Umfrage wurde unter 2632 YouGov-Panelisten durchgeführt und von Thomas Scotto, Jason Reif-
ler und Harald Schoen in Auftrag gegeben. 
44 Außerdem wurde gefragt, ob Deutschland immer tun sollte, „was in seinem Interesse liegt, auch wenn 
unsere Verbündeten dagegen sind“. Die Reaktionen auf diese Frage hängen kaum mit jenen auf die ande-
re Verbündeten-Frage und gar nicht mit jenen auf die NATO-Items zusammen. Dafür ergeben sich be-
sonders starke Assoziationen mit den Antworten auf die Antimilitarismus-Items. Dieses Muster deutet 
darauf hin, dass ein Teil der Deutschen auf der einen Seite zwar eine Koordination mit den Bündnispart-
nern grundsätzlich befürwortete, auf der anderen Seite aber nicht bereit war, bei Interessenkonflikten, 
wohl insbesondere über die Frage des Einsatzes militärischer Mittel, den Wünschen der Verbündeten zu 
folgen. Diese bivariaten Zusammenhänge aus dem Jahr 2014 deuten darauf hin, dass die Deutschen (in-
zwischen) nur multilateralistisch eingestellt sind, sofern multilaterales Handeln nicht den Einsatz militäri-
scher Mittel bedeutet. 
45 Die in beiden Umfragen vergleichbar hohen Antimilitarismus-Werte, gemessen mit den Kernitems, 
weisen nicht darauf hin, dass in der vom SOWI in Auftrag gegebenen Umfrage Militaristen überrepräsen-
tiert sind. Es deutet somit nichts darauf hin, dass die Teilnahmebereitschaft an der Umfrage dieses Auf-
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meisten Aufgaben der Bundeswehr an beiden Zeitpunkten relativ niedrig, was den ge-

genteiligen Schluss in Bezug auf die Verteilung dieser Grundhaltung nahelegt. Selbst 

bei den unpopulärsten der jeweils abgefragten Aufgaben – die „Teilnahme an humanitä-

ren UNO-Aktionen, bei denen es auch zu bewaffneten Auseinandersetzungen kommen 

könnte“ im Frühjahr 1993 sowie die Sicherung der „Versorgung Deutschlands mit 

Energie und Rohstoffen“ im Spätherbst 2010 – war die durchschnittliche Ablehnung mit 

.49 beziehungsweise .53 nicht besonders hoch. Diese Befunde deuten somit stark darauf 

hin, dass die wahren Niveaus unterschätzt werden, wenn Antimilitarismus auf Grundla-

ge der Ablehnung allgemeiner Aufgaben der Bundeswehr erfasst wird. 

 

Tabelle 1: Randverteilungen der Indikatoren von Antimilitarismus (1993) 

 
Mittel-

wert 
 Korr. 

mit m1 
Korr. 

mit m2 
Kern-Items     
(m1) „Krieg ist manchmal notwendig, um die Interessen eines 

Landes zu schützen.“ .64   

(m2) „Alle Streitigkeiten zwischen Staaten können durch Ver-
handlungen gelöst werden.“ 

.73 .27  

Aufgaben-Items    
(a1) „Weltweite Einsätze zusammen mit Verbündeten zur Siche-

rung unserer Interessen.“  
.49 .25 .12 

(a2) „Teilnahme an humanitären UNO-Aktionen, bei denen es 
auch zu bewaffneten Auseinandersetzungen kommen könn-
te.“ 

.45 .07 .05 

(a3) „Teilnahme an der Abwehr von Aggressionen im Rahmen 
von UNO-Einsätzen.“ 

.44 .20 .08 

(a4) „Teilnahme an der Überwachung von Waffenstillständen 
durch die UNO-Truppen.“ 

.34 .14 .04* 

Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2; Gewichtete Ergebnisse; höhere Werte zeigen größeren 
Antimilitarismus; Wertebereich aller Variablen 0-1; sofern nicht anders gekennzeichnet, sind Koeffi-
zienten statistisch signifikant (p < .05); * p = .11. 

 

Die Reihung der Zustimmungsniveaus zu den Aufgaben in beiden Befragungen zeigt, 

dass vor allem jene Aufgaben als Ausdruck antimilitaristischer Grundhaltungen inter-

pretiert werden können, die entweder die Möglichkeit von Kampfhandlungen beinhalten 

oder dem Verfolgen nationaler Interessen dienen. Landesverteidigung, humanitäre Hil-

feleistungen und das Überwachen von Waffenstillständen waren also tendenziell weni-
                                                 

traggebers beeinflusst wurde, obwohl beispielsweise die Vermutung naheliegt, dass Bürger, die der Bun-
deswehr und dem Einsatz militärischer Mittel kritisch gegenüberstehen, weniger bereit sein könnten, an 
einer Umfrage des Sozialwissenschaftlichen Instituts der Bundeswehr teilzunehmen. Dieser Befund ist 
insofern wichtig, als viele der folgenden Analysen auf Umfragedaten beruhen, die vom SOWI oder dem 
Bundesministerium der Verteidigung in Auftrag gegeben wurden. 
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ger umstritten als die Stabilisierung von Krisengebieten, der Kampf gegen den interna-

tionalen Terrorismus oder die Sicherung von Rohstoffen. Dieses Muster spiegelt sich 

auch in den Korrelationskoeffizienten der Aufgaben-Items mit den Kernindikatoren 

wider, die in der ersten Aufgabengruppe niedriger ausfallen als in der der zweiten.46 

Damit bestätigt sich die Vermutung, die zuvor auf Grundlage der Randverteilungen 

formuliert wurde: Vor allem die Aufgaben, die den Einsatz von Waffengewalt beinhal-

ten, scheinen sich zur Messung der antimilitaristischen Grundhaltungen zu eignen.47 

 

Tabelle 2: Randverteilungen der Indikatoren von Antimilitarismus und Atlantizismus (2010) 

 
Mittel-

wert 
 Korr. 

mit m1 
Korr. 

mit m2 
Kern-Items 

  
  

(m1) „Unter bestimmten Bedingungen ist Krieg notwendig, um 
Gerechtigkeit zu erlangen.“ 

.72    

(m2) „Bundeswehr sollte zur Lösung internationaler Krisen und 
Konflikte auch militärische Mittel einsetzen.“ .66  .40  

Aufgaben-Items     
(a1) „Um Versorgung Deutschlands mit Energie und Rohstoffen 

zu sichern.“ 
.53  .12 .24 

(a2) „Um sich am Kampf gegen den internationalen Terrorismus 
zu beteiligen.“ 

.41  .19 .18 

(a3) „Um gegen Länder, die uns bedrohen, militärisch vorzuge-
hen.“ 

.38  .18 .23 

(a4) „Um die Lage in einer Krisenregion zu stabilisieren.“ .36  .12 .17 
(a5) „Um einem Verbündeten zu helfen, der angegriffen wurde.“ .34  .16 .17 
(a6) „Um einen Völkermord zu verhindern.“ .25  .09 .13 
(a7) „Um deutsche Staatsbürger aus Krisengebieten zu evakuie-

ren.“ 
.16  –.02* .07 

(a8) „Um einen militärischen Angriff auf Deutschland abzuweh-
ren.“ 

.12  .10 .12 

(a9) „Um die Opfer einer Naturkatastrophe mit Nahrungsmitteln 
zu versorgen und medizinische Hilfe zu leisten.“ 

.07  –.09 –.02** 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2010, komparativ; Gewichtete Ergebnisse; höhere Werte zeigen 
größeren Antimilitarismus; Wertebereich aller Variablen ist 0-1; sofern nicht anders gekennzeichnet, 
sind Koeffizienten statistisch signifikant (p < .05); * p = .60; ** p = .50 

 

                                                 
46 Die Antworten auf die Kern-Items korrelieren mit r = .42. Auf die vollständige Auflistung der Inter-
Item-Korrelationen der Aufgabenbatterie wird hier verzichtet. Die Korrelationen der Antworten zu den 
robusten Aufgaben der Bundeswehr liegen ungefähr zwischen .25 und .35. 
47 Der Grund für die insgesamt relativ hohen Zustimmungsniveaus zu den allgemeinen Aufgaben liegt 
wohl vor allem an den unspezifischen Einsatzszenarien, die in den Frageformulierungen beschrieben 
werden. Hierbei wird stets auf Valenz-Themen wie Friedenssicherung oder humanitäre Hilfe verwiesen, 
so dass ihr genuin militärischer Aspekt in den Hintergrund tritt. Damit lassen sich die Befunde, die hier 
vor allem unter messtheoretischen Gesichtspunkten diskutiert werden, auch substanziell wenden. Sie 
stützen die Vermutung, dass antimilitaristische Haltungen für die Bewertung von Auslandseinsätzen um-
so wichtiger sind, je deutlicher diese als genuin militärische Maßnahmen dargestellt werden, bei denen 
der Einsatz von Waffengewalt wahrscheinlich ist (siehe auch Mader und Schoen (2013)). 
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Ob die Aufgaben-Items in der Lage sind, Unterschiede in den Antimilitarismus-Niveaus 

valide zu erfassen, soll mit konfirmatorischen Faktorenanalysen genauer getestet wer-

den. Mit diesem Verfahren ist es möglich, die Hypothese direkt zu testen, ob mit Kern- 

und Aufgaben-Items das gleiche latente Konstrukt gemessen wird. Dabei werden zwei 

konfirmatorische Faktorenmodelle geschätzt, in denen Kern-Items und Aufgaben-Items 

einmal ein einziges latentes Phänomen abbilden und einmal zwei separate Phänomene. 

Verschiedene Kriterien erlauben dann zu beurteilen, ob die Kern- und Aufgaben-

Indikatoren das gleiche latente Konstrukt messen. Ist dies der Fall, sollte die globale 

Anpassungsgüte des eindimensionalen Modells hoch sein und alle Indikatoren gleich-

ermaßen hohe Ladungen aufweisen. Zudem sollte das zweidimensionale keine bessere 

Anpassungsgüte aufweisen und die Korrelation zwischen den beiden latenten Variablen 

sehr hoch sein (Brown (2006: 32) schlägt einen Schwellenwert von .80 bis .85 vor). 

 

Tabelle 3: Konfirmatorische Faktorenanalysen unterschiedlicher Messmodelle von Antimilita-
rismus (1993, 2010) 
 1993  2010 
 Modell 1  Modell 2  Modell 1  Modell 2 
 Faktor 1  Faktor 1 Faktor 2  Faktor 1  Faktor 1 Faktor 2 
Kern-Items          
m1 .19  .48   .36  .60  
m2 .21  .55   .41  .68  
Aufgaben-Items          
a1 .58   .56 .38   .37 
a2 .57   .60 .60   .61 
a3 .75   .77 .55   .54 
a4 .66   .65 .48   .49 
a5     .51   .52 
a6     .49   .51 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und SOWI 2010 komparativ; gewichtete Ergebnisse; 
für die Frageformulierungen zu den Items siehe Tabelle 1 und Tabelle 2; alle Ladungen sind statistisch 
signifikant (p < .01). 
1993, Modell 1 (N = 1202): χ²corr (df = 10) = 145.2, RMSEA =.065 [.050, .081], CFI = .873; 
1993, Modell 2 (N = 1202): χ²corr (df = 9) = 61.6, RMSEA =.037 [.021, .054], CFI = .962; 
2010, Modell 1 (N = 935): χ²corr (df = 21) = 218.9, RMSEA =.080 [.068, .092], CFI = .794;  
2010, Modell 2 (N = 935): χ²corr (df = 20) = 111.2, RMSEA =.053 [.041, .067], CFI = .912. 

 

Die Ergebnisse in Tabelle 3 zeigen für beide Untersuchungszeitpunkte, dass Kern- und 

Aufgaben-Items aus psychometrischer Sicht unterschiedliche, wenn auch verwandte, 

Konzepte abbilden.48 Die Anpassungsgüte der eindimensionalen Modelle ist nicht be-

                                                 
48 Abweichend von der oben beschriebenen Grundspezifikation der Faktormodelle wurden hier in allen 
Modellen die Ladungen von m1 und m2 gleichgesetzt. Faktor 1 in der zweidimensionalen Modellierung 
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sonders gut und signifikant49 schlechter als die der zweidimensionalen Modelle. Dabei 

offenbart eine Inspektion der Faktorladungen, dass Kern- und Aufgaben-Items (insbe-

sondere in den Daten von 1993) unterschiedlich stark auf die latente Variable laden.50 In 

den zweidimensionalen Modellen laden die Indikatoren dagegen ungefähr gleich hoch 

auf ihre jeweilige latente Variable. Auch die Korrelation der Konstrukte, die 1993 bei  

r = .33 [.21, .45] und 2010 bei r = .50 [.41, .59] liegt, suggeriert eine Verwandtschaft 

aber keine Wesensgleichheit dessen, was die beiden Messverfahren messen. Folglich 

muss davon ausgegangen werden, dass bei der Messung von Antimilitarismus auf 

Grundlage der Aufgaben-Items systematische Messfehler produziert werden. 

Wie schwerwiegend der systematische Messfehler für die Analyse der Strukturbezie-

hungen zwischen den Konstrukten ist, kann mit der Multitrait-Multimethod-Methode 

(Campbell & Fiske 1959) genauer untersucht werden. Hierzu ist in Tabelle 4 neben der 

Korrelation der beiden Antimilitarismus-Messungen auf Grundlage berechneter Fak-

torwerte auch jeweils deren Korrelation mit Atlantizismus sowie mit den Einstellungen 

zu dem deutschen Somalia-Einsatz (1993) beziehungsweise zum Afghanistan-Einsatz 

aufgeführt (2010).51 Dabei wird deutlich, dass Kern- und Aufgaben-Items relativ stark 

miteinander korrelieren und somit von Konvergenzvalidität ausgegangen werden kann. 

Komplizierter ist das Bild, wenn man die Korrelationen zwischen Antimilitarismus und 

Atlantizismus-Messungen betrachtet. Diese suggerieren für 1993, dass die beiden 

Grundhaltungen bei inhaltsvalider Messung in einem schwach positiven Zusammen-

hang standen (.09 [.03, .15]), die Ablehnung des Einsatzes militärischer Mittel also ten-

denziell mit höheren Atlantizismus-Werten einherging. Dagegen korrelieren ablehnende 

Haltungen eines breiten Aufgabenspektrums der Bundeswehr stark negativ mit antimili-

                                                 

der HR-Daten und alle Faktoren in den SOWI-Modellen wurden skaliert, indem jeweils die Varianz der 
latenten Variablen auf 1 fixiert wurde. 
49 Bei derart großen Unterschieden kann auf einen formalen Differenztest verzichtet werden. Die Diffe-
renz der χ²-Werte, auf der diese Sorte von Statistik beruht (Brown 2006: 81), liegt weit jenseits des kriti-
schen Werts von 3.8, der bei Modellen anzulegen ist, die sich um einen Freiheitsgrad unterscheiden.  
50 In diesem Fall weisen die Aufgaben-Items höhere Ladungen auf, weil eine größere Anzahl dieses Indi-
katorentyps berücksichtigt wird. Stünden mehr Kern- als Aufgaben-Items zur Verfügung, würde sich das 
Ladungsverhältnis (vermutlich) umdrehen. 
51 Die Korrelation der Faktorwerte weicht von jener der latenten Variablen ab, weil die Berechnung der 
Faktorwerte Schätzfehlern unterliegt. Je besser die Anpassungsgüte des Messmodells in der konfirmatori-
schen Faktorenanalyse ausfällt, desto geringer sind die Abweichungen, die so entstehen. Die Determi-
niertheitswerte der Faktorberechnung (.70 (Antimilitarismus), .79 (Atlantizismus) und .87 (Aufgaben-
spektrum) auf Grundlage der HR-Paneldaten und .79 (Antimilitarismus), .72 (Atlantizismus) und .85 
(Aufgabenspektrum) bei den SOWI-Daten) zeigen, dass die Berechnung gut, wenn auch nicht hervorra-
gend, gelingt. Die Ergebnisse der zugrunde liegenden Faktorenanalysen werden in Tabelle 34 und Tabelle 
35 in Anhang B dokumentiert. 



3. Untersuchungsanlage, statistische Herangehensweise und Messung der Konzepte 61 
 
 

 

taristischen Haltungen (–.58 [–.61, –.54]). Dieses Ergebnis kommt zum einen dadurch 

zustande, dass eines der Aufgaben-Items erfragt, ob „weltweite Einsätze zusammen mit 

Verbündeten zur Sicherung unserer Interessen“ durchgeführt werden sollen. Bei der 

Antwortformulierung zu diesem Item dürften nicht zuletzt atlantizistische Haltungen 

mitaktiviert worden sein. Darüber hinaus verweisen die übrigen Indikatoren auf „UNO-

Einsätze“, was bei den Befragten zu diesem Zeitpunkt Erinnerungen an den Irak-Krieg 

und damit ebenso die Haltungen zum Atlantizismus wachgerufen haben könnte. An 

diesem Beispiel wird deutlich, dass die inhaltlich-semantische Nähe der einzelnen Items 

nicht losgelöst von dem jeweiligen Kontext beurteilt werden kann.52 

 

Tabelle 4: Konvergenz- und Diskriminanzvalidität der Messung von Antimilitarismus (1993, 
2010) 
 1993  2010 
Aufgaben-Items  Kern-Items .41 [.36, .46]  .66 [.62, .69] 
    
Aufgaben-Items  Atlantizismus –.58 [–.61, –.54]  –.49 [–.54, –.44] 
Kern-Items  Atlantizismus .09 [.03, .15]  –.50 [–.55, –.45] 
    
Aufgaben-Items  Einst. Auslandseinsatz –.39 [–.45, –.33]  –.44 [–.49, –.38] 
Kern-Items  Einst. Auslandseinsatz –.16 [–.23, –.10]  –.34 [–.40, –.28] 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel und SOWI 2010 komparativ; angegeben sind Korrelationskoef-
fizienten mit 95%-Konfidenzintervallen in Klammern, wo möglich auf Grundlage von Faktorwerten; 
alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001). 

 

Für das Jahr 2010 ergibt sich für beide Messverfahren von Antimilitarismus die gleiche 

Zusammenhang mit Atlantizismus (von –.49 [–.54, –.44] beziehungsweise von  

–.50 [–.55, –.45]). Auf der messtheoretischen Seite deutet dies auf eine befriedigende 

Performanz der Aufgaben-Items bei der Messung von Antimilitarismus hin. Auf der 

substanziellen Seite suggeriert dieses Muster, welches in den folgenden Kapiteln weiter 

herausgearbeitet wird, eine zunehmende Verknüpfung militaristischer Grundhaltungen 

mit der Bereitschaft, transatlantische Politikkoordination zu betreiben und sich in der 

NATO zu engagieren. Mit anderen Worten deuten diese Befunde an, dass die Deutschen 

– in Reaktion auf die Forderung der Bündnispartner nach einem größeren Engagement 

                                                 
52 Spätestens damit sollte auch klar sein, dass die Validierungsergebnisse, die sich auf den Anfangs- und 
Endpunkt des interessierenden Zeitraums beziehen, nicht unbedingt auf die Periode dazwischen übertra-
gen werden können. 
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bei militärischen Auslandseinsätzen – beide Dimensionen zunehmend als verwandt oder 

sogar gleichbedeutend ansahen. 

Im unteren Abschnitt von Tabelle 4 sind analoge Befunde zu den Einstellungen zu kon-

kreten Auslandseinsätzen angegeben. Hier zeigt sich für beide Befragungspunkte, dass 

die Antimilitarismus-Messung mit Aufgaben-Items in Richtung des zu erklärenden 

Phänomens verzerrt ist. Der Zusammenhang dieser Messergebnisse mit den spezifi-

schen Sachfrageorientierungen ist jeweils etwas höher als auf Grundlage des inhaltsva-

liden Messverfahrens. Allerdings ist dieser Zusammenhang nicht übermäßig stark, ins-

besondere im Vergleich zu den deutlich höheren Zusammenhängen der Aufgaben-Items 

mit den Kern-Items von Antimilitarismus. Zumindest in diesen Validierungsanalysen 

deutet also nichts darauf hin, dass die suboptimale Messung tautologische Befunde pro-

duziert. Insgesamt scheint die Messung von Antimilitarismus auf Grundlage von Auf-

gaben-Items somit möglich, auch wenn dabei die tatsächlichen Zusammenhänge mit 

Atlantizismus auf der einen und Einstellungen zu spezifischen Auslandseinsätzen auf 

der anderen Seite überschätzt werden. 

Validierungsanalysen der Messung von Atlantizismus mit Hilfe allgemeiner NATO-

Items ergeben einen analogen Befund. Wie bereits bei der Diskussion der Inhaltsvalidi-

tät vermutet wurde, legen die Befunde eine gewisse Verzerrung des Messverfahrens in 

Richtung von Antimilitarismus und der Unterstützung deutscher Auslandseinsätze nahe. 

Bei der folgenden genaueren Beschreibung der Validierungsbefunde ist jedoch zu be-

denken, dass keine vollkommen inhaltsvaliden Indikatoren als Prüfgrößen für die 

NATO-Items zur Verfügung stehen, sondern lediglich ein Item, das danach fragt, ob 

„Deutschland die Meinung seiner Verbündeten berücksichtigen“ solle (siehe Item b1 in 

Tabelle 5). Dies erschwert die Beurteilung der Messqualität und klare Schlüsse. 

Aus Tabelle 5 geht hervor, dass die Haltung zur NATO auf der Indikatorebene relativ 

stark mit der allgemeinen Bündnisorientierung korreliert ist und gleichzeitig ähnliche 

Randverteilungen vorliegen. Schätzt man auf Grundlage der aufgeführten Indikatoren 

(b1, n1–n4) ein eindimensionales Modell, ergibt sich eine hohe Anpassungsgüte 

(N = 2134, χ²corr (df = 5) = 34.4, RMSEA =.043 [.027, .061], CFI = .989), wobei die 

Faktorladung der Bündnisorientierung mit .39 deutlich niedriger ausfällt als die der 

NATO-Indikatoren, die zwischen .58 und .82 liegen (tabellarisch nicht ausgewiesen). 

Insgesamt weisen diese Befunde also trotz gewisser Unterschiede auf eine relativ große 

konzeptionelle Nähe von Verbündeten-Item und NATO-Indikatoren hin, was eine 
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grundsätzliche Eignung beider Messverfahren für die Messung von Atlantizismus nahe-

legt. 

 

Tabelle 5: Randverteilungen der Indikatoren von Atlantizismus (2014) 
 Mittelwert  Korr. mit b1 
Verbündeten-Item 

  
 

(b1) „In der Außenpolitik sollte Deutschland die Meinung seiner Ver-
bündeten berücksichtigen.“ .58  

   
NATO-Items   
(n1) „Die NATO ist der Garant von Deutschlands äußerer Sicherheit.“  .61 .34 
(n2) „Ein Austritt aus der NATO würde Deutschlands Sicherheit 

ernsthaft gefährden.“ 
.65 .29 

(n3) „Um Deutschlands nationale Sicherheit zu sichern, sollten die 
deutschen Streitkräfte enger mit der NATO zusammenarbeiten.“ 

.60 .30 

(n4) „Deutschland sollte die NATO verlassen.“ (rekodiert) .73 .19 
Anmerkungen: Datenbasis SRS-Panel, Welle 1; gewichtete Ergebnisse; höhere Werte zeigen stärkeren 
Atlantizismus; Wertebereich aller Variablen 0-1; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < 
.05). 

 

Dabei verdient das Item zum Austritt aus der NATO (n4) gesonderte Aufmerksamkeit. 

Diesen radikalen Schritt lehnen die meisten Deutschen ab, wohl nicht zuletzt, weil die 

Institution ein Symbol der Westbindung und der Wiedereingliederung in die Staaten-

gemeinschaft nach dem Zweiten Weltkrieg darstellt. Allein auf Grundlage dieses Indi-

kators würde der Atlantizismus in der deutschen Bevölkerung wohl überschätzt, zumal 

das Verbündeten-Item auf die allgemeine Bündnisorientierung abzielt. Eine Spezifikati-

on der Kooperationspartner dürfte zu einem Rückgang der durchschnittlichen berichte-

ten Bündnisorientierung führen (Bei der allgemeinen Formulierung können auch Perso-

nen zustimmen, die beispielsweise Russland als Verbündete ansehen und dessen Mei-

nung berücksichtigt sehen wollen). 

Um die verfügbaren Messverfahren von Atlantizismus genauer zu untersuchen, können 

analog zu oben die Zusammenhänge der beiden Atlantizismus-Messungen miteinander 

und jeweils mit Antimilitarismus und mit der Unterstützung des Afghanistan-Einsatzes 

verglichen werden (Tabelle 6). Dabei wird in Anbetracht des Korrelationskoeffizienten 

von r = .36 [.32, .39] zum einen deutlich, dass die Messverfahren weniger stark zusam-

menhängen als noch die Antimilitarismus-Messungen oben. Letztlich kann auf Grund-

lage der vorliegenden Informationen nicht genau bestimmt werden, ob es sich bei 

NATO-Items und Verbündeten-Item um unterschiedliche Dimensionen von Atlantizis-
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mus handelt, ob eines der Verfahren validere Messungen produziert oder beide gleich-

ermaßen verzerrt sind. 

Korreliert man beide Messinstrumente mit Antimilitarismus und den Einstellungen zum 

Afghanistan-Einsatz, ergeben sich stärkere Zusammenhänge für die Atlantizismus-

Messung via der Haltungen zur NATO. Anhänger der NATO waren zum Untersu-

chungszeitpunkt demnach tendenziell weniger antimilitaristisch und bewerteten den 

Afghanistan-Einsatz positiver als Bürger, die grundsätzlich für eine Berücksichtigung 

der Präferenzen von „Bündnispartnern“ plädierten. Dieser Befund könnte lediglich da-

rauf hindeuten, dass – wie oben bereits angedeutet – das Vorliegen einer allgemeinen 

Bündnisorientierung nicht unbedingt eine Präferenz für die Koordination innerhalb des 

westlichen Militärbündnisses bedeuten muss. Andere Länder könnten als „Verbündete“ 

angesehen oder jene NATO-Partner wie Frankreich als relevant erachtet worden sein, 

die sich in der Vergangenheit zurückhaltend zum Einsatz militärischer Mittel geäußert 

haben. Bei dieser Interpretation sagen die Befunde nichts über die Validität der NATO-

Items aus, sondern lediglich, dass es sich bei der allgemeinen Bündnisorientierung um 

ein problematisches Prüfkriterium handelt. Nimmt man jedoch an, dass es sich im ein 

valides Prüfkriterium handelt, deutet der Unterschied in den Korrelationen darauf hin, 

dass die NATO-Items eine verzerrte Atlantizismus-Messung produzieren, bei der auch 

Antimilitarismus und die Einstellung zu spezifischen Militäreinsätzen zum Ausdruck 

kommen. Da diese Interpretation angesichts der eingeschränkten Validierungsmöglich-

keiten nicht ausgeschlossen werden kann, sollten Befunde zu den Effektstärken von 

Atlantizismus auf Grundlage dieses Messverfahrens entsprechend vorsichtig interpre-

tiert werden. 

 

Tabelle 6: Konvergenz- und Diskriminanzvalidität der Messung von Atlantizismus (2014) 
 2014 
Diskriminanzvalidierung Atlantizismus  
NATO-Items  Verbündeten-Item .36 [.32, .39] 
  
NATO-Items  Antimilitarismus –.38 [–.42, –.34] 
Verbündeten-Item  Antimilitarismus –.22 [–.26, –.18] 
  
NATO-Items  Einst. zum Afghanistan-Einsatz .36 [.32, .40] 
Verbündeten -Items  Einst. zum Afghanistan-Einsatz .23 [.19, .27] 
Anmerkungen: Datenbasis SRS-Panel, Welle 1; gewichtete Ergebnisse; angegeben sind Korrelations-
koeffizienten mit 95%-Konfidenzintervallen in Klammern, wo möglich auf Grundlage von Faktorwer-
ten; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001). 
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Bevor ein kurzes Zwischenfazit gezogen wird, sollte daran erinnert werden, dass die 

Konstruktvalidierung lediglich für drei Zeitpunkte durchgeführt und ihre Befunde nur 

dann verallgemeinert werden können, wenn identische Items von den Befragten zu an-

deren Zeitpunkten genau so interpretiert wurden wie es bei den hier untersuchten Befra-

gungen der Fall war. Zwar liegen die Untersuchungszeitpunkte jeweils am Anfang 

(1993) und am Ende (2010, 2014) der Periode, die hier im Fokus des Interesses steht, 

und die Analyse ergibt weitgehend vergleichbare Befunde. Es liegt also keine Evidenz 

vor, dass eine Verallgemeinerung unzulässig wäre. Derartige Vergleiche zweier Zeit-

punkte sagen jedoch nicht nichts über die Stabilität (der Niveaus und Strukturen) aus, da 

es sich nicht um intraindividuelle Vergleiche handelt und der Zeitraum dazwischen rund 

20 Jahre beträgt. Es kann somit nicht ausgeschlossen werden, dass die Items in der Zwi-

schenzeit anders interpretiert wurden. Denkt man beispielsweise an die Aufgabentypen, 

mit denen Antimilitarismus erfasst werden soll, ist zu vermuten, dass der Einsatztyp 

„Kampfeinsatz“ in der zweiten Hälfte des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts in zu-

nehmendem Maße mit dem Afghanistan-Einsatz assoziiert wurde. Die Akzeptanz dieses 

Aufgabentyps könnte von den Erfahrungen mit diesem konkreten Einsatz beeinflusst 

worden sein, so dass die Verwendung eines entsprechenden Indikators zur Messung von 

Antimilitarismus in diesem Zeitraum besonders problematisch ist. Auch diese intertem-

porale Varianz in der Validität eines gegeben Messinstruments gilt es demnach bei der 

Interpretation der Befunde, die auf Grundlage dieses Instrument gewonnen wurden, in 

Rechnung zu stellen. 

Der Fokus dieses Abschnitts lag auf einer möglichst strengen Validitätsprüfung und 

hatte das Ziel, die mit den verfügbaren Indikatoren verbundenen Probleme möglichst 

deutlich herauszuarbeiten. Insgesamt deutet die durchgeführte Validierung darauf hin, 

dass die Verwendung von Aufgaben-Items zur Messung von Antimilitarismus ebenso 

wie die Verwendung von NATO-Items als Indikatoren für Atlantizismus verzerrte Mes-

sergebnisse produzieren. Gleichzeitig zeigen die Analysen aber auch, dass die verfügba-

ren Indikatoren grundsätzlich geeignet sind, grundlegende Unterschiede in den Disposi-

tionen der Deutschen zu zwei zentralen Aspekten der Außen- und Sicherheitspolitik zu 

messen. 
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3.4 Zur Messung von Grundhaltungskonstellationen 

Ausgangspunkt für das Interesse an Grundhaltungskonstellationen ist die Vermutung, 

dass die Einstellungsbildung aus Einzelüberlegungen auf unterschiedlichen Prozessen 

beruht, die zu jeweils unterschiedlichen Ergebnissen führen können. In Anbetracht der 

Ambivalenz- und Konsistenztheorien auf der einen Seite und den spezifischen Kontext-

bedingungen der hier interessierenden Fälle auf der anderen, könnte das Vorliegen wi-

dersprüchlicher Grundhaltungskonstellationen den Prozess der Einstellungsbildung zu 

Auslandseinsätzen der Bundeswehr beeinflusst haben. Bei dieser Überlegung stellt die 

Grundhaltungskonstellation den Ausgangspunkt, die Einstellung den Endpunkt und der 

dazwischen liegende Prozess der Informationsverarbeitung den entscheidenden Mittel-

teil dar (siehe Abbildung 4 in Kapitel 2). Über diesen Prozess liegen für den hier inte-

ressierenden Untersuchungszeitraum und die hier interessierenden Einstellungen keine 

empirischen Informationen vor.53 In der empirischen Analyse können daher lediglich 

die Anfangs- und Endzustände miteinander in Beziehung gesetzt werden. Unterscheidet 

sich die Assoziation von Grundhaltungen und Einstellungen zwischen Bürgern, die un-

terschiedliche Grundhaltungskonstellationen aufweisen, wäre dies unter sonst gleichen 

Bedingungen ein Indikator dafür, dass unterschiedliche Prozesse der Informationsverar-

beitung abgelaufen sind. Dieses Vorgehen liefert also nur indirekte Evidenz über den 

Erkenntnisgegenstand. Die Diskrepanz zwischen dem Erkenntnisinteresse, das auf den 

Prozess der Einstellungsbildung abzielt, und der empirischen Untersuchung, die mit 

Informationen über Zustände vorlieb nehmen muss, führt zu ernsthaften Restriktionen 

in Bezug auf den möglichen Erkenntnisgewinn. 

Auch wenn es sich bei der Analyse der Effekte bestimmter Grundhaltungskonstellatio-

nen – strukturelle Ambivalenz und relativer Extremität – demnach um eine indirekte 

Analysestrategie handelt, die gewählt werden muss, um die interessierenden Fragen 

überhaupt empirisch untersuchen zu können, heißt dies nicht, dass ihre Messung trivial 

wäre. Bei struktureller Ambivalenz gilt es solche Bürger zu identifizieren, denen die 

widersprüchlichen Prinzipien – Antimilitarismus und Atlantizismus – am Herzen liegen. 

Bei diesen Personen sollte dann, entsprechend der Erwartungen der Ambivalenz-

Forschung, ein innerer Konflikt einsetzen, der die grundhaltungsbasierte Einstellungs-

                                                 
53 Aus diesem Grund können in diesem Abschnitt auch keine Validierungsanalysen analog zum vorigen 
Abschnitt durchgeführt werden. Es fehlen die Prüfgrößen, mit denen die Ergebnisse der hier verwendeten 
Messverfahren verglichen werden könnten. 
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bildung im Sinne des Sampling-Modells verhindert. In Ermangelung einer direkten 

Messung der gefühlten Ambivalenz können alternativ Informationen über die Grundhal-

tungsstärke herangezogen werden, um jene Personen zu identifizieren, denen die Prinzi-

pien wichtig sind und die bei der Einstellungsbildung daher in einen inneren Konflikt-

zustand versetzt werden. Vorliegende Arbeiten haben verschiedene Maße der Einstel-

lungsstärke entwickelt, etwa Selbstauskünfte über die persönliche Wichtigkeit, die ein 

Objekt für den Befragten aufweist (z.B. Petty und Krosnick 1995). Derartige direkte 

Indikatoren der Grundhaltungsstärke stehen jedoch nicht zur Verfügung, weshalb die 

Extremität der Grundhaltungen als Indikator verwendet wird. Empirische Studien haben 

gezeigt, dass Extremität und Intensität (oder hier: Grundhaltungsstärke) stark korreliert 

sind (Petty und Krosnick 1995). Auf Grundlage der im vorigen Abschnitt beschriebenen 

Messungen der Grundhaltungsniveaus können in Anlehnung an Rudolph (2005: 916) 

Personen als „strukturell ambivalent“ gelten, wenn sie extremere Haltungen zu den 

Prinzipien Antimilitarismus und Atlantizismus aufweisen als der Median der Stichpro-

be. Diese dichotome Operationalisierung folgt der theoretischen Annahme, dass die 

widersprüchlichen Grundhaltungen, wenn sie in hinreichender Extremität (Stärke) aus-

geprägt sind, einen Zustand gefühlter Ambivalenz auslösen, der entweder vorliegt oder 

nicht. Dies korrespondiert mit der Vorstellung, dass Menschen zwischen zwei Modi 

oder Systemen der Informationsverarbeitung und Entscheidungsfindung hin- und her-

schalten (Chaiken und Trope 1999; Kahneman 2011).54 

Stellt man Antimilitarismus und Atlantizismus in einem Koordinatensystem einander 

gegenüber, sind strukturell ambivalente Personen folglich in dem oberen rechten Quad-

ranten zu finden (siehe linkes Koordinatensystem in Abbildung 5). Betrachtet man die 

Grundhaltungen losgelöst von dem gesellschaftlichen Kontext, ließe sich argumentie-

ren, dass gefühlte Ambivalenz auch bei Personen mit militaristischen und anti-

atlantizistischen Grundhaltungen ausgelöst werden sollte, weil auch bei dieser Konstel-

lation widersprüchliche Überlegungen zur Bewertung des Einsatzes vorliegen. Diese 

                                                 
54 Versteht man Ambivalenz als graduelles Phänomen, steht mit der sogenannten Griffin-Formel eine 
Möglichkeit zur Verfügung, das Konzept als kontinuierliche Variable zu operationalisieren (Thompson et 
al. 1995). Rudolph zeigt für einen Kontext, der dem hier behandelten ähnelt, dass die substanziellen Be-
funde weitgehend unabhängig davon sind, ob Ambivalenz dichotom oder kontinuierlich erfasst wird 
(Rudolph 2005: 921). Jenseits dieses Befundes ist eine Verwendung der Griffin-Formel hier ausgeschlos-
sen, da ein so berechnetes Ambivalenz-Maß eine Linearkombination der beiden Grundhaltungsvariablen 
darstellt und eine gleichzeitige Berücksichtigung dieser drei Variablen in einer Regressionsanalyse nicht 
möglich ist. 
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katoren nicht der Fall ist. Die Probleme, die sich aus der Verzerrung der gemessenen 

Grundhaltungsniveaus ergeben, können durch die Wahl des Medians als Schwellenwert 

abgeschwächt werden, solange die Verzerrung bei allen Personen in gleichem Maße 

vorliegt. Wenn die Messinstrumente das Ausmaß der Zustimmung zum Einsatz militäri-

scher Mittel und atlantizistischer Politikkoordination überschätzen (wie die Validie-

rungsanalysen des vorangegangenen Abschnitts suggerieren), führt dies zu einer Ver-

schiebung des Median in die gleiche Richtung, so dass Personen mit struktureller Am-

bivalenz dennoch identifiziert werden können. 

Für die Messung der relativen Extremität der Grundhaltungen werden die Grundhal-

tungsmaße zunächst jeweils am Median gefaltet, um separate Messungen der Extremität 

beider Grundhaltungen zu erhalten. „Relative Extremität“ einer Grundhaltung liegt dann 

vor, wenn die jeweils andere Grundhaltung weniger extrem ausgeprägt ist.56 Das Ergeb-

nis dieses Vorgehens wird im rechten Koordinatensystem in Abbildung 5 veranschau-

licht: Innerhalb der Flächen der senkrecht aufeinander stehenden Dreiecke liegt dem-

nach relative Extremität von Antimilitarismus vor, während relative Extremität von At-

lantizismus innerhalb der Restfläche vorliegt. Analog zu den Überlegungen zu der Wahl 

des Schwellenwerts bei der Messung struktureller Ambivalenz kann der Skalenmittel-

punkt bei der Extremitätsbestimmung als theoretisch sinnvollerer Referenzpunkt ange-

sehen werden, sofern es keine systematischen Messfehler gibt. Der eine Endpunkt eines 

perfekten Antimilitarismus-Messinstruments repräsentiert dann den absoluten Extrem-

punkt für Antimilitarismus, der andere Endpunkt den absoluten Extrempunkt für Milita-

rismus. Mit anderen Worten würde das gesamte Universum möglicher Haltungen zu 

diesem Prinzip abgebildet. Entsprechend können die Grundhaltungen jener Personen als 

„minimal extrem“ eingestuft werden, für die das Messinstrument den Skalenmittelwert 

ausweist. Gibt es jedoch einen systematischen Messfehler, wird bei der Bestimmung 

relativer Extremität unter Rückgriff auf den Skalenmittelpunkt die relative Extremität 

jener Grundhaltung systematisch überschätzt, bei der die Messung der Grundhaltung 

stärker verzerrt ist. Durch die Wahl des Medians als relativen Referenzpunkt für die 

                                                 
56 Möglicherweise weisen Bürger die vermuteten Unterschiede in der grundhaltungsbasierten Einstel-
lungsbildung erst dann auf, wenn eine Grundhaltung deutlich extremer ausgeprägt ist als die andere. In 
den folgenden Analysen liegt „relative Extremität“ jedoch bereits dann vor, wenn die eine Grundhaltung 
minimal extremer ausgeprägt (weiter vom Median entfernt) ist. Keine Relative Extremität liegt demnach 
nur dann vor, wenn beide Grundhaltungen gleich weit vom Median-Wert entfernt liegen. Empirisch trat 
diese Konstellation in den zur Verfügung stehenden Datensätzen nur vereinzelt auf. Diese Personen wur-
den aus der Analyse ausgeschlossen. 
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Bestimmung minimaler Extremität lässt sich dieses Problem abschwächen. Zunehmen-

de Distanz vom Median repräsentiert dann zunehmende Extremität innerhalb des gesell-

schaftlichen Referenzrahmens, nicht jedoch innerhalb des Gesamtuniversums möglicher 

Extremität. 

 

3.5 Zusammenfassung und Implikationen 

In diesem Kapitel wurde diskutiert, wie sich die relative Bedeutung der außenpoliti-

schen Grundhaltungen auf Einstellungen zu spezifischen Auslandseinsätzen der Bun-

deswehr unter den gegebenen Restriktionen empirisch untersuchen lässt. Neben grund-

legenden Problemen, die bei der Analyse von Querschnittsdaten zur Klärung von Kau-

salfragen immer bestehen, wurde besonderes Augenmerk auf die Frage gelegt, ob eine 

valide Messung der Grundhaltungen mit den gegebenen Indikatoren überhaupt möglich 

ist und wie die Grundhaltungskonstellationen operationalisiert werden sollten.  

Abbildung 6 fasst die inhaltlich-semantische Analyse der Indikatoren idealisierend zu-

sammen. Antimilitarismus und Haltungen zum Aufgabenspektrum des Militärs werden 

dort separat und als Teile eines umfassenderen Konstrukts dargestellt. Gleiches gilt für 

Atlantizismus und Haltungen zur NATO. Während sich die Grundhaltungen zu Antimi-

litarismus und Atlantizismus konzeptionell nicht überlappen,57 ist dies für die Haltungen 

zum Aufgabenspektrum und zur NATO tendenziell der Fall, da es zum (potenziellen) 

Aufgabenspektrum der Bundeswehr gehört, an NATO-Einsätzen teilzunehmen, bezie-

hungsweise es konstitutiver Teil des Militärbündnisses NATO ist, sicherheitspolitische 

Aufgaben zu übernehmen und den Einsatz nationaler Streitkräfte zu koordinieren und 

zu leiten. Wenn es im Folgenden um spezifische Bundeswehr-Einsätze geht, die im 

Rahmen der NATO durchgeführt wurden, lässt sich auch für das Verhältnis von unab-

hängigen und abhängigen Variablen eine gewisse konzeptionelle Überlappung konsta-

tieren. 

Die Konstruktvalidierung hat die Vermutungen, die sich aus der Analyse der Inhaltsva-

lidität ergeben, bestätigt. Bei der Messung von Antimilitarismus mit Aufgaben-Items 

und Atlantizismus mit NATO-Items werden Konzeptaspekte erfasst, welche empirisch  

                                                 
57 Strukturelle Beziehungen zwischen den Konzepten sind hier nicht berücksichtigt. Empirisch sind An-
timilitarismus und Atlantizismus negativ korreliert, wie die Validierungsanalysen oben andeuten und an 
anderer Stelle (Juhász 1996; Mader 2015b; Rattinger et al. 2016) gezeigt wurde. 
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Abbildung 6: Inhaltliche Überlappung der Konzepte 

 

 

näher aneinander und gleichzeitig auch näher an dem zu erklärenden Phänomen liegen, 

als dies bei Messverfahren mit inhaltsvaliden Indikatoren der Fall ist. Konfirmatorische 

Faktorenanalysen zu den Aufgaben-Items und inhaltsvaliden Indikatoren von Antimili-

tarismus haben zudem gezeigt, dass diese aus psychometrischer Sicht jeweils unter-

schiedliche Konstrukte abbilden. Gleichzeitig haben alle Analysen starke Korrelationen 

zwischen den inhaltsvaliden Grundhaltungs-Messungen und den suboptimalen Verfah-

ren ergeben, die zudem stärker waren als die Assoziationen mit der jeweils anderen 

Grundhaltung und Einstellungen zu spezifischen Auslandseinsätzen. Somit gilt ein hin-

reichendes Maß an Konvergenz- und Diskriminanzvalidität, um die relative Bedeutung 

der Grundhaltungen für die Einstellungsbildung sinnvoll untersuchen zu können. 

Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass die nominellen Effektstärken von Antimilita-

rismus und Atlantizismus, operationalisiert mithilfe von Indikatoren zu Haltungen zum 

Aufgabenspektrum der Bundeswehr und zur NATO, die tatsächliche Bedeutung der 

Grundhaltungen überschätzen. Da die Stabilität psychologischer Haltungen typischer-

weise mit ihrer Spezifität abnimmt, ist zudem davon auszugehen, dass Randverteilun-

gen der Grundhaltungen, gemessen mit Aufgraben-Items respektive NATO-Items, zwi-

schen Zeitpunkten stärker variieren. Gleichzeitig dürfte auch die Struktur der Einstel-

lungssysteme – die Korrelation der Grundhaltungen in unterschiedlichen Subgruppen – 
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volatiler erscheinen, als wenn die Konzepte mit valideren Indikatoren gemessen wür-

den. 

Bei der Operationalisierung der Grundhaltungskonstellationen wurde insbesondere die 

Wahl des Schwellenwertes diskutiert, auf dessen Grundlage die Bevölkerung in unter-

schiedliche „Konstellationsgruppen“ eingeteilt werden sollte. Dabei wurde argumen-

tiert, dass der Skalenmittelpunkt bei einem perfekten Messinstrument die richtige Wahl 

darstellt, diese jedoch nicht überzeugen kann, wenn von systematisch verzerrten Mes-

sungen ausgegangen werden muss. In diesem Fall scheint es sinnvoller, die Verteilung 

der so gemessenen Grundhaltungen als Referenzrahmen zu verwenden und den Median 

als Schwellenwert zur Bestimmung struktureller Ambivalenz und relativer Extremität 

zu verwenden.58 

Die Überlegungen und Befunde zur Messung der Grundhaltungen und ihrer Konstella-

tionen bedeuten für die folgenden empirischen Fallstudien, dass die Qualität der verfüg-

baren Messinstrumente jeweils genau untersucht werden sollte. Daher schließt sich an 

die Beschreibung der Kontextbedingungen und spezifischen Hypothesenformulierung 

jeweils ein längerer Abschnitt an, in dem die Operationalisierungen der Grundhaltungen 

und die sich daraus ergebenden Messergebnisse analysiert werden. Die Grundhaltungs-

niveaus und -strukturen, die auf Grundlage der inhaltsvaliden Indikatoren (für einzelne 

Zeitpunkte) oben beschrieben wurden, sollten dabei stets als Prüfgrößen berücksichtigt 

werden. 

58 Der Skalenmittelpunkt ist aus praktischer Sicht der umso sinnvollere Schwellenwert, je kleiner der 
systematische Messfehler ist. Da sich die Größe dieses Fehlers in den folgenden Analysen jedoch nicht 
zweifelsfrei bestimmen lässt, wird hier grundsätzlich die Operationalisierung über den Median verwendet. 
In zusätzlichen Analysen, die im Folgenden nicht berichtet werden, ergeben sich bei Verwendung der 
alternativen Operationalisierung über den Skalenmittelpunkt substanziell vergleichbare Befunde. 
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4. Der humanitäre UN-Einsatz in Somalia

4.1 Kontext und fallspezifische Hypothesen 

Nach dem Golfkrieg und der deutschen Weigerung, sich daran zu beteiligen, begann 

eine öffentliche Diskussion über die Entsendung der Bundeswehr in Gebiete jenseits der 

eigenen Landesgrenzen, beziehungsweise jenseits der NATO-Grenzen (Baumann und 

Hellmann 2001: 62; Philippi 1997: 81-82). Diese Episode hatte die Inkompatibilität 

jener außen- und sicherheitspolitischen Prinzipien offengelegt, die die Politik der Bun-

desrepublik zuvor geleitet hatten. Während der Krise am Golf beschränkte sich 

Deutschland auf finanzielle Unterstützung und symbolische Beiträge wie die Entsen-

dung einer Flugzeugstaffel in die Türkei sowie eines Minensuchverbands in den Persi-

schen Golf (Berger 1998: 174; Philippi 1997: 69-72), so dass spekuliert werden kann, 

ob Deutschland ohne den diplomatischen Druck der U.S.-amerikanischen Regierung in 

diesem Krieg möglicherweise völlig neutral geblieben wäre (Berger 1998: 173). In den 

amerikanischen Medien wurde die deutsche Zurückhaltung als Vogel-Strauß-Politik 

und Trittbrettfahren kritisiert (Berger 1998: 173). 

In der Diskussion über die zukünftige deutsche Außen- und Sicherheitspolitik spielten 

in der Folge die Themen „responsibility and calculability, of security policy, of what 

constituted a solid and credible ally and of what equality meant within the alliance” 

(Longhurst 2004: 148; Hervorhebungen im Original) eine wichtige Rolle. Der Zerfall 

Jugoslawiens und die zunehmende Verschlechterung der humanitären Lage in Somalia 

verliehen dem Diskurs um die Entsendung der Bundeswehr in Gebiete jenseits der 

NATO-Grenzen Aktualität, da die Bundesregierung in die gleiche Situation zu geraten 

drohte wie zuvor im Golfkrieg. Während in anderen Ländern darüber diskutiert wurde, 

ob friedensichernde oder humanitäre Interventionen in den Krisenregionen Bosnien-

Herzegowina und Somalia sinnvoll wären, stellte sich in Deutschland erneut die Frage 

nach der internationalen Verantwortung und Bündnissolidarität auf der einen und der 

verfassungsrechtlichen und moralischen Legitimität deutscher Auslandseinsätze auf der 

anderen Seite (Baumann und Hellmann 2001: 62; Philippi 1997: 81-82). 

Als die Vereinten Nationen Deutschland im April 1993 baten, die Bundeswehr im 

Rahmen der UNOSOM II-Mission nach Somalia zu entsenden, entsprach die Bundesre-

gierung dieser Anfrage unter der Bedingung, dass deutsche Soldaten nur in befriedeten 

Gebieten für humanitäre Zwecke eingesetzt würden. Ungefähr 1700 Bundeswehr-
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Soldaten wurden in der Folge nach Südsomalia verlegt und mit dem Schutz indischer 

Blauhelmtruppen sowie humanitären Aufgaben betraut.59 In Deutschland wurde diese 

Entscheidung von Diskussionen um die Verfassungsmäßigkeit des Einsatzes begleitet, 

die durch den Umstand verschärft wurden, dass der Bürgerkrieg in Somalia eskalierte 

und der geforderte Einsatz in einem „befriedeten Gebiet“ in dieser verschärften Sicher-

heitslage kaum zu garantieren war. Die Kommunikationsstrategie der Regierung und 

der Bundeswehr war es, auch in dieser Phase die humanitären Leistungen sowie die 

internationale Solidarität und Handlungsfähigkeit Deutschlands hervorzuheben (Philippi 

1997: 150-154). 

Das herausragende Ereignis des UN-Einsatzes in Somalia ereignete sich am 3. Und 4. 

Oktober, als in Mogadischu ein Militärhubschrauber der USA von Rebellen abgeschos-

sen wurde und ein aufgebrachter Mob einen toten amerikanischen Soldaten durch die 

Straßen der Landeshauptstadt zerrte. Bei dem Versuch, weitere Crew-Mitglieder zu ret-

ten, kam es zu schweren Gefechten, die auf der amerikanischen Seite insgesamt acht-

zehn Todesopfer forderten, auf der somalischen Seite hunderte (Weber 1997: 91). Als 

Reaktion auf diese „Schlacht von Mogadischu“ kündigte Präsident Bill Clinton nur we-

nige Tage später den Abzug der amerikanischen Truppen aus Somalia bis Ende März 

1994 an. Auch in der öffentlichen Debatte in Deutschland wurde die Aufmerksamkeit 

durch dieses Ereignis auf die Risiken und Gefahren des Einsatzes gelenkt. Trotz ent-

sprechender Forderungen lehnte die Bundesregierung einen sofortigen Abzug der Bun-

deswehr jedoch ab, um einen deutschen Rückzug im Alleingang zu vermeiden (Philippi 

1997: 153).  

In Anbetracht dieser Kontextbedingungen lassen sich spezifische Hypothesen für die 

Einstellungsbildung auf der Individualebene formulieren. Grundsätzlich ist zu erwarten, 

dass sowohl die Grundhaltungen zum Antimilitarismus als auch zum Atlantizismus für 

die Bewertung des deutschen Somalia-Einsatz eine Rolle spielten. Konkret sollten die 

Einstellungen umso positiver gewesen sein, je zustimmender die Grundhaltungen zum 

Einsatz militärischer Mittel und zur transatlantischen Koordination der Außenpolitik 

waren. Wie im vorigen Abschnitt beschrieben wurde, spielte die Legitimität des Einsat-

zes militärischer Mittel zur Lösung politischer Probleme eine wichtige Rolle bei der 

59 Da die indischen Truppen nie in Somalia ankamen, war humanitäre Hilfe de facto die einzige Tätigkeit 
der Bundeswehr in diesem Einsatz (Philippi 1997: 153).  
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öffentlichen Diskussion über diesen Bundeswehreinsatz. Gleichzeitig war auch die Fra-

ge der Bündnisverpflichtung ein zentrales Thema. Die Berichterstattung aus dem Ein-

satzgebiet, wie etwa die medienwirksame Landung amerikanischer Truppen an einem 

somalischen Strand, und der Umstand, dass die Vereinigten Staaten die Führungsrolle in 

dem multilateralen Einsatz innehatten, dürfte zu der Salienz beider Prinzipien beigetra-

gen haben. 

Was die relative Bedeutung der Grundhaltungen für die Einstellungsbildung angeht, ist 

zu bedenken, dass es sich bei dem Somalia-Einsatz um den ersten Auslandseinsatz jen-

seits der NATO-Grenzen handelte und keinerlei Verbindung zur Landesverteidigung 

bestand. Entsprechend war die Frage des Einsatzes militärischer Mittel zur Durchset-

zung politischer Ziele jenseits der eigenen Grenzen und jenseits der Landesverteidigung 

in der öffentlichen Debatte ein zentrales Thema. Folglich dürften auch auf der Bevölke-

rungsebene prinzipielle Überlegungen zu dieser Frage eine wichtige Rolle bei der Be-

wertung des deutschen Somalia-Einsatzes gespielt haben. Gleichzeitig wurde insbeson-

dere von Seiten der Bundesregierung darauf verwiesen, dass es sich um einen rein hu-

manitären Einsatz handele und Kampfhandlungen nicht zu erwarten seien. In dieser 

Darstellung war das Somalia-Engagement zwar ein militärischer Auslandseinsatz, aber 

kein Einsatz, in dem das Kerngeschäft des Militärs eine Rolle spielte. 

Da der Somalia-Einsatz kurz nach der Wiedervereinigung stattfand und sich West- und 

Ostdeutsche nicht nur in der Ausprägung der Grundhaltungen, sondern möglicherweise 

auch in ihrer Sicht auf diese Sachfrage unterschieden haben, kann zudem erwartet wer-

den, dass sich die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus in Ost und West un-

terschieden. So ist zu vermuten, dass die Haltungen zum Atlantizismus bei Westdeut-

schen eine größere Rolle spielten als bei Ostdeutschen, weil sie Argumente bezüglich 

der internationalen Verantwortung stärker mit Bündnispolitik assoziiert haben dürften. 

Denn wenn in der öffentlichen Debatte auf die internationale Verantwortung Deutsch-

lands verwiesen wurde, war dies eher auf die Kooperation mit den Vereinten Nationen 

und seltener – oder nur implizit – auf die Bündnisdimension bezogen. Für die Ostdeut-

schen, die erst seit drei Jahren Bundesbürger waren, dürften die Prinzipien Multilatera-

lismus, Westbindung und internationale Verantwortung in geringerem Maße eine natür-

liche Einheit ergeben haben als für ihre westdeutschen Mitbürger, die mit der bundesre-

publikanischen strategischen Kultur vertrauter gewesen und diese stärker verinnerlicht 

haben dürften. 
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Eine weitere Differenzierung der Hypothesen scheint in Anbetracht der „Schlacht von 

Mogadischu“, die während des Erhebungszeitraums der hier verwendeten Umfrage 

stattfand, sinnvoll. So ist zu erwarten, dass sich das Verhältnis der Effektstärken von 

Antimilitarismus und Atlantizismus in Reaktion auf das Ereignis zugunsten der prinzi-

piellen Haltungen zum Einsatz militärischer Mittel veränderte. Denn mit den Ereignis-

sen in der somalischen Landeshauptstadt am 3. und 4. Oktober, die die militärische Sei-

te des internationalen Engagements in Somalia in den Vordergrund treten ließ, dürfte 

die wahrgenommene Salienz dieser Disposition gestiegen sein. In Anbetracht der gerin-

geren Vertrautheit der Ostdeutschen mit der bundesrepublikanischen strategischen Kul-

tur könnte es dabei sein, dass dieser Bevölkerungsteil in stärkerem Maße von dem Er-

eignis beeinflusst wurde als der westdeutsche. Bei letzterem ist davon auszugehen, dass 

die Einstellungsbildung von den Ereignissen im Einsatzgebiet unabhängiger war, weil 

sie habituell jene grundlegenden Beurteilungskriterien anlegten, die die Außenpolitik 

der Bundesrepublik in den Jahrzehnten zuvor ausgezeichnet hatte. 

Bei den Grundhaltungskonstellationen ist zu erwarten, dass strukturelle Ambivalenz mit 

geringeren Grundhaltungseffekten einherging, wenn sie gefühlte Ambivalenz auslöste. 

Da im Fall des Somalia-Einsatzes sowohl Antimilitarismus als auch Atlantizismus rele-

vante Prinzipien der Bewertung des Einsatzes darstellten, sind die Rahmenbedingungen 

für das Auftreten dieser Effekte gegeben. Da die öffentliche Debatten jedoch nicht ex-

plizit um die Widersprüchlichkeit der Prinzipien kreiste, dürfte gefühlte Ambivalenz 

eine eher untergeordnete Rolle gespielt haben. Dies gilt umso mehr für die Periode nach 

der „Schlacht von Mogadischu“, in der die militärische Seite des UN-Einsatzes und 

damit auch der deutschen Mission stärker in den Vordergrund trat. Gerade in dieser Si-

tuation könnten Bürger auf Heuristiken wie die nicht-kompensatorische Einstellungs-

bildung ausgewichen sein, die sich in größeren Effektstärken jener Grundhaltung aus-

drücken sollte, die extremer ausgeprägt war. 

 

4.2 Daten, Messinstrumente, Messergebnisse 

Grundlage der empirischen Analyse bildet das dreiwellige DFG-Panel, das bereits zur 

Validierung der Grundhaltungsmessung im vorigen Kapitel herangezogen wurde (für 

Details zu dieser Wiederholungsbefragung siehe Anhang A). Die Studie erstreckte sich 

über 15 Monate, von Juni 1992 bis November 1993. Die erste Welle wurde im Juni und 

Juli 1992 erhoben, die Feldzeit der zweiten dauerte von Februar bis April 1993 und die 
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Interviews der dritten Welle wurden von September bis November 1993 durchgeführt. 

Es wurden separate Stichproben für West- und Ostdeutschland gezogen und ungefähr 

gleich viele Einwohner beider Landesteile befragt. In der ersten Welle wurden 2089 

Personen (Westdeutsche: 1046; Ostdeutsche: 1043) befragt, von denen sich 1443 (703; 

740) Personen in der zweiten Welle noch einmal befragen ließen. An der dritten Welle 

nahmen noch 1111 (514; 597) der ursprünglich ausgewählten Personen teil.60  

Die Einstellungen zum deutschen Somalia-Einsatz wurden ausschließlich in der dritten 

Welle erhoben, wohl weil die politische Entscheidung für den Einsatz erst Ende April 

1993 fiel. Aufgrund der einmaligen Messung kann somit keine intraindividuelle Verän-

derung der Einstellungen untersucht werden. Dies ist umso bedauerlicher, als sich die 

„Schlacht von Mogadischu“ am 3. und 4. Oktober während der dritten Befragungswelle 

ereignete und es somit möglich gewesen wäre, die Reaktion auf dieses Ereignis bei je-

nen Befragten zu untersuchen, die nach dem 4. Oktober interviewt wurden. Letzteres 

trifft auf 541 Personen und damit auf ziemlich genau die Hälfte der Teilnehmer der drit-

ten Welle zu. Zumindest ist es auf Grundlage dieser Datenstruktur jedoch möglich zu 

untersuchen, ob sich die Einstellungen und ihre Determinanten zwischen dieser Gruppe 

und der anderen Hälfte der Teilnehmer der dritten Welle (die vor dem Ereignis inter-

viewt wurden) unterscheiden. Auf die methodischen Annahmen, die bei einem solchen 

Vergleich getroffen werden müssen, wird unten eingegangen. 

Bei der Verwendung von Paneldaten ist stets zu berücksichtigen, dass Panelmortalität 

zu einer Verzerrung der Ergebnisse führen kann. In diesem Kapitel wurden Daten der 

zweiten und dritten Welle einer solchen Wiederholungsbefragung analysiert, an denen 

nur noch rund drei Viertel respektive die Hälfte der ursprünglichen Zufallsstichprobe 

teilnahmen. Theoretisch dürften vor allem die wenig gebildeten und desinteressierten 

Teilnehmer der ersten Welle die Wiederbefragung verweigert haben (Schoen 2003: 

136). Jedoch nimmt weder das durchschnittliche außenpolitische Interesse noch die Bil-

dungsstruktur der Befragten über die Wellen des DFG-Panels hinweg zu.61 Auch wenn 

60 In der zweiten und dritten Welle wurden keine neuen Personen zu der ursprünglichen Stichprobe hin-
zugefügt. Das Oversampling der Ostdeutschen wird in den gesamtdeutschen Analysen mit einem Gewicht 
ausgeglichen.  
61 Interesse und Bildung wurden in allen Wellen identisch gemessen. Westdeutsche (Ostdeutsche) wiesen 
ein durchschnittliches außenpolitisches Interesse von .59-.61 (.64) auf (Wertebereich 0-1, höhere Werte 
zeigen höheres Interesse an; für die Frageformulierung siehe Tabelle 37 in Anhang B). Von ihnen waren 
57-61 (43-44) Prozent niedrig und 17-18 Prozent (25-26 Prozent) hoch gebildet. Niedrige Bildung wurde 
hier definiert als Hauptschulabschluss oder kein Abschluss, als hoch gebildet gelten Personen mit Fach-
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dies kein konklusiver Beleg dafür ist, dass in den folgenden Analysen keine Verzerrung 

aufgrund der Panelmortalität vorliegt, deutet es zumindest darauf hin, dass dieses Prob-

lem überschaubar ist. 

Die Messung der Einstellungen zum deutschen Somalia-Einsatz erfolgte in der dritten 

Welle mit einem Item, bei dem die Befragten angeben sollten, ob die „Beteiligung deut-

scher Truppen an der UNO-Aktion in Somalia“ richtig sei. Hierbei handelt es sich um 

eine direkte Frage nach der Zustimmung zu dem deutschen Auslandseinsatz. Mit dem 

Verweis auf die Vereinten Nationen ist dabei ein Stimulus in der Frageformulierung 

enthalten, der entsprechende Assoziationen wahrscheinlich in den Vordergrund treten 

ließ. Da die Vereinten Nationen in Deutschland positiv beurteilt wurden (Rattinger et al. 

2016) und mit dem Verweis an die völkerrechtliche Legitimation des Einsatzes erinnert 

wurde, dürfte das auf Grundlage dieser Formulierung gemessene Zustimmungsniveau 

höher ausgefallen sein, als wenn dieser Verweis nicht erfolgt wäre. In Anbetracht der 

Tatsache, dass der Einsatz in der öffentlichen Debatte meist mit einem ähnlichen Zusatz 

versehen wurde, eignet sich diese Formulierung gut, um mit der Analyse des Antwort-

verhaltens etwas über die realweltliche Einstellungsbildung auszusagen. Im Herbst 1993 

betrug die durchschnittliche Zustimmung zum deutschen Somalia-Einsatz demnach .53 

(auf einer Skala von 0-1), wobei die Ostdeutschen (.44) negativer eingestellt waren als 

die Westdeutschen (.54). Bezüglich der möglichen Auswirkungen der „Schlacht von 

Mogadischu zeigt sich bei Westdeutschen, nicht jedoch bei Ostdeutschen, der erwartete 

Rückgang der Unterstützung: Das aggregierte Zustimmungsniveau zum deutschen So-

malia-Einsatz betrug vor diesen Ereignis bei Westdeutschen .59, danach .52 (Ostdeut-

sche: .44 davor, .43 danach).62 

Antimilitarismus und Atlantizismus können jeweils mit mehreren Items erfasst werden. 

Diese wurden bereits im vorigen Kapitel bei der Konstruktvalidierung beschrieben. Zur 

hochschulreife oder höher. 
62 Unter den Teilnehmern der dritten Welle waren Befragungszeitpunkt und Grundhaltungen (gemessen 
in der vorigen Welle) in beiden Bevölkerungsgruppen schwach korreliert. Nach der „Schlacht von Moga-
dischu“ wurden Westdeutsche befragt, die tendenziell antimilitaristischer und internationalistischer waren 
als die westdeutschen Teilnehmer vor dem Ereignis. Jene Ostdeutschen, die nach dem Ereignis befragt 
wurden, wiesen ein höheres durchschnittliches Atlantizismus-Niveau auf als die vorher befragten Ost-
deutschen. Auf Grundlage diese Befunde kann nicht völlig ausgeschlossen werden, dass die berichteten 
Unterschiede im Unterstützungsniveau des Somalia-Einsatzes nicht Ergebnis des Ereignisses sind, son-
dern durch Effekte des Ereignisses auf die Teilnahmebereitschaft von Bürgern mit unterschiedlichen 
Grundhaltungen zustande kommen. Gleichzeitig sind die Befunde heterogen, die Zusammenhänge 
schwach und variieren scheinbar zufällig zwischen Ost- und Westdeutschen, weshalb dieses methodische 
Problem eher als gering einzuschätzen ist.  
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Messung von Antimilitarismus stehen also Indikatoren zur Verfügung, die auf den in-

haltlichen Kern des Konzepts abzielen, während Atlantizismus mit Items erfasst wird, 

die auf die Haltungen zur NATO abzielen (alle hier verwendeten Indikatoren werden in 

Tabelle 37 in Anhang B dokumentiert). Um die Reaktion der Befragten auf die Ent-

scheidung der Bundesregierung, die Bundeswehr nach Somalia zu schicken, besser un-

tersuchen zu können, werden hier die Daten der zweiten Welle herangezogen, um die 

Grundhaltungen zu messen. In Kapitel 3 wurden bereits Ergebnisse konfirmatorischer 

Faktorenanalysen aller Teilnehmer der zweiten Welle präsentiert, die zeigen, dass die 

jeweils ausgewählten Indikatoren die interessierenden Konstrukte abbilden. Um die 

Hypothesen zu der unterschiedlichen Bedeutung der Grundhaltungen in Ost- und West-

deutschland zu untersuchen, muss zusätzlich überprüft werden, ob diese Indikatoren bei 

Befragten aus beiden Landesteilen in gleicher Weise funktionieren, ob sie also in West 

und Ost jeweils das gleiche Phänomen messen. In Anbetracht der unterschiedlichen 

Sozialisationserfahrungen könnten ganz unterschiedliche Assoziationen von den Frage-

formulierungen ausgelöst worden sein, so dass bei den Bürgern des einen Landesteils 

etwas anderes erfasst wurde als bei den Bewohnern des anderen Teils. Die Ergebnisse 

weiterer Analysen auf Grundlage dieser Messinstrumente wären dann nicht zwischen 

Ost- und Westdeutschland vergleichbar.  

Ob dies der Fall ist, kann mit einer gruppenvergleichenden konfirmatorischen Faktoren-

analyse überprüft werden, bei der (partielle) skalare Invarianz erzwungen wird.63 Die 

globale Anpassungsgüte dieses Gesamtmodells ist gut (χ²corr (df = 61) = 267.3 (West: 

100.9; Ost: 166.5), RMSEA = .045 [.035, .056], CFI = .901), so dass von einer Ver-

gleichbarkeit der Messergebnisse in Ost und West ausgegangen werden kann. Aufgrund 

der Tatsache, dass Antimilitarismus lediglich mit zwei Indikatoren erfasst werden kann, 

ist die Berechnung der Faktorwerte allerdings mit einer gewissen Unsicherheit verbun-

63 Die Ladungen der Atlantizismus-Indikatoren wurden bei dieser Schätzung gleichgesetzt, da dies zu 
keiner Verschlechterung der χ²-Werte führte. Da das Gesamtmodell durch diese Restriktionen gleichzeitig 
einfacher wird (also die Anzahl der Freiheitsgrade zunimmt), steigen die relativen Güte-Indikatoren 
RMSEA und CFI durch diese Maßnahme. Der Interzept des Atlantizismus-Indikators „Die NATO ge-
fährdet den Frieden“ wird in beiden Gruppen frei geschätzt, so dass für die Atlantizismus-Messung nur 
partielle skalare Invarianz gilt (Steenkamp und Baumgartner 1998: 81). Neben den Grundhaltungen wur-
de in der Faktorenanalyse auch die latente Haltung zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr berücksich-
tigt, so dass das hier berichtete gruppenvergleichende Modell analog zu jenem in Kapitel 3 ist, mit dem 
Messfragen adressiert wurden. Eine Beschränkung der Analyse auf die beiden Grundhaltungen ergibt 
vergleichbare Befunde. Die Ergebnisse dieser Faktorenanalysen sind in Tabelle 38 und Tabelle 39 in 
Anhang B dokumentiert. 
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den. Der Faktordeterminiertheitswert liegt hier mit .70 unter dem empfohlenen Schwel-

lenwert (von .80 (Brown 2006: 37; Grice 2001: 436)). Bei einem Wert von .79 scheint 

die Berechnung von Faktorwerten auf Grundlage des Atlantizismus-Faktors dagegen 

unproblematisch.  

Tabelle 7: Zustimmung zu den außenpolitischen Prinzipien in Gesamt-, West- und Ostdeutsch-
land (Frühjahr 1993) 

Gesamtdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland 
Antimilitarismus .56 (.20) .52 (.19) .73 (.18) 
Atlantizismus .66 (.18) .70 (.16) .52 (.17) 
Internationalismus .49 (.23) .49 (.23) .46 (.23) 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2; für Antimilitarismus und Atlantizismus sind durch-
schnittliche Faktorwerte, für Internationalismus durchschnittliche Indexwerte angegeben; Wertebereich 
aller Variablen 0-1; Standardabweichung in Klammern; gewichtet nach soziodemografischen Merkma-
len. 

Die durchschnittlichen Faktorwerte (Tabelle 7) zeigen, dass die Deutschen insgesamt 

eher antimilitaristisch und atlantizistisch eingestellt waren, während für Internationalis-

mus keine Tendenz konstatiert werden kann. Die Kernbotschaft der Tabelle besteht je-

doch in den unterschiedlichen Randverteilungen von Antimilitarismus und Atlantizis-

mus in West- und Ostdeutschland. Demnach wiesen Westdeutsche einen mittleren An-

timilitarismus- und einen hohen Atlantizismus-Wert auf (.52 und .70), bei Ostdeutschen 

war es genau anders herum (.73 und .52). Insbesondere der geringere Enthusiasmus der 

Ostdeutschen gegenüber dem Prinzip des Atlantizismus ist in Anbetracht ihrer Soziali-

sation auf der anderen Seite des Eisernen Vorhangs wenig überraschend, stellten die 

USA und die NATO aus der sozialistischen Perspektive doch den kapitalistischen Klas-

senfeind dar. Aus dem gleichen Grund waren die Ostdeutschen wohl auch (noch) anti-

militaristischer eingestellt – da der Einsatz militärischer Mittel in der Bundesrepublik 

stets im Kontext des westlichen Bündnisses diskutiert wurde, dürfte dies bei Ostdeut-

schen das Bild des imperialistischen Westens hervorgerufen haben, das während des 

Kalten Krieges in der DDR von den NATO-Mitgliedern gezeichnet worden war.64 

Neben den Unterschieden in den Niveaus der Grundhaltungen zeigt sich auch in den 

Strukturen dieser Kernelemente außenpolitischer Einstellungssysteme ein substanzieller 

64 Auf den größeren Antimilitarismus und geringeren Atlantizismus der Ostdeutschen ist wiederholt hin-
gewiesen worden (Holst 1998; Juhász 2001; Rattinger 2007), ohne dass bislang eine genauere Analyse 
vorläge, auf welche Sozialisationsprozesse genau diese zurückgeführt werden können.  
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Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschen. Für die Westdeutschen gehörten die 

Prinzipien Antimilitarismus und Atlantizismus tendenziell zusammen, was sich an der 

positiven Korrelation der Grundhaltungen (r = .21) in Tabelle 8 ablesen lässt. In diesem 

Befund spiegelt sich deutlich die strategische Kultur der (alten) Bundesrepublik wider, 

in der die Westintegration mit der Zurückhaltung beim Einsatz militärischer Mittel ver-

knüpft war und keinerlei Widerspruch darstellte. Ganz anders sahen dies die Ostdeut-

schen, die Atlantizismus eindeutig mit dem Einsatz militärischer Mittel assoziierten. 

Entsprechend gingen hohe Antimilitarismus-Werte dort mit niedrigen Atlantizismus-

Werten einher (r = –.47). Auch die Grundhaltungen der Bürger dieses Landesteils kor-

respondierten somit mit der strategischen Kultur des Landes, in dem sie sozialisiert 

wurden – zumindest in der öffentlichen Darstellung galt der Westen und insbesondere 

die NATO als imperialistischer Akteur, der vor dem Einsatz militärischer Gewalt zur 

Durchsetzung seiner kapitalistischen Ziele nicht zurückschrecke. 

Tabelle 8: Zusammenhang zwischen den Grundhaltungen in Gesamt-, West- und Ostdeutsch-
land (Frühjahr 1993) 

Gesamtdeutschland  Westdeutschland Ostdeutschland 
AM AT AM AT AM AT 

Antimilitarismus (AM) 1 1 1 
Atlantizismus (AT) .12 1 .21 1 –.47 1 
Internationalismus –.08* .26 –.06** .26 –.14 .26 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2; Grundlage der Berechnungen sind Faktorwerte; ge-
wichtet nach soziodemografischen Merkmalen; sofern nicht anders berichtet sind alle Koeffizienten 
statistisch signifikant (p < .001); * p = .01; ** p = .17. 

Um die Beschreibung der Grundhaltungsstrukturen zu vervollständigen, werden in Ta-

belle 9 die Grundhaltungskonstellationen, berechnet auf Grundlage der gesamtdeut-

schen Mediane, dokumentiert. Die unterschiedlichen Randverteilungen von Antimilita-

rismus und Atlantizismus spiegeln sich hier deutlich in den Zellenbesetzungen wider. 

Betrachtet man die gesamtdeutsche Verteilung, sind alle Zellen ungefähr gleich häufig 

besetzt. Diese Gleichverteilung verdeckt jedoch erhebliche Unterschiede zwischen West 

und Ost. Demnach lehnte mehr als einer von drei Ostdeutschen sowohl den Einsatz mi-

litärischer Mittel als auch eine atlantizistische Koordination der deutschen Außenpolitik 

ab, während kaum mehr als einer von zehn Westdeutschen diese Grundhaltungskonstel-

lation aufwies. Der Anteil strukturell ambivalenter Bürger war in Westdeutschland da-

gegen deutlich höher – fast ein Drittel wies in diesem Landesteil die Kombination von 

hohem Antimilitarismus und hohem Atlantizismus auf. Die Berechnung der relativen 
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Extremität der Grundhaltungen (ebenfalls berechnet auf Grundlage der Mediane) ergibt, 

dass eine deutliche Mehrheit der Deutschen (58 Prozent) extremere Antimilitarismus-

Werte als Atlantizismus-Werte aufwiesen (tabellarisch nicht ausgewiesen). Unterschie-

de zwischen den Landesteilen zeigen sich dabei nicht (West: 57 Prozent; Ost: 61 Pro-

zent). 

Tabelle 9: Häufigkeit der Grundhaltungskonstellationen in Gesamt-, West- und Ostdeutschland 
(Frühjahr 1993) 

Gesamtdeutschland  Westdeutschland Ostdeutschland 
Atlantizismus Atlantizismus Atlantizismus 

niedrig hoch niedrig hoch niedrig hoch 
Antimilitarismus niedrig 25 % 24 % 29 % 28 % 12 % 8 % 
Antimilitarismus hoch 25 % 26 % 13 % 30 % 69 % 11 % 
Anmerkungen: Datenbasis: DFG-Panel, Welle 2; Berechnung auf Grundlage von Faktorwerten; auf-
grund von Rundungsfehlern addieren sich die Zellenprozente nicht immer auf 100 %; Dichotomisie-
rung auf Grundlage der Mediane; gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen. 

Auf Grundlage der Verteilungen und Konstellationen der Grundhaltungen lassen sich 

somit erhebliche Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland diagnostizieren. 

Zunächst lässt sich in einem ersten Schritt zeigen, dass in Ost- und Westdeutschland 

inhaltlich vergleichbare Grundhaltungen vorlagen. Das Ausmaß an Zustimmung zu die-

sen Prinzipien unterschied sich jedoch erheblich, und auch ihr Verhältnis wurde funda-

mental unterschiedlich beurteilt. Diese Unterschiede lassen vermuten, dass auch die 

Einstellungsbildung zum deutschen Somalia-Einsatz unterschiedlich ablief – dies wird 

im folgenden Abschnitt untersucht. 

4.3 Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zum Somalia-Einsatz 

Die Hypothesen zur relativen Bedeutung der Grundhaltungen für die Einstellungen zum 

deutschen Somalia-Einsatz in der Gesamtbevölkerung und in unterschiedlichen Sub-

gruppen werden mit einer Reihe linearer Regressionsmodelle untersucht. Neben den in 

dieser Arbeit zentralen Grundhaltungen Antimilitarismus und Atlantizismus werden 

dabei auch die Grundhaltung zum Internationalismus, die Identifikation mit einer im 

Parlament vertretenen Partei,65 politisches Interesse sowie soziodemografische Merkma-

65 In Tabelle 10 sind jeweils die Unterschiede zwischen Parteianhängern der im Bundestag vertretenen 
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le als unabhängige Variablen berücksichtigt, um den Einfluss von Antimilitarismus und 

Atlantizismus möglichst unverfälscht zu schätzen. Außerdem wird mit einer Dummy-

Variable kontrolliert, ob die Befragung vor oder nach der „Schlacht von Mogadischu“ 

durchgeführt wurde, so dass die Hypothese überprüft werden kann, laut der sich die 

Einstellungen in Reaktion auf dieses Ereignis verändert haben. Die Ergebnisse werden 

in Tabelle 10 dokumentiert und zeigen, dass die Grundhaltungen die zentralen Determi-

nanten der Einstellungen zum deutschen Somalia-Einsatz waren. Atlantizismus war 

demnach insbesondere in Westdeutschland wichtiger als Antimilitarismus, wobei letzte-

re Grundhaltung durch die „Schlacht von Mogadischu“ an Bedeutung gewann. Im Fol-

genden werden die einzelnen Bausteine beschrieben, aus denen sich dieses Gesamtbild 

zusammensetzt. 

Als Vergleichsgröße zur Beurteilung des Erklärungsbeitrag der Grundhaltungen werden 

in der ersten Spalte von Tabelle 10 zunächst die Ergebnisse eines Regressionsmodells 

(1) berichtet, in dem Grundhaltungen nicht berücksichtigt sind. In einem weiteren Mo-

dell (2) werden diese Variablen bei ansonsten identischer Spezifikation aufgenommen, 

so dass Unterschiede in der Erklärungsleistung auf diese Variablen zurückgeführt wer-

den können. Zudem sagen die im Vergleich zum ersten Modell veränderten Koeffizien-

ten der „Kontrollvariablen“ etwas über die psychologischen Mechanismen aus, die für 

die Befunde im ersten Modell verantwortlich sind. Grundsätzlich zeigt ein Vergleich der 

Ergebnisse, dass Grundhaltungen einen substanziellen Beitrag zur Erklärung der Ein-

stellungen zum deutschen Somalia-Einsatz leisten können. Im Vergleich zum Modell 

(1) ohne diese Variablen, ist die Varianzaufklärung des Modells (2) mit Grundhaltungen 

deutlich größer (11 gegenüber 4 Prozent, siehe jeweils das korrigierte R2 in Tabelle 10). 

Parteien und Bürgern angegeben, die entweder einer anderen (Klein-)Partei zuneigten, keine Parteiidenti-
fikation aufwiesen oder keine Angabe zu dieser Frage machten. Da eine Antwort auf die Frage nach der 
Parteiidentifikation in Deutschland meist von relativ vielen Befragten verweigert wird (in Welle 2 des 
HR-Panels sind es beispielsweise sieben Prozent der Befragten), wäre es statistisch ineffizient, alle diese 
Personen von der Analyse auszuschließen. Bei diesem Vorgehen wird jedoch in Kauf genommen, dass 
einige der Verweigerer in Wirklichkeit eine Parteiidentifikation mit einer der Parlamentsparteien aufwei-
sen und so ein systematischer Schätzfehler produziert wird. Da Referenzkategorie und „Identifizierer“ 
dadurch ähnlicher erscheinen können als sie es in Wirklichkeit sind, führt dieses Vorgehen tendenziell zu 
einer Unterschätzung der Unterschiede aufgrund der Parteiidentifikation. Für Westdeutschland kann der 
Effekt einer Parteiidentifikation mit der PDS hier nicht berechnet werden, da in der Befragung nur eine 
Person eine entsprechende Neigung angab. 
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Tabelle 10: Erklärungsfaktoren der Einstellungen zum Somalia-Einsatz (Herbst 1993) 
Gesamtdeutschland West Ost Vor 

5.10. 
Nach 
4.10. 

(1) (2) (3) (4) (5) (6) 
Grundhaltungen 
Antimilitarismus –.24** –.29** –.16 –.17 –.27* 

(.09) (.10) (.13) (.13) (.12) 
Atlantizismus .54*** .64*** .28 .55** .52*** 

(.11) (.13) (.14) (.18) (.13) 
Internationalismus .06 .05 .15 –.03 .11 

(.07) (.09) (.10) (.10) (.10) 
Parteiidentifikation
CDU/CSU .01 –.01 –.03 .07 –.04 –.00 

(.04) (.05) (.05) (.06) (.06) (.06) 
FDP .05 –.04 –.08 .12 –.03 –.04 

(.09) (.10) (.12) (.08) (.22) (.11) 
SPD .01 .02 .01 .03 .03 –.00 

(.04) (.04) (.04) (.05) (.05) (.05) 
Bündnis 90/Die Grünen –.05 .06 .12 –.06 –.16 .18* 

(.06) (.07) (.07) (.09) (.10) (.07) 
PDS –.21** –.11 –.13 –.10 –.23* 

(.06) (.06) (.07) (.07) (.09) 
Involvierung und Sozialstruktur 
Politisches Interesse .12 .00 –.02 .06 –.01 .05 

(.08) (.09) (.11) (.13) (.12) (.12) 
Alter (in Jahren) –.00 –.00 –.00 –.00 –.00 .00 

(.00) (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch –.03 –.03 –.04 –.03 –.05 –.01 

(.03) (.04) (.05) (.04) (.05) (.05) 
Geschlecht: Weiblich –.01 –.02 –.02 –.04 –.09 .01 

(.03) (.03) (.04) (.04) (.05) (.04) 
Herkunft: Ostdeutschland –.09** .07 .04 .12* 

(.03) (.04) (.06) (.05) 

Nach 4.10. befragt –.07* –.07* –.08* .00 
(.03) (.03) (.04) (.04) 

Konstante .60*** .35*** .33** .46** .48** .19 
(.07) (.10) (.11) (.14) (.16) (.13) 

N 967 798 378 420 408 390 
Korr. R2 .04 .15 .10 .18 .22 .09 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und 3; berichtet werden unstandardisierte lineare Re-
gressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikations-
variablen ist „andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < 
.01; * p < .05. 

Für die Gesamtstichprobe, die in diesen beiden Modellen analysiert wird, ergeben sich 

substanzielle Effekte für Antimilitarismus und Atlantizismus in die theoretisch erwarte-

te Richtung. Im Vergleich zu extremen Militaristen war die Einstellung zum Somalia-

Einsatz bei Antimilitaristen um durchschnittlich .24 [95%-Konfidenzintervall: .07, .42] 

Skalenpunkte niedriger, wenn diese auf einen Wertebereich von null bis eins skaliert 

werden. Extreme Atlantizisten wiesen im Durchschnitt eine .54 [.34, .75] Skalenpunkte 

positivere Einstellung auf als extreme Antimilitaristen. Der nominelle Unterschied (in 
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den Beträgen) der Koeffizienten ist ein klares Indiz, dass die Deutschen im Befragungs-

zeitraum in stärkerem Maße auf ihre Grundhaltungen zum Antimilitarismus zurückge-

griffen haben als auf jene zum Antimilitarismus. Aufgrund der Unsicherheit der Punkt-

schätzer ist allerdings nicht ausgeschlossen, dass die Effektstärken in der Grundgesamt-

heit gleich groß waren. Diese Befunde sind mit der Hypothese vereinbar, dass die 

Kommunikationsstrategie der Einsatzbefürworter erfolgreich war. Die Betonung der 

Bündnispflichten und der humanitären Einsatzziele sowie das Herunterspielen der genu-

in militärischen Dimension des Einsatzes haben demnach tatsächlich dazu geführt, dass 

die Bürger aus einer entsprechenden Perspektive auf den deutschen Einsatz schauten.66 

Bevor auf die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen und die Auswirkungen 

der „Schlacht von Mogadischu“ eingegangen wird, sei zunächst darauf hingewiesen, 

dass PDS-Anhänger dem Somalia-Einsatz im Vergleich zu allen anderen Bürgern of-

fenbar besonders kritisch gegenüberstanden. Dies lag zum Teil – aber nicht ausschließ-

lich – daran, dass sie im Durchschnitt stärker antimilitaristisch, anti-atlantizistisch be-

ziehungsweise isolationistisch voreingestellt waren. Denn deutliche Unterschied zwi-

schen PDS-Anhängern und ihren Mitbürgern der im ersten Modell wird bei Hinzunah-

me der Grundhaltungen als weitere Erklärungsfaktoren kleiner, verschwindet jedoch 

nicht ganz.67 Zumindest zu einem gewissen Grad dürfte es sich bei diesem Residualef-

fekt um einen Cueing-Effekt zu handeln, bei dem die Anhänger die ablehnende Position 

der PDS zum Somalia-Einsatz direkt übernommen haben.68 Alternativ kann es sein, 

66 Zusätzliche Analysen, bei denen interessierte und uninteressierte Bürger separat betrachtet wurden, 
zeigen, dass diese Beschreibung nicht für alle Deutschen gleichermaßen zutreffend ist. Wie Tabelle 40 in 
Anhang B zeigt, hatten die Grundhaltungen zum Antimilitarismus bei den Interessierten einen größeren 
Effekt auf die Einstellungsbildung (b = –.49 [–.74, –.20]) als bei den Uninteressierten (–.12 [–.35, .11]). 
Dieser substanzielle Unterschied deutet darauf hin, dass die Interessierten erkannt haben, dass die deut-
sche Beteiligung an dem Somalia-Einsatz einen Bruch mit dem strikten Prinzip des Antimilitarismus 
darstellte. Die Bedeutung von Atlantizismus scheint dagegen in beiden Gruppen gleich groß gewesen zu 
sein. Der Befund, dass Atlantizismus eine größere Rolle bei der Einstellungsbildung gespielt hat als An-
timilitarismus trifft umso weniger zu, je vertrauter die Bürger mit den traditionellen Leitlinien der bundes-
republikanischen Außenpolitik waren. 
67 Im Vergleich zur Residualkategorie wird die Unterstützung unter PDS-Anhängern im ersten Modell als 
.21 [.08, .33] Skalenpunkte niedriger ausgewiesen, im zweiten Modell beträgt der Unterschied nur  
.11 [0, .22] Punkte. Auf Grundlage des zweiten Modells ist somit der Punktschätzer kleiner und aufgrund 
der Unsicherheit, die mit der Schätzung verbunden ist, kann nicht ausgeschlossen werden, dass in Wirk-
lichkeit überhaupt kein Unterschied bei Kontrolle von Grundhaltungsunterschieden existiert. Bei Verglei-
chen mit anderen Referenzkategorien ergibt sich ein insgesamt ähnliches Bild. 
68 Die Abwesenheit weiterer Unterschiede auf Grundlage parteipolitischer Affinitäten passt zu dem Um-
stand, dass die anderen Parteien den Somalia-Einsatz nicht politisiert haben und ihre Vertreter zum Teil 
heterogene Positionen in dieser Frage aufwiesen. In einem solchen Kontext ist mit direkten Kommunika-
tionseffekten nicht zu rechnen, und die (Nicht-)Befunde zu den Parteiidentifikationsvariablen bestätigen 
diese Erwartung. 
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dass verbleibende Unterschiede zwischen den Parteianhängern auf Unterschiede in den 

Weltbildern dieser Gruppen zurückzuführen sind, die auch im zweiten Modell nicht 

explizit erfasst werden.69 

In Bezug auf Ost-West-Unterschiede zeigt Tabelle 10 zunächst, dass die geringere Un-

terstützung des Somalia-Einsatzes in Ostdeutschland nicht daran lag, dass viele Ost-

deutsche der PDS nahe standen, sondern vor allem an divergierenden Grundhaltungen. 

Denn auch unter Kontrolle der Parteiidentifikation bewerteten Ostdeutsche den Soma-

lia-Einsatz negativer als Westdeutsche, wie der negative Effekt der regionalen Herkunft 

von b = –.09 [–.15, –.03] anzeigt. Im zweiten Modell bleibt von diesem negativen Ef-

fekt dagegen nichts übrig. Den unterschiedlichen Unterstützungsniveaus in beiden Lan-

desteilen liegen somit vor allem die zuvor beschriebenen Unterschiede in den Ausprä-

gungen der Grundhaltungen zugrunde – die Ostdeutschen lehnten den Somalia-Einsatz 

stärker ab als die Westdeutschen, weil sie antimilitaristischer und weniger atlantizistisch 

eingestellt waren.  

Um zu untersuchen, ob die Einstellungsbildung in Ost- und Westdeutschland unter-

schiedlich abläuft, sind in der dritten und vierten Spalte von Tabelle 10 die Ergebnisse 

separater Analysen von Ost- und Westdeutschen aufgeführt. Die Subgruppenanalyse 

offenbart Bedeutungsunterschiede von Antimilitarismus und Atlantizismus in den Lan-

desteilen. Die jeweils ungefähr doppelt so großen Koeffizienten der Grundhaltungen in 

Westdeutschland suggerieren, dass diese langjährigen Bundesbürger bei der Einstel-

lungsbildung in stärkerem Maße auf Antimilitarismus und Atlantizismus zurückgegrif-

fen haben als Ostdeutsche. So steht der geschätzte westdeutsche Antimilitarismus-

Effekt von b = –.29 [–.50, –.09] einem deutlich kleineren Effekt von –.16 [–.42, .11] in 

Ostdeutschland gegenüber, der das konventionelle Signifikanzniveau zudem verfehlt 

(p = .24). Bei der Grundhaltung zum Atlantizismus sind die absoluten Unterschiede 

noch größer (West: .64 [.39, .90]; Ost: .28 [–.01, .56]), wobei die Effektstärke dieser 

Grundhaltung in beiden Gruppen größer ist als die von Antimilitarismus. Bereits An-

fang der 90er Jahre, kurz nach der Wiedervereinigung, dachten die Ostdeutschen somit 

entlang ähnlicher Bahnen wie die Westdeutschen.70 Der Niveauunterschied in den Ef-

69 Bei den beschriebenen Mustern handelt es sich um einen Befund, der auch in den empirischen Analy-
sen der folgenden Kapitel auftritt, dort jedoch nicht mehr beschrieben wird. 
70 Auf der methodischen Seite könnten diese Niveauunterschiede auch mit der höheren Korrelation von 
Antimilitarismus und Atlantizismus in Ostdeutschland zu tun haben, die die simultane Berechnung der 
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fektstärken, der sich bei beiden Grundhaltungen zeigt, dürfte vor allem auf eine stärkere 

Internalisierung der bundesrepublikanischen strategischen Kultur und einer damit ein-

hergehenden größeren Akzeptanz der Einsatzrechtfertigung durch die Entscheidungs-

träger auf Seiten der Westdeutschen zurückzuführen sein.71 Der besonders große abso-

lute Effektstärkenunterschied bei Atlantizismus passt zu dieser Interpretation, da die 

Einstellungsbildung auf Grundlage multilateralistischer Erwägungen etwas vorausset-

zungsvoller ist und für die Ostdeutschen gleichzeitig einen deutlichen Bruch mit der der 

Vergangenheit darstellte. 

Abbildung 7: Geschätzte Zustimmung zum Somalia-Einsatz in Abhängigkeit von Antimilitarismus 
und Atlantizismus in West- und Ostdeutschland (Herbst 1993) 

Anmerkungen: Angegeben ist die geschätzte durchschnittliche Zustimmung zum Somalia-Einsatz mit 
95%-Konfidenzintervallen, berechnet auf Grundlage der Modelle (3) und (4) in Tabelle 10. 

Eine grafische Darstellung der geschätzten Zustimmungsniveaus in Ost- und West-

deutschland in Abhängigkeit der Grundhaltungen (Abbildung 7) verdeutlicht die Unter-

schiede in den Effektstärken und offenbart gleichzeitig die erhebliche Unsicherheit, die 

mit ihrer Schätzung verbunden ist. Die überlappenden Konfidenzintervalle erinnern 

Effekte in dieser Subgruppe erschwert. Allerdings sollten sich derartige Multikollinearitätsprobleme eher 
in erhöhten Standardfehlern als in verzerrten Punktschätzern ausdrücken.  
71 Das Untersuchungsdesign erlaubt es nicht, zwischen diesen beiden Mechanismen zu unterscheiden. Es 
muss somit offen bleiben, ob Ostdeutsche die (potenzielle) Relevanz von Atlantizismus für die Bewer-
tung dieses Einsatzes weniger deutlich erkannt haben oder weniger stark von den Überzeugungsbotschaf-
ten der Entscheidungsträger beeinflusst wurden. 

0

.2

.4

.6

.8

1

G
es

ch
ät

ze
s 

Z
us

ti
m

m
un

gs
ni

ve
au

0 .2 .4 .6 .8 1
Antimilitarismus

0 .2 .4 .6 .8 1
Atlantizismus

Westdeutschland
Ostdeutschland



4. Der humanitäre UN-Einsatz in Somalia 88 

daran, dass der Unterschied zwischen einem statistisch signifikanten Koeffizienten und 

einem statistisch nicht signifikanten Koeffizienten nicht statistisch signifikant sein 

muss. Die zuvor beschriebenen Unterschiede zwischen Ost und West, die die Analyse 

der Daten ergeben hat, sind somit nur unter Vorbehalt auf die Grundgesamtheit über-

tragbar. 

Tabelle 11: Erklärungsfaktoren der Einstellungen zum Somalia-Einsatz, differenziert nach regi-
onaler Herkunft und Befragungszeitpunkt (Herbst 1993) 

Westdeutschland Ostdeutschland 
Vor dem 5.10. Nach dem 4.10. Vor dem 5.10. Nach dem 4.10. 

Antimilitarismus –.30 –.24 –.10 –.42* 
(.17) (.13) (.14) (.18) 

Atlantizismus .70*** .50*** .49** .27 
(.20) (.13) (.16) (.19) 

Internationalismus –.19 .12 .29* –.06
(.13) (.10) (.12) (.16) 

Konstante .36* .23* .15 .69** 
(.15) (.11) (.15) (.24) 

Korr. R2 .14 .09 .17 .08 
N 103 275 305 115 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und 3; berichtet werden unstandardisierte lineare Re-
gressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < 
.001; ** p < .01; * p < .05. 

Um die Auswirkungen der „Schlacht von Mogadischu“ zu untersuchen, wurde die 

Stichprobe entlang des Datums des Ereignisses geteilt und separat analysiert. Um Un-

terschiede zwischen diesen Gruppen tatsächlich auf das Ereignis zurückführen zu kön-

nen, muss angenommen werden, dass der Befragungszeitpunkt nicht mit anderen rele-

vanten Individualmerkmalen korreliert ist.72 Zudem könnte dieses Vorgehen zu verzerr-

ten Ergebnissen führen, wenn die Teilnahmebereitschaft bestimmter Subgruppen von 

dem Ereignis beeinflusst wurde. Mit entsprechender Vorsicht sind die folgenden Ergeb-

nisse zu interpretieren. Bei den Befunden, die in den letzten beiden Spalten von Tabelle 

10 dokumentiert sind, ist zunächst der Rückgang in der Erklärungsleistung des Ge-

samtmodells auffällig. So kann 22 Prozent der Varianz in den Einstellungen erklärt 

werden, bevor es zu der „Schlacht von Mogadischu“ kam, danach sind es nur noch neun 

72 Wenn unterschiedliche Sichtweisen auf den Somalia-Einsatz unabhängig von der „Schlacht von Moga-
dischu“ existierten und Personen mit einer bestimmten Sichtweise sich eher am Anfang der Feldzeit be-
fragen ließen und Personen mit einer anderen Sichtweise eher gegen Ende, würden Gruppenunterschiede 
auf Grundlage des Befragungszeitpunktes irrtümlich dem Ereignis zugeordnet. 
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Prozent. Dieser Befund deutet darauf hin, dass das Ereignis im Einsatzgebiet, vermut-

lich vermittelt über die einsetzende innenpolitische Debatte in Deutschland, weitere 

Überlegungen zur Einstellungsbildung hinzugefügt hat, die von dem Modell nicht er-

fasst werden, oder die Ableitung einer Bewertung aus den Grundhaltungen zumindest 

erschwert hat. Ein Vergleich der Grundhaltungseffekte liefert zudem gewisse Hinweise, 

dass sich die Einstellungsbildung in Reaktion auf das Ereignis veränderte. So lässt sich 

auf Grundlage der Punktschätzer diagnostizieren, dass Antimilitarismus, absolut und 

relativ zu Atlantizismus, im Anschluss an das Ereignis an Bedeutung gewann. Für die 

Befragten vor dem 4. Oktober wird ein Antimilitarismus-Effekt von –.17 [–.43, .09] 

ausgegeben, für die Befragten danach –.27 [–.50, –.04]. Die Ungenauigkeit der Schät-

zungen ist jedoch erheblich, so dass dieser Befund unter starkem Vorbehalt steht. 

Aufgrund geringer Fallzahlen in den einzelnen Untersuchungsgruppen ist es schwierig, 

mit Sicherheit festzustellen, ob Ost- und Westdeutsche unterschiedlich auf die „Schlacht 

von Mogadischu“ reagiert haben, beziehungsweise sich schon vor diesem Ereignis in 

der Einstellungsbildung unterschieden. Tabelle 11 dokumentiert die Ergebnisse von 

Regressionsanalysen, bei denen die Befragten nach regionaler Herkunft und Befra-

gungszeitpunkt separat untersucht wurden. Hierbei wurden lediglich die drei Grundhal-

tungen als Erklärungsfaktoren berücksichtigt, damit möglichst wenige Befragte auf-

grund fehlender Einzelinformationen der Analyse ausgeschlossen werden. Die geschätz-

ten Regressionskoeffizienten deuten darauf hin, dass eine Veränderung der grundhal-

tungsbasierten Einstellungsbildung vor allem bei den Ostdeutschen stattfand. Während 

die Grundhaltung zum Antimilitarismus als Reaktion auf die „Schlacht von Moga-

dischu“ scheinbar an Bedeutung gewann, wurden die beiden anderen (Atlantizismus 

und Internationalismus) unwichtiger oder gänzlich irrelevant. Bei Westdeutschen lässt 

sich auf Grundlage dieser Modelle dagegen nur ein Rückgang der Effektstärke von At-

lantizismus feststellen. Wie bei den Subgruppenanalysen zuvor lassen sich diese Unter-

schiede lediglich an den nominellen Punktschätzern festmachen, nicht auf Grundlage 

formaler Signifikanztests. Jenseits dieser Einschränkung liefert der Befund, dass die 

Ostdeutschen in stärkerem Maße auf die externen Ereignisse im Einsatzgebiet reagiert 

haben, ein weiteres Indiz dafür, dass die Bedeutung atlantizistischer Argumente die Ein-

stellungsbildung der Westdeutschen im Somalia-Fall stärker beeinflusste als die der 

Ostdeutschen. 



4. Der humanitäre UN-Einsatz in Somalia 90 

Abbildung 8: Strukturelle Ambivalenz und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus 
(Herbst 1993) 

Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und 3; angegeben ist die geschätzte durchschnittliche 
Zustimmung zum Somalia-Einsatz mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen Schätzungen sind auf 
den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem strukturelle Ambivalenz im Sinne der Definition 
vorliegen kann. 

Im Diskurs um den deutschen Somalia-Einsatz war der Konflikt zwischen den Prinzi-

pien Antimilitarismus und Multilateralismus grundsätzlich angelegt, aber nicht offen-

kundig, da die Bundeswehr dort keine Gefechte durchführen sollte. So knüpfte die Bun-

desregierung ihre Zusage eines deutschen Beitrags an die Bedingung, dass deutsche 

Truppen nur dort eingesetzt würden, wo diese Möglichkeit weitgehend ausgeschlossen 

werden konnte. Die bislang präsentierten Ergebnisse haben gezeigt, dass diese Strategie 

auf der Bevölkerungsebene mit einer – zumindest in Westdeutschland – untergeordne-

ten Rolle von Antimilitarismus einherging. Ein weiterer Effekt dieser Kontextbedin-

gungen dürfte gewesen sein, dass ein innerer Konflikt bei Bürgern mit antimilitaristi-

schen und gleichzeitig atlantizistischen Grundhaltungen ausblieb. Unter diesen Bedin-

gungen sollten Antimilitarismus und Atlantizismus also unabhängig von der Grundhal-

tungskonstellation bei allen Bürgern die gleichen Effekte gehabt haben. Um diese Hy-

pothese zu überprüfen, wurde das in Tabelle 10 berichtete Regressionsmodell (2) um 

einen Indikator struktureller Ambivalenz und Interaktionen zwischen diesem und den 

Grundhaltungen ergänzt. Die in Abbildung 8 dargestellten Befunde bestätigen die Ver-

mutung teilweise. Demnach hatte Atlantizismus in beiden Gruppen die gleiche Bedeu-

tung für die Einstellungsbildung. Für Antimilitarismus weisen die Befunde auf den Un-

terschied hin, der bei Vorliegen eines Wertekonfliktes bei den strukturell ambivalenten 

Bürgern zu erwarten wäre. In der Gruppe ohne strukturelle Ambivalenz hatte Antimili- 
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Abbildung 9: Relative Extremität und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus (Herbst 
1993) 

Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und 3; angegeben ist die geschätzte durchschnittliche 
Zustimmung zum Somalia-Einsatz mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen Schätzungen sind auf 
den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem relative Extremität im Sinne der Definition vor-
liegen kann. 

tarismus die erwartete negative Wirkung (b = –.32 [–.52, –.12]), bei strukturell Ambiva-

lenten war diese dagegen deutlich geringer (–.11 [–.82, .61]).73 Die Koeffizienten der 

Interaktionsterme von struktureller Ambivalenz und Antimilitarismus beziehungsweise 

Atlantizismus betragen .21 [–.53, .96] und .14 [–.62, .89]. Wie die weiten Konfidenzin-

tervalle anzeigen, sind die Unterschiede in den Effektstärken selbst nicht statistisch sig-

nifikant.74 Die Unsicherheit der Schätzung könnte als Indiz dafür interpretiert werden, 

dass Personen mit struktureller Ambivalenz aufgrund der Folgen eines vorliegenden 

Grundhaltungskonflikts weniger systematisch auf diese Grundhaltung zurückgriffen. 

73 Die Ergebnisse der Regressionsanalyse sind in Tabelle 41 in Anhang B dokumentiert. Die angegebenen 
Effekte der Grundhaltungen in der Gruppe der strukturell Ambivalenten sind nominell schwierig zu inter-
pretieren, da sie sich auf eine Veränderung der Grundhaltung von einer Einheit beziehen, strukturell Am-
bivalente jedoch definitionsgemäß nur Antimilitarismus- und Atlantizismus-Werte aufweisen, die größer 
als der Median sind. Daher sind die geschätzten Zustimmungsniveaus in den Koordinatensystemen auf 
Werte über dem Median der Stichprobe begrenzt. In diesem Fall ist dies .70 für Antimilitarismus und .60 
für Atlantizismus.  
74 Der p-Wert des Interaktionsterms Ambivalenz*Antimilitarismus beträgt .57, bei Ambiva-
lenz*Antimilitarismus ist p = .72. Wie bereits bei den Unterschieden zwischen West- und Ostdeutschen 
liegen somit auch hier keine eindeutigen Befunde zu den Unterschieden zwischen den Subgruppen vor. 
Zwar ist Antimilitarismus in der Gruppe der strukturell nicht Ambivalenten ein „statistisch signifikanter“ 
Erklärungsfaktor (p < .001) und in der Gruppe der strukturell Ambivalenten nicht (p = .77), der Unter-
schied zwischen diesen beiden Effekten ist jedoch selbst nicht statistisch signifikant. Analog verhält es 
sich bei Atlantizismus. 
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Sie könnte aber auch rein methodische Ursachen haben, da die Gruppe der strukturell 

Ambivalenten relativ klein ist (N = 242) und die unabhängigen Variablen stark korrelie-

ren (Der variation inflation factor (VIF) für Antimilitarismus beträgt 181, für Atlanti-

zismus 105).75 

Die zweite Hypothese, die eingangs in Bezug auf die Grundhaltungskonstellationen 

formuliert wurde, soll abschließend mit einer analogen Analyse untersucht werden. 

Hierbei werden die beiden Grundhaltungsvariablen mit dem Indikator relativer Extremi-

tät interagiert. Wenn Bürger jenem Prinzip ein größeres Gewicht bei der Einstellungs-

bildung eingeräumt hätten, zu dem sie eine extremere Position vertaten, sollte dies zu 

systematischen Unterschieden in der Effektstärke zwischen Bürgern mit unterschiedli-

cher relativer Extremität der Grundhaltungen führen. Die in Abbildung 9 dargestellten 

empirischen Ergebnisse liefern ein ähnlich zweideutiges Bild wie sich bereits bei den 

Effekten struktureller Ambivalenz ergab. Im Widerspruch zu den Erwartungen scheint 

die Grundhaltung zum Antimilitarismus bei Bürgern, bei denen diese extremer ausfiel 

als jene zum Atlantizismus, die Einstellungen in geringerem Maße beeinflusst zu haben 

(b = –.30 [–.50, –.09]) als bei Bürgern mit spiegelbildlicher Konstellation (b = –.42 

[–.77, –.07]). Hypothesengemäß zeigt sich dagegen für Atlantizismus, dass extremere 

Haltungen mit einer größeren Bedeutung dieses Prinzips einhergingen.76 

Die Analyse der Einstellungsbildung unter Berücksichtigung der Grundhaltungskonstel-

lationen ergibt somit keine konklusiven Befunde. So scheinen weder widersprüchliche 

Grundhaltungen die Meinungsbildung systematisch erschwert zu haben, noch wurden 

konsistente Hinweise für einen Abwägungsprozess gefunden, bei dem der extremeren 

Grundhaltung ein größeres Gewicht beigemessen wurde.  

75 In den folgenden Kapiteln werden bei analogen Analysen keine VIF-Werte mehr ausgewiesen. Auch 
dort ergeben sich stets hohe Werte für diesen Indikator von Multikollinearität. 
76 Bei extremeren Atlantizismus-Werten beträgt b = .55 [.30, .81], bei extremeren Antimilitarismus-Werte 
ist b = .36 [–.01, .74]. Die Interaktionseffekte zwischen dem Indikator relativer Extremität und Antimili-
tarismus beziehungsweise Atlantizismus betragen b = –.12 [–.47, .22] beziehungsweise b = .19 [–.18, 
.56]. Der Indikator relativer Extremität ist so kodiert, dass „0“ Bürger mit einem extremeren Antimilita-
rismus-Wert anzeigt und „1“ Bürger mit einen extremeren Atlantizismus-Wert. Für alle Ergebnisse dieser 
Regressionsanalyse siehe Tabelle 41 in Anhang B. 
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4.4 Zusammenfassung und Implikationen 

Die Analyse des Somalia-Falls hat empirische Belege dafür geliefert, dass die beiden 

grundlegenden Axiome des verwendeten Modells politischer Einstellungsbildung zu-

treffend sind. Für den spezifischen Anwendungsfall deutscher Bevölkerungseinstellun-

gen zu Auslandseinsätzen der Bundeswehr wurde argumentiert, dass Grundhaltungen 

zum Antimilitarismus und Multilateralismus (Atlantizismus) zentrale Erklärungsfakto-

ren öffentlicher Unterstützung sind und deren relative Bedeutung im Einzelfall von der 

Relevanz dieser Prinzipien in der öffentlichen Debatte abhängt. Die Befürworter des 

deutschen Somalia-Einsatzes auf der Elitenebene betonten vor allem die Notwendigkeit 

deutscher Bündnisfähigkeit und achteten darauf, die Gefahr militärischer Auseinander-

setzungen im Einsatzgebiet zu minimieren. So konnten Kritiker zwar das antimilitaristi-

sche Argument vorbringen, dass es sich bei der Entsendung deutscher Soldaten ins Aus-

land grundsätzlich um einen militärischen Einsatz handelte. Die Leitlinie deutscher Au-

ßenpolitik, der zufolge sich der Einsatz militärischer Mittel auf die Landesverteidigung 

beschränken solle, wurde in Somalia jedoch insofern nicht verlassen, als die Aufgaben 

der Bundeswehr im Einsatzgebiet ausschließlich humanitärer Natur waren und die Ver-

wendung von Waffengewalt nicht vorgesehen war. 

Entsprechend konnte auf der Bevölkerungsebene gezeigt werden, dass die Grundhaltung 

zum Antimilitarismus eine geringere Rolle für die Einstellungsbildung spielte als jene 

zum Atlantizismus. Weiterhin haben die Analysen gezeigt, dass diese Dispositionen 

einen substanziellen Erklärungsbeitrag leisten und nicht lediglich im statistischen Sinn 

signifikant sind. Somit kann allein auf Grundlage dieses einfachen Erklärungsmodells 

beispielsweise der Unterschied in den Zustimmungsniveaus zwischen Ost- und West-

deutschen erklärt werden. Da erstere sowohl den Einsatz militärischer Mittel als auch 

die transatlantische Koordination der Außenpolitik kritischer sahen, bewerteten sie den 

Somalia-Einsatz der Bundeswehr negativer als es die Westdeutschen taten. Subgrup-

penanalysen haben zudem ergeben, dass die Bedeutung dieser Dispositionen in Abhän-

gigkeit sowohl der Vertrautheit der Bürger mit den korrespondierenden Prinzipien als 

auch ihrer Salienz im öffentlichen Diskurs variierten. So waren die Effektstärken von 

Antimilitarismus und Atlantizismus in Westdeutschland größer und konnten einen grö-

ßeren Teil der Einstellungsvarianz erklären. Zudem wurden die Grundhaltungen zum 

Antimilitarismus für die Einstellungsbildung der (Ost-)Deutschen wichtiger, als die ge-

nuin militärische Seite des Somalia-Einsatzes mit den Ereignissen in Mogadischu am 

4.10.1993 stärker in den Vordergrund trat.  
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Die Berücksichtigung der Grundhaltungskonstellationen hat keine eindeutigen Befunde 

ergeben. Eingangs wurde argumentiert, dass es sich bei dem Einsatz in Somalia um ei-

nen Fall handelt, bei dem die militärische Natur des Einsatzes im Hintergrund stand, so 

dass die widersprüchlichen Implikationen von Antimilitarismus und Atlantizismus bei 

der Entscheidung über eine deutsche Beteiligung nicht hinreichend offenkundig waren. 

Ein weiterer substanzieller Grund für die Abwesenheit eindeutiger Ambivalenz-Effekte 

ist zudem, dass die Salienz dieser Sachfrage vor allem vor der „Schlacht von Moga-

dischu“ möglicherweise nicht hinreichend hoch war. Gerade weil es sich bei dem Soma-

lia-Einsatz nicht um einen Kampfeinsatz handelte und die öffentliche Diskussion zudem 

in großen Teilen um vergleichsweise technische verfassungsrechtliche Fragen kreiste, 

könnten sich strukturell ambivalente Deutsche ihrer widersprüchlichen Grundhaltungen 

nicht hinreichend bewusst gewesen sein. 

Die Belastbarkeit dieser Befunde wird durch eine Reihe von Problemen geschmälert. Im 

Abschnitt zu den Daten und Messinstrumenten wurde bereits auf potenzielle Probleme 

im Zusammenhang mit der Panelmortalität hingewiesen. Es wurde mit dem Hinweis auf 

stabile Involvierungs- und Bildungsniveaus argumentiert, dass dieses Problem in der 

verwendeten Studie überschaubar ist. Jedoch könnten andere Merkmale, die näher an 

dem hier interessierenden Zusammenhang liegen, verzerrt gewesen sein. So scheint es 

durchaus plausibel, dass Personen die (Wieder-)Befragung überzufällig verweigerten, 

die die dominierende strategische Kultur der Bundesrepublik ablehnten. Wenn dem so 

war, würde die Bedeutung von Antimilitarismus und Atlantizismus hier überschätzt, da 

Mitglieder dieser unterrepräsentierten Gruppe mutmaßlich andere Kriterien an die Be-

wertung des Somalia-Einsatzes legten. 

In Bezug auf die zweite Subgruppenanalyse (auf Grundlage des Befragungszeitpunktes) 

wurde bereits im vorigen Abschnitt darauf hingewiesen, dass die Unterschiede zwischen 

diesen Befragten, die aus einer einzigen Stichprobe stammen, nur unter bestimmten 

Bedingungen auf das interessierende Ergebnis zurückgeführt werden können. Darüber 

hinaus ist zu bedenken, dass zum zweiten Zeitpunkt größere Endogenitätsprobleme bei 

dem Schluss vorliegen könnten, dass die Grundhaltungen zur Einstellungsbildung her-

angezogen wurden. Alternativ könnte das Ereignis zu einer Neubewertung des Einsatzes 

und auch der Prinzipien geführt haben. 

Weiterhin ist einschränkend darauf hinzuweisen, dass die Ergebnisse zur relativen Be-

deutung der Grundhaltungen verzerrt sein könnten, da Atlantizismus hier mit NATO-
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Items erfasst, während Antimilitarismus mit den inhaltsvalideren allgemeinen Aussagen 

zur Moralität des Krieges gemessen wurde. Wie im Messkapitel ausführlich problemati-

siert, ist die Vergleichbarkeit von Effektstärken in einer derartigen Situation limitiert. 

Das Untersuchungsdesign lässt zudem keine eindeutigen Aussagen darüber zu, warum 

sich die Erklärungsfaktoren der Einstellungen zwischen Ost- und Westdeutschen unter-

schieden. Sowohl die chronische Grundhaltungsrelevanz als auch die Sensibilität für die 

kontextspezifische Kommunikation könnten hierfür verantwortlich gewesen sein. Die 

deutliche Reaktion der Ostdeutschen auf die „Schlacht von Mogadischu“ ist in dieser 

Hinsicht konklusiver, da Unterschiede in der Einstellungsbildung aufgrund des quasi-

experimentellen Settings direkt auf das Ereignis zurückgeführt werden können. In die-

sem Zusammenhang stellt sich die in gewisser Weise nachgeordnete (damit jedoch nicht 

weniger interessante) Frage, ob die Verschiebung der Bewertungsmaßstäbe eher als 

Ergebnis einer von den Bürgern eigenständig durchgeführten Bewertung des Ereignis-

ses oder als Folge der öffentlichen Debatte zu sehen ist, die nach dem Ereignis in 

Deutschland über den Bundeswehr-Einsatz entstand und unter anderen Vorzeichen ge-

führt wurde als zuvor. Um diese Frage besser beantworten zu können, hätte es größerer 

Fallzahlen bedurft, um beispielsweise prüfen zu können, ob politisch informierte Anhä-

nger der Regierungsparteien in geringerem Maße auf die „Schlacht von Mogadischu“ 

reagiert und ihre Einstellungen im Anschluss stärker als ihre Mitbürger auf atlantizisti-

sche Erwägungen basierten. Dies wäre in Anbetracht der Argumente der Regierungssei-

te zu erwarten, die darauf hinwies, dass ein sofortiger Abzug aus Somalia mit bestehen-

den Bündnispflichten unvereinbar sei (Philippi 1997). Außerdem hätten Informationen 

über die Wahrnehmungen dieses Ereignisses es erlaubt, das Zusammenspiel der situati-

onsspezifischen Überzeugungen und der allgemeinen Dispositionen genauer zu untersu-

chen. 



5. Der NATO-Kampfeinsatz im Kosovo 96 

5. Der NATO-Kampfeinsatz im Kosovo

5.1 Kontext und fallspezifische Hypothesen 

Im Rahmen der Krisenpolitik der internationalen Gemeinschaft im ehemaligen Jugo-

slawien erweiterte sich das Aufgabenspektrum deutscher Auslandseinsätze Mitte der 

90er Jahre weiter. So waren 1993 Bundeswehrsoldaten an AWACS-Aufklärungsflügen 

über Bosnien-Herzegowina, also jenseits des NATO-Gebiets, beteiligt. Die Verfas-

sungsmäßigkeit dieses Einsatzes wurde 1994 in einem Urteil des Bundesverfassungsge-

richts bestätigt und beendete die rechtliche Diskussion über die Vereinbarkeit von Aus-

landseinsätzen mit dem Grundgesetz (Baumann und Hellmann 2001: 74). Als sich 

Deutschland ab Januar 1996 an der friedenserhaltenden UN-Mission in Bosnien und 

Herzegowina (IFOR, später SFOR) beteiligte, wurde die zuvor geltende Kohl-Doktrin 

noch von ihrem Namensgeber selbst aufgegeben. Nicht nur wurden dabei deutsche Sol-

daten in einem Land stationiert, das während der Nazi-Zeit von der Wehrmacht besetzt 

war, erstmals in der Geschichte der Bundeswehr wurden Bodenkampftruppen im Aus-

land stationiert (Bierling 2014: 34; Duffield 1999: 205). Obwohl es sich um einen wei-

teren Schritt weg von der strikten deutschen Zurückhaltung bei der Entsendung deut-

scher Soldaten ins Ausland handelte, waren die Einsätze Mitte der 90er Jahre allerdings 

durch ein UN-Mandat völkerrechtlich legitimiert und der Einsatz von Waffengewalt 

nicht vorgesehen. Einige Jahre später beteiligte sich die Bundeswehr dagegen an der 

NATO-Intervention im Kosovo, bei der in einer Luftkampagne serbische Stellungen 

angegriffen wurden. Weil Russland eine entsprechende Resolution im UN-

Sicherheitsrat blockierte, fehlte diesem Einsatz die völkerrechtliche Legitimation 

(Berger 2002: 175; Lantis 2002: 21). 

Die NATO-Intervention in den bis dahin innerstaatlichen Konflikt in der Bundesrepub-

lik Jugoslawien begann im März 1999 und endete im Juni des gleichen Jahres. Am 24. 

März starteten NATO-Flugzeuge zu Luftangriffen gegen serbische Stellungen. Deutsch-

land beteiligte sich mit 14 Tornado-Flugzeugen an diesen Kampfhandlungen, was ei-

nem insgesamt relativ kleinen Beitrag gleichkam (Maull 2000: 59). Am 9. Juni endete 

das Bombardement, nachdem sich der serbische Präsident Milošević bereit erklärt hatte, 

seine Truppen aus dem Kosovo abzuziehen und eine dort stationierte Friedenstruppe mit 

UN-Mandat zu akzeptieren. Mit der Resolution 1244 billigte der UN-Sicherheitsrat eine 

solche Mission am Tag darauf. Die sogenannte Kosovo Force (KFOR), die von der 

NATO geführt wurde und an der auch die Bundeswehr von Anfang an beteiligt war, 
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rückte am 12. Juni ins Kosovo ein. In der Folge konnten die Blauhelm-Truppen ihren 

friedenssichernden Aufgaben nachgehen, ohne dass weitere Kampfhandlungen drohten 

(Economides 2007). 

In der deutschen öffentlichen Debatte im Vorfeld und während der NATO-Intervention 

wurden von den Befürwortern humanitäre und bündnispolitische, von den Gegnern an-

timilitaristische und völkerrechtliche Erwägungen vorgebracht (Berger 2002: 188; 

Maull 2000: 60). Angeführt von Bundeskanzler Schröder (SPD) und Außenminister 

Joschka Fischer (Bündnis 90/Die Grünen), verwiesen die Befürworter auf die deutsche 

Verantwortung für die Einhaltung der Menschenrechte, denen zur Not auch mit Waf-

fengewalt Geltung verschafft werden müsse. In dieser Argumentation wurde der 

Schutzverantwortung (responsibility to protect) explizit Vorrang gegenüber dem Anti-

militarismus eingeräumt (Longhurst 2004: 71). In Bezug auf die Notwendigkeit einer 

deutschen Beteiligung wurde das Argument der Bündnissolidarität ins Feld geführt. 

Deutschland dürfe sich demnach nicht abermals auf einen deutschen Sonderweg bege-

ben, der dieses Mal jedoch nicht in Totalitarismus und anti-westlichem Militarismus 

bestanden hätte, sondern in der Weigerung, sich einem gemeinsamen Waffengang des 

Westens gegen eine dritte Partei anzuschließen (Berger 2002: 190; Maull 2000: 60; 

Wittlinger und Larose 2007: 487).77 

Die Gegner der NATO-Intervention und einer deutschen Beteiligung verwiesen indes 

zum einen auf das fehlende UN-Mandat. Teile der Grünen und die PDS sahen in der 

Intervention daher einen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg, der mit der Zivilmacht-

Orientierung der Bundesrepublik unvereinbar sei. Zum anderen wurden traditionelle 

antimilitaristische Argumente vorgebracht (Klein und Falter 2003: 50; Maull 2000: 62). 

Beide Argumente liefen, ähnlich wie zu den Hochzeiten des Kalten Krieges, auf eine 

Kritik der Politik des westlichen (Verteidigungs-)Bündnisses als aggressiv und kriegs-

treibend hinaus. Insbesondere die Vertreter der PDS stellten die Frage der Kosovo-

Intervention somit in einen anti-westlichen und anti-amerikanischen Kontext. Dass 

Russland gegen die Intervention war und die Verabschiedung einer UN-Resolution ver-

hindert hatte, war aus dieser Sicht ein weiteres Indiz dafür, dass es sich bei den Inter-

77 Auch die Furcht, dass viele Flüchtlinge nach Deutschland kommen könnten, wenn die politische Lage 
nicht stabilisiert würde, mag eine Rolle im Entscheidungskalkül der deutschen Regierung gespielt haben. 
In der öffentlichen Debatte war diese Überlegung jedoch nur von untergeordneter Bedeutung (Maull 
2000: 62). 
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ventionsplänen der NATO um fehlgeleitete Machtpolitik handelte. Insgesamt verlief die 

Konfliktlinie quer durch Parteien und ideologische Lager (Maull 2000: 61-64). Beson-

ders heftig waren die Auseinandersetzungen innerhalb von Bündnis 90/Die Grünen – 

schließlich war die Partei zum Teil aus der NATO-kritischen Friedensbewegung der 

80er Jahre hervorgegangen und viele Mitglieder vertraten nach wie vor dezidiert antimi-

litaristische Positionen. Doch auch innerhalb der SPD und den bürgerlichen Oppositi-

onsparteien gab es Dissens zwischen Befürwortern und Gegnern einer deutschen Mili-

täraktion, obwohl hier erstere deutlich in der Überzahl waren. Einzig die PDS stellte 

sich geschlossen sowohl gegen eine NATO-Intervention als auch eine deutsche Beteili-

gung. 

Der Kontext, in dem sich die Deutschen eine Meinung zu der Frage nach einem militä-

rischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien bildeten, lässt sich somit wie folgt zu-

sammenfassen: Die Salienz des Themas allgemein und antimilitaristischer und multila-

teralistischer Erwägungen im Speziellen war hoch. Der Konflikt zwischen diesen zent-

ralen Prinzipien deutscher Außenpolitik trat im Kosovo-Fall also offen zutage. Mit 

Ausnahme der PDS boten die Parteien ihren Anhängern dabei keine geschlossene, ein-

dimensionale Sichtweise an, sondern demonstrierten innerparteiliche Ambivalenz. Auf-

grund der prominenten Rolle, die die Prinzipien der Bündnissolidarität und des Antimi-

litarismus in der öffentlichen Diskussion gespielt haben, sollten auf der Bürgerebene die 

korrespondierenden Grundhaltungen besonders starke Effekte auf die Einstellungsbil-

dung gehabt haben. Weil der öffentliche Diskurs nicht entlang parteipolitischer Linien 

erfolgte, sind dagegen keine oder nur schwache (direkte) Effekte der Parteiidentifikation 

zu erwarten. Analog zu den Erwartungen beim zuvor untersuchten Somalia-Einsatz 

kann auch hier erwartet werden, dass die Westdeutschen insgesamt in stärkerem Maße 

von den Argumenten bezüglich der notwendigen Verlässlichkeit deutscher Bündnispoli-

tik beeinflusst wurden und ihre Zustimmung in stärkerem Maße von ihrer Haltung zum 

Atlantizismus abhängig machten. Auch wenn seit der Wiedervereinigung zum Zeit-

punkt des Kosovo-Krieges bereits knapp zehn Jahre vergangen waren, sollten die Un-

terschiede in den Einstellungssystemen Ost- und Westdeutscher aufgrund der funda-

mental unterschiedlichen Erfahrungen, die der Großteil der Bevölkerung (während sei-

ner Primärsozialisation) vor der Wende gemacht hatte, weiterhin bestanden haben. 

Schließlich kann erwartet werden, dass Bürger, die den Prinzipien Antimilitarismus und 

Atlantizismus positiv gegenüber voreingestellt waren, in einen Zustand der (gefühlten) 



5. Der NATO-Kampfeinsatz im Kosovo 99 

Ambivalenz versetzt wurden, da der Widerspruch zwischen beiden Prinzipien im Koso-

vo-Fall in der öffentlichen Debatte deutlich zutage trat.78 

5.2 Daten, Messinstrumente, Messergebnisse 

In der vom Sozialwissenschaftliche Institut der Bundeswehr in Auftrag gegebenen Be-

völkerungsbefragung zur sicherheitspolitischen Lage des Jahres 1999 (im Folgenden 

„SOWI 1999“) wurden Einstellungsdaten erhoben, die es erlauben, die Hypothesen zu 

untersuchen. Vom 26. November bis zum 30. Dezember wurden dabei 2724 persönliche 

Interviews (CAPI) mit in Deutschland lebenden Personen geführt, die sechszehn Jahre 

oder älter waren (Westdeutsche: 1930; Ostdeutsche: 794). Der Kosovo-Krieg lag zum 

Befragungszeitpunkt also bereits über ein halbes Jahr zurück. Die Eindrücke der Befrag-

ten von der politischen Auseinandersetzung über die deutsche Beteiligung und von den 

Kriegsereignissen könnten somit bereits verblasst gewesen und von anderen Eindrücken 

überlagert worden sein. Folglich können auf Grundlage der folgenden Datenanalyse nur 

bedingt Aussagen über die Meinungsbildungsprozesse getroffen werden, die während 

der Hochphase der öffentlichen Diskussionen über die deutsche Beteiligung abliefen. 

Darüber hinaus ist die Eignung der SOWI-Daten für die Überprüfeng der hier interessie-

renden Hypothesen aufgrund einer Reihe von Problemen eingeschränkt, die mit den 

verfügbaren Indikatoren und ihrer Reihung im Fragebogen zusammenhängen. 

Um die Bevölkerungseinstellungen zum Kosovo-Einsatz zu erfassen, stehen mehrere 

Items zur Verfügung, wobei sich keines explizit auf die deutsche Beteiligung am Koso-

vo-Krieg bezieht (siehe Tabelle 42 in Anhang B). Eine Frage zielt auf die Haltungen zur 

deutschen Beteiligung an den „Luftschlägen gegen Jugoslawien“. Diese Formulierung 

lässt streng genommen offen, ob die Beteiligung der Bundeswehr am Luftkrieg 1999 

gegen serbische Truppen im Kosovo (und später in Serbien selbst) gemeint ist.79 Die 

78 Geringe Fallzahlen verhindern eine Überprüfung differenzierterer Erwartungen. Vor dem Hintergrund 
der Hypothese zu Ost-West-Unterschieden ließe sich spezifischer vermuten, dass Konfliktzustände insbe-
sondere bei strukturell ambivalenten Westdeutschen auftraten. Gleiches ließe sich sowohl für politisch 
aufmerksame Bürger argumentieren, da sie den widersprüchlichen Argumenten der Pro- und Contra-Seite 
in stärkerem Maße ausgesetzt waren und diese besser verstanden, als auch für Anhänger der Grünen, da 
innerhalb dieser Partei besonders heftig über die Intervention im Kosovo gestritten wurde und ihre Anhä-
nger diesen Konflikt besonders aufmerksam verfolgt haben dürften.  
79 Bereits 1995 waren deutsche Tornados ins ehemalige Jugoslawien verlegt worden, um im Falle einer 
dramatischen Verschlechterung der militärischen Lage in Bosnien den Abzug der UNOPROFOR Truppen 
zu decken. An den parallel durchgeführten Luftangriffen der NATO gegen serbische Stellungen in Bosni-
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zeitliche Nähe und die Salienz dieses Einsatzes sprechen allerdings dafür, dass die Be-

fragten bei der Beantwortung der Frage vor allem diesen im Sinn hatten. Dieses Item ist 

der beste verfügbare Indikator der interessierenden Einstellungen. Jenseits der Inhalts-

validität des Indikators gilt jedoch zu berücksichtigen, dass unmittelbar vor dieser Frage 

die Haltungen zur NATO allgemein sowie zur „Intervention der NATO in Bosnien“ 

erfasst wurden. Diese Fragereihenfolge dürfte dazu geführt haben, dass die mentalen 

Repräsentationen zur NATO sowie mit ihnen verbundene Assoziationen noch im Kurz-

zeitgedächtnis aktiv waren, als die Befragten die Frage zur deutschen Beteiligung an 

den Luftschlägen gegen Jugoslawien beantworteten. Somit besteht die Gefahr, dass die 

Antworten in stärkerem Maße von den Haltungen zur NATO und ihrem Eingreifen in 

Bosnien beeinflusst wurden als dies bei einer anderen Fragereihenfolge der Fall gewe-

sen wäre. Fasst man die Befragungssituation als datengenerierenden Prozess auf, bei 

dem das Antwortverhalten möglichst die Einstellungsbildung von Bürgern in realweltli-

chen Situationen widerspiegeln sollte, handelt es sich in diesem Fall um eine subopti-

male, weil unrealistische, Simulation der Realität. 

Zwei weitere Fragen beziehen sich auf die deutsche Politik im Kosovo, jedoch nicht 

explizit auf die Beteiligung am Luftkrieg. Zum einen wurde unmittelbar nach den zuvor 

beschriebenen Items nach der Haltung zum friedenssichernden KFOR-Einsatz der Bun-

deswehr gefragt, der nach Ende der Kampfhandlungen begonnen hatte. Zum anderen 

sollten die Befragten bewerten, ob die Bundesregierung im Kosovo-Konflikt insgesamt 

verantwortungsbewusst gehandelt habe. Als vierter möglicher Indikator kann schließ-

lich die bereits erwähnte Frage nach dem NATO-Engagement in Bosnien aufgefasst 

werden, wenn man davon ausgeht, dass die Deutschen über unzureichende Sachkenntnis 

verfügten, um zwischen den spezifischen Einstellungsobjekten zu unterscheiden. Inwie-

fern diese Vermutung zutrifft, wird unten mit geeigneten statistischen Verfahren empi-

risch untersucht. 

Antimilitarismus wird hier mit Fragen erfasst, die auf die Ablehnung unterschiedlicher 

Einsatztypen abzielen. Wie in Kapitel 3 diskutiert wurde, liegt diese Messung der 

Grundhaltung relativ nahe an der Einstellung zu dem konkreten Bundeswehr-Einsatz. 

Die Effektstärken in den folgenden Analysen dürften daher relativ groß ausfallen. Ein 

spezifisches Problem bei der Messung von Antimilitarismus auf Grundlage der in der 

en nahm die Bundeswehr zu diesem Zeitpunkt jedoch nicht teil (Friedrich 2005). 
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SOWI-Befragung von 1999 verfügbaren Items ist, dass zwei der drei Fragen den Stimu-

lus „Frieden“ beinhalten. Da Frieden wohl unisono als unterstützenswertes Ziel angese-

hen wurde, dürfte das Messergebnis durch den expliziten Verweis zusätzlich in Rich-

tung militaristischer Haltungen verzerrt sein – dürften die Deutschen den allgemeinen 

Interventionstypen also in größerem Maße zugestimmt haben, als sie es ohne diesen 

Verweis getan hätten. Zur Messung von Atlantizismus stehen insgesamt fünf Indikato-

ren zur Verfügung (siehe Tabelle 42 in Anhang B). Diese beziehen sich auf die Haltun-

gen zur NATO und zu ihrem führenden Mitglied, den Vereinigten Staaten. Zwei Fragen 

erfassen erstere, nämlich die allgemeine Haltung gegenüber der NATO und die Ein-

schätzung, ob die NATO-Mitgliedschaft Deutschland vor militärischen Risiken schütz-

te. Die Orientierungen gegenüber den Vereinigten Staaten allgemein, einer intensiven 

militärischen Zusammenarbeit mit den USA und zu ihrer dominierenden Stellung in der 

NATO beziehen sich dagegen auf den zweiten Aspekt. 

Bevor die Hypothesen zur grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung im Kosovo-Fall 

untersucht werden, soll erneut zunächst die Qualität der Messinstrumente geprüft wer-

den. Dabei gilt es zu klären, in welchem Verhältnis die Messung der Grundhaltungen 

auf Grundlage der Items zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr und zur NATO zuei-

nander sowie zu den Indikatoren zum militärischen Eingreifen der NATO in Jugoslawi-

en und der deutschen Beteiligung daran stand. Aufgrund der Fragenreihenfolge, bei der 

die Orientierungen zur NATO, zu ihrem Engagement in Bosnien und der deutschen 

Beteiligung unmittelbar nacheinander erfasst wurden, gilt es insbesondere zu untersu-

chen, inwiefern die zur Verfügung stehenden Indikatoren zum militärischen Eingreifen 

in Jugoslawien ein latentes Konstrukt bilden und ob sich dieses von Atlantizismus ab-

grenzen lässt. Um diese Fragen zu klären, werden zwei konfirmatorische Faktorenana-

lysen durchgeführt, deren jeweilige dimensionale Struktur schematisch in Abbildung 10 

dargestellt ist. Alle Modelle werden gruppenvergleichend für West- und Ostdeutschland 

geschätzt, wobei auf skalare Invarianz getestet wird. 

Als erstes wurden alle vier Indikatoren zum militärischen Eingreifen im ehemaligen 

Jugoslawien zur Messung einer latenten Variable herangezogen und gemeinsam mit den 

Konstrukten Antimilitarismus und Atlantizismus untersucht (Modell 1 in Abbildung 

10). Eine hohe Anpassungsgüte des Gesamtmodells, hohe Ladungen der Indikatoren auf 

ihre jeweiligen Konstrukte sowie niedrige Korrelationen zwischen den latenten Variab-

len sind Indikatoren dafür, dass distinkte psychologische Konstrukte gemessen werden.  



5. Der

Abbil
zum E

Die K

Date

den. 

die D

.051 

tisch

subst

Tabe

lunge

tunge

Kons

invar

auf G

mit .

milit

gebe

deste

lunge

80 Bei
schätz
währe
der Fe
denss
in bei
ren de
zuläss

r NATO-Kam

ldung 10: Zw
Eingreifen im

Kennziffern

n sind Indik

Die Kennz

Daten sehr g

[.046, .055

h problemat

tanziell und

elle 43 in An

en zum mil

en zum An

strukte hand

riant gemes

Grundlage d

.91 ausgew

tärischen Ei

nen Korrela

eilen eng m

en zum mili

i Ost- und W
zt (at1at2, s
end sich die ü
ehlerterme zw
chaffende Ein
den Fällen da
es jeweiligen 
sig (Byrne 20

mpfeinsatz im K

wei Faktorenm
m ehemaligen

n der globa

katoren daf

ziffern der g

gut beschrei

5], CFI = .9

tischen Mo

d statistisch

nhang B). D

litärischen E

ntimilitarism

delt, die mi

ssen werden

dieser Analy

wiesen, der v

ingreifen im

ationskoeffi

mit Antimilit

itärischen E

Westdeutschen 
siehe Tabelle 

übrigen drei au
weier Antimili
nsätze beziehe
as betroffene I

Konzepts, kö
12: 88). 

Kosovo 

modelle von A
 Jugoslawien

alen Anpass

für, dass dis

globalen An

ibt (χ²corr (d

941). Um d

difikationen

h signifikan

Diese Befun

Eingreifen i

mus und zu

t den verfü

n können. Z

yse gut (Der

von Atlanti

m ehemalige

izienten zei

tarismus zu

Eingreifen im

wurde die F
43 in Anhang

uf die USA be
itarismus-Indi
en, während si
ndikatorenpaa
önnen die Mo

Antimilitarism
n 

sungsgüte d

stinkte psyc

npassungsgü

df = 116) = 7

dieses Ergeb

n vorgenom

nt auf die v

nde deuten d

im ehemali

um Atlantiz

ügbaren Item

Zudem geli

r Determini

izismus mit

en Jugoslaw

igen allerdin

usammenhin

m ehemalig

Fehler-Kovaria
g B), die beid
eziehen. Auße
ikatoren frei g
ich der dritte I
ar inhaltlich n
odifikationen 

mus, Atlantiz

des ersten M

chologische

üte des erst

779.7 (davo

bnis zu erzi

mmen.80 Zu

orgesehene

darauf hin, d

gen Jugosla

zismus tatsä

ms in Ost- u

ngt die Ber

iertheitswer

t .89 und je

wien mit .94

ngs, dass A

ng, noch en

gen Jugoslaw

anz zweier A
e Einstellunge
erdem wurde i
geschätzt (am2
Indikator (am

näher beieinan
theoretisch b

zismus und de

Modells zei

Konstrukte

ten Modells

on West: 49

ielen, wurd

udem laden 

n latenten V

dass es sich

awien sowi

ächlich um

und Westde

rechnung vo

t von Antim

ener der Ein

4). Die in T

Atlantizismu

ger jedoch 

wien (r = .85

Atlantizismus-I
en gegenüber 
in beiden Gru
2am3), die 
1) auf Peace-K
der liegt als d
egründet wer

er Einstellun

igen, dass e

e gemessen

s zeigen, da

91.3; Ost: 28

den keine th

die Indika

Variablen (

h bei den Ei

ie den Grun

m psycholog

eutschland s

von Faktorw

militarismus

nstellungen

Tabelle 12 

us in beiden

mit den Ei

5 beziehung

Indikatoren fr
der NATO m

uppen die Kov
 sich beide au
Keeping bezie

die übrigen Ind
rden und sind

102 

ngen 

es die 

n wer-

ass es 

88.4), 

heore-

atoren 

(siehe 

nstel-

ndhal-

gische 

skalar 

werten 

s wird 

n zum 

ange-

n Lan-

nstel-

gs- 

frei ge-
messen, 
varianz 
uf frie-
eht. Da 
dikato-

d somit 



5. Der NATO-Kampfeinsatz im Kosovo 103 

Tabelle 12: Zusammenhang zwischen den Grundhaltungen und den Einstellungen zum Eingrei-
fen im ehemaligen Jugoslawien in Gesamt-, West- und Ostdeutschland (1999) 

Gesamtdeutschland  Westdeutschland Ostdeutschland 
AM AT IN AM AT IN AM AT IN 

Antimilitarismus (AM) 1 1 1 
Atlantizismus (AT) –.73 1 –.74 1 –.64 1 
Internationalismus (IN) –.16 .11 1 –.16 .10 1 –.15 .12 1 
Einstellung JU-Einsatz –.77 .87 .16 –.78 .86 .15 –.70 .89 .16 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; Grundlage der Berechnungen sind wo möglich Faktorwerte; 
gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < 
.001). 

weise .90). Bei Zusammenhängen dieser Größenordnung stellt sich die Frage, ob die 

Indikatoren tatsächlich noch distinkte Konstrukte messen. 

Um diese Frage empirisch zu untersuchen, wurde eine zweite Faktorenanalyse durchge-

führt, in der die Items zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien und der 

Grundhaltungen zum Atlantizismus zur Messung einer einzigen latenten Variable zu-

sammengeführt wurden (Modell 2 in Abbildung 10). Aus messtheoretischer Sicht ist 

davon auszugehen, dass es sich bei den berücksichtigten Items um Indikatoren eines 

einzigen mentalen Konstrukts handelt, wenn die Anpassungsgüte dieses Zwei-

Faktorenmodells besser oder ebenso gut ist wie die des Drei-Faktoren-Modells. Empi-

risch ist dies jedoch eindeutig nicht der Fall. Die globale Anpassungsgüte des Zwei-

Faktorenmodells ist nur mittelmäßig (χ²corr (df = 122) = 1215.2 (davon West: 819.3; Ost: 

395.9), .064 [.060, .069], CFI = .900) und eindeutig schlechter als jene des Drei-

Faktorenmodells, die oben berichtet wurde. Da es sich um ineinander verschachtelte 

Modelle (nested models) handelt, lässt sich auf Grundlage der Satorra-Bentler Teststa-

tistik ein formaler Modellvergleich durchführen. Die Hypothese, bei den Modellen han-

dele es sich um gleich gute Beschreibungen der Datenstruktur, kann zurückgewiesen 

werden (Teststatistik = 251.2, p < .001). Mit anderen Worten sollten die Einstellungen 

zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien und die Grundhaltungen zum 

Atlantizismus als distinkte Konstrukte aufgefasst werden, zwischen denen ein enger 

Zusammenhang bestand. 

Schließlich stellt sich die Frage, ob die verschiedenen Items zum militärischen Eingrei-

fen im ehemaligen Jugoslawien klar voneinander abgegrenzte mentale Repräsentationen 

erfassten oder eine undifferenzierte Haltung zu diesem Themenkreis vorlag, die stets 

Grundlage der Beantwortung der Einzelfragen darstellte. Eine Möglichkeit, dies zu un-

tersuchen, besteht in der Inspektion der Korrelationen dieser Einzelhaltungen mit den 
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Grundhaltungen. Unterschiede in der Zusammenhangsstärke können dabei als Hinweis 

gewertet werden, dass es sich um klar voneinander abgegrenzte mentale Repräsentatio-

nen handelt. Gleichzeitig hieße dies, dass eine separate Betrachtung der Interventions-

Items differenziertere Aussagen über die Einstellungsbildung der Deutschen zu militäri-

schen Auslandseinsätzen ermöglicht. 

Tabelle 13: Zusammenhang zwischen den Grundhaltungen und differenzierten Bewertungen des 
Eingreifens im ehemaligen Jugoslawien in West- und Ostdeutschland (1999) 

Westdeutschland Ostdeutschland 
AM AT AM AT 

Deutsche Beteiligung an den Luftschlägen gegen Jugo-
slawien richtig 

–.64 .67 –.58 .72 

Regierungshandeln im Kosovo-Konflikt verantwortungs-
bewusst 

–.45 .52 –.47 .55 

Teilnahme der Bundeswehr an KFOR richtig –.57 .64 –.49 .64 
Eingreifen der NATO in den Konflikt in Bosnien richtig –.62 .73 –.54 .75 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; Berechnung auf Grundlage von Faktorwerten; AM = Antimili-
tarismus, AT = Atlantizismus; für Frageformulierungen siehe Tabelle 42; gewichtet nach soziodemo-
grafischen Merkmalen; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001). 

Wie ein Vergleich der Koeffizienten in Tabelle 13 zeigt, sind die Zusammenhänge zwi-

schen Einzel-Indikatoren und Grundhaltungsmaßen relativ ähnlich. Über die Landestei-

le hinweg variieren die Korrelationen der Interventions-Indikatoren mit den Haltungen 

zum Antimilitarismus zwischen –.45 und –.64, jene mit den Haltungen zum Atlantizis-

mus zwischen .52 und .75. Dabei fällt auf, dass die Einstellungen zur deutschen Beteili-

gung an den Luftschlägen gegen Jugoslawien (erste Zeile) im Vergleich zu anderen Hal-

tungen zur deutschen Politik in der Region (Zeilen 2 und 3) höher mit Atlantizismus 

korrelieren. Hierbei könnte es sich um ein Produkt der problematischen Fragereihenfol-

ge handeln, bei der die Befragten ihre Einstellung zu der deutschen Beteiligung an den 

Luftangriffen angeben sollten, unmittelbar nachdem sie zur NATO befragt wurden. Ein 

weiteres Indiz für einen Reihenfolgeeffekt ist die Tatsache, dass die in der ersten Zeile 

berichteten Zusammenhänge denen gleichen, die in Zeile vier für die Bewertung des 

NATO-Engagements in Bosnien angegeben sind. Aufgrund dieser methodischen Prob-

leme mit dem Item, das inhaltlich die interessierenden Einstellungen am validesten er-

fassen sollte, erscheint es als das sinnvollste Vorgehen, alle vier verfügbaren Items zu-

sammenzufassen und die Hypothesen zum relativen Einfluss der Grundhaltungen auf 

diese globale Haltung zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien zu un-

tersuchen.  
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Die bisherige Analyse der Messinstrumente hat gezeigt, dass die zur Verfügung stehen-

den Items in mehrfacher Hinsicht problematisch sind. Die Indikatoren liegen inhaltlich 

näher beieinander als die theoretischen Konstrukte, die gemessen werden sollen. Die 

bivariaten Zusammenhänge zwischen den so operationalisierten Konstrukten haben sich 

folgerichtig als sehr hoch erwiesen. Dies gilt insbesondere für die Haltungen zum Atlan-

tizismus und der Bewertung unterschiedlicher Facetten des militärischen Eingreifens im 

ehemaligen Jugoslawien. Dennoch handelt es sich aus psychometrischer Sicht um dis-

tinkte Konzepte, so dass eine Überprüfung der im vorigen Abschnitt formulierten Kau-

salhypothesen sinnvoll ist. Darüber hinaus hat sich gezeigt, dass die Reaktionen der 

Befragten auf unterschiedliche Fragen zu den Militäraktionen im ehemaligen Jugosla-

wien so ähnlich ausfallen, dass separate Analysen keine zusätzlichen Erkenntnisse ver-

sprechen. 

Bislang wurden die Strukturen zwischen den Dispositionen, die sich auf Grundlage der 

verfügbaren Messinstrumente ergeben, nur unter methodischen Gesichtspunkten be-

trachtet. Eine inhaltliche Interpretation der Korrelation zwischen Antimilitarismus und 

Atlantizismus (siehe Tabelle 8) suggeriert, dass sich der Zusammenhang zwischen den 

Grundhaltungen seit Anfang der 90er Jahre erheblich gewandelt hatte. Die Haltungen zu 

beiden Prinzipien waren demnach nun auch in Westdeutschland stark negativ assoziiert, 

während 1993 noch ein schwach positiver Zusammenhang bestand (1993: r =.12; 1999: 

r = –.73). Dieser Unterschied ist sicherlich zum Großteil auf die unterschiedlichen Ver-

fahren zurückzuführen, die bei der Messung von Antimilitarismus verwendet wurden – 

inhaltsvalide Kernitems dort, Fragen zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr hier. In 

beiden Fällen wurden jedoch NATO-Items zur Messung von Atlantizismus herangezo-

gen, so dass zumindest diese Grundhaltung annähernd vergleichbar erfasst wurde. Die-

ser Umstand, zusammen mit der schieren Größenordnung des Unterschieds, deutet auf 

realweltliche Veränderungen auf der Ebene der Grundhaltungen hin. Die Forderungen 

der NATO-Bündnispartner und insbesondere der Vereinigten Staaten, Deutschland 

müsse sich auch mit eigenen Truppen an internationalen Militäreinsätzen beteiligen, 

scheint bei den Westdeutschen zu einer Veränderung der Haltungen zu Antimilitarismus 

und Atlantizismus geführt zu haben. Transatlantische Kooperation und der Einsatz mili-

tärischer Mittel wurden also in zunehmendem Maße als zwei Seiten einer Medaille auf-

gefasst. Die wiederholte Rechtfertigung zunehmender deutscher Auslandseinsätze in der 

öffentlichen Debatte mit der Notwendigkeit, den Forderungen der Bündnispartner nach-

zukommen, dürfte dabei die Triebfeder dieser Umdeutung des Verhältnisses von Anti-
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militarismus und Atlantizismus gewesen sein. Jenseits der spezifisch deutschen Ausei-

nandersetzungen über den Einsatz militärischer Mittel entwickelte sich die NATO zu-

dem von einem reinen Verteidigungsbündnis hin zu dem zentralen Instrument, mit dem 

das Bündnis aktive Krisenbekämpfung jenseits der eigenen Landesgrenzen betrieb. Die-

se Entwicklung dürfte dazu beigetragen haben, dass positive Bewertungen dieser Orga-

nisation und die Befürwortung eines umfangreichen Aufgabenspektrums der Bundes-

wehr nun auch in Westdeutschland Hand in Hand gingen. Selbst wenn man annimmt, 

dass die wenigsten Bürger die politischen Diskussionen über die Neuausrichtung des 

Bündnisses Mitte der 90er Jahre mitverfolgt hatten, wurde diese Entwicklung im Koso-

vo-Krieg deutlich sichtbar. Da Antimilitarismus und Atlantizismus bei den Ostdeut-

schen bereits Anfang der 90er Jahre in erheblichem Maße negativ korreliert waren 

(1993: –.47), kann somit diagnostiziert werden, dass die Einstellungssysteme von West- 

und Ostdeutsche in diesem Zeitraum ähnlicher wurden, wobei sich erstere in gewisser 

Weise der Sichtweise letzterer anschlossen. 

Tabelle 14: Zustimmung zu den außenpolitischen Prinzipien und zum Eingreifen im ehemaligen 
Jugoslawien in Gesamt-, Ost- und Westdeutschland (1999) 

Gesamtdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland 
Antimilitarismus .37 (.21) .35 (.21) .44 (.20) 
Atlantizismus .67 (.16) .69 (.16) .59 (.17) 
Internationalismus 54 % 57 % 45 % 
Einstellung JU-Einsatz .65 (.22) .68 (.21) .52 (.22) 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; für Antimilitarismus, Atlantizismus und die Einstellungen zum 
Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien („JU-Einsatz“) sind durchschnittliche Faktorwerte angegeben, 
deren Wertebereich auf 0-1 rekodiert wurde; für Internationalismus ist der Anteil der Befragten ange-
geben, der sich für die in internationalistische Antwortoption entschieden hat; Standardabweichung in 
Klammern; gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen. 

Die Randverteilungen der Einstellungen zum Eingreifen in Jugoslawien, zu Antimilita-

rismus, Atlantizismus und Internationalismus in Gesamt-, Ost- und Westdeutschland 

sind in Tabelle 14 dokumentiert. Demnach standen die Deutschen dem militärischen 

Eingreifen in Jugoslawien durchaus positiv gegenüber.81 Gleichzeitig fiel die durch-

81 Erwartungsgemäß variieren die Zustimmungsniveaus zwischen den Einzelindikatoren. So liegt die 
durchschnittliche Zustimmung zu der deutschen Beteiligung an den „Luftschlägen gegen Jugoslawien“ 
mit  
.55 (West: .58; Ost: .40) niedriger, für die Teilnahme an der KFOR-Mission mit .72 (West: .75; Ost: .60) 
dagegen höher. Diese Befunde korrespondieren mit den Niveaus, die in Politbarometern und Deutsch-
landTRENDs während des Kosovo-Kriegs und danach gemessen wurden (siehe Abbildung 22 und Abbil-
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schnittliche Zustimmung der Deutschen zum Prinzip des Atlantizismus relativ hoch aus, 

während die Zustimmung zum Antimilitarismus niedrig war. In Anbetracht der verwen-

deten Messinstrumente sollten diese Niveaus jedoch weder nominell interpretiert noch 

mit den im vorigen Kapitel berichteten Werten verglichen werden.82 Gleichzeitig zeigen 

sich erneut jene Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland, auf die im vorigen 

Kapitel bereits eingegangen wurde. Auch 1999 wiesen Ostdeutsche im Durchschnitt 

eine niedrigere Zustimmung zum Eingreifen in Jugoslawien und zu den Prinzipien At-

lantizismus und Internationalismus auf, während sie stärker dem Antimilitarismus zu-

geneigt waren als ihre westdeutschen Mitbürger. Nimmt man an, dass die hier verwen-

deten Verfahren im Vergleich zu den im vorigen Kapitel verwendeten zwar unterschied-

liche Grundhaltungsniveaus messen, aber in gleichem Maße zuverlässig Unterschiede 

zwischen Ost- und Westdeutschen abbilden, lässt sich diagnostizieren, dass diese Unter-

schiede in dem betrachteten Zeitraum kleiner wurden. 

Tabelle 15: Häufigkeit der Grundhaltungskonstellationen in Gesamt-, West- und Ostdeutschland 
(1999) 

Gesamtdeutschland  Westdeutschland Ostdeutschland 
Atlantizismus Atlantizismus Atlantizismus 

niedrig hoch niedrig hoch niedrig hoch 
Antimilitarismus niedrig 12 % 40 % 11 % 45 % 17 % 22 % 
Antimilitarismus hoch 35 % 12 % 31 % 13 % 53 % 9 % 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; Berechnung auf Grundlage von Faktorwerten, gewichtet nach 
soziodemografischen Merkmalen; aufgrund von Rundungsfehlern addieren sich die Zellenprozente 
nicht immer auf 100 %; Dichotomisierungen auf Grundlage des Medians. 

Auf Grundlage dieser Messergebnisse lassen sich die Grundhaltungskonstellationen 

berechnen, die sich aus der Kreuzung von Antimilitarismus und Atlantizismus ergeben 

(Tabelle 15). Jeweils ungefähr vier von zehn Deutschen wiesen demnach relativ hohe 

Zustimmungswerte zu dem einen Prinzip und gleichzeitig relativ niedrige Werte zu dem 

anderen auf. Nur jeweils einer von zehn wies dagegen jeweils eine relativ hohe Zu-

stimmung oder Ablehnung zu beiden Prinzipien auf.83 Während keine substanziellen 

dung 23 in Anhang C). Dies kann als Indiz gewertet werden, dass die Teilnahmebereitschaft an der Be-
fragung nicht durch den Umstand beeinflusst wurde, dass es sich bei dem Auftraggeber um ein Bundes-
wehr-nahes Institut handelte.  
82 Dies gilt nicht für die Haltungen zum Internationalismus. Eine knappe Mehrheit der Deutschen sprach 
sich 1999 für eine aktive deutsche Außenpolitik aus, was einem Anstieg gegenüber Anfang der 90er Jahre 
entsprach (siehe auch Rattinger et al. 2016). 
83 Diese ungleiche Verteilung der Zellen liegt, statistisch gesehen, an der oben diskutierten hohen Korre-
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Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland bei den Häufigkeitsverteilungen zwi-

schen den Diagonalen bestanden, gab es in Ostdeutschland deutlich mehr Personen, die 

hohe Antimilitarismus-Werte aber niedrige Atlantizismus-Werte aufwiesen (53 Pro-

zent), während weniger niedrige Antimilitarismus-Werte und hohe Atlantizismus-Werte 

aufwiesen (22 Prozent). In Westdeutschland war dieses Verhältnis dagegen beinahe 

umgekehrt (31 Prozent vs. 45 Prozent). Die Personengruppe, bei der strukturelle Ambi-

valenz vorlag (hoher Antimilitarismus und hoher Atlantizismus), war demnach relativ 

klein. Selbst wenn die folgenden Analysen auf Ambivalenz-Effekte hindeuten, kann 

deren Bedeutung für das Zustandekommen der öffentlichen Meinung zum Kosovo-

Krieg zum Untersuchungszeitpunkt als gering erachtet werden. Die Berechnung der 

relativen Extremität der Grundhaltungen ergibt, dass eine deutliche Mehrheit der Deut-

schen extremere Antimilitarismus-Werte als Atlantizismus-Werte aufwies (tabellarisch 

nicht ausgewiesen; Gesamtdeutschland: 63 Prozent, West: 63 Prozent, Ost: 62 Pro-

zent).84 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die außen- und sicherheitspolitischen 

Grundhaltungen vergleichbar gemessen werden können. Gruppenvergleichende Fakto-

renanalysen haben gezeigt, dass die verfügbaren Indikatoren in beiden Landesteilen 

jeweils das Gleiche messen. Die Messergebnisse legen nahe, dass sich Ost- und West-

deutsche auch Ende der 90er Jahre in der Bewertung der Prinzipien Antimilitarismus 

und Atlantizismus unterschieden. Soweit dies aufgrund der unterschiedlichen Messver-

fahren zu beurteilen ist, scheinen die Unterschiede kleiner geworden zu sein und sich 

die Strukturen angeglichen zu haben. Atlantizismus und die Bereitschaft zum Einsatz 

militärischer Mittel gingen demnach stärker miteinander einher als noch Anfang der 

90er Jahre. Im folgenden Abschnitt wird die grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung 

der Deutschen zum militärischen Eingreifen in Jugoslawien nicht zuletzt darauf hin un-

tersucht, ob anhaltende Unterschiede oder Annäherung auch auf dieser Ebene festzustel-

len ist. 

lation der beiden Grundhaltungen.  
84 Auf Grundlage der hier verfügbaren Messinstrumente wird strukturelle Ambivalenz im Vergleich zu 
1993 seltener erfasst. Für relative Extremität ergibt sich dagegen im Wesentlichen die gleiche Verteilung 
wie Anfang der 90er Jahre.  
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5.3  Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zum Einsatz im ehemaligen Jugo-
slawien 

Um die Bedeutung der drei Grundhaltungen für die Einstellungsbildung zum militäri-

schen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien genauer zu untersuchen, wird wie im vo-

rigen Kapitel eine Reihe linearer Regressionsanalysen durchgeführt. Die Befunde deu-

ten erneut auf einen substanziellen Erklärungsbeitrag der Grundhaltungen hin, wobei 

Atlantizismus wiederum sowohl in West- als auch Ostdeutschland einen größeren (di-

rekten) Einfluss gehabt zu haben scheint.85 In weiteren Analysen wird im Folgenden 

untersucht, inwiefern Atlantizismus selbst möglicherweise von Antimilitarismus beein-

flusst wurde. Die Befunde widersprechen dieser Hypothese nicht, können in Anbetracht 

der Endogenitätsprobleme bei Querschnittsanalysen, die in verschärfter Form auftreten, 

wenn Beziehungen zwischen Grundhaltungen untersucht werden sollen, jedoch nicht als 

konklusiver Beleg des Kausalzusammenhangs gelten. 

Wie im vorigen Kapitel werden zunächst in der ersten Spalte von Tabelle 16 die Ergeb-

nisse eines Referenzmodells berichtet, in dem nur Parteiidentifikation und soziodemo-

grafische Faktoren berücksichtigt werden. In den weiteren berichteten Modellen werden 

die Grundhaltungen hinzugefügt und Subgruppenanalysen durchgeführt. Ein Vergleich 

der ersten beiden Spalten zeigt, dass die Grundhaltungen einen großen Beitrag zur Er-

klärung der Einstellungen zum militärischen Eingreifen in Jugoslawien leisten. Wäh-

rend Parteiidentifikationsvariablen, Involvierung und soziodemografische Merkmale im 

Referenzmodell nur 13 Prozent der Einstellungsvarianz erklären können, erhöht sich die 

Varianzaufklärung mit der Berücksichtigung der Grundhaltungen auf 81 Prozent. Zu-

dem werden die Effekte der Parteiidentifikations- und soziodemografischen Variablen 

deutlich kleiner, beziehungsweise verschwinden. Dies deutet darauf hin, dass die im 

Referenzmodell ausgewiesenen Muster weitgehend auf Unterschiede in der Verteilung 

und relativen Bedeutung der Grundhaltungen in diesen Subgruppen zurückgeführt wer-

den können. 

Erwartungsgemäß erhöhen positive Haltungen zum Atlantizismus die Zustimmung zum 

militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien, antimilitaristische Haltungen re-

85 Führt man analoge Analysen für einzelne Indikatoren der Einstellungen zum militärischen Eingreifen 
im ehemaligen Jugoslawien durch, zeigen sich substanziell die gleichen Befunde (siehe Tabelle 46 und 
Tabelle 47 in Anhang B). 
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Tabelle 16: Erklärungsfaktoren der Einstellungen zum Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien 
(1999) 

Gesamtdeutschland West Ost 
(1) (2) (3) (4) (5) (6) 

Grundhaltungen 
Antimilitarismus –.27*** –.74*** –.29*** –.23*** 

(.02) (.02) (.02) (.03) 
Atlantizismus .85*** 1.08*** .83*** .96*** 

(.02) (.02) (.03) (.03) 
Internationalismus .02*** .04*** .04*** .02*** .02 

(.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
Parteiidentifikation 
CDU/CSU .09*** –.01 .02 –.01 –.01 –.01 

(.02) (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
FDP .05 –.02 –.02 –.02 –.02 –.03 

(.03) (.01) (.02) (.01) (.02) (.03) 
SPD .07*** –.01 .00 –.00 –.01 –.02 

(.02) (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
Bündnis 90/Die Grünen –.02 –.02 –.03 –.02 –.01 –.05* 

(.03) (.01) (.02) (.01) (.01) (.02) 
PDS –.06* –.00 –.05** .01 .03 –.03 

(.03) (.01) (.02) (.01) (.02) (.01) 
Involvierung und Sozialstruktur 
Politisches Wissen .03 .01 .04** –.00 –.01 .05*** 

(.02) (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
Alter (in Jahren) –.00 –.00* .00 –.00** –.00 –.00 

(.00) (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch .01 .01* .01 .01* .01 .02* 

(.01) (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
Geschlecht: Weiblich –.05*** –.01** –.02*** –.02** –.02** –.01 

(.01) (.00) (.01) (.01) (.01) (.01) 
Herkunft: Ostdeutschland –.14*** –.05*** –.09*** –.05***

(.01) (.01) (.01) (.01) 

Konstante .64*** .20*** .90*** –.05** .23*** .04 
(.02) (.02) (.02) (.02) (.03) (.03) 

N 2724 2705 2705 2705 1915 790 
Korr R2 .13 .81 .63 .78 .79 .82 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; berichtet werden unstandardisierte lineare Regressionskoeffi-
zienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikationsvariablen ist 
„andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 

duzieren diese. Die durchschnittlichen Effekte sind in beiden Fällen substanziell, wobei 

der Einfluss von Atlantizismus (b = .85 [.81, .89]) als größer ausgewiesen wird als der 

von Antimilitarismus (b = –.27 [–.30, –.24]). Grundhaltungen zum Internationalismus 

waren dagegen offenbar bedeutungslos für die Einstellungsbildung. Die Befunde legen 

somit nahe, dass die Deutschen ihre Zustimmung bei diesem Einsatz vor allem davon 

abhängig gemacht haben, wie sie einer außen- und sicherheitspolitischen Koordination 

von den westlichen Bündnispartnern gegenüberstanden. Im Vergleich spielten die Hal-

tungen zum Einsatz militärischer Mittel als direkte Determinanten der Einstellungen 

offenbar eine untergeordnete Rolle. 
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Abbildung 11: Geschätzte Zustimmung zum Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien in Abhängig-
keit von Antimilitarismus und Atlantizismus in West- und Ostdeutschland (1999) 

Anmerkungen: Angegeben ist die durchschnittliche geschätzte Zustimmung auf Grundlage der Modelle 
(5) und (6) in Tabelle 16. 

Diese Diagnose gilt für West- und Ostdeutsche gleichermaßen, wobei aus den Ergebnis-

sen in der fünften und sechsten Spalte hervorgeht, dass der Einfluss von Antimilitaris-

mus in Westdeutschland größer war als in Ostdeutschland, während Atlantizismus einen 

geringeren Effekt hatte.86 Die Größenordnung dieser Unterschiede ist zwar moderat 

(siehe Abbildung 7), dennoch widerspricht dieser Befund eindeutig der eingangs formu-

lierten Hypothese, dass die Westdeutschen insgesamt in stärkerem Maße von den Ar-

gumenten bezüglich der notwendigen Verlässlichkeit deutscher Bündnispolitik beein-

flusst wurden und ihre Zustimmung daher in stärkerem Maße von ihrer Haltung zum 

Atlantizismus abhängig machten. 

Während die Hypothese zu den Ost-West-Unterschieden auf der unterschiedlichen Ak-

zeptanz der Bündnisargumente beruhte, haben die korrelativen Befunde zu dem Ver-

hältnis der Grundhaltungen im vorigen Abschnitt bereits darauf hingedeutet, dass die 

Ostdeutschen, in noch stärkerem Maße als die Westdeutschen, die NATO eng mit dem 

Einsatz militärischer Mittel verbanden. Dies legt die Vermutung nahe, dass in den star-

ken (statistischen) Effekten von (vor allem mit NATO-Items gemessenen) Atlantizis-

86 Die Unterschiede in den Effektstärken sind nur für Atlantizismus im konventionellen Sinne statistisch 
signifikant. In einer entsprechenden Interaktionsanalyse wird der Interaktionsterm Ostdeut-
scher*Antimilitarismus mit b = .05 (p = .11) ausgewiesen, Ostdeutscher*Atlantizismus mit b = .14 
(p = .001).  
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mus die Assoziation der NATO mit dem Einsatz militärischer Mittel zum Ausdruck 

kommt und weniger Überlegungen, die auf die Präferenz für kooperatives Handeln zu-

rückgehen. Bei Westdeutschen, bei denen die letztgenannten Assoziationen aufgrund 

langjähriger anderer Erfahrung mit dem Bündnis mental stärker repräsentiert gewesen 

sein dürften, fällt der Effekt von Atlantizismus niedriger, jener von Antimilitarismus 

höher aus. Dieses Argument lässt sich als Verweis auf das methodische Problem verste-

hen, dass Antimilitarismus und Atlantizismus hier nicht optimal gemessen und ihr rela-

tiver Erklärungsbeitrag daher nicht eindeutig bestimmt werden kann. Trotz der hohen 

Korrelation der Erklärungsfaktoren scheinen jedoch keine Multikollinearitätsprobleme 

im statistischen Sinn vorzuliegen, da die Koeffizienten relativ punktgenau geschätzt 

werden können – mit anderen Worten sind die Standardfehler und damit die Konfiden-

zintervalle nicht übermäßig groß. 

Eine substanzielle Interpretation der relativ großen Bedeutung von Atlantizismus lautet, 

dass sie von der Grundhaltung zum Antimilitarismus beeinflusst wurde. Der totale Ein-

fluss letzterer auf die Einstellungen zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugo-

slawien bestünde in dieser Lesart nicht nur in einem direkten Effekt, sondern zusätzlich 

in einem indirekten Effekt via Atlantizismus. In dem theoretischen Modell, das dieser 

Arbeit zugrunde liegt, sind Kausaleffekte zwischen Grundhaltungen zwar nicht syste-

matisch vorgesehen; die Kontextbedingungen des Kosovo-Falls machen es jedoch plau-

sibel, dass sich die Grundhaltungsstrukturen gerade in dieser Periode in erheblichem 

Maße wandelten und neue Erfahrungen in Bezug auf Atlantizismus im Lichte der 

Grundhaltungen zum Antimilitarismus bewertet wurden. Schließlich handelte es sich 

bei der Intervention im Kosovo um ein zentrales Moment der Neuausrichtung der 

NATO von einem reinen Verteidigungsbündnis hin zu einem Instrument der Krisenbe-

wältigung und Konfliktbearbeitung jenseits ihrer Grenzen. Die Rolle der NATO im Ko-

sovokonflikt kann demnach als ein Kristallisationspunkt aufgefasst werden, an dem der 

Wandel der Organisation, der sich bislang vor allem in abstrakten Diskussionen außen- 

und sicherheitspolitischer Experten vollzogen hatte, für die Bevölkerung erkennbar 

wurde. Der von den Bürgern wahrgenommene Wandel der NATO von einer Arena mul-

tilateraler Politikkoordination hin zu einem Vehikel der Anwendung militärischer Mittel 

zur Durchsetzung politischer Ziele dürfte von den Bürgern in Abhängigkeit ihrer allge-

meinen Haltungen zum Einsatz militärischer Mittel bewertet worden sein. Die Befunde 

der dritten und vierten Spalte von Tabelle 16 bieten eine gewisse Bestätigung dieser 

Vermutung, dass die Grundhaltungen zum Antimilitarismus jenen zum Atlantizismus 
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kausal vorgelagert waren. Dort (Modell 5) wird der Effekt von Antimilitarismus als 

deutlich größer ausgewiesen, wenn Atlantizismus nicht kontrolliert wird (b = –0.74 

[–0.77, –0.70] gegenüber –0.27 [–.30, –.24]), während der Effekt von Atlantizismus 

relativ stabil bleibt, unabhängig davon, ob Antimilitarismus in der Regression berück-

sichtigt wird oder nicht (Modell 4; b = 1.08 [1.05, 1.11] gegenüber 0.85 [.81, .89]). 

Bevor die Hypothese eines starken indirekten Effekts von Antimilitarismus via Atlanti-

zismus in einem kurzen Exkurs genauer untersucht wird, ist darauf hinzuweisen, dass 

Reihenfolge- und Frageformulierungseffekte zu der starken statistischen Assoziation 

zwischen (den Indikatoren von) Atlantizismus und der Einstellung zum militärischen 

Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien beigetragen haben dürften. Aus den Befunden 

der vorliegenden Analyse ließen sich dann nicht ohne weiteres Schlüsse über die relati-

ve Bedeutung der Grundhaltungen in einer realweltlichen Situation ableiten. Wie im 

vorangegangenen Abschnitt beschrieben, wurden die Fragen zur Bewertung der NATO 

selbst und ihres Handelns im ehemaligen Jugoslawien unmittelbar hintereinander ge-

stellt. Entsprechend dürften jene Areale der Einstellungssysteme, die sich auf den The-

menkomplex der NATO im Allgemeinen beziehen, bei der Beantwortung der Fragen zu 

ihrem Handeln noch aktiv gewesen sein und in größerem Maße als Orientierungspunkte 

bei der Antwortformulierung gedient haben. 

Diese Effekte sollten vor allem bei Personen aufgetreten sein, die über wenige objekt-

spezifische Überlegungen verfügten und wenig motiviert waren, kognitive Ressourcen 

in die Antwortformulierung zu investieren. Tatsächlich zeigt eine Subgruppenanalyse 

von politisch involvierten und nicht involvierten Bürgern, dass der Einfluss von Atlanti-

zismus bei ersteren größer und jener von Antimilitarismus kleiner war als bei letzteren 

(Abbildung 12).87 Auf der anderen Seite lassen sich auch diese Muster als Ausdruck 

eines real vorliegenden Bedeutungswandels von Atlantizismus beziehungsweise der 

NATO interpretieren. Während demnach bei Involvierten (ebenso wie bei Westdeut-

schen) auch nach den Erfahrungen mit dem Kosovo-Krieg das Prinzip der Koordination 

der Außenpolitik mit den westlichen Partnern in der Bewertung der NATO zum Aus-

druck kam, interpretierten die weniger involvierten Bürger sowohl die Koordination der 

87 Für methodische Details und alle Ergebnisse dieser Analysen siehe Tabelle 44 in Anhang B. Erneut ist 
der Unterschied in den Effektstärken statistisch signifikant im Falle von Atlantizismus, nicht jedoch für 
Antimilitarismus. So wird der Interaktionsterm Involvierter*Antimilitarismus mit b = –.09 (p = .08) aus-
gewiesen, Involvierter*Atlantizismus mit b = –.17 (p = .003). 
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Außenpolitik mit den westlichen Bündnispartnern als auch die NATO in Anbetracht der 

jüngsten Erfahrungen vor dem Hintergrund ihrer Grundhaltung zum Einsatz militäri-

scher Mittel. 

Abbildung 12: Geschätzte Zustimmung zum Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien in Abhängig-
keit von Antimilitarismus und Atlantizismus bei Involvierten und Nicht-Involvierten (1999) 

Anmerkungen: Angegeben ist die durchschnittliche geschätzte Zustimmung mit 95%-
Konfidenzintervallen; berechnet auf Grundlage von Modell (3) in Tabelle 44 in Anhang B. 

In dem Exkurs soll weiterhin der indirekte Effekt von Antimilitarismus auf die Einstel-

lungen zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien über Atlantizismus 

quantifiziert werden. Es wird erwartet, dass ein erheblicher derartiger Effekt in der Ge-

samtbevölkerung vorlag. Da die Haltungen zur NATO und den Vereinigten Staaten in 

Westdeutschland in geringerem Maße von den jüngeren Entwicklungen beeinflusst 

worden sein dürften und somit in stärkerem Maße genuine Präferenzen zur transatlanti-

schen Koordination der Außen- und Sicherheitspolitik reflektieren sollten, kann zudem 

erwartet werden, dass die indirekten Effekte von Antimilitarismus in Westdeutschland 

kleiner waren als in Ostdeutschland. Um diese Hypothesen zu untersuchen, wurden 

Strukturgleichungsmodelle geschätzt, in denen direkte Regressionspfade von den beiden 

Grundhaltungen zu den Einstellungen zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Ju-

goslawien verlaufen, sowie ein indirekter Pfad von Antimilitarismus über Atlantizismus 

auf die Einstellungen. Um eine robuste Schätzung zu gewährleisten, wurden die Stan-

dardfehler mit einem Bootstrap-Verfahren mit 10000 Wiederholungen berechnet, das 

für Verletzungen der Normalitätsannahme korrigiert und auf dieser Grundlage Kon-
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fidenzintervalle berechnet (insbesondere MacKinnon et al. 2007; MacKinnon et al. 

2004: 115). Wie Tabelle 17 zeigt, ergibt sich für die Gesamtbevölkerung ein substanzi-

eller indirekter Effekt von Antimilitarismus (β = –.36 [–.38, –.23]). Anders als erwartet 

ergibt eine analoge gruppenvergleichende Analyse dagegen nicht, dass der indirekte 

Effekt von Antimilitarismus via Atlantizismus bei Ostdeutschen größer war als bei 

Westdeutschen. In beiden Gruppen beträgt der standardisierte Koeffizient β = –.34. 

Demnach scheint die Grundhaltung zum Atlantizismus in beiden Landesteilen im glei-

chen substanziellen Maße von den Haltungen zum Antimilitarismus beeinflusst worden 

zu sein. 

Tabelle 17: Direkte, indirekte und totale Effekte von Antimilitarismus auf die Einstellungen zum 
Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien (1999) 

Modell 1 Modell 2 
Gesamtdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland 

Direkt –.33 [–.53, –.30] –.35 [–.41, –.29] –.26 [–.34, –.18] 
Indirekt (via Atlantizismus) –.36 [–.38, –.23] –.34 [–.38, –.30] –.34 [–.41, –.28] 
Total –.68 [–.71, –.65] –.69 [–.72, –.65] –.61 [–.67, –.55] 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 99; berichtet werden standardisierte Regressionskoeffizienten mit 
Bootstrap-Konfidenzintervallen (95%) in Klammern; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < 
.001); Modell 1: χ² (df = 49) = 584.6, RMSEA = .063 [.059, .068], CFI = .953; Modell 2: χ² (df = 116) 
= 779.9 (davon West: 491.4; Ost: 288.5), RMSEA = .065 [.061, .069], CFI = .939. 

Da der Konflikt zwischen Antimilitarismus und Multilateralismus im öffentlichen Dis-

kurs deutlich zutage trat, sind die Rahmenbedingungen für das Auftreten gefühlter Am-

bivalenz gegeben. Bürger mit antimilitaristischen und gleichzeitig atlantizistischen 

Grundhaltungen sollten durch die Auseinandersetzung zwischen Interventionsbefürwor-

tern und -gegnern explizit darauf aufmerksam geworden sein, dass ihre Grundhaltungen 

widersprüchliche Implikationen für die Bewertung der Sachfrage hatten. Wenn diese 

Erkenntnis zu einem inneren Konfliktzustand geführt hat, sollten die betroffenen Bürger 

in geringerem Maße in der Lage gewesen sein, das militärische Eingreifen der NATO 

im ehemaligen Jugoslawien auf Grundlage der Grundhaltungen zu bewerten. Mit ande-

ren Worten sollten in der statistischen Analyse dieser Subgruppe (N = 322) beide 

Grundhaltungen geringere Effekte aufweisen als bei der analogen Analyse der übrigen 

Bürger. Die in Abbildung 13 dargestellten Befunde bestätigen diese Vermutung jedoch 

nicht. Die Effektstärke des Antimilitarismus war demnach in beiden Gruppen – bei 
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strukturell Ambivalenten und anderen – gleich groß.88 Bei Atlantizismus weisen die 

Befunde sogar darauf hin, dass diese Grundhaltung bei strukturell ambivalenten Deut-

schen einen etwas größeren Effekt aufwies.89 

Abbildung 13: Strukturelle Ambivalenz und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus 
(1999) 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; angegeben ist die geschätzte durchschnittliche Zustimmung zum 
militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen 
Schätzungen sind auf den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem strukturelle Ambivalenz im 
Sinne der Definition vorliegen kann. 

Die vorliegenden Befunde widersprechen somit der Hypothese, dass das öffentliche 

Ringen über die adäquate Reaktion der NATO und Deutschlands auf die Zerfallsprozes-

se im ehemaligen Jugoslawien mit intra-individuellen Grundhaltungskonflikten bei der 

Meinungsbildung einherging. Obwohl Befürworter und Gegner des militärischen Ein-

greifens entsprechende Argumente austauschten (Notwendigkeit deutscher Bündnisso-

lidarität, Vermeidung eines deutschen Sonderwegs, Remilitarisierung deutscher Außen-

politik, Völkerrechtswidrigkeit durch fehlendes UN-Mandat), scheint dies die Mei-

nungsbildung für jene Bürger nicht erschwert zu haben, die für diese Argumente auf-

grund ihrer Grundhaltungskonstellation besonders offen gewesen sein sollten. 

88 Die Effekte wurden mit dem gleichen Verfahren berechnet wie im vorigen Kapitel. Alle Regressionser-
gebnisse sind in Tabelle 45 im Anhang B zu finden. 
89 Die Interaktionseffekte zwischen dem Indikator struktureller Ambivalenz und Antimilitarismus bezie-
hungsweise Atlantizismus betragen b = –.04 [–.17, .08] und b = .23 [.04, .42]. 
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Abbildung 14: Relative Extremität und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus (1999) 

Anmerkungen: ‚Datenbasis SOWI 1999; angegeben ist die geschätzte durchschnittliche Zustimmung zum 
militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen 
Schätzungen sind auf den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem relative Extremität im Sin-
ne der Definition vorliegen kann. 

In einer letzten empirischen Analyse zu dem Kosovo-Fall soll daher überprüft werden, 

ob Hinweise für eine nicht-kompensatorische Einstellungsbildung der Bürger zu finden 

sind. Wenn jenem Prinzip ein größeres Gewicht bei der Einstellungsbildung eingeräumt 

wurde, zu dem eine extremere Haltungen vorlagen, sollte dies zu divergierenden Effek-

ten bei Bürgern mit unterschiedlicher relativer Extremität der Grundhaltungen führen. 

Die in Abbildung 14 dargestellten Ergebnisse zeigen, dass entsprechende Subgruppen-

unterschiede vorlagen. Bei Bürgern, deren Haltung zum Antimilitarismus extremer war 

als jene zum Atlantizismus, ergibt sich eine größere Effektstärke von Antimilitarismus 

(b = –.33 [–.37, –.30]) als bei Bürgern, bei denen dies umgekehrt war (–.13 

[–.21, –.06]). Ein analoges Ergebnis liegt für Atlantizismus vor (Antimilitarismus ext-

remer: .92 [.87, .98]; Atlantizismus extremer: .75 [.70, .81]).90 Zudem lassen sich die 

gruppenspezifischen Effektstärken in diesem Fall hinreichend genau schätzen, um kon-

ventionelle Kriterien statistischer Signifikanz zu erfüllen.  

90 Die Interaktionseffekte zwischen dem Indikator relativer Extremität und Antimilitarismus beziehungs-
weise Atlantizismus betragen .20 [.12, .27] und .17 [.10, .24]. Der Indikator relativer Extremität ist so 
kodiert, dass „0“ Bürger mit einem extremeren Antimilitarismus-Wert anzeigt und „1“ Bürger mit einen 
extremeren Atlantizismus-Wert. 
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Die Ergebnisse sind somit eindeutiger als im Somalia-Fall und unterstützen die Hypo-

these, dass Bürger jenes Prinzip stärker berücksichtigten, zu dem sie eine extremere 

Grundhaltung aufwiesen. Aber auch hier scheint es nicht so zu sein, dass die weniger 

extreme Grundhaltung gar keinen Einfluss auf die Bewertung des Kosovo-Einsatzes 

hatte. Bei den Deutschen lag somit keine starke Form der nicht-kompensatorischen Ein-

stellungsbildung vor, vielmehr verschob sich lediglich die Gewichtung der Einzelüber-

legungen in Abhängigkeit der relativen Extremität. Basierend auf der verfügbaren Da-

tengrundlage kann zwar nicht untersucht werden, ob es sich hierbei um eine bewusste 

Entscheidung handelte, mit der Bürger weiteren kognitiven Aufwand vermeiden wollten 

oder ob die stärkere affektive Ladung, die typischerweise mit extremeren Dispositionen 

einhergeht, den Affekt der anderen Grundhaltung überstrahlte. Unabhängig davon, über 

welchen dieser Mechanismen die moderierende Wirkung der Grundhaltungsextremität 

zustande kam, liefert sie eine Erklärung dafür, warum keine Hinweise gefunden wurden, 

dass strukturell ambivalente Personen in einen inneren Konflikt versetzt wurden. Denn 

viele der Bürger, die beiden Prinzipien – Antimilitarismus und Atlantizismus – zu-

stimmten, befürworteten sie jeweils in unterschiedlichem Maße, so dass eine Abstufung 

in der Bedeutung der widersprüchlichen Grundhaltungen vorgenommen und Ambiva-

lenz vermieden werden konnte. 

5.4 Zusammenfassung und Implikationen 

Die Analyse des Kosovo-Falls hat starke direkte Effekte von Antimilitarismus und At-

lantizismus auf die Einstellungen zum militärischen Eingreifen der NATO im ehemali-

gen Jugoslawien ergeben, wobei Atlantizismus einen stärkeren Effekt gehabt zu haben 

scheint als Antimilitarismus.91 Wie schon in der Bewertung des Somalia-Einsatzes wur-

den auch hier keine Hinweise für gefühlte Ambivalenz gefunden. Die Analyse der 

Grundhaltungskonstellationen hat vielmehr konsistente Hinweise auf eine nicht-

kompensatorische Einstellungsbildung ergeben. So scheinen die Deutschen das militäri-

sche Eingreifen der NATO im ehemaligen Jugoslawien in stärkerem Maße auf Grund-

91 Noch einmal sei daran erinnert, dass eine Analyse der Variablen, die sich auf die genuine deutsche 
Beteiligung an der Intervention beziehen, die gleichen Ergebnisse produziert. 
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lage jenes außenpolitischen Grundprinzips bewertet zu haben, zu dem sie eine extreme-

re und damit eindeutigere Haltung aufwiesen.  

Während sich das Modell der Einstellungsbildung in Bezug auf die absolute Bedeutung 

der Grundhaltungen bewährt hat, widerspricht der Befund einer größeren Bedeutung 

von Atlantizismus den Erwartungen, die vor dem Hintergrund des fallspezifischen Kon-

texts formuliert wurden. Anders als bei dem in Kapitel 4 untersuchten Somalia-Fall war 

bei diesem Einsatz klar, dass Waffengewalt für politische Zwecke eingesetzt wurde, die 

noch dazu von keinem UN-Mandat legitimiert war. Entsprechend sprachen Kritiker von 

einem völkerrechtswidrigen Angriffskrieg, den die NATO und mit ihr die Bundeswehr 

im Kosovo führe. In der öffentlichen Debatte führten die Befürworter einer Intervention 

zwar Bündnispflichten als wichtigen Grund für eine deutsche Beteiligung an, gleichzei-

tig spielten Argumente über die Schutzverantwortung auf der Pro-Seite eine zentrale 

Rolle. Vor diesem Hintergrund ist eingangs argumentiert worden, dass die Deutschen 

bei der Bewertung der Intervention vorrangig auf ihre Grundhaltungen zum Einsatz 

militärischer Mittel und weniger stark auf jene zum Atlantizismus zurückgegriffen ha-

ben. 

Der starke Atlantizismus-Effekt (sowohl im Vergleich zur Einstellungsbildung zum 

Somalia-Einsatz als auch bei Ostdeutschen im Vergleich zu Westdeutschen) scheint 

zumindest zum Teil darauf zurückzuführen sein, dass sich das Verhältnis der Grundhal-

tungen im Zusammenhang mit den Erfahrungen der Kosovo-Krise verschoben hat. Im 

Vergleich zu dem zuvor untersuchten früheren Zeitpunkt, im Herbst 1993, schienen sich 

die Prinzipien Antimilitarismus und Atlantizismus aus Sicht der Deutschen sechs Jahre 

später in deutlich stärkerem Maße gegenseitig auszuschließen. Entsprechend klein er-

wies sich die Bevölkerungsgruppe, die den Einsatz militärischer Mittel grundsätzlich 

ablehnte und gleichzeitig positive Haltungen gegenüber der Kooperation im Rahmen 

des transatlantischen Bündnisses befürwortete. In Anbetracht dieses Befundes wurde 

argumentiert, dass die Deutschen Atlantizismus in zunehmendem Maße als gleichbe-

deutend mit dem Einsatz militärischer Mittel ansahen. Dabei wurde also unterstellt, dass 

die Haltungen zum Antimilitarismus jene zum Atlantizismus beeinflussten. 

Dieser Wandel der Grundhaltungen beziehungsweise ihrer Strukturen konnte allerdings 

auf Grundlage der verfügbaren Querschnittsdaten methodisch nicht adäquat untersucht 

werden. Zwar ist es plausibel, dass die erhöhte negative Korrelation von Antimilitaris-

mus und Atlantizismus darauf zurückzuführen ist, dass die transatlantische Zusammen-
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arbeit in zunehmendem Maße im Lichte der Grundhaltungen zum Einsatz militärischer 

Mittel bewertet wurde. Ebenfalls plausibel ist jedoch, dass Bürger, die zuvor antimilita-

ristisch und atlantizistisch eingestellt waren, ihre ablehnende Haltung zum Einsatz mili-

tärischer Mittel überdacht haben, weil die westlichen Bündnispartner ein größeres En-

gagement Deutschlands auf diesem Gebiet forderten. Um aus Querschnittsanalysen et-

was über Kausalzusammenhänge ableiten zu können, sind starke theoretische Annah-

men notwendig, da die Reihenfolge von Ursache und Wirkung im Untersuchungsdesign 

nicht kontrolliert wird. Je theoretisch fundierter die vermuteten Wirkungsbeziehungen 

sind und je besser sich diese allgemeinen theoretischen Überlegungen in anderen Unter-

suchungen bewährt haben, desto unproblematischer ist es, entsprechende Wirkungsbe-

ziehungen in dem spezifischen Anwendungsfall zu unterstellen. Bei Antimilitarismus 

und Atlantizismus handelt es sich definitionsgemäß um Dispositionen, die eine ver-

gleichbar zentrale Stellung in den Einstellungssystemen der Bürger haben. Eine theore-

tisch begründete Erwartung über die Wirkungsbeziehungen zwischen Dispositionen zu 

formulieren ist hier daher weit problematischer als beispielsweise zwischen Dispositio-

nen und Einstellungen. 

Eine ernsthafte Komplikation für die Interpretation der Befunde besteht in der subopti-

malen Messung der Konstrukte, die hier durch Reihenfolgeeffekte in der Befragung 

verschärft wurden. In Anbetracht der zentralen Rolle, die die NATO in der Kosovo-

Krise spielte, stellt sich hier die Frage, inwiefern die Haltungen zur NATO als Indikato-

ren von Atlantizismus angesehen werden sollten. Noch komplizierter wird es, wenn 

man bedenkt, dass die Eignung dieser Items zur Messung von Atlantizismus nicht un-

bedingt in allen Subgruppen der Bevölkerung gleich groß gewesen sein muss. In dem 

Maße, in dem die Organisation als eigenständiger Akteur in Erscheinung getreten ist, 

könnten sich die Haltungen der Deutschen zu diesem Objekt „verselbstständigt“ haben 

und einen schlechten Indikator für die Bereitschaft darstellen, außenpolitische Entschei-

dungen mit den Bündnispartnern abzustimmen. Diese Interpretation wird durch die grö-

ßeren Atlantizismus-Effekte (gemessen mit den NATO-Items) bei Ostdeutschen und 

weniger Involvierten gestützt, die mit der Rolle der NATO als Forum der westlichen 

Politikkoordination weniger vertraut gewesen sein dürften. Gleichzeitig ließe sich ar-

gumentieren, dass die NATO vor allem auf Grundlage ihrer Rolle in der Kosovo-Krise 

bewertet wurde, die Kausalrichtung also, anders als hier unterstellt, von der Bewertung 

des militärischen Eingreifens im Kosovo zu der Haltung zur NATO verlief. Auch diese 

Interpretation erhält durch die Befunde der Subgruppenanalyse Unterstützung. 
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Neben den Messproblemen ist die Analyse der relativen Bedeutung der Grundhaltungen 

möglicherweise unvollständig, da zwei zentrale Argumente in der Debatte über eine 

deutsche Beteiligung am Kosovo-Krieg hier nicht berücksichtigt werden konnten. Wie 

eingangs dieses Kapitels beschrieben wurde, spielten im Kosovo-Fall neben Antimilita-

rismus und Atlantizismus auch das fehlende UN-Mandat auf der einen und die Verhin-

derung einer humanitären Katastrophe auf der anderen Seite wichtige Rollen in der öf-

fentlichen Debatte über einen deutschen Einsatz. Entsprechend dürften auch die Grund-

haltungen der Bürger zu UN-Multilateralismus und Humanitarismus die Einstellungen 

beeinflusst haben. Aufgrund mangelnder Indikatoren konnte hier jedoch keine von bei-

den berücksichtigt werden. Diese Blindstelle besteht nicht nur in Bezug auf die relative 

Bedeutung der Grundhaltungen unabhängig von der Berücksichtigung widersprüchli-

cher Prinzipien, sondern auch für das mögliche Vorliegen von Prinzipienkonflikten. 

Insbesondere bei Bürgern mit Präferenzen für eine antimilitaristische, dem Schutz von 

Menschenrechten verpflichtete, deutsche Außenpolitik könnte dieser Zustand aufgetre-

ten sein.  
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6.1 Kontext und fallspezifische Hypothesen 

Mit dem Irak-Krieg wird in diesem Kapitel ein Fall untersucht, über den „hitzig und 

allein entlang der Parteilinien diskutiert“ (Rühe 2012: XIV) wurde. Nicht nur waren 

Unterschiede in den Parteipositionen zwischen rot-grünen Regierungsparteien (SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen) und schwarz-gelber Opposition (CDU/CSU, FDP) leicht zu 

erkennen, die Parteilager stellten sich insgesamt auch homogener dar als bei den Debat-

ten über die vorigen Auslandseinsätze. Auf Grundlage des theoretischen Modells dieser 

Arbeit sind unter diesen Kontextbedingungen Effekte von Parteineigungen auf die Ein-

stellungsbildung zu erwarten. Die parteipolitische Debattenstruktur sollte sich in den 

Zustimmungsniveaus und der Einstellungsbildung der rot-grünen und schwarz-gelben 

Parteianhänger wiederfinden lassen.92 Grundsätzlich weisen Parteianhänger vor allem 

dann unterschiedliche Sachfrageorientierungen auf, wenn die Parteien unterschiedliche 

Positionen beziehen und diese Meinungsverschiedenheit öffentlich austragen (Zaller 

1992). Im Fall des Irak-Kriegs war dies in Deutschland zwischen August 2002 (wäh-

rend des Bundestagswahlkampfes) und März 2003 (dem Beginn des Irak-Kriegs) der 

Fall. 

Bedauerlicher Weise wurde innerhalb dieses Zeitraums keine Umfrage durchgeführt, 

mit der sich Hypothesen über die Auswirkungen der rivalisierenden Parteipositionen auf 

die grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung überprüfen lassen. Zur Verfügung stehen 

Daten, die unmittelbar vor Beginn der Auseinandersetzungen über eine mögliche Irak-

Intervention sowie einige Zeit nach Ende der zwischenstaatlichen Phase des Konflikts 

gesammelt wurden. Zu diesen Zeitpunkten sind lediglich moderate Parteieffekte zu er-

warten, die die Unterschiede zwischen den Parteianhängern während der Hochphase 

unterschätzen dürften. Somit handelt es sich bei den empirischen Analysen um einen 

harten Test der Hypothese, dass der Parteiendiskurs die Einstellungsbildung zur deut-

schen Beteiligung am Irak-Krieg strukturiert hat. Die folgende Beschreibung des Kon-

92 Es wird nicht zwischen einzelnen Parteien, sondern nur zwischen den Parteilagern unterschieden, was 
theoretisch angemessen ist. Da die öffentliche Debatte durch genau diese Lagerbildung charakterisiert 
war, sind keine Unterschiede innerhalb der Lager zu erwarten. Auf eine weitere Differenzierung nach 
regionaler Herkunft wird hier verzichtet. Der Ost-West-Vergleich wird bei der Analyse der Einstellungen 
zum Afghanistan-Einsatz im folgenden Kapitel wieder aufgegriffen. 



6. Der Irak-Krieg: Ein innenpolitischer und transatlantischer Konfliktfall 123 

texts konzentriert sich auf die Zeiträume, in denen die verfügbaren Umfragen durchge-

führt wurden.  

Bis in den Sommer 2002 war eine mögliche Intervention im Irak kein Thema im Bun-

destagswahlkampf (Overhaus und Schieder 2002). In dieser Zeit vermied Bundeskanz-

ler Schröder noch eine direkte Konfrontation mit den USA und interpretierte die zu-

nehmend aggressive Rhetorik der amerikanischen Regierung als einen sinnvollen Ver-

such, Druck auf Saddam Hussein auszuüben und ihn zu einem Politikwechsel zu bewe-

gen. Gleichzeitig zeigte sich die Bundesregierung zu diesem frühen Zeitpunkt skeptisch, 

ob eine Militäraktion sinnvoll sei. Auch Präsident Bush betonte bei seinem Deutsch-

land-Besuch im Mai, eine militärische Intervention sei keine beschlossene Sache. Bei 

diesem Besuch kam es in der Bevölkerung zu Protesten gegen die als bellizistisch 

wahrgenommene amerikanische Irak-Politik. Dass die rot-grüne Bundesregierung den 

amerikanischen Partner nicht gegen diese Unmutsbekundungen verteidigte, wurde von 

der schwarz-gelben Opposition scharf kritisiert und deutete bereits auf die Konfliktlinie 

hin, die später offen zutage treten sollte. Knapp zwei Monate vor der Bundestagswahl, 

Anfang August 2002, beendete Kanzler Schröder die Konfliktvermeidungsstrategie ge-

genüber den Vereinigten Staaten und schloss eine deutsche Beteiligung an Militäraktio-

nen gegen Saddam Hussein aus. Dabei verwies er auf die Eigenständigkeit der deut-

schen Außen- und Sicherheitspolitik, über die in Berlin entschieden werde und nicht in 

Washington (Overhaus und Schieder 2002). Mit Blick auf die Bundestagswahl glaubte 

Kanzler Schröder offenbar, die Wähler mit einer antimilitaristischen Haltung in der 

Irak-Frage auf seine Seite ziehen zu können (Schoen 2004). Diese Strategie ließ 

Schröder später sogar eine deutsche Beteiligung für den Fall auszuschließen, dass der 

UN-Sicherheitsrat die Intervention mandatierte. Den Vorwurf, mit dieser klaren Absage 

von der traditionellen Bündnisorientierung deutscher Außenpolitik abzuweichen, ließ 

Schröder dabei nicht gelten und verwies auf andere Länder, insbesondere Frankreich 

und Russland, die einer Irak-Intervention ebenfalls kritisch gegenüberstanden (Bierling 

2014; Rühl 2007).  

Die CDU/CSU und die FDP schlossen ein deutsches Engagement dagegen lange Zeit 

nicht eindeutig aus. Vielmehr kritisierten sie die Regierung dafür, antimilitaristische 

Reflexe in der deutschen Bevölkerung zu bedienen, unilateral Entscheidungen zu treffen 

und dabei die Verpflichtungen gegenüber dem Bündnispartner USA zu vernachlässigen. 

Gleichzeitig betonten auch diese Parteien, dass der Einsatz militärischer Mittel für sie 

nur das letzte Mittel sei. Der Unterschied zu Rot-Grün bestand somit darin, dass sie die-
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se Option nicht kategorisch ausschlossen, sondern auf der einen Seite auf die Präferen-

zen der Vereinigten Staaten und auf der anderen Seite auf das Handlungs- und Ent-

scheidungsmonopol der Vereinten Nationen verwiesen. Aufgrund dieser differenzierte-

ren Position wirkten die Oppositionsparteien oftmals so, als würden „sie dem klaren 

Nein der Bundesregierung zu einem militärischen Eingreifen im Irak im Wahlkampf 

2002 und vor Kriegsbeginn 2003 stets ein wackelig wirkendes Jein“ (Fried 2005) ent-

gegenstellen. 

Bezüglich der beiden Prinzipien, die im Zentrum dieser Arbeit stehen, können die Posi-

tionen der Parteilager so zusammengefasst werden, dass das rot-grüne Regierungslager 

antimilitaristischen Überlegungen Vorrang vor atlantizistischen einräumte. Die 

schwarz-gelben Oppositionsparteien argumentierten im Vergleich etwas weniger anti-

militaristisch und stärker atlantizistisch, ohne daraus eine klare zustimmende Haltung zu 

einem deutschen Irak-Einsatz abzuleiten. In Anbetracht dieses Kommunikationsumfel-

des lassen sich Hypothesen über die grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung in der 

Gesamtbevölkerung sowie innerhalb des rot-grünen und schwarz-gelben Parteilagers 

formulieren. Unabhängig von Unterschieden aufgrund parteipolitischer Loyalitäten soll-

ten Grundhaltungen zu Antimilitarismus und Atlantizismus den stärksten Einfluss auf 

die Einstellungen zum Irak-Krieg und einer deutschen Beteiligung gehabt haben, da 

beide Prinzipien in der öffentlichen Debatte eine herausragende Rolle spielten. In Bezug 

auf ihre relative Wichtigkeit ist zu beachten, dass die Komplexität der Argumentations-

linie von Schwarz-Gelb größer war als jene von Rot-Grün. In einer derartigen Kommu-

nikationssituationen ist zu erwarten, dass die einfacheren, eindeutigeren Botschaften 

größere Persuasions- beziehungsweise Framing-Effekte nach sich ziehen, da sie für die 

Bürger leichter zu verstehen sind (z.B. Chong und Druckman 2007a: 103; Drury et al. 

2010). Da in der deutschen Irak-Kontroverse der starke Antimilitarismus-Frame (der 

rot-grünen Regierung) einem schwachen Atlantizismus-Frame (der bürgerlichen Oppo-

sitionsparteien) gegenüberstand, sollten die Grundhaltungen zum Antimilitarismus im 

Durchschnitt einen größeren Einfluss auf die Meinungsbildung der Bürger gehabt haben 

als jene zum Atlantizismus. 

Diese Erwartungen für die Gesamtbevölkerung lassen sich differenzieren, wenn man die 

Parteineigung der Bürger berücksichtigt. Bürger, die eine Parteiidentifikation internali-

siert haben, sollten vor allem der Botschaft „ihrer“ Partei vertrauen. Dies sollte bei An-

hängern der SPD und von Bündnis 90/Grünen vor allem der Antimilitarismus-Frame, 

bei Anhängern der CDU/CSU und der FDP dagegen der Atlantizismus-Frame gewesen 
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sein. Die leichtere Verständlichkeit des Antimilitarismus-Frames sollte für die Anhä-

nger der CDU/CSU und FDP eine geringere Rolle spielen, da sie der Quelle nicht ver-

traut und diesen Blickwinkel daher in geringerem Maße akzeptiert haben dürften. 

Obwohl die USA bei den meisten Bürgern im Zentrum bündnisorientierter Überlegun-

gen gestanden haben dürften, ließe sich argumentieren, dass die Verweise der Bundes-

regierung auf die Achse Paris-Berlin-Moskau dazu führten, dass diese Kooperations-

partner zumindest für Regierungsanhänger ebenfalls als Orientierungspunkte dienten. 

Die Präferenz für bündnisorientierte Politik sollte zur Ablehnung des Irak-Kriegs und 

einer deutschen Beteiligung geführt haben, wenn Frankreich oder Russland als relevante 

Bezugspunkte angesehen wurden und gleichzeitig bekannt war, dass beide Länder eine 

Irak-Intervention ablehnten. Diese Assoziationen sollten vor allem bei Regierungsanhä-

ngern vorgelegen haben, da Bundeskanzler Schröder die Kooperation mit diesen Län-

dern in der Irak-Frage stark betont hatte. 

Im Irak-Konflikt spielte auch die zweite Multilateralismus-Dimension (UN-

Multilateralismus) eine wichtige Rolle. In der Frühphase der Irak-Krise verwiesen so-

wohl die rot-grüne Bundesregierung als auch die bürgerliche Opposition auf die ent-

scheidende Rolle, die den Vereinten Nationen bei der Schlichtung der Auseinanderset-

zung zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und dem Irak zukomme. Aller-

dings unterschieden sich die Parteilager schon früh in den Erwartungen, die sie für diese 

Rolle formulierten. So verwiesen die Regierungsparteien vor allem auf die Notwendig-

keit, die Krise mit Sanktionsdrohungen und Waffenkontrollen zu lösen und vermieden 

es gleichzeitig, sich auf eine Haltung im Falle eines Scheiterns des diplomatischen 

Wegs festzulegen. Vertreter der CDU/CSU schlossen dagegen nicht aus, dass eine UN-

mandatierte Militäraktion gegen den Irak notwendig werden könnte und Deutschland 

dann einen Beitrag leisten müsste. Bereits in dieser Phase ist daher zu erwarten, dass 

Anhänger der bürgerlichen Opposition ihre Zustimmung zu einer deutschen Beteiligung 

an einem möglichen Militäreinsatz im Irak besonders stark von der Frage der UN-

Mandatierung abhängig machten. Analog fallen die Erwartungen für die Phase aus, 

nachdem Kanzler Schröder einen deutschen Einsatz ausgeschlossen hatte (noch bevor 

eine entsprechende Entscheidung im Sicherheitsrat gefallen war und die USA ohne völ-

kerrechtliche Legitimation in den Krieg gezogen waren). Regierungsanhänger dürften in 

diesem Kontext der Leitlinie von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gefolgt sein und vor 

allem antimilitaristische Erwägungen bei der Einstellungsbildung berücksichtigt haben. 

Da CDU/CSU und FDP die Bundesregierung zwar dafür kritisierten, ihre Entscheidung 
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unabhängig von den Vereinten Nationen getroffen zu haben, in Anbetracht des fehlen-

den UN-Mandats jedoch ebenfalls gegen eine (substanzielle) deutsche Beteiligung am 

Irak-Krieg waren, sollten UN-multilateralistische Grundhaltungen bei ihren Anhängern 

einen großen Einfluss auf die Einstellungen gehabt haben. Aufgrund erheblicher Daten-

restriktionen können diese Hypothesen jedoch nur eingeschränkt empirisch überprüft 

werden. Siehe hierzu den folgenden Abschnitt 

Durch die heftigen Konflikte nicht nur zwischen den Parteilagern, sondern auch zwi-

schen der deutschen und der U.S.-amerikanischen Regierung besteht im Fall des Irak-

Kriegs grundsätzlich ein erhebliches Potenzial grundhaltungsbasierter Ambivalenz. 

Bürger mit starken Präferenzen für eine antimilitaristische und gleichzeitig atlantizisti-

sche deutsche Außenpolitik sollten erhebliche Probleme gehabt haben, beide Prinzipien 

miteinander zu vereinen. Allerdings ist weniger klar, ob entsprechende Effekte auch in 

dem Zeitraum vor und nach den parteipolitischen und transatlantischen Auseinanderset-

zungen aufgetreten sind, der hier untersucht werden kann. 

6.2 Daten, Messinstrumente, Messergebnisse 

Die Hypothesen werden mit Daten aus drei unterschiedlichen Bevölkerungsbefragungen 

überprüft, von denen eine vor und zwei nach dem Irak-Krieg (und dem innenpolitischen 

und transatlantischen Konflikt darüber) erhoben wurden. Zum einen wird auf den World 

Views Survey zurückgegriffen, den der Chicago Council on Foreign Relations und der 

German Marshall Fund im Juni und Juli 2002 unter 1000 zufällig ausgewählten Bürgern 

durchführen ließen (im Folgenden „WVS 2002“) und ein Framing-Experiment zu der 

Bewertung einer deutschen Beteiligung an einem Angriff auf den Irak zum Sturz Sad-

dam Husseins beinhaltete, bei dem unter anderem variiert wurde, ob die mögliche Inter-

vention im Irak von den Vereinten Nationen mandatiert wurde oder nicht. Dies erlaubt 

es, diesen Aspekt für die Einstellungsbildung zumindest indirekt zu untersuchen, ob-

wohl keine Möglichkeit gegeben ist, die Haltungen zum UN-Multilateralismus zu ope-

rationalisieren. 

Zweitens werden die Daten der Bevölkerungsbefragung zur sicherheitspolitischen Lage 

des Bundesministeriums für Verteidigung (BMVG) von 2003 untersucht (im Folgenden 

„BMVG 2003“). Dabei wurden 2002 Bürger gefragt, ob sich Deutschland an der Frie-

denssicherung im Irak beteiligen solle. Die Frage bezieht sich also nicht auf die Inter-
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vention gegen Saddam Hussein, über die es in Deutschland und der transatlantischen 

Gemeinschaft zu so heftigen Verstimmungen gekommen war.93 Eine Analyse dieser 

Daten lohnt, da die ursprünglichen Haltungen zum Irak-Krieg in enger Beziehung zu 

der Bereitschaft gestanden haben dürften, sich an der Folgemission zu beteiligen. 

Gleichzeitig handelte es sich bei dieser um keinen Kampfeinsatz. Die Assoziationen 

zwischen dem Irak-Thema und den außen- und sicherheitspolitischen Grundhaltungen 

könnten jedoch auch im Nachhinein noch von den geschilderten parteipolitischen Aus-

einandersetzungen geprägt gewesen sein. Ein weiterer Vorteil ist, dass hier ähnliche 

Indikatoren für die Grundhaltungen wie im vorangegangenen Kapitel verwendet werden 

und so die Effektstärken zwischen den beiden Fällen verglichen werden können. Drit-

tens liegt mit dem Transatlantic Trends Survey 2004 (im Folgenden „TTS 2004“), der 

im Juni des Jahres im Auftrag des German Marshall Funds durchgeführt wurde (N = 

1001), eine Datenquelle vor, auf deren Grundlage die Persistenz möglicher Parteiunter-

schiede in den Einstellungen zur möglichen deutschen Beteiligung am Irak-Krieg unter-

sucht werden kann. 

Im Folgenden wird kurz auf die Indikatoren der Einstellungen und Grundhaltungen ein-

gegangen, die in den drei Umfragen verfügbar sind. Auf eine detaillierte Beschreibung 

wird verzichtet und lediglich auf besondere Eigenschaften und Probleme eingegangen.94 

Im WVS 2002 wurden die Einstellungen zu einer deutschen Beteiligung am Irak-Krieg 

im Rahmen eines Umfrageexperiments gemessen. In einem 2x2x2 Design wurden dabei 

Kriegsgründe, das Vorliegen eines UN-Mandats sowie die erwartete Anzahl westlicher 

Todesopfer zufällig variiert: 

„Stellen Sie sich vor, [dass es sich herausstellt, dass der Irak Massenvernichtungswaffen 
besitzt ODER dass der Irak die terroristische Gruppe von Osama bin Laden unterstützt hat]. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika ziehen in Betracht, den Irak anzugreifen, um Saddam 
Hussein zu stürzen [mit Zustimmung der Vereinten Nationen ODER ohne Zustimmung der 
Vereinten Nationen]. Es wird erwartet, dass der Krieg [viele ODER wenige]westliche Op-
fer/Verluste mit sich bringt. Sollte die deutsche Regierung sich an der Aktion beteiligen o-
der sollten wir uns heraushalten?“ (dichotome Antwortmöglichkeit) 

93 Die genaue Feldzeit ist nicht bekannt. Da nicht nach dem Kriegsgeschehen, sondern einer möglichen 
friedenssichernden Mission gefragt wurde, dürfte die Feldzeit im Sommer 2003 oder später gewesen sein. 
94 Für eine vollständige Dokumentation der Indikatoren siehe Tabelle 48 bis Tabelle 50 in Anhang B. An 
dieser Stelle sei jedoch darauf hingewiesen, dass in keiner der drei Befragungen explizit nach der Partei-
identifikation gefragt wurde. Für die Operationalisierung der Parteineigung steht lediglich die intendierte 
Wahlentscheidung bei der nächsten Bundestagswahl oder die Sonntagsfrage zur Verfügung. Auf dieser 
Grundlage ergeben sich die folgenden Subgruppengrößen: WVS 2002: Rot-Grün = 315, Schwarz-Gelb = 
413; BMVG 2003: Rot-Grün = 858, Schwarz-Gelb = 678; TTS 2004: Rot-Grün = 314, Schwarz-Gelb = 
379. 
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Diese Experimentalbedingungen erlauben es zu untersuchen, ob und wie die Bedeutung 

der außenpolitischen Grundhaltungen durch das unmittelbare Informationsumfeld be-

einflusst wurde. Das Zusammenspiel von Informationsumfeld und Grundhaltungen 

kann dabei sowohl für die Gesamtstichprobe untersucht werden als auch separat für die 

Parteilager, um so die Parteiendifferenzhypothese zu untersuchen. Bei der Auswertung 

derartiger Framing-Experimente ist darauf zu achten, dass diese selbst stets innerhalb 

eines bestimmten realweltlichen Informationsumfeldes durchgeführt werden (Druckman 

und Leeper 2012). Wie unten genauer ausgeführt wird, können die Treatments verwen-

det werden, um die Variation der Effektstärke antimilitaristischer Grundhaltungen zwi-

schen Anhängern von Regierung und Opposition zu untersuchen.95 Für die Messung 

von Antimilitarismus stehen im WVS 2002 zwei Indikatoren zur Verfügung, die sich 

auf das präferierte Aufgabenspektrum des Militärs (Sicherung der Ölversorgung und 

Angriffe auf Trainingscamps von Terroristen) beziehen. Atlantizismus wird mit vier 

Indikatoren operationalisiert, die die Haltungen zur Führungsrolle der Vereinigten Staa-

ten, die allgemeine affektive Haltung gegenüber den USA, das Ausmaß der amerikani-

schen Selbstverschuldung der Anschläge des 11. Septembers 2001 sowie die sicher-

heitspolitische Bedeutung der NATO erfassen. Internationalismus kann auf Grundlage 

des World Views Surveys mit dem Standardindikator erfasst gemessen werden, bei dem 

die Befragten angeben sollen, ob sie eine aktive Rolle oder Zurückhaltung in der Au-

ßenpolitik präferieren. 

In der BMVG-Umfrage wurden die Einstellungen zu einem deutschen Irak-Engagement 

mit der Frage gemessen, ob die Befragten „dafür oder dagegen [wären], wenn die Bun-

deswehr sich an friedenssichernden Maßnahmen im Irak beteiligen würde“. Für die 

Operationalisierung von Antimilitarismus stehen wiederum Indikatoren zur Verfügung, 

die auf die Akzeptanz unterschiedlicher Einsatztypen abzielen (friedenssichernde Mis-

sionen und Kampfeinsätze im Auftrag unterschiedlicher Organisationen sowie vorbeu-

gende Militärschläge gegen Länder mit Massenvernichtungswaffen). Atlantizismus 

kann in der BMVG-Umfrage mit Fragen zur Notwendigkeit der NATO und der Statio-

nierung amerikanischer Truppen in Deutschland gemessen werden. Das Internationa-

95 Leider beinhaltet das Design kein neutrales Treatment, so dass es nicht möglich ist, die Einstellungsbil-
dung bei Vorliegen der verschiedenen Zusatzinformationen mit der Situation zu vergleichen, wenn die 
Befragten nicht mit Zusatzinformationen konfrontiert werden. Somit fehlt eine Vergleichsgröße, um die 
Effekte der Treatments zu bestimmen (Sniderman und Theriault 2004).  
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lismus-Item ähnelt jenem in der World Views-Befragung, verweist jedoch auf einen 

Trade-off zwischen der aktiven Lösung internationaler Herausforderungen und der 

Konzentration auf Probleme im eigenen Land. 

Schließlich wurde im TTS 2004 gefragt, ob die Befragten retrospektiv der Entscheidung 

zustimmen, keine Truppen in den Irak zu schicken. Antimilitarismus kann mit dem in-

haltsvaliden Indikator operationalisiert werden, ob Krieg manchmal notwendig sei, um 

für Gerechtigkeit zu sorgen. Ähnlich befriedigend kann Atlantizismus gemessen wer-

den. Zum einen wird nach der Zustimmung zu dem Statement „Bei Fragen der nationa-

len Sicherheit ist es entscheidend, dass wir gemeinsam mit unseren engsten Verbünde-

ten handeln“ gefragt, zum anderen danach, wie wünschenswert es sei, dass die USA 

eine Führungsrolle in der Welt übernehmen. Das Item, mit dem Internationalismus ge-

messen wird, ähnelt stark jenem im WVS 2002, fragt also nach der Präferenz für eine 

aktive Rolle Deutschlands in der Weltpolitik ohne auf einen möglichen Zielkonflikt 

hinzuweisen. Aufgrund der geringen Anzahl von (1-2) Indikatoren zur Messung der 

Konstrukte können keine konfirmatorischen Faktorenanalysen für die TTS-Daten 

durchgeführt werden. 

Bevor die Messung der Grundhaltungen – soweit möglich – mit konfirmatorischen Fak-

torenanalysen untersucht wird, zeigt Tabelle 18 die Zustimmungsniveaus zum Einsatz 

deutscher Soldaten im Irak. Bereits bevor das Thema im Spätsommer 2002 in Deutsch-

land salient wurde, war die Zustimmung zu einer deutschen Beteiligung an einem mög-

lichen Irak-Krieg gering (35 %). Die im Juni 2004 erhobene retrospektive Einschätzung, 

ob die Entscheidung zur Nichtbeteiligung richtig gewesen sei, offenbart die fast einhel-

lig negative Haltung der deutschen Bevölkerung (Lediglich elf Prozent fanden die Ent-

scheidung im Nachhinein falsch). Da beide Fragen auf das gleiche Einstellungsobjekt 

(den Irak-Krieg) abzielen, können die Unterschiede in den Zustimmungsniveaus als 

substanzielle Veränderung der öffentlichen Meinung angesehen werden. Obwohl die 

Intervention im Irak zu einer schnellen Entmachtung Saddam Husseins geführt und ge-

ringe Verluste der westlichen Koalition gefordert hatte, waren die Deutschen demnach 

im Nachhinein sogar noch kritischer eingestellt als vor der Intervention. Die amerikani-

sche Missachtung der Vereinten Nationen, Deutschlands und anderer Verbündeter, der 

Mangel an Beweisen für Massenvernichtungswaffen respektive Verbindungen zum in-

ternationalen Terrorismus sowie die schwierige Lage in dem besetzten Land mögen bei 

diesem Wandel eine Rolle gespielt haben. Im Jahr 2003, als die sogenannte Coalition of 
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the Willing Saddam Hussein bereits gestürzt hatte, fiel die Zustimmung zu einer deut-

schen Friedensmission mit über 50 Prozent dagegen deutlich höher aus.96 

Tabelle 18: Zustimmung zu einem möglichen Bundeswehr-Einsatz im Irak in der Gesamtbevöl-
kerung und in den Parteilagern (2002-2004) 

2002* 2003 2004 
Gesamtbevölkerung 35% 54% 11% 
Schwarz-Gelb 40% 57% 14% 
Rot-Grün 31% 54% 8% 
Andere 30% 52% 10% 
Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002, BMVG 2003, TTS 2004; gewichtet nach soziodemografischen 
Merkmalen; für Frageformulierungen siehe Tabelle 48, Tabelle 49 und Tabelle 50 in Anhang B. 
* Durchschnittliche Zustimmung über Experimentalgruppen hinweg.

Anhänger von CDU/CSU und FDP bewerteten einen möglichen Einsatz der Bundes-

wehr positiver als Anhänger von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Vor dem Irak-Krieg 

(2002) war die Zustimmung zu einer deutschen Beteiligung bei ersteren um neun Pro-

zentpunkte höher. Als es 2004 darum ging, die deutsche Weigerung einer Beteiligung 

retrospektiv zu bewerten, waren es immerhin noch sechs Prozentpunkte. Am kleinsten 

fallen die Unterschiede 2003 aus, als nach der Friedensmission gefragt wurde. Zwar war 

die gemessene Zustimmung auch in diesem Fall im schwarz-gelben Lager höher als im 

rot-grünen, der Unterschied ist jedoch extrem klein (+3 Prozentpunkte). Somit kann die 

Polarisierung zu allen drei berücksichtigten Zeitpunkten als moderat bezeichnet werden, 

wobei diese vor dem Hintergrund des jeweiligen Kontexts gesehen werden müssen. Wie 

beschrieben lag der erste Untersuchungszeitpunkt vor der Phase intensiver parteipoliti-

scher Auseinandersetzungen über die Irak-Frage, so dass die vorliegenden Unterschiede 

zwischen den Parteianhängern durchaus bemerkenswert sind. Ähnlich lässt sich für 

2004 bei der retrospektiven Bewertung der deutschen Abstinenz argumentieren, dass zu 

diesem Zeitpunkt kein schwarz-gelber Politiker mehr die Entscheidung selbst, sondern 

höchstens die Art und Weise kritisierte, wie diese von der Schröder-Regierung getroffen 

und kommuniziert wurde. Der Befund aus dem Jahr 2003 bezieht sich dagegen auf die 

Bewertung eines möglichen friedenserhaltenden Einsatzes der Bundeswehr im besetzten 

96 Bedenkt man jedoch, dass die Zustimmungswerte zu hypothetischen Friedensmissionen stets relativ 
hoch ausfallen, ist auch dieser Befund eher als ein Hinweis für Ablehnung als für Unterstützung einer 
deutschen Involvierung im Irak. 
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Irak und damit auf eine andere Sachfrage, über die (partei-)politisch nicht ernsthaft dis-

kutiert wurde. 

Da im folgenden Abschnitt überprüft werden soll, ob diese Einstellungsdifferenzen 

(auch) durch unterschiedliche Zustimmungsniveaus und Effektstärken der Grundhaltun-

gen erklärt werden können, ist es hier besonders wichtig, die Vergleichbarkeit der Mes-

sung von Antimilitarismus und Atlantizismus über Parteilager hinweg sicherzustellen. 

Für die Daten des WVS 2002 und der BMVG-Befragung 2003 werden daher gruppen-

vergleichende Analysen für die Mitglieder der Parteilager „Schwarz-Gelb“, „Rot-Grün“ 

sowie „Andere“ durchgeführt, wobei zu letzteren alle Befragten zählen, die keine rot-

grüne oder schwarz-gelbe Parteineigung angaben. Die gruppenvergleichende Faktoren-

analyse des World Views Surveys ergibt eine hohe Anpassungsgüte (χ² (df = 41) = 61.9 

(davon Rot-Grün: 29.7; Schwarz-Gelb: 14.9; Andere: 17.3), RMSEA = .039, 

CFI = .944),97 was die grundsätzliche Eignung der Indikatoren zur Messung der Kon-

strukte bestätigt. Die gruppenvergleichende Analyse der BMVG-Daten weist ebenfalls 

eine befriedigende Modellgüte auf (χ²korr (df = 18) = 90.6 (davon Rot-Grün: 18.4; 

Schwarz-Gelb: 33.0; Andere: 39.2), RMSEA = .060 [.043, .076], CFI = .922).98 Für die 

Faktorenanalyse der World Views-Daten stehen keine Determiniertheitsmaße zur Ver-

fügung, da kategoriale Indikatoren zur Berechnung der latenten Variablen verwendet 

wurden. Im Fall der BMVG-Befragung liegt der Wert über dem für bewährte psycho-

metrische Instrumente vorgeschlagenen Schwellenwert (.88 bei Antimilitarismus), be-

ziehungsweise darunter (.66 bei Atlantizismus). Im zweiten Fall macht sich demnach 

deutlich bemerkbar, dass suboptimale Indikatoren verwendet werden (müssen). Dieser 

Befund lässt vermuten, dass auch das Antimilitarismus-Maß in den WVS-Daten prob-

lematisch sein könnte. Vor diesem Hintergrund sollten die folgenden Befunde auf 

Grundlage der Faktorwerte mit einer gewissen Vorsicht interpretiert werden. 

97 Da es sich bei fünf der sechs Indikatoren um dichotome Variablen handelt, wurden sie in der Faktoren-
analyse als kategorial spezifiziert. Bei dem für dieses Skalenniveau angemessenen Schätzverfahren 
(WLSMV) berechnet Mplus in der verwendeten Version (6.0) keine Konfidenzintervalle des RMSEA-
Werts. Siehe Tabelle 51 in Anhang B für detaillierte Befunde der Faktorenanalyse. 
98 Bei der Schätzung der gruppenvergleichenden Analyse der BMVG-Daten wurde die Kovarianz der 
Fehlerterme zweier Antimilitarismus-Indikatoren (Zustimmung zu friedenssichernden Missionen; Militär-
schläge gegen Länder mit Massenvernichtungswaffen) frei geschätzt. Der negative Zusammenhang, der 
sich ergibt, ist darauf zurückzuführen, dass die fraglichen Einsatztypen entgegengesetzte Pole auf einem 
Kontinuum der Verwendung interessengeleiteter Waffengewalt darstellen. Zudem wurden einige Inter-
zepte frei geschätzt, so dass nur partielle skalare Invarianz gilt (Steenkamp und Baumgartner 1998: 81). 
Siehe Tabelle 52 in Anhang B für detaillierte Angaben zur Spezifikation und Befunde. 
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Die Verteilungen der Grundhaltungen, die sich auf Grundlage der verfügbaren Indikato-

ren ergeben, unterschieden sich zwischen den Zeitpunkten stark, was jedoch eher der 

Heterogenität der Messinstrumente denn einem tatsächlichen Wandel der Dispositionen 

zuzuschreiben sein dürfte. Insbesondere ergeben sich die im Messkapitel bereits prob-

lematisierten niedrigen Antimilitarismus-Werte für die Jahre 2002 (.47) und 2003 (.38), 

da Items zu allgemeinen Einsatz-Typen der Bundeswehr verwendet werden müssen. 

Der vergleichswese niedrigere Internationalismus-Wert ist vermutlich auf den vermeint-

lichen Konflikt zwischen innen- und außenpolitischem Engagement zurückzuführen, 

der den Befragten in der BMV-Umfrage vor Augen geführt wurde.  

Tabelle 19: Zustimmung zu den außenpolitischen Prinzipien in Gesamtdeutschland und in den 
Parteilagern (2002-2004) 

Gesamtdeutschland Rot-Grün Schwarz-Gelb 
2002 
Antimilitarismus .42 (.17) .46 (.16) .35 (.16) 
Atlantizismus .61 (.16) .55 (.15) .66 (.14) 
Internationalismus 73 (%) 73 % 77 % 
2003 
Antimilitarismus .34 (.22) .29 (.17) .34 (.24) 
Atlantizismus .67 (.19) .64 (.19) .75 (.13) 
Internationalismus 60 % 65 % 62 % 
2004 
Antimilitarismus .67 (.33) .64 (.30) .63 (.32) 
Atlantizismus .60 (.20) .61 (.19) .64 (.19) 
Internationalismus 78 % 85 % 80 % 
Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002, BMVG 2003, TTS 2004; für Antimilitarismus und Atlantizis-
mus sind Durchschnittswerte angegeben (Wertebereich 0-1, Standardabweichung in Klammern); für 
Internationalismus ist der Anteil der Befragten angegeben, der sich für eine aktive Rolle Deutschlands 
in der Welt aussprachen; gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen. 

Betrachtet man die Korrelationen der Grundhaltungsmaße in Tabelle 20, fallen die ho-

hen Zusammenhänge zwischen Antimilitarismus und Atlantizismus in den Jahren 2002 

(r = –.85) und 2003 (–.70) sowie die niedrige Korrelation im Jahr 2004 (–.15) ins Auge. 

Dieser Unterschied dürfte auf die problematischen Indikatoren zurückzuführen sein, die 

in den ersten beiden Fällen für die Messung von Antimilitarismus verwendet werden 

müssen. Bei der WVS-Befragung wird ein Antimilitarismus-Indikator verwendet, der 

auf das militärische Vorgehen gegen Ausbildungslager des internationalen Terrorismus 

abzielt. Dieses Thema dürfte aus Sicht der Befragten eng mit dem U.S.-amerikanischen 

Krieg gegen den Terror verknüpft gewesen sein. Ähnliches gilt für den anderen Antimi-

litarismus-Indikator, die Zustimmung zum Einsatz militärischer Mittel zur Sicherung 

der Ölversorgung. Insbesondere den USA wurde im Irak-Konflikt von Kritikern unter-
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stellt, dass dies einer der Gründe für die aggressive Politik gegen den an Öl reichen Irak 

sei. Auch diese Frage dürfte also bei einigen Befragten nicht nur Grundhaltungen zum 

Antimilitarismus, sondern auch zum Atlantizismus wachgerufen haben. Im Fall der 

BMVG-Daten dürften die Fragen nach verschiedenen allgemeinen Einsatztypen auch 

Gedanken an die aktuellen konkreten Auslandseinsätze der Bundeswehr im Kosovo und 

in Afghanistan hervorgerufen haben, die im Rahmen der NATO stattfanden und an de-

nen sich Deutschland nicht zuletzt deshalb beteiligte, weil die USA dies wünschten. 

Neben diesen substanziellen Gründen, die zu der hohen Korrelationen der beiden 

Grundhaltungsmessungen beitragen dürften, wird dieses Problem durch die Schätzung 

der latenten Variablen und die folgende Berechnung der Faktorwerte erheblich ver-

schärft. So wird die statistische Assoziation zwischen den latenten Konstrukten für 2002 

mit –.61 angegeben, für 2003 mit –.54. Zumindest teilweise sind die in Tabelle 20 an-

gegebenen hohen Korrelationen zwischen Antimilitarismus und Atlantizismus somit 

Ausdruck von Schätzfehlern bei der Berechnung der Faktorwerte. 

Tabelle 20: Zusammenhang zwischen den Grundhaltungen in Gesamtdeutschland und in den 
Parteilagern (2002–2004) 

Gesamt Rot–Grün Schwarz–Gelb 
AM AT AM AT AM AT 

2002 
Atlantizismus –.85 1 –.72 1 –.86 1 
Internationalismus –.25 .19 –.26 .19 –.25 .16 
2003 
Atlantizismus –.64 1 –.62 1 –.70 1 
Internationalismus –.23 .20 –.16 .13 –.25 .27 
2004 
Atlantizismus –.15 1 –.13 1 –.18 1 
Internationalismus –.08 .22 –.07* .13 –.10* .19 
Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002, BMVG 2003, TTS 2004; AM = Antimilitarismus, AT = Atlan-
tizismus; Grundlage der Berechnungen sind, wo möglich, Faktorwerte; soweit nicht anders markiert 
sind alle Koeffizienten statistisch signifikant (p < .05), es sei denn sie sind mit einem * markiert. 

Jenseits dieser methodischen Probleme weisen die Korrelationen einmal mehr auf 

Strukturen in den Einstellungssystemen der Deutschen hin, die auf der einen Seite die 

strategische Kultur des Landes gut zehn Jahre nach Ende des Kalten Kriegs widerspie-

geln, auf der anderen Seite von fundamentalen Ereignissen der jüngeren Vergangenheit 

geprägt worden sein dürften. So war der Zusammenhang zwischen Antimilitarismus 

und Atlantizismus gerade kurz nach den Anschlägen vom 11. September 2001 und im 

Zeitraum des Irak-Kriegs besonders stark, als die Vereinigten Staaten eine dezidierte 

militärische Interventionspolitik betrieben und auf ihr Betreiben auch die NATO in die-
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se Art der aktiven Krisenbewältigung mit einbezogen wurde. Dass Internationalismus 

und die Bereitschaft zum Einsatz militärischer Mittel ebenfalls positiv korreliert waren, 

ist wohl ebenfalls Ausdruck dieser Entwicklung: Auch wenn die aktive Rolle Deutsch-

lands in der Welt und die Beteiligung an verschiedenen Typen militärischer Einsätze 

nicht gleichzusetzen sind, so schienen sie doch in zunehmendem Maße miteinander ein-

herzugehen. Dass auch Internationalismus und Atlantizismus tendenziell miteinander 

einhergingen, kann analog als Ausdruck der Tatsache interpretiert werden, dass viele 

Deutsche die Frage nach einer aktiven Außenpolitik nach wie vor unter den Vorzeichen 

transatlantischer Kooperation betrachteten. Darüber hinaus lassen sich parteilagerspezi-

fische Profile identifizieren, die jeweils mit den außen- und sicherheitspolitischen Tradi-

tionen der Parteien korrespondieren. So trat das soeben beschriebene Muster zwischen 

Antimilitarismus und Atlantizismus in zwei der drei Umfragen (2002 und 2003) beson-

ders deutlich bei den Anhängern der bürgerlichen Oppositionsparteien zutage, die nicht 

zuletzt während des Irak-Kriegs eine größere Bereitschaft zeigten, den amerikanischen 

Forderungen nach einer größeren deutschen Beteiligung an militärischen Aktionen des 

NATO-Bündnisses Folge zu leisten. 

Tabelle 21 zeigt die Konstellation von antimilitaristischen und atlantizistischen Grund-

haltungen für die Gesamtbevölkerung sowie die beiden Parteilager.99 Für alle drei Un-

tersuchungszeitpunkte ergeben sich (aus jeweils unterschiedlichen Gründen) relativ 

kleine Gruppengrößen für die Grundhaltungskombination, aus der gefühlte Ambivalenz 

entstehen kann. In 2002 und 2004 waren demnach kaum mehr als eine von zwanzig, in 

2003 knapp drei von zwanzig Personen „atlantizistische Militaristen“ (oder „militaristi-

sche Atlantizisten“). Zudem übersetzen sich die unterschiedlichen Grundhaltungsni-

veaus in den Parteilagern zum mittleren Zeitpunkt in deutliche Unterschiede in der Zel-

lenbesetzung der Konstellationen. Demnach wiesen mehr als doppelt so viele Anhänger 

von Schwarz-Gelb (23 Prozent) als von Rot-Grün (8 Prozent) strukturell ambivalente 

Grundhaltungen auf. 

99 Deutlicher noch als die oben beschriebenen durchschnittlichen Zustimmungswerte in Tabelle 19, zei-
gen die Gruppengrößen auf Grundlage der dichotomisierten Grundhaltungsniveaus, dass bei der Mehrheit 
der Befragten 2002 und 2003 hohe Atlantizismus-Werte gemessen werden. Aufgrund der bereits disku-
tierten Eigenschaften der Messung dieser Grundhaltung mit NATO-Items ist jedoch davon auszugehen, 
dass das tatsächliche Verhältnis von Atlantizisten zu Anti-Atlantizisten auf dieser Grundlage überschätzt 
wird. Entsprechend werden nur cirka zwei von zehn Deutschen als Atlantizisten ausgewiesen, sobald 
keine Items zur NATO in die Messung eingehen, sondern eine Frage zu der allgemeinen Bündnisorientie-
rung Deutschlands ohne Verweis auf die NATO und eine zur Führungsrolle der USA verwendet werden 
(2004). 
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Tabelle 21: Häufigkeit der Grundhaltungskonstellationen in Gesamtdeutschland und in den 
Parteilagern (2002-2004) 

Gesamtdeutschland  Rot-Grün Schwarz-Gelb 
Atlantizismus 

niedrig hoch niedrig hoch niedrig hoch 
2002 
Antimilitarismus niedrig 8 % 43 % 11 % 29 % 8 % 57 % 
Antimilitarismus hoch 42 % 8 % 52 % 8 % 27 % 7 % 
2003 
Antimilitarismus niedrig 14 % 38 % 24 % 36 % 5 % 48 % 
Antimilitarismus hoch 33 % 14 % 32 % 8 % 23 % 23 % 
2004 
Antimilitarismus niedrig 44 % 16 % 50 % 17 % 43 % 20 % 
Antimilitarismus hoch 35 % 6 % 29 % 4 % 29 % 8 % 
Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002, BMVG 2003, TTS 2004; Berechnung wo möglich auf Grund-
lage von Faktorwerten, gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen; aufgrund von Rundungsfeh-
lern addieren sich die Zellenprozente nicht immer auf 100 %. 

Die Unterschiede in den Messverfahren wirken sich schließlich auch auf die Berech-

nung der relativen Extremität der Grundhaltungen aus. Über die Zeitpunkte bezie-

hungsweise Datenquellen hinweg ergeben sich schwankende Verteilungen relativer Ext-

remität. In zwei von drei Jahren werden für eine Mehrheit der Deutschen extremere An-

timilitarismus- als Atlantizismus-Werte ausgewiesen, womit die Messergebnisse der 

vorangegangenen Kapitel ungefähr reproduziert werden. Demnach wiesen im Jahr 2002 

45 Prozent der Deutschen (Rot-Grün: 47 Prozent; Schwarz-Gelb: 50 Prozent) extremere 

Haltungen zum Antimilitarismus auf, 2003 waren es 55 Prozent (Rot-Grün: 47 Prozent; 

Schwarz-Gelb: 65 Prozent) und 2004 schließlich 74 Prozent (Rot-Grün: 70 Prozent; 

Schwarz-Gelb: 75 Prozent). Die starke Abweichung der Messergebnisse für 2004 ist vor 

allem darauf zurückzuführen, dass Antimilitarismus mit einem einzigen Item erfasst 

wird, bei dem die Befragten ihre Haltung anhand einer vier-stufigen Skala angeben soll-

ten. Allein die geringe Zahl an Antwortmöglichkeiten führt dazu, dass bei diesem Ant-

wortformat viele Befragte die „Extrempositionen“ wählen. 

Damit sind die Messinstrumente der Grundhaltungen umfassend beschrieben und prob-

lematisiert. Es ist deutlich geworden, dass sie sowohl die Niveaus als auch den Zusam-

menhang von Antimilitarismus und Atlantizismus in den Jahren 2002 und 2003 über-

schätzen dürften. Allerdings können sie die Konzepte invariant über Parteilager hinweg 

messen. Die Parteilager unterschieden sich demnach kaum in den Grundhaltungsstruk-

turen, allerdings bestanden Unterschiede sowohl bei der Bereitschaft zum Einsatz mili-

tärischer Mittel als auch bei der Bewertung der Kooperation mit dem transatlantischen 
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Partner. Beide Aspekte wurden von den Anhängern der CDU/CSU und der FDP positi-

ver bewertet als von Anhängern der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen. 

 

6.3 Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zu einem möglichen Einsatz im Irak 

Die empirische Analyse umfasst drei Schritte. Zunächst geht es um die Bedeutung der 

Grundhaltungen für die Einstellungsbildung in der Gesamtbevölkerung und um mögli-

che Unterschiede zwischen den parteipolitischen Lagern. Haben die Anhänger der 

schwarz-gelben Oppositionsparteien die Entsendung deutscher Soldaten in den Irak in 

größerem Maße unterstützt als Anhänger des rot-grünen Regierungslagers? Haben sie 

unterschiedliche Grundhaltungen bei der Einstellungsbildung herangezogen? Da sich 

diese Fragen mit den drei Datenpunkten der Jahre 2002 bis 2004 relativ einheitlich un-

tersuchen lassen, werden parallele Analysen durchgeführt und die Befunde miteinander 

verglichen. So kann etwas über die Unterschiede in der Einstellungsbildung zu den drei 

Zeitpunkten ausgesagt werden, wobei dabei stets die kontext- und messspezifischen 

Eigenheiten der Umfragen zu berücksichtigen sind. Der zweite Schritt besteht in der 

Auswertung des Umfrageexperiments, bei der untersucht wird, ob die (grundhaltungs-

basierte) Einstellungsbildung in Abhängigkeit der Darstellung der möglichen Irak-

Intervention variierte. Schließlich wird mit Analysen der BMVG-Daten aus dem Jahr 

2003 geprüft, ob Grundhaltungskonstellationen (zu diesem Zeitpunkt) einen Einfluss 

auf die Einstellungsbildung hatten. Diese Frage kann mit den Daten aus den Jahren 

2002 und 2004 aufgrund niedriger Fallzahlen nicht sinnvoll untersucht werden. 

Im vorangegangen Abschnitt wurden die unterschiedlichen Unterstützungsniveaus in 

den Parteilagern bereits beschrieben. Kamen diese durch direkte Cueing-Effekte oder 

Unterschiede in der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung zustande? Um dies zu 

klären, wurden Regressionsmodelle geschätzt, in denen die Zustimmung zu einem mög-

lichen Bundeswehr-Einsatz im Irak auf Parteineigungen, außenpolitische Grundhaltun-

gen und soziodemografische Eigenschaften zurückgeführt wird. Da die Auseinanderset-

zung über den Irak-Krieg entlang der Parteilager Rot-Grün und Schwarz-Gelb verlief, 

wurden die Parteianhänger analog in zwei Gruppen eingeteilt und miteinander vergli-

chen. Wie in den vorangegangenen Kapiteln wurden die soziodemografischen Eigen-

schaften berücksichtigt, um behelfsmäßig für konfundierende Faktoren zu kontrollieren 

und verbleibende statistische Effekte der Parteivariablen dann als Cueing-Effekte inter-
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pretieren zu können. Die Ergebnisse dieser Regressionsanalysen sind in Tabelle 22 do-

kumentiert.100 

Tabelle 22: Erklärungsfaktoren der Einstellungen zu einem möglichen Bundeswehr-Einsatz im 
Irak (2002-2004) 

2002 2003 2004 
Grundhaltungen 
Antimilitarismus –4.72*** –2.67*** –1.27**

(.94) (.41) (.39)
Atlantizismus –.27 1.37** .10 

(.96) (.49) (.74) 
Internationalismus 1.03*** .68*** –1.10***

(.22) (.14) (.28)
Parteineigung 
Schwarz-Gelb .01 .15 .57 

(.20) (.16) (.31) 
andere .01 .16 .28 

(.23) (.17) (.36) 
Involvierung und Sozialstruktur 
Politisches Wissen/Interesse –.28 –.61*

(.32) (.30) 
Alter (in Jahren) –.15** –.01*** –.00

(.05) (.00) (.01) 
Bildung: Hoch –.54* –.05 –.59* 

(.21) (.12) (.30) 
Geschlecht: Weiblich –.19 .16 –.08 

(.17) (.13) (.25) 
Herkunft: Ostdeutschland .06 .19 –.50 

(.22) (.16) (.38) 

Konstante 1.13 .58 –.61 
(1.00) (.47) (.64) 

N 831 1919 930 
McFaddens R2 .15 .13 .08 
Anmerkungen: Berichtet werden unstandardisierte Logit-Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern 
in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikationsvariablen ist „Rot-Grün“; in 2002 wurden 
zusätzlich für die Experimentalbedingungen kontrolliert; 2002 wurde Involvierung über politisches 
Wissen kontrolliert, 2003 über politisches Interesse, 2004 liegt kein Indikator für politische Involvie-
rung vor; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 

Um die Interpretation der Befunde zu erleichtern, sind in Tabelle 23 die durchschnittli-

chen marginalen Effekte der Identifikation mit Schwarz-Gelb sowie der Grundhaltun-

gen als Änderungswahrscheinlichkeiten angegeben, wobei sich letztere auf Unterschie-

de zwischen minimaler und maximaler Ausprägung beziehen. Direkte Parteisignale 

spielten demnach nur eine untergeordnete Rolle bei der Einstellungsbildung zu allen 

100 In dem Modell für 2002 wurden zusätzlich drei Dummy-Variablen berücksichtigt, die für die Experi-
mentalbedingungen kontrollieren (tabellarisch nicht ausgewiesen). 
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drei Untersuchungszeitpunkten: Alle Effekte sind klein und statistisch nicht signifikant. 

Die Grundhaltungen, insbesondere Antimilitarismus, waren also deutlich wichtigere 

Einflussfaktoren, wobei die ausgewiesenen Effektstärken erheblich zwischen den Un-

tersuchungszeitpunkten variierten. Die Ergebnisse für 2002 legen den Schluss nahe, 

dass die Zustimmung zu einer Beteiligung am Irak-Krieg extrem stark von den Grund-

haltungen zum Antimilitarismus beeinflusst wurde (–88 [–121, –55] Prozentpunkte 

niedrigere Zustimmungswahrscheinlichkeit bei extremen Antimilitaristen im Vergleich 

zu extremen Militaristen) und dass auch jene zum Internationalismus eine erhebliche 

Rolle spielte (+19 [+12, +26] Prozentpunkte höhere Zustimmungswahrscheinlichkeit 

bei Internationalisten). Gleichzeitig weist das Modell den Einfluss von Atlantizismus als 

vernachlässigbar aus, wobei die Schätzung extrem ungenau ist (–5 [–40, 30]). In Anbe-

tracht der hohen Korrelation zwischen Antimilitarismus und Atlantizismus, die im vori-

gen Abschnitt ausführlich problematisiert wurde, deuten diese Befunde auf Multikolli-

nearitätsprobleme hin. Schätzt man als Robustheitsprüfung das gleiche Modell mit al-

ternativen Grundhaltungsmaßen, bei denen die Indikatoren der Konzepte jeweils zu 

Summenindizes verrechnet wurden, ergeben sich plausiblere Befunde. Für Antimilita-

rismus wird dann ein kleinerer aber immer noch substanzieller Effekt von –26 

[–33, –18] Prozentpunkten geschätzt, während für Atlantizismus nun ein positiver Ef-

fekt von +15 [+6, +24] ausgewiesen wird. Für die Gesamtbevölkerung ergeben sich 

somit für unterschiedliche Operationalisierungen divergierende Befunde. Festhalten 

lässt sich jedoch, dass im Sommer 2002 keine direkten Cueing-Effekte vorlagen und 

Antimilitarismus eine wichtigere Rolle für die Einstellungsbildung gespielt zu haben 

scheint als Atlantizismus. Dieses Ergebnis ist insofern hypothesengemäß als zu diesem 

Zeitpunkt weder der parteipolitische noch der transatlantische Konflikt seine Hochphase 

erreicht hatte. 

Tabelle 23: Effekte der Parteineigung und Grundhaltungen auf Einstellungen zu einem Bundes-
wehr-Einsatz im Irak (2002–2004) 

2002 2003 2004 
Parteineigung 

Schwarz–Gelb +0 [–7, +8] +3 [–4, +10] +5 [–0, +10] 
Grundhaltungen 

Antimilitarismus –88 [–121, –55] –56 [–72, –40] –11 [–18, –04]
Atlantizismus –5 [–40, +30] +29 [+9, +49] +1 [–20, +14]
Internationalismus +19 [+12, +26] +15 [+9, +20] –12 [–19, –5]

Anmerkungen: Berichtet werden durchschnittliche marginale Effekte (Unterschiede in den Zustim-
mungswahrscheinlichkeiten) mit 95%-Konfidenzintervallen in Klammern; basierend auf den Regressi-
onsmodellen in Tabelle 22; Effekte von „Schwarz–Gelb“ geben den Unterschied im Zustimmungsni-
veau bei Anhängern von Schwarz-Gelb zu Anhängern von Rot-Grün an. 
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Bei der Einstellungsbildung zu einem möglichen friedenssichernden Einsatz der Bun-

deswehr im besetzten Irak im Jahr 2003 hatten sowohl Antimilitarismus als auch Atlan-

tizismus einen großen Einfluss auf die Meinungsbildung, während die direkte Partei-

kommunikation erneut bedeutungslos war. Anders als zuvor kann nun beiden Grundhal-

tungen ein substanzieller Effekt auf die Einstellungsbildung zusprochen werden, wobei 

der Einfluss von Antimilitarismus erneut größer war als der von Atlantizismus  

(–56 [–72, –40] vs. +29 [+9, +49]).101 Aufgrund der unterschiedlichen Einstellungsob-

jekte ist nicht klar, welche Ursache diese Unterschiede haben. Zum einen ließe sich ar-

gumentieren, dass die Bürger zu diesem Zeitpunkt (mutmaßlich kurz nach Ende des 

Irak-Kriegs) noch unter dem Eindruck der öffentlichen Debatten über die amerikani-

schen Angriffspläne standen. Zum anderen könnte es sein, dass die Haltungen zum At-

lantizismus deshalb berücksichtigt wurden, weil es nicht mehr um die Invasion zum 

Sturz Saddam Husseins selbst ging sondern um Friedenssicherung und Wiederaufbau. 

In dieser zweiten Lesart würden die Befunde darauf hindeuten, dass atlantizistische Er-

wägungen nur dann eine Rolle spielen, wenn es bei dem fraglichen Einsatz lediglich 

nachrangig um den Einsatz von Waffengewalt geht.  

Welche dieser Interpretationen (eher) zutrifft, kann auf Grundlage der Ergebnisse vom 

dritten Untersuchungszeitpunkt genauer untersucht werden, da dort wiederum direkt 

nach dem Waffengang zum Sturz Saddam Husseins gefragt wurde. Die Ergebnisse zu 

der retrospektiven Bewertung der deutschen Nicht-Beteiligung an der Intervention, die 

im Jahr 2004 erfasst wurden, weichen in Hinblick auf die Effektstärke von Antimilita-

rismus grundlegend von den Vorjahren ab. Die Wahrscheinlichkeit, die deutsche Absti-

nenz als Fehler zu bezeichnen, war demnach bei Antimilitaristen lediglich um 11 Pro-

zentpunkte niedriger als bei Militaristen. Dies ist ein im Vergleich zu den Vorjahren 

kleiner Effekt, was zum einen auf die unterschiedliche Operationalisierung zurückzu-

führen ist. Zum anderen ist zu beachten, dass nur elf Prozent der Gesamtbevölkerung 

diese Position vertraten, was den nominell kleinen Effekt relativiert. Die Grundhaltung 

zum Atlantizismus hatte auf Basis dieser Schätzung dagegen keinen Einfluss auf die 

Einstellungen. Dieser Befund unterstützt die zweite Interpretation der Befunde aus den 

Vorjahren, nämlich dass die Deutschen bei der Bewertung des Irak-Kriegs, bei dem der 

101 Die Grundhaltungsmaße (Faktorwerte) korrelieren auch in dieser Analyse stark und die Effekte wer-
den relativ ungenau geschätzt. Die Befunde erweisen sich jedoch gegenüber der alternativen Operationa-
lisierung auf Grundlage von Summenindizes als robust. 
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Einsatz von Waffengewalt und damit letztlich das Töten feindlicher Einheiten im Zent-

rum stand, ausschließlich auf Grundhaltungen zum Antimilitarismus zurückgreifen.  

Allerdings gilt es zu berücksichtigen, dass der öffentlich ausgetragene Zwist zwischen 

den Regierungen Deutschlands und Amerikas 2004 bereits beigelegt war und die atlan-

tizistische Dimension dieser Sachfrage allein aus diesem Grund keine Rolle mehr ge-

spielt haben könnte.102 Ein weiterer Grund für die Irrelevanz von Atlantizismus dürfte 

gewesen sein, dass die Lage im Einsatzgebiet gut ein Jahr nach dem Sturz Saddam 

Husseins extrem problematisch war und fast alle Kommentatoren den Irak-Krieg als 

Fehler und Beispiel eines kontraproduktiven Einsatzes militärischer Mittel ansahen. Aus 

methodischer Sicht dürfte der Befund auch deswegen zustande kommen, weil einer der 

verwendeten Indikatoren auf die Bündnisorientierung abzielte und nicht explizit auf die 

Vereinigten Staaten oder das transatlantische Bündnis verwies. Insbesondere die zahl-

reichen Kritiker der Irak-Intervention könnten bei dieser Frage an andere Verbündete 

gedacht haben, wie etwa an die von der Schröder-Regierung ins Spiel gebrachte Achse 

Paris-Berlin-Moskau.103 

Die bisherige Betrachtung der Gesamtbevölkerung ergab keine direkten Cueing-Effekte 

und zeigte, dass Antimilitarismus die wichtigere Grundhaltung bei der Einstellungsbil-

dung darstellte. Allerdings könnte sich der parteipolitische Konflikt auch in Unterschie-

den der relativen Bedeutung der Grundhaltungen zwischen den Parteilagern niederge-

schlagen haben. So wurde oben die Erwartung formuliert, dass Antimilitarismus eine 

geringere und Atlantizismus eine größere Rolle bei Bürgern gespielt haben sollten, die 

den schwarz-gelben Oppositionsparteien nahestanden. Um diese Hypothese zu überprü-

fen, wurden in einer zweiten Reihe von Regressionsmodellen Interaktionsterme zwi-

102 Dieses Ergebnis deckt sich mit dem Befund, dass die transatlantischen Beziehungen auf der Bevölke-
rungsebene von der Irak-Krise nur zwischenzeitlich belastet wurden (Rattinger et al. 2016). 
103 Die Effektstärken der dritten Grundhaltung (Internationalismus) werden in Tabelle 23 vor allem aufge-
führt, um die relative Bedeutung von Antimilitarismus und Atlantizismus besser einschätzen zu können. 
Anders als in den Analysen der vorigen Kapitel ergeben sich dabei zumindest für die Jahre 2002 und 
2003 substanzielle Effekte, die insgesamt jedoch nicht so groß waren wie die der anderen beiden Disposi-
tionen. Für 2004 ergibt sich ein theoretisch nicht plausibler, negativer Zusammenhang. In Anbetracht der 
relativ geringen Anzahl von Bürgern, die sich positiv zu dem Einsatz äußerten, und der verbreiteten Zu-
stimmung zu einem internationalistischen Politikstil könnte es sich um ein methodisches Artefakt han-
deln. Alternativ wäre zu argumentieren, dass Internationalisten im Nachhinein der Meinung waren, eine 
aktivere Politik im Sinne diplomatischer Bemühungen, Waffenkontrollen und Wirtschaftssanktionen wäre 
die bessere Möglichkeit der Einflussnahme gewesen als eine Militäraktion. Das häufig verwendete Ar-
gument „Deutschland hätte mehr tun müssen, um den Konflikt friedlich zu lösen“ mag zu diesem Zu-
sammenhang beigetragen haben. 
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schen Parteiidentifikation und Grundhaltungen berücksichtigt. In Anbetracht der Multi-

kollinearitätsprobleme bei der Verwendung von Faktorwerten in den WVS-Daten wur-

den die Grundhaltungen in diesem Analyseschritt über Indizes operationalisiert. Auf-

grund von Fallzahlproblemen können Interaktionsanalysen nicht mit den TTS-Daten 

von 2004 durchgeführt werden. Zu wenige Befragte gaben an, dass der Irak-Krieg kein 

Fehler gewesen sei, weshalb eine zuverlässige Schätzung subgruppenspezifischer Koef-

fizienten nicht möglich ist. Die Ergebnisse für 2002 und 2003 sind in Tabelle 24 ange-

geben. 

Tabelle 24: Effekte der Grundhaltungen in Parteilagern (2002-2003) 
Rot-Grün Schwarz-Gelb 

2002 
Antimilitarismus –25 [–40, –11] –31 [–44, –19]
Atlantizismus +16 [–1, +32] +8 [–5, +22]
Internationalismus +19 [+7, +31] +21 [+11, +32] 
2003 
Antimilitarismus –67 [–92, –41] –48 [–73, –22]
Atlantizismus +8 [–17, +34] +61 [+18, +104] 
Internationalismus +14 [+5, +22] +12 [+3, +22] 
Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002, BMVG 2003; berichtet werden durchschnittliche marginale 
Effekte (Unterschiede in den Zustimmungswahrscheinlichkeiten) mit 95%-Konfidenzintervallen in 
Klammern; für alle Ergebnisse der zugrunde liegenden Regressionsanalysen siehe Tabelle 53 in An-
hang B. 

Die Ergebnisse liefern eine differenzierte Antwort auf die Frage, ob Anhänger von 

Schwarz-Gelb bei der Einstellungsbildung besonders stark ihre Haltungen zum Atlanti-

zismus berücksichtigt haben. Für 2002, als nach der deutschen Beteiligung an einem 

möglichen Irak-Krieg gefragt wurde, lässt sie sich verneinen. Die Analysen ergeben 

keine substanziellen Unterschiede in den Effektstärken von Atlantizismus zwischen den 

Parteilagern (+16 [–1, +32] Prozentpunkte bei Anhängern von Rot-Grün vs. 

 +8 [–5, +22] bei Anhängern von Schwarz-Gelb). Anders verhält es sich für das Jahr 

2003, für das die geschätzte Effektstärke von Atlantizismus bei Anhängern der Opposi-

tionsparteien mit +61 [+18, +104] Prozentpunkten deutlich höher ausfällt als bei Anhä-

ngern von Rot-Grün (+8 [–17, +34]). Antimilitarismus hat dagegen bei letzteren einen 

größeren Effekt (–67 [–92, –41]) als bei ersteren (–48 [–73, –22]). Bei der Bewertung 

der Mission, die nach Abschluss der regulären Kampfhandlungen begann und ähnliche 

Aufgaben wie bei der ISAF-Mission in Afghanistan beinhaltete, scheinen bündnispoliti-

sche Erwägungen bei Anhängern der bürgerlichen Oppositionsparteien offenbar einen 

großen Einfluss auf die Einstellungsbildung gehabt zu haben. Die differenzierte Be-
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trachtung der Einstellungen nach Parteineigung zeigt somit, dass die unterschiedlichen 

Muster in den Erklärungsfaktoren zwischen 2002 und 2003 (beziehungsweise zwischen 

der Bewertung des Irak-Kriegs und der Folgemission) in der Gesamtbevölkerung, die 

oben beschrieben wurden, ausschließlich durch die Anhänger von Schwarz-Gelb getrie-

ben wurden. Diese differenzierte Betrachtung der Einsatztypen korrespondiert mit der 

komplexeren Argumentation, die die bürgerlichen Oppositionsparteien in der öffentli-

chen Debatte vertraten. Während SPD und Bündnis 90/Die Grünen antimilitaristische 

Erwägungen ins Zentrum ihrer Überlegungen stellten (und Argumente der Bündnissoli-

darität mit den USA explizit ablehnten), spielten bei CDU/CSU und FDP auch atlanti-

zistische Erwägungen durchgehend eine Rolle. Zumindest bei der risikoärmeren, nicht 

auf den Einsatz von Waffengewalt ausgerichteten Peace Keeping-Mission scheinen die 

Anhänger dieser Linie gefolgt zu sein. Allerdings lassen sich die beschriebenen Unter-

schiede einmal mehr nur auf Grundlage der Punktschätzer diagnostizieren; die Schät-

zungen sind relativ ungenau, was an den großen, überlappenden Konfidenzintervallen 

deutlich wird. Größere Fallzahlen in den einzelnen Subgruppen wären notwendig, um 

genauere Aussagen treffen zu können. 

Die Hypothese unterschiedlicher Einstellungsbildung in den Parteilagern kann weiterhin 

durch eine Auswertung des Umfrage-Experiments (im WVS 2002) geprüft werden. 

Auch wenn es im Sommer 2002 durchgeführt wurde, als die unterschiedlichen Parteipo-

sitionen noch nicht so deutlich zu erkennen waren, sollten Regierungsanhänger bereits 

unabhängig vom entworfenen Szenario vor allem antimilitaristische Grundhaltungen bei 

der Einstellungsbildung berücksichtigt haben. Anhänger der Oppositionsparteien sollten 

dagegen stärker auf die Randbedingungen des möglichen deutschen Irak-Engagements 

reagiert haben. Diese Hypothese folgt aus der Struktur der öffentlichen Debatte, in der 

die rot-grüne Regierung einer Militäraktion zurückhaltender gegenüberstand als die 

bürgerlichen Oppositionsparteien, die größeren Wert darauf legten, die Politik der Ver-

einigten Staaten nicht zu unterlaufen. Konkret lässt sich mit der experimentellen Varia-

tion des Begründungszusammenhangs (Massenvernichtungswaffen vs. Verbindungen 

zum internationalen Terrorismus) untersuchen, ob der Verweis auf den internationalen 

Terrorismus möglicherweise die Bedeutung der Grundhaltungen zum Atlantizismus 

erhöht hat. Denn der implizite Verweis auf die Anschläge des 11. Septembers dürfte in 

stärkerem Maße Solidaritätserwägungen aktiviert haben als der Massenvernichtungs-

waffen-Frame. Dieses Szenario sollte bei Anhängern der bürgerlichen Opposition zu 

stärkeren Meinungsverschiebungen geführt haben als bei Regierungsanhängern, da die 
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CDU/CSU die Notwendigkeit der Solidarität mit den Vereinigten Staaten stärker beton-

te. Da die Zusammenhänge zwischen internationalem Terrorismus, dem 11. September 

und Bündnissolidarität im Terrorismus-Frame nicht explizit gemacht wurden, dürften 

Unterschiede zwischen den Experimentalbedingungen jedoch relativ klein ausfallen. 

Bei der zweiten experimentelle Variation (wenige Todesopfer vs. viele Todesopfer) 

kann vermutet werden, dass diese bei Anhängern von Rot-Grün zu geringen Einstel-

lungsunterschieden geführt hat. Denn Regierungsanhänger sollten, den Parteisignalen 

folgend, kategorische antimilitaristische Überlegungen angestellt haben und mögliche 

(Unterschiede in den) Kosten eines solchen Engagements als irrelevantes Kriterium für 

die Bewertung angesehen haben. Anhänger der bürgerlichen Oppositionsparteien sollten 

dagegen, ebenfalls die Positionierung ihrer Parteiführer widerspiegelnd, eine Militärak-

tion im Irak unter bestimmten Umständen positiver bewertet haben als unter anderen. 

Der Verweis auf geringe Verluste sollte zu einer erhöhten Zustimmung geführt haben, 

weil dadurch die Grundhaltungen zum Militarismus in den Hintergrund geschoben wur-

den. Auch bei der dritten experimentellen Variation (kein UN-Mandat vs. UN-Mandat) 

ist zu erwarten, dass Anhänger der CDU/CSU durch ein fehlendes UN-Mandat stärker 

beeinflusst wurden als Anhänger der Regierungsparteien. Das Argument ist auch hier, 

dass Regierungsanhänger durch die kritische Haltung der Regierung beeinflusst wurden, 

ausschließlich antimilitaristische Grundhaltungen zur Einstellungsbildung heranzuzie-

hen. Oppositionsanhänger sollten dagegen, analog zu der Position von CDU/CSU und 

FDP, genau auf diesen Aspekt geachtet und ihre Zustimmung entsprechend abgestuft 

haben. 

Um einen Referenzpunkt für die folgende Subgruppenanalyse zu schaffen, werden zu-

nächst kurz die Einstellungsunterschiede zwischen den Experimentalbedingungen in der 

Gesamtstichprobe beschrieben. Ein Mittelwertvergleich der Experimentalgruppen zeigt, 

dass die Variation der Einsatzbegründung zu keinem großen Unterschied in den Zu-

stimmungsniveaus führte (Massenvernichtungswaffen: 34 %; Terrorismus: 36 %; Diffe-

renz von 2 Prozentpunkten, p = .52). Etwas größer, wenn auch statistisch nicht signifi-

kant, ist der Zustimmungsunterschied bei den Verlust-Frames (viele Verluste: 32 %; 

weniger Verluste: 37 %; Differenz von 5 Prozentpunkten, p = .09). Der größte Unter-

schied bestand zwischen den Frames zum UN-Mandat. Dieser beträgt immerhin 11 Pro-

zentpunkte (kein UN-Mandat: 29 %; UN-Mandat: 40 %; Differenz von 11 Prozentpunk-



6. Der Irak-Krieg: Ein innenpolitischer und transatlantischer Konfliktfall 144 

ten, p < .001).104 Diese Unterschiede passen in Richtung und Größenordnung zu den 

theoretischen Erwartungen. Die Begründungs-Frames führten nur zu minimalen Unter-

schieden bei der Bewertung der Irak-Intervention. Der Verweis auf wenige erwartete 

Todesopfer und das Vorliegen eines UN-Mandats führten dagegen zu höheren Zustim-

mungswerten in den jeweiligen Treatment-Gruppen (im Vergleich zu den Gruppen, die 

den jeweils anderen Frame erhielten). 

Abbildung 15: Zustimmung zum Irak-Einsatz bei Anhängern von Rot-Grün und Schwarz-Gelb in 
Abhängigkeit unterschiedlicher Frames (2002) 

Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002; angegeben sind durchschnittliche Zustimmungsniveaus mit 95%-
Konfidenzintervallen. 

Oben wurde die Erwartung formuliert, dass Anhänger der schwarz-gelben Oppositions-

parteien stärkere Unterschiede zwischen den Experimentalbedingungen aufwiesen, weil 

gute Gründe für einen Einsatz es ihnen erleichterten, der weniger ablehnenden Linie 

„ihrer“ Spitzenpolitiker zu folgen. Bei Anhängern von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 

sollte sich dagegen eine grundsätzlichere – oder kategorische – Ablehnung des Einsat-

zes darin ausdrücken, dass sie sich von den Rahmenbedingungen eines solchen Einsat-

zes nicht beeinflussen ließen. Abbildung 15 zeigt, dass die Anhänger der bürgerlichen 

Oppositionsparteien und der rot-grünen Bundesregierung unterschiedlich auf das Vor-

liegen eines UN-Mandats reagierten. Während bei ersteren die Unterstützung bei Vor-

liegen eines Mandats um 15 Prozentpunkte höher ausfiel als wenn keines vorlag 

(p = .001), zeigte sich überhaupt kein Unterschied bei Anhängern von Rot-Grün. Bei 

104 Die Kombination von 2x2x2-Design und einer Stichprobe von 1000 Befragten führte dazu, dass je-
weils nur rund 100 Befragte identische Treatment-Kombinationen erhielten. Daher ist es wenig überra-
schend, dass eine disaggregierte Analyse keine belastbaren Befunde zu Interaktionseffekten zwischen den 
Experimentalbedingungen liefert (siehe Abbildung 25 in Anhang C). 
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der Variation des Begründungszusammenhangs und der Anzahl der Verluste zeigt sich 

jedoch keine größere Variabilität der Unterstützungsniveaus im schwarz-gelben Lager. 

Anhänger der bürgerlichen Oppositionsparteien waren also bereit, ihre Haltung von der 

völkerrechtlichen Legitimation abhängig zu machen. Im Fall eines vorliegenden UN-

Mandats sahen sie eine deutsche Beteiligung deutlich positiver als ohne. Bei Anhängern 

der rot-grünen Regierung war dies dagegen nicht der Fall. Somit spiegelt die Bevölke-

rungsebene den Diskussionsstand der politischen Entscheidungsträger wider: Wie oben 

geschildert legte insbesondere die CDU/CSU starken Wert darauf, die Autorität der 

Vereinten Nationen nicht zu untergraben und die Entscheidungen dieses Verbunds mit-

zutragen. Beim Umgang mit dem Irak wollte man auch einen Waffengang nicht völlig 

ausschließen, falls Saddam Hussein sich weigern sollte, den Forderungen der Staaten-

gemeinschaft nachzukommen. Aus dem Regierungslager waren Stimmen hierzu deut-

lich weniger wahrnehmbar. Stattdessen wurde auf die kontraproduktive Wirkung ver-

wiesen, die öffentliche Diskussionen über eine mögliche militärische Intervention auf 

die Kompromissbereitschaft des irakischen Regimes habe (Overhaus und Schieder 

2002). 

In einem weiteren Analyseschritt soll untersucht werden, ob die Frames möglicherweise 

die Bewertungsmaßstäbe verschoben haben, auf welche die Anhänger der beiden Partei-

lager bei der Einstellungsbildung zurückgriffen. Zu diesem Zweck wurden Regressi-

onsmodelle geschätzt, in denen Experimentalgruppenzugehörigkeit, Parteianhänger-

schaft und Grundhaltungen miteinander interagiert wurden. Die aus den Dreifachinter-

aktionen resultierenden kleinen Gruppengrößen lassen die Schätzung der Koeffizienten 

recht ungenau werden. Dies gilt umso mehr, wenn die stark korrelierten Faktorwerte als 

Messinstrumente für Antimilitarismus und Atlantizismus verwendet werden. Aus die-

sem Grund wurden Analysen auf Grundlage beider Messverfahren durchgeführt, um die 

Robustheit der Befunde besser einschätzen zu können. Die unterschiedlichen Modellie-

rungen führen zu den substanziell gleichen Schlüssen. Im Folgenden werden die Befun-

de auf Grundlage der Indizes präsentiert. 
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Abbildung 16: Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus in Abhängigkeit unterschiedlicher 
Frames in den Parteilagern (2002) 

Anmerkungen: Datenbasis WV 2002; berichtet werden durchschnittliche marginale Effekte (Unterschiede 
in der Zustimmungswahrscheinlichkeit) mit 95%-Konfidenzintervallen. 

Die Ergebnisse in Abbildung 16 liefern kaum Indizien für die Hypothese, dass Anhä-

nger von Rot-Grün unabhängig von der geschilderten Situation auf ihre Grundhaltungen 

zum Antimilitarismus zurückgriffen, Anhänger von Schwarz-Gelb dagegen in bestimm-

ten Situationen (Frames) Atlantizismus ein größeres Gewicht bei der Einstellungsbil-

dung einräumten als in anderen. Vielmehr erweist sich Antimilitarismus unabhängig 

von Framing und Parteineigung als wichtigere Grundhaltung. Die erwarteten Unter-
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schiede zwischen den Parteilagern zeigen sich am ehesten bei den Begründungsframes. 

Anhänger von Schwarz-Gelb berücksichtigten Atlantizismus offenbar bei der Einstel-

lungsbildung, wenn eine Verbindung zum internationalen Terrorismus hergestellt wur-

de, nicht jedoch in Reaktion auf den Massenvernichtungswaffen-Frame (siehe Kacheln 

in der ersten Zeile von Abbildung 16). Bei den Sympathisanten der Bundesregierung, 

die einem Waffengang im Irak bereits im Sommer 2002 verhalten gegenüberstand, gibt 

es dagegen keinerlei Anzeigen dafür, dass die Begründungen in unterschiedlichem Ma-

ße atlantizistische Erwägungen aktivierten. Allein in Anbetracht der großen Unsicher-

heit der Schätzungen kann dieser Befund zu den Begründungs-Frames jedoch kaum als 

starker Beleg für einen systematischen Unterschied in der Einstellungsbildung zwischen 

den Parteilagern angesehen werden. 

Die Kacheln in der zweiten Reihe von Abbildung 16 zeigen, dass die Haltungen zum 

Antimilitarismus bei Anhängern von Rot-Grün wichtiger waren, wenn die Wahrschein-

lichkeit zahlreicher Todesopfer als hoch beschrieben wurde. Dieses Muster zeigt sich 

bei Anhängern von Schwarz-Gelb nicht. Eingangs wurde genau die gegenläufige Hypo-

these formuliert, nämlich dass letztere stärker auf derartige Unterschiede in den Kosten 

des möglichen Einsatzes reagiert haben sollten. Ähnliche Befunde ergeben sich für den 

UN-Frame (Abbildung 16, unten). Zwar wurden die Grundhaltungen zum Antimilita-

rismus im bürgerlichen Oppositionslager wie erwartet weniger wichtig und die Bedeu-

tung von Atlantizismus nahm tendenziell zu, sobald auf das Vorliegen eines UN-

Mandates verwiesen wurde. Das gleiche Muster ergibt sich jedoch auch für die Anhä-

nger der Bundesregierung. 

Die Analyse des Framing-Experiments liefert somit insgesamt wenige Indizien dafür, 

dass die Anhänger der beiden großen Parteilager die Frage einer deutschen Beteiligung 

an einem Waffengang gegen Saddam Husseins Irak mit grundsätzlich anderen Maßstä-

ben bewerteten. Zwar waren die Anhänger der Oppositionsparteien positiver eingestellt, 

dies lässt sich jedoch eher darauf zurückführen, dass sie weniger antimilitaristisch und 

gleichzeitig atlantizistischer eingestellt waren und nicht darauf, dass sie andere Grund-

haltungen bei der Einstellungsbildung heranzogen als Anhänger der rot-grünen Bundes-

regierung. Der deutlichste Hinweis auf Unterschiede dieser Art stellt der Befund zu den 

Unterschieden zwischen den UN-Frames dar. Wie soeben gezeigt wurde, wurden dabei 

jedoch keine Unterschiede in der (hier untersuchten) grundhaltungsbasierten Einstel-

lungsbildung ausgelöst, sondern bleibt in den Regressionsanalysen als „direkter“ Effekt 

des Experimental-Treatments bestehen. Wahrscheinlich ist dieser Effekt auf unter-



6. Der Irak-Krieg: Ein innenpolitischer und transatlantischer Konfliktfall 148 

schiedliche Effektstärken der Haltungen zum UN-Multilateralismus zurückzuführen. 

Diese Hypothese kann hier jedoch nicht untersucht werden, da keine Items zur Messung 

dieser Grundhaltungen in der World Views-Umfrage verfügbar sind. 

Abbildung 17: Strukturelle Ambivalenz und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus 
(2003) 

Anmerkungen: Datenbasis BMVG 2003; angegeben ist die geschätzte Zustimmungswahrscheinlichkeit zu 
einem friedenssichernden Einsatz im Irak mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen Schätzungen 
sind auf den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem strukturelle Ambivalenz im Sinne der 
Definition vorliegen kann. 

Die bislang präsentierten Befunde legen nahe, dass Unterschiede zwischen den Parteila-

gern bei der Bewertung des Irak-Kriegs vor allem aufgrund der unterschiedlichen 

Grundhaltungsniveaus auftraten. Diese Befunde sollen einem letzten Test unterzogen 

werden, bei dem untersucht wird, welche Konsequenzen die Grundhaltungskonstellati-

onen für die Meinungsbildung hatten. Da die Analysen eine hinreichend große Anzahl 

strukturell ambivalenter Personen voraussetzt, kommt hier nur die BMVG-Befragung 

von 2003 in Frage, bei der vierzehn Prozent der Befragten (N = 276) mit dieser Grund-

haltungskombination identifiziert werden. Die Befunde zur strukturellen Ambivalenz 

(Abbildung 8) zeigen, dass erhebliche Unterschiede zwischen Personen mit und ohne 

strukturelle Ambivalenz vorlagen.105 Für die Gruppe ohne strukturelle Ambivalenz 

105 Die Interaktionseffekte zwischen dem Indikator struktureller Ambivalenz und Antimilitarismus bezie-
hungsweise Atlantizismus betragen b = 3.59 (p = .03) beziehungsweise b = 6.70 (p = .02). Siehe Tabelle 
54 in Anhang B für alle Ergebnisse der Regressionsmodelle zu den Grundhaltungskonstellationen. 
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werden die Effekte von Antimilitarismus (–60 [–78, –42]) und Atlantizismus  

(+24 [–2, +47]) aus der Analyse der Gesamtbevölkerung im Wesentlichen reproduziert, 

wohingegen bei Personen mit struktureller Ambivalenz keine Abnahme der Zustim-

mungswahrscheinlichkeit mit zunehmendem Antimilitarismus einherging – hier wird 

sogar ein theoretisch nicht plausibler positiver Punktschätzer ausgewiesen. Anders als 

vor dem Hintergrund von Ambivalenz-Effekten zu erwarten wäre, zeigt sich jedoch kein 

analoges Muster für Atlantizismus. Laut Modellschätzung erhöhte sich die Zustim-

mungswahrscheinlichkeit bei struktureller Ambivalenz mit steigendem Atlantizismus-

Niveau stark, während dies bei den übrigen Grundhaltungskonstellationen nicht der Fall 

war (+12 [–40, +65]). Somit liegen keine konsistenten Hinweise auf einen inneren Wer-

tekonflikt vor. 

Abbildung 18: Relative Extremität und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus (2003) 

Anmerkungen: Datenbasis BMVG 2003; angegeben ist die geschätzte Zustimmungswahrscheinlichkeit zu 
einem friedenssichernden Einsatz im Irak mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen Schätzungen 
sind auf den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem relative Extremität im Sinne der Defini-
tion vorliegen kann. 

Aus theoretischer Sicht sind die Anhänger des schwarz-gelben Lagers von besonderem 

Interesse. Die gruppenspezifischen Analysen oben haben gezeigt, dass die Überzeu-

gungsbotschaften der CDU/CSU und FDP (dass Deutschland seine Entscheidung nicht 

unabhängig von den Vereinigten Staaten treffen solle) bei ihren Anhängern zu einer 

erhöhten Relevanz von Atlantizismus bei der Bewertung eines möglichen friedenssi-

chernden Einsatzes der Bundeswehr im Irak geführt zu haben scheinen. Vor diesem 
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Hintergrund scheint es besonders wahrscheinlich, dass die Anhänger dieser Parteien 

sich der Unvereinbarkeit dieses Prinzips mit Antimilitarismus in größerem Maße waren. 

In den vorliegenden Daten sind immerhin 168 Anhänger von Schwarz-Gelb (von insge-

samt 678 Anhängern) als strukturell ambivalent identifiziert. Eine Analyse dieser Grup-

pe deutet jedoch nicht darauf hin, dass bei Unions- oder FDP-Anhängern konsistente 

Ambivalenz-Effekte vorlagen (weder grafisch noch tabellarisch ausgewiesen). 

Eine differenzierte Schätzung der Grundhaltungseffekte auf Grundlage der relativen 

Extremität der Grundhaltungen liefert schwache Indizien für nicht-kompensatorischer 

Einstellungsbildung (Abbildung 9).106 Wie schon im Kosovo-Fall legen die unterschied-

lichen Punktschätzer der Koeffizienten nahe, dass Bürger, deren Haltung zum Antimili-

tarismus extremer war als zum Atlantizismus, diese Grundhaltung in stärkerem Maße 

für die Meinungsbildung herangezogen haben als Bürger, bei denen Atlantizismus ext-

remer ausgeprägt war. Ein analoges Bild ergibt sich für Atlantizismus, wobei die Unter-

schiede dort (noch) kleiner sind. Die überlappenden Konfidenzintervalle zeigen jedoch 

gleichzeitig, dass diese Schätzungen mit erheblicher Unsicherheit behaftet sind. Anders 

als im Kosovo-Fall können die Befunde somit nicht mit Zuversicht auf die Grundge-

samtheit verallgemeinert werden. Damit ähneln die Ergebnisse zu den Grundhaltungs-

konstellationen im Irak-Fall insgesamt stark den Befunden aus den vorigen Kapiteln. 

Für beide untersuchten Konstellationen sind die Ergebnisse nicht eindeutig, wobei die 

Effekte relativer Extremität zumindest bezüglich der Richtung der ausgewiesenen 

Punktschätzer den Erwartungen entsprachen. 

6.4 Zusammenfassung und Implikationen 

In diesem Kapitel wurde das theoretische Modell auf die deutschen Bevölkerungsein-

stellungen zu einer möglichen Beteiligung der Bundeswehr am Irak-Krieg und der fol-

genden friedenssichernden Mission angewendet. Aufgrund der Salienz der transatlanti-

schen Auseinandersetzung über die richtige Irak-Politik wurde erwartet, dass die 

106 Die Interaktionseffekte zwischen dem Indikator relativer Extremität und Antimilitarismus bezie-
hungsweise Atlantizismus betragen b = 1.00 (p = .34) beziehungsweise b = .37 (p = .74), wobei der Indi-
kator relativer Extremität so kodiert ist, dass 0 einen extremeren Antimilitarismus-Wert anzeigt und 1 
einen extremeren Atlantizismus-Wert. Für alle Ergebnisse der Konstellationsanalysen siehe Tabelle 54 in 
Anhang B. 
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Grundhaltungen zum Atlantizismus eine große Rolle bei der Einstellungsbildung aller 

Bürger zur deutschen Beteiligung am Irak-Krieg spielten. Außerdem wurden Unter-

schiede in der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung zwischen den Anhängern der 

rot-grünen Bundesregierung auf der einen und der bürgerlichen Oppositionsparteien auf 

der anderen Seite untersucht, weil die öffentliche Debatte entlang dieser Parteilinien 

geführt wurde. Die unterschiedliche Darstellung der Sachfrage durch die Meinungsfüh-

rer der Parteilager ließ erwarten, dass letztere in stärkerem Maße auf atlantizistische als 

auf militaristische Erwägungen zurückgegriffen haben. 

Die empirischen Analysen der Gesamtbevölkerung haben gezeigt, dass Antimilitaris-

mus einen größeren Effekt auf die Einstellungsbildung hatte als Atlantizismus, letzterer 

jedoch ebenfalls berücksichtigt wurde. Einzig auf Grundlage der hoch korrelierten Fak-

torwerte ergab sich für den Zeitraum vor der parteipolitischen Polarisierung im Sommer 

2002 ein divergierender Befund für die Gesamtbevölkerung. Differenziert nach Partei-

anhängerschaft zeigte sich für die Anhänger der rot-grünen Bundesregierung, dass diese 

Bürger bei der Bewertung eines deutschen Einsatzes im Irak besonders stark auf ihre 

Grundhaltungen zum Antimilitarismus vertrauten, Atlantizismus dagegen eine unterge-

ordnete Rolle spielte. Für Anhänger von Schwarz-Gelb konnte dagegen gezeigt werden, 

dass Atlantizismus eine wichtigere Rolle als Antimilitarismus spielte, als es um eine 

deutsche Beteiligung an der friedenssichernden Folgemission nach dem Sturz Saddam 

Husseins ging. Dagegen scheinen auch die Anhänger der betrachteten Oppositionspar-

teien vor allem ihre grundlegenden Haltungen zum Einsatz militärischer Mittel bei der 

Bewertung des Irak-Kriegs herangezogen zu haben. 

Das theoretische Modell postuliert eine enge Verknüpfung von politischem Diskurs und 

Einstellungsbildung. In diesem Kapitel wurde weitere Evidenz präsentiert, die diese 

grundlegende Annahme stützen. Nicht nur für die Gesamtbevölkerung konnten spezifi-

sche Hypothesen formuliert und bestätigt werden, auch bei der Differenzierung nach 

Parteineigung zeigten sich erwartete Muster. Gleichzeitig wurden Ergebnisse präsen-

tiert, die auf die Grenzen dieses Makro-Mikro-Zusammenhangs hindeuten: So scheint 

die Einstellungsbildung deutlich stärker mit der öffentlichen Debatte korrespondiert zu 

haben, als es um den friedenssichernden Einsatz im Anschluss an die Eroberung des 

Iraks ging. Bei der Frage nach der deutschen Beteiligung am Irak-Krieg selbst zeigte 

sich die Einstellungsbildung – und damit im Ergebnis die öffentliche Meinung – unbe-

einflusst von den bündnispolitischen Argumenten, die von den bürgerlichen Oppositi-

onsparteien ins Feld geführt wurden. Auch wenn es sich hierbei um ein Muster handelt, 
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das nur auf Grundlage einer einzelnen Bevölkerungsbefragung diagnostiziert wurde, 

scheint eine vorläufige Qualifizierung des vorgeschlagenen Modells sinnvoll. Demnach 

ist die öffentliche Meinung in Deutschland zum Einsatz militärischer Mittel nur dann 

ein Echo des politischen Diskurses, wenn es nicht um die Entsendung deutscher Solda-

ten mit dem vornehmlichen Ziel des Einsatzes von Waffengewalt (und damit der Be-

kämpfung eines Feindes) geht. 

Gestützt wird diese Differenzierung durch die Ergebnisse des Umfrage-Experiments zu 

dem möglichen Angriff auf den Irak, das im Sommer 2002 durchgeführt wurde. Dabei 

traten mit einer Ausnahme weder nennenswerte „direkte“ Framing-Effekte noch Unter-

schiede in der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung zutage. Unabhängig von der 

Begründung des Einsatzes, den erwarteten Verlusten und der Frage des UN-Mandats 

variierten Zustimmungsniveau und die Bedeutung der Grundhaltungen kaum. Die An-

hänger der beiden Parteilager unterschieden sich hierbei nicht. Einzig der Verweis auf 

das Vorliegen eines UN-Mandats führte bei Anhängern von Schwarz-Gelb zu einer er-

höhten Zustimmung (im Vergleich zum Fehlen des Mandats), während kein analoger 

Effekt bei Sympathisanten von Rot-Grün vorlag. Insgesamt können diese Ergebnisse 

jedoch eher als Beleg der Stabilität grundhaltungsbasierter Einstellungsbildung angese-

hen werden, die von einsatzspezifischen Details kaum verändert wird und bei der Anti-

militarismus Vorrang vor Atlantizismus genießt, wenn es um den Einsatz von Waffen-

gewalt geht. Einschränkend ist jedoch daran zu erinnern, dass die analysierten Zeitpunk-

te vor und nach der Hochphase der parteipolitischen Auseinandersetzung lagen und die 

Unterschiede zwischen den Parteilagern insbesondere in Hinblick auf die Bedeutung 

von Atlantizismus somit unterschätzt wurden. 

Ähnlich wie im vorigen Kapitel, als die Einstellungsbildung zum militärischen Eingrei-

fen der NATO im ehemaligen Jugoslawien untersucht wurde, ergab die vorgeschaltete 

Beschreibung der Grundhaltungen und ihrer Strukturen eine hohe negative Korrelation 

von Antimilitarismus und Atlantizismus. Das erneute Auftreten dieses Befundes deutet 

darauf hin, dass die Bevölkerung die Evolution der strategischen Kultur der Bundesre-

publik weg von der strikten Zurückhaltung beim Einsatz militärischer Mittel hin zu ei-

ner Beteiligung an multilateralen militärischen Einsätzen wahrnahm und die Einstel-

lungssysteme daraufhin veränderten. Insbesondere wurde für die untersuchten Zeitpunk-
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te (und auf Grundlage der zweifellos suboptimalen Indikatoren)107 erneut deutlich, dass 

transatlantische Außen- und Sicherheitspolitik und der Einsatz militärischer Mittel in 

den Einstellungssystemen der Deutschen eng verknüpft waren. So akzeptierten Bürger, 

die auf eine enge Abstimmung mit den USA bedacht waren, die Anwendung militäri-

scher Mittel zur Durchsetzung politischer Ziele in höherem Maße als Bürger, die trans-

atlantische Politik weniger schätzten. Im Ergebnis bedeutet diese Entwicklung, dass 

Argumente für konkrete Auslandseinsätze der Bundeswehr, die auf die Bündnisfähig-

keit und -verpflichtung Deutschlands abzielen, bei genau jenen Bürgern auf Zustim-

mung stoßen, die diesem Instrument grundsätzlich aufgeschlossen gegenüberstehen. 

107 In den Analysen von WVS 2002 und BMVG 2003 wurden Indikatoren zur Messung der Grundhaltun-
gen verwendet, die konzeptionell relativ nahe beieinander und an dem zu erklärenden Phänomen liegen. 
Dies dürfte sich in erhöhten Korrelationen der Grundhaltungsmaße und Effekte auf die Einsatzunterstüt-
zung niedergeschlagen haben. 
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7. Der Afghanistan-Einsatz zwischen Friedensmission und Aufstandsbekämp-

fung  

7.1 Kontext und fallspezifische Hypothesen 

Im öffentlichen Diskurs über die Frage, ob die Bundeswehr als Teil der NATO-

geführten International Security Assistance Force (ISAF) nach Afghanistan geschickt 

werden sollte, spielten die Prinzipien Antimilitarismus und Atlantizismus einmal mehr 

eine herausragende Rolle (z.B. Jacobi et al. 2011; Meiers 2010; Müller und Wolff 

2011). Gleichzeitig zeichnen auch diesen Fall spezifische Rahmenbedingungen aus, die 

ihn von den bislang diskutierten unterscheiden. Die Entscheidung für eine deutsche Be-

teiligung im Dezember 2001 stand stark unter dem Eindruck der Terroranschläge des 

11. Septembers, so dass in diesem Kapitel zum einen untersucht werden soll, ob die 

Einstellungsbildung der Deutschen in diesem Zeitraum besonders stark durch die Hal-

tungen zum Atlantizismus geprägt wurde. Im Gegensatz zu den anderen Einsätzen der 

Bundeswehr veränderte sich der Charakter dieser Mission in den Folgejahren und war 

(daher) wiederholt Gegenstand öffentlicher Debatten. Zum anderen steht hier daher die 

Frage im Mittelpunkt, ob sich die Einstellungsbildung der Deutschen zum wichtigsten 

Einsatz der Bundeswehr im Zeitverlauf verändert hat. 

Nach den Terroranschlägen des 11. September wurde der NATO-Bündnisfall ausgeru-

fen; die Bundesregierung erklärte ihre uneingeschränkte Solidarität mit Amerika. Zwar 

beteiligte sich Deutschland nicht mit regulären Truppen an der Vertreibung der Taliban 

aus Afghanistan, ein substanzieller Beitrag zu der folgenden Stabilisierungsmission 

stand jedoch im Wesentlichen außer Frage und wurde von allen im Parlament vertrete-

nen Parteien mit Ausnahme der PDS mitgetragen. Die vorrangingen operativen Ziele 

des deutschen ISAF-Einsatzes waren, ähnlich wie bei dem Somalia-Einsatz, Friedenssi-

cherung und Wiederaufbau (Schröer 2014). Im Vergleich zu den vorigen Einsätzen 

wurde das Risiko, bei der Ausführung dieses Auftrags auf Wiederstand zu stoßen und in 

Gefechte verwickelt zu werden, als höher eingeschätzt und spielte in der öffentlichen 

Debatte eine größere Rolle als bei früheren friedenssichernden Einsätzen. Gleichzeitig 

betonten die deutschen Entscheidungsträger die Unterschiede zwischen den eher kriege-

rischen Maßnahmen, die im Rahmen der Operation Enduring Freedom (OEF) vor allem 

von amerikanischen und britischen Truppen durchgeführt wurden, und dem ISAF-

Engagement in Afghanistan, an dem deutsche Soldaten teilnahmen (Jacobi et al. 2011; 

Müller und Wolff 2011). Mutmaßlich weil die rot-grüne Bundesregierung die latente 



7. Der Afghanistan-Einsatz zwischen Friedensmission und Aufstandsbekämpfung 155 

öffentliche Unterstützung eines Einsatzes im Süden des Landes als gering einschätzte, 

wurde der Verantwortungsbereich der Bundeswehr zudem auf den Norden des Landes 

beschränkt, in dem die Taliban traditionell vergleichsweise schwach vertreten waren 

(Schoen 2010). 

Bis auf einige wenige Zwischenfälle blieb die Lage im Einsatzgebiet in den ersten Jah-

ren des Einsatzes ruhig und erlaubte es den deutschen Truppen, den Einsatz militäri-

scher Gewalt weitgehend zu vermeiden. In dieser Zeit stellten die politischen Entschei-

dungsträger die Afghanistan-Mission vor allem als friedensstiftenden Stabilisierungs-

einsatz dar und spielten die Risiken des Einsatzes herunter (Feldhoff 2012: 173; von 

Bredow 2011: 1-2). Diese Kommunikationsstrategie ließ sich aufrechterhalten, bis ein 

Wiedererstarken der Taliban ab 2008 dazu führte, dass auch deutsche Soldaten zuneh-

mend häufiger in Gefechte verwickelt wurden. Spätestens mit dem Kunduz-Vorfall im 

September 2009 traten die Elemente Friedensschaffung und Aufstandsbekämpfung 

(nicht nur im Einsatzgebiet, sondern auch in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit) in 

den Vordergrund. Die veränderte Lage im Einsatzgebiet wurde schließlich von Vertei-

digungsminister zu Karl Theodor Guttenberg offiziell anerkannt, als er explizit zu einer 

Auseinandersetzung mit dem deutschen Afghanistan-Einsatz unter der Bezeichnung 

„Krieg“ aufforderte. In der Folge dominierten Kriegsbilder die Berichterstattung aus 

Afghanistan und der Aspekt des Wiederaufbaus des Landes trat in den Hintergrund 

(Feldhoff 2012: 178; von Bredow 2011: 9). 

Bereits an dieser Stelle ist ein Blick auf die Entwicklung der öffentlichen Meinung zum 

Afghanistan-Einsatz sinnvoll. Wie Abbildung 1 zeigt, sank die öffentliche Unterstüt-

zung des deutschen Afghanistan-Einsatzes parallel zu der geschilderten Veränderung 

des Engagements (Abbildung 19).108 Die in Abbildung 19 berichteten durchschnittli-

chen Zustimmungsniveaus spiegeln die beiden Phasen des Einsatzes recht genau wider, 

obwohl einzelne Befragungsergebnisse durch Frageformulierung, Antwortmöglichkei-

ten und herausragende kurzfristige Ereignisse109 beeinflusst wurden und für eine Streu- 

108 In der Abbildung werden neben den Einstellungsdaten, die im Auftrag des SOWI und des Verteidi-
gungsministeriums erhoben wurden und unten multivariaten Analysen unterzogen werden, auch Politba-
rometer-Daten berücksichtigt. Da sich die Zustimmungsniveaus ungefähr entsprechen, scheinen keine 
Selektionseffekte vorzuliegen, die von den Bundeswehr-nahen Auftraggebern auf die Teilnahmebereit-
schaft ausgehen. 
109 Gemeint sind unbedeutende Ereignisse, die nur für eine extrem kurze Zeit unmittelbar vor oder wäh-
rend der Feldzeit salient sind und daher als Störfaktoren eingestuft werden sollten. Ein Beispiel hierfür 
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Abbildung 19: Öffentliche Meinung zum Afghanistan-Einsatz (2001-2012) 

 
Anmerkungen: Berichtet werden Anteile zustimmender Antworten an allen Antworten (inkl. „Weiß 
nicht“ und „Keine Angabe“); alle Fragen sind in Tabelle 55 in Anhang B dokumentiert. 

 

ung der berichteten Werte sorgen. Beispielsweise zeigt sich dies in den Umfrage-Daten 

von 2001. Im Dezember stellte das Politbarometer die folgende Frage: „Letzte Woche 

haben sich die Teilnehmer der Bonner Afghanistan-Konferenz auf eine Übergangsrege-

lung geeinigt. In diesem Zusammenhang wird über den Einsatz einer UN-

Friedenstruppe in Afghanistan gesprochen. Finden Sie es richtig, wenn sich deutsche 

Soldaten an solch einer Friedentruppe beteiligen, oder finden Sie es nicht richtig?“ Drei 

von vier Befragten äußerten sich zustimmend zu einem solchen Einsatz. Dagegen ergab 

die jährliche SOWI-Befragung, die einen Monat zuvor durchgeführt worden war, dass 

lediglich 34 Prozent zustimmten, dass sich „deutsche Soldaten an dem Einsatz von Bo-

dentruppen in Afghanistan beteiligen“ sollten. Dieser Unterschied in den Zustimmungs-

niveaus dürfte sowohl auf die Frageformulierung als auch auf den Kontext zurückzufüh-

                                                 

war im Oktober 2006 die Veröffentlichung von Bildern von Bundeswehrsoldaten, die in Afghanistan mit 
menschlichen Schädeln posierten („Totenkopffotos“). Dieses Ereignis dürfte dafür verantwortlich sein, 
dass in der unmittelbar im Anschluss durchgeführten Befragung des SOWI ein deutlich niedrigeres Un-
terstützungsniveau gemessen wurde als auf Grundlage identischer Items im Vor- und Folgejahr. Siehe die 
aufgestellten Quadrate in Abbildung 19. 
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ren sein. So fragte das SOWI relativ unspezifisch nach dem Einsatz von Bodentruppen, 

während zeitgleich die Taliban von der U.S.-geführten Koalition aus Afghanistan ver-

trieben wurden. Das Politbarometer verwies dagegen explizit auf die friedenssichernde 

Folgemission, nachdem die Eroberung Afghanistans bereits abgeschlossen war. 

Die in Abbildung 19 dargestellte Entwicklung der öffentlichen Unterstützung zeigt, dass 

mindestens bis 2006 eine Mehrheit der Bevölkerung den Einsatz positiv bewertete und 

die Unterstützung danach kontinuierlich nachließ. Die durchschnittlichen Zustim-

mungswerte aus dem Jahr 2009, die mehrheitlich nach der Kunduz-Affäre erhoben wur-

den, sind zwar nicht drastisch niedriger als in den Jahren zuvor, es zeigt sich jedoch ein 

Niveaueffekt, der auf dieses Ereignis zurückzuführen sein dürfte. Dies wird insbesonde-

re an den Zustimmungswerten auf Grundlage der Bevölkerungsbefragungen des SOWI 

deutlich (siehe graues, aufgestelltes Quadrat), die jeweils mit der gleichen Frageformu-

lierung erhoben wurden. Die 2009er Befragung wurde unmittelbar nach dem Bombar-

dement der Tanklastzüge durchgeführt. Da dieses Ereignis während der Feldzeit ein 

salientes Thema war, kann davon ausgegangen werden, dass es die Einstellungsbildung 

beeinflusste. Tatsächlich war die Zustimmung in 2009 (50 %) um mehr als zehn Pro-

zentpunkte niedriger als noch 2008 (63 %) und sank danach weiter ab.  

Vor diesem Hintergrund stehen zwei fallspezifische Hypothesen im Zentrum dieses 

Kapitels, die unmittelbar aus dem theoretischen Modell dieser Arbeit abgeleitet werden 

können. Erstens sollten die Kontextbedingungen unmittelbar nach den Terroranschlägen 

dafür gesorgt haben, dass antimilitaristische Überlegungen zugunsten atlantizistischer 

Solidarität in den Hintergrund gedrängt wurden. Dies könnte zum einen durch eine grö-

ßere Bedeutung der letztgenannten Grundhaltung bei der Einstellungsbildung zum Aus-

druck kommen, zum anderen durch ein gesteigertes Maß gefühlter Ambivalenz bei je-

nen Bürgern, die sowohl stark antimilitaristisch als auch stark atlantizistisch ausgepräg-

te Grundhaltungen aufwiesen. Die empirischen Analysen der vorigen Kapitel haben 

nahegelegt, dass Antimilitarismus bei der Einstellungsbildung typischerweise Vorrang 

vor Atlantizismus hatte und strukturell ambivalente Bürger keine eindeutigen Anzei-

chen innerer Konflikte zeigten. Möglicherweise müssen atlantizistische Überlegungen 

in der öffentlichen Debatte extrem salient sein, bevor Bürger diesen bei der Einstel-

lungsbildung eine ähnliche Wichtigkeit einräumen wie antimilitaristischen Erwägungen 

und bei Vorliegen der entsprechenden Konstellation gefühlte Ambivalenz empfinden. 

Zweitens sollte die Entwicklung des Afghanistan-Einsatzes von der Friedenssicherung 

zur Aufstandsbekämpfung dazu geführt haben, dass die Grundhaltungen zum Antimili-
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tarismus im Zeitverlauf wichtiger wurden. Insbesondere der Zeitraum um die Kunduz-

Affäre, also die Jahre 2007 bis 2009, dürfte eine Zeit des Wandels gewesen sein, in der 

sich der Blickwinkel der Bevölkerung auf den Einsatz in Afghanistan verschob. Als 

weitere longitudinale Teilhypothese lässt sich die Erwartung formulieren, dass sich die 

Einstellungsbildung der West- und Ostdeutschen im Laufe des Afghanistan-Einsatzes 

annäherte. Mit zunehmendem zeitlichem Abstand zur Wiedervereinigung sollten ge-

meinsame Erfahrungen mit der Außen- und Sicherheitspolitik dazu führen, dass sich die 

Bedeutung der Grundhaltungen bei den Bürgern beider Landesteile anglich. 

7.2 Daten, Messinstrumente, Messergebnisse 

Die erste Teilfrage muss mit Daten untersucht werden, die kurz nach den Anschlägen 

vom 11. September erhoben wurden. Die einzige Umfrage, die dieses Kriterium erfüllt 

und die Messung der Grundhaltungen erlaubt, ist die Bevölkerungsbefragung des SOWI 

von 2001 (im Folgenden „SOWI 2001“). Dabei wurden von November bis Anfang De-

zember 2462 Bürger (Westdeutsche: 1901; Ostdeutsche: 561) gefragt, ob sich deutsche 

Soldaten an dem Einsatz von Bodentruppen in Afghanistan beteiligen sollten. Wie be-

reits oben erwähnt lässt diese Formulierung die Natur des möglichen Einsatzes offen. 

Da die Eroberung Afghanistans – die Vertreibung der Taliban – während der Feldzeit 

der Befragung noch nicht abgeschlossen war, dürften viele Bürger die Bilder dieser 

kriegerischen Auseinandersetzung bei der Befragung im Kopf gehabt haben. Antimilita-

rismus spielte bei der Beantwortung dieser Frage somit möglicherweise eine größere 

Rolle, als wenn explizit nach der Unterstützung eines friedenssichernden Stabilisie-

rungseinsatzes gefragt worden wäre. Der Wortlaut der Items, die zur Messung der 

Grundhaltungen verwendet werden, sind in Tabelle 56 in Anhang B dokumentiert. An-

timilitarismus wird mit vier Fragen zu unterschiedlichen Einsatztypen erfasst, an denen 

sich die Bundeswehr beteiligen könnte. Als Indikatoren des Atlantizismus dienen insge-

samt drei Fragen, nämlich zur Bewertung der NATO, der Stationierung von NATO-

Truppen in Deutschland sowie der Zusammenarbeit mit den USA auf dem Gebiet der 

Außen- und Sicherheitspolitik. 
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Für die Betrachtung der relativen Effektstärken im Zeitverlauf ist vor allem wichtig, 

vergleichbare Messinstrumente zu verwenden, um ausschließen zu können, dass Unter-

schiede in den Zusammenhängen in Methodeneffekten begründet liegen.110 Dies ist je-

weils bei den jährlichen Befragungen des BMVG von 2003 bis 2007 (im Folgenden 

„BMVG 2003“ usf.) und denen des SOWI aus den Jahren 2007 bis 2009 (im Folgenden 

„SOWI 2007“ usf.) möglich.111 Damit steht eine längere Zeitreihe zur Verfügung, die 

sich aus zwei überlappenden Teilen zusammensetzt und beinahe den gesamten Zeitraum 

abdeckt, in dem der Afghanistan-Einsatz in Deutschland zumindest eine gewisse politi-

sche Salienz aufwies.112 In der BMVG-Zeitreihe sollten die Befragten für die „Beteili-

gung an der internationalen Schutztruppe für Afghanistan (ISAF)“ angeben, ob sie „da-

für oder dagegen sind, dass die Bundeswehr zukünftig an ähnlichen Einsätzen teilnimmt 

beziehungsweise diese selbst durchführt“. Streng genommen zielt diese Formulierung 

nicht auf die Haltungen zum deutschen Afghanistan-Einsatz zum Befragungszeitpunkt. 

Es wird hier jedoch angenommen, dass die Antworten auf diese Frage diese Einstellun-

gen reflektieren. Antimilitarismus wird mit zwei Aufgaben-Items gemessen. Für Atlan-

tizismus steht zum einen ein Item zum weiteren Verbleib Deutschlands in der NATO 

zur Verfügung, zum anderen kann in allen Jahren bis auf 2005 die Frage verwendet 

werden, ob die NATO noch immer notwendig sei, um „die äußere Sicherheit der Mit-

gliedstaaten zu gewährleisten“. Siehe Tabelle 57 in Anhang B für eine Dokumentation 

aller Frageformulierungen. 

Die beste Operationalisierung der Konzepte ist mit den SOWI-Befragungen der Jahre 

2007 bis 2009 möglich (siehe Tabelle 58 in Anhang B). Die Einstellungen zum Afgha-

nistan-Einsatz wurden dort mit einer Frage erhoben, bei der die Befragten im Rahmen 

einer längeren Batterie zu verschiedenen Einsätzen der Bundeswehr angeben sollten, ob 

110 Methodeneffekte können so minimiert aber nicht ausgeschlossen werden, da die Befragten identische 
Frageformulierungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten unterschiedlich interpretieren können. Aus diesem 
Grund werden, wenn möglich, gruppenvergleichende Faktorenanalysen mit metrischen oder bestenfalls 
skalaren Invarianz-Restriktionen durchgeführt. Die relevanten Gruppen sind in diesem Fall die Befragten 
zu den unterschiedlichen Zeitpunkten. 
111 Anhang A enthält Informationen zu den Stichprobengrößen und, soweit diese Information verfügbar 
ist, den Feldzeiten. 
112 Bei der Verlängerung des ISAF-Mandats durch den deutschen Bundestag wurde Anfang 2011 konkret 
über die Abzugsperspektive diskutiert. Angesichts der geschwundenen öffentlichen Unterstützung für den 
Einsatz war bereits zu diesem Zeitpunkt relativ klar, dass die deutschen (Kampf-)Truppen mit Ende des 
ISAF-Mandats 2014 Afghanistan verlassen haben würden. Schon 2011 begann der langsame Abzug, 
denn, wie Sigmar Gabriel es ausdrückte, „[w]er 2011 nicht anfängt, wird 2014 nicht aufhören“ (zitiert in 
Die Welt 2011). 
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sie der Beteiligung der Bundeswehr an der „Friedenstruppe der Vereinten Nationen in 

Afghanistan (ISAF)“ zustimmen oder diese ablehnen. Antimilitarismus wird zwar auch 

dort mit drei Items zu den präferierten Einsatztypen der Bundeswehr operationalisiert, 

für Atlantizismus stehen mit Fragen zur Wichtigkeit, die „Beziehungen zu den USA 

[zu] gestalten und [zu] pflegen“ sowie die „politische und militärische Zusammenarbeit 

in der NATO [zu] erhalten und fort[zu]entwickeln“ zwei Items zur Verfügung, die den 

inhaltlichen Kern von Atlantizismus direkt erfassen. Neben diesen Indikatoren für Ein-

stellungen und Grundhaltungen wurde in diesen Befragungen auch jeweils nach der 

Erfolgswahrnehmung des ISAF-Einsatzes gefragt („Was meinen Sie, ist die Beteiligung 

der Bundeswehr an der ISAF-Friedenstruppe in Afghanistan, nach allem was Sie dar-

über wissen, ein Erfolg oder ein Misserfolg?“). Die Messung dieser einsatzspezifischen 

Wahrnehmung erlaubt es, deren Zusammenspiel mit der grundhaltungsbasierten Einstel-

lungsbildung in dieser entscheidenden Phase des Wandels des Afghanistan-Einsatzes zu 

untersuchen und damit die Robustheit der Befunde zur Bedeutung von Antimilitarismus 

und Atlantizismus für die Einstellungsbildung zu prüfen.  

Konfirmatorische Faktorenanalysen können nur für die SOWI-Befragungen durchge-

führt werden.113 Eine entsprechende Analyse der Gesamtstichprobe von 2001 zeigt, dass 

die Datenstruktur mit einem zweidimensionalen Modell sehr gut beschrieben werden 

kann (χ²corr (df = 12) = 104.3, RMSEA = .039 [.030, .050], CFI = .981).114 Wie in den 

Analysen zum Kosovo-Fall, bei denen ähnliche Indikatoren verwendet wurden, fällt die 

Korrelation der beiden Grundhaltungen relativ hoch aus (–.76 [–.81, –.72]). Allerdings 

weist die alternative Spezifikation, bei der nur eine latente Einstellungsdimension auf 

Grundlage der Indikatoren geschätzt wird, eine deutlich schlechtere Modellgüte auf 

(χ²corr (df = 13) = 362.8, RMSEA =.076 [.067 .086], CFI = .925). Gruppenvergleichende 

Analysen von Ost- und Westdeutschen zeigen weiterhin, dass skalare Messinvarianz 

vorliegt (χ²corr (df = 34) = 260.8 (davon Westdeutsche: 134.6; Ostdeutsche: 126.2), 

RMSEA =.054 [.045, .062], CFI = .953).115 Bei dem Gruppenvergleich zeigt sich ein 

113 Da in den BMVG-Befragungen jeweils bestenfalls zwei Indikatoren für die Messung vorliegen, stehen 
nicht genügend Freiheitsgrade zur Verfügung, um ein Modell mit zwei latenten Variablen und einer 
Kovarianz zu identifizieren. 
114 Die Fehler-Kovarianz der Antimilitarismus-Indikatoren zu den Aufgaben der Bundeswehr (Teilnahme 
an friedenssichernden und friedensschaffenden Einsätzen) wurde frei geschätzt. Beide Items stammen aus 
der gleichen Batterie, so dass das Antwortverhalten zwischen diesen stärker korreliert als zwischen bei-
den und dem dritten verwendeten Indikator. 
115 Die Einzelergebnisse dieser Analyse, auf deren Grundlage auch die Faktorwerte berechnet werden, 
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Unterschied in der Korrelation der Grundhaltungen: Bei Westdeutschen beträgt diese –

.73 [–.78, –.67], bei Ostdeutschen liegt sie mit –.89 [–.96, –.83] deutlich höher. Auch 

dieses Ergebnis zeigte sich bei der Analyse der Messinstrumente, die in Kapitel 5 ver-

wendet wurden. Hier bestätigt sich also erneut, dass die Ostdeutschen die NATO fast 

ausschließlich als Interventionsinstrument ansahen. Schätzt man das eindimensionale 

Modell ausschließlich für den ostdeutschen Teil der Bevölkerung, ergibt sich eine hohe 

Anpassungsgüte (χ²corr (df = 13) = 46.3, RMSEA = .044 [.020, .067], CFI = .981), die 

kaum schlechter ist als jene des zweidimensionalen Modells in dieser Teilstichprobe 

(χ²corr (df = 12) = 30.2, RMSEA =.031 [.000, .057], CFI = .992). Demnach weisen die 

Messverfahren bei Ostdeutschen keine Diskriminanzvalidität auf, weshalb distinkte 

Effekte von Atlantizismus und Antimilitarismus in dieser Bevölkerungsgruppe nicht 

identifiziert werden können. Im Folgenden werden auf dieser Datengrundlage daher 

lediglich Westdeutsche analysiert. Unproblematisch erweist sich dagegen die Berech-

nung der Faktorwerte (aus dem invariant geschätzten gruppenvergleichenden Modell), 

deren Determiniertheitswert mit .92 (Antimilitarismus) und .88 (Atlantizismus) hoch 

ausfällt. 

 

Tabelle 25: Zustimmung zu den außenpolitischen Prinzipien in Gesamt-, West- und Ostdeutsch-
land (2001-2009) 
 SOWI BMVG SOWI 
 2001 2003 2004 2005a 2006 2007 2007 2008 2009 
Gesamtdeutschland          

Antimilitarismus .37 .25 .33 .30 .31 .36 .41 .41 .41 
Atlantizismus .64 .90 .87 92 % .86 .85 .58 .59 .61 
Internationalismus 54 % 60 % 47 % 51 % 46 % 49 % 55 % 47 % 49 % 

Westdeutschland          
Antimilitarismus .36 .24 .33 .30 .30 .35 .40 .39 .41 
Atlantizismus .67 .91 .88 93 % .87 .86 .59 .61 .61 
Internationalismus 58 % 62 % 50 % 51 % 48 % 52 % 58 % 50 % 52 % 

Ostdeutschland          
Antimilitarismus .42 .28 .32 .30 .34 .37 .45 .47 .42 
Atlantizismus .54 .86 .83 90 % .84 .49 .52 .52 .57 
Internationalismus 39 % 52 % 35 % 50 % 40 % 37 % 38 % 35 % 38 % 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001, 2007-2009 und BMVG 2003-2007; angegeben sind durch-
schnittliche Indexwerte von Antimilitarismus und Atlantizismus für BMVG 2003-2007, Faktorwerte 
für SOWI 2001 und 2007-2009 (Wertebereich 0-1, Standardabweichung in Klammern); für Internatio-
nalismus ist der Anteil der Befragten angegeben, der sich für die für eine aktive Rolle Deutschlands in 
der Welt aussprach; gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen. 
a Atlantizismus wird ausschließlich mit der Zustimmung zu dem dichotomen Item „Verbleib in der 
NATO“ erfasst. 

 
                                                 

sind in Tabelle 59 in Anhang B dokumentiert. 
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Die höhere Inhaltsvalidität der Indikatoren für Antimilitarismus und Atlantizismus, die 

in den SOWI-Befragungen der Jahre 2007 bis 2009 zur Verfügung stehen, schlägt sich 

erwartungsgemäß in befriedigenden Ergebnissen der konfirmatorischen Faktorenanalyse 

nieder. Sowohl eine gepoolte Analyse der drei Stichproben (χ²corr (df = 14) = 433.3, 

RMSEA =.053 [.047, .058], CFI = .966) als auch eine skalar invariant geschätzte grup-

penvergleichende Analyse von Ost- und Westdeutschen zu den drei Zeitpunkten 

(χ²corr (df = 122) = 847.7 (davon Westdeutsche 2007: 171.3; davon Ostdeutsche 2007: 

74.3; Westdeutsche 2008: 211.1; davon Ostdeutsche 2008: 91.1; 162.0; Westdeutsche 

2009: 162.0; davon Ostdeutsche 2009: 138.0), RMSEA =.057 [.052, .062], CFI = .945) 

weisen akzeptable Anpassungsgüten auf.116 In allen Gruppen ist die Korrelation der 

latenten Variablen hoch, jedoch nicht so hoch, dass die Messinstrumente nicht zwischen 

den Konzepten diskriminieren könnten. Die berechneten Faktorwerte weisen eine mit 

.88 (Antimilitarismus) und .87 (Atlantizismus) befriedigende Determiniertheit auf und 

können somit problemlos in den folgenden Analysen verwendet werden. 

Tabelle 25 zeigt die durchschnittlichen Ausprägungen, die sich auf Grundlage der 

Messprozeduren für die Grundhaltungen in den neun Umfragen ergeben. Aufgrund der 

unterschiedlichen Verfahren sind die Angaben insbesondere zum Atlantizismus zwi-

schen den drei Befragungsgruppen (SOWI 2001, BMVG 2003-2007, SOWI 2007-2009) 

inhaltlich kaum vergleichbar. So sind die hohen Atlantizismus-Werte aus den BMVG-

Befragungen vor allem Ausdruck der anhaltenden Akzeptanz der traditionellen Vertei-

digungsaufgaben der NATO, auf die die Indikatoren abzielen. Mit anderen Worten ist 

dieses Messinstrument lediglich in der Lage, extreme Anti-Atlantizisten zu identifizie-

ren, die die radikale Position eines Austritts aus der NATO und einer alternativen Orga-

nisation der Landesverteidigung präferieren. Das Gleiche gilt, wenn auch in geringerem 

Maße, für die Messung von Antimilitarismus. Wie im Messkapitel ausführlich proble-

matisiert wurde, werden mit den Fragen nach der Akzeptanz allgemeiner Einsatztypen 

die Orientierungen zu Valenz-Themen wie Frieden und Sicherheit erfasst. Entsprechend 

dürften die Messergebnisse in Richtung militaristischer Haltungen verzerrt sein. Gleich-

116 Als einzige nennenswerte Modifikation wurde die Fehlerkovarianz zwischen zwei Antimilitarismus-
Items (Bekämpfung des internationalen Terrorismus und Verhinderung der Weiterverbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen) frei geschätzt. Diese hängen stärker miteinander zusammen als mit den übrigen 
Antimilitarismus-Indikatoren, mutmaßlich weil sie nicht explizit auf Valenz-Ziele verweisen. Die Einzel-
ergebnisse dieser Analyse, auf deren Grundlage auch die Faktorwerte berechnet werden, sind in Tabelle 
60 in Anhang B dokumentiert. 
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zeitig liegen die Indikatoren konzeptionell relativ nahe an den hier interessierenden Ein-

stellungen zum Afghanistan-Einsatz. Da es sich bei dem Afghanistan-Einsatz um den 

größten und wichtigsten Auslandseinsatz der Bundeswehr handelte, der die Öffentlich-

keit wiederholt beschäftigte, reflektieren die Präferenzen zu den Aufgaben der Bundes-

wehr möglicherweise Haltungen zu diesem Einsatz.117 Dieses Endogenitätsproblem 

würde bedeuten, dass die Effekte von Antimilitarismus in den folgenden statistischen 

Analysen insbesondere in den späteren Jahren systematisch überschätzt werden. 

Das Internationalismus-Niveau schwankt in dem betrachteten Zeitraum stärker als für 

eine Grundhaltung zur erwarten ist, zumal in allen neun Umfragen das gleiche Messin-

strument verwendet wird. Allerdings zielt das fragliche Item auf einen vermeintlichen 

Zielkonflikt zwischen der Lösung innen- und außenpolitischer Probleme. Erfasst wird 

somit nicht nur Internationalismus, sondern auch der relative wahrgenommene Prob-

lemdruck. Bei steigendem innenpolitischem Problemdruck sollte bei stabil internationa-

listisch orientierten Personen die Wahrscheinlichkeit steigen, für die vorrangige Lösung 

dieser Probleme zu plädieren. Der scheinbar substanzielle Rückgang internationalisti-

scher Grundhaltungen um mehr als zehn Prozentpunkte zwischen 2003 und 2004 kann 

daher sowohl Ausdruck einer isolationistischen Wende aufgrund des Irak-Konflikts 

gewesen sein als auch der angekündigten „Reformagenda 2010“. 

Auch die bivariaten Zusammenhänge der Faktor- und Index-Werte von Antimilitaris-

mus und Atlantizismus sowie dem Internationalismus-Indikator sollen kurz betrachtet 

werden, um auf der methodischen Seite einen Eindruck von der Diskriminanzvalidität 

der Messungen zu erhalten und auf der substanziellen Seite etwas über Einstellungssys-

teme der Deutschen im Zeitraum zwischen 2001 und 2009 zu erfahren. In Tabelle 26 

fallen die bereits in der konfirmatorischen Faktorenanalyse vorliegende, extrem hohe 

Korrelation zwischen Antimilitarismus und Atlantizismus im Jahr 2001 ins Auge, die 

zum Großteil mit der geringen Inhaltsvalidität der Indikatoren zusammenhängen dürfte. 

Zum Teil mag sie jedoch auch Ausdruck einer tatsächlichen Gleichsetzung von transat-

lantischer Politikkoordination mit dem Einsatz militärischer Mittel aus Sicht der Bürger 

in einer Phase gewesen sein, in der der amerikanische „Krieg gegen den Terror“, insbe-

sondere die Intervention in Afghanistan und die Erklärung uneingeschränkter deutscher 

117 Dies wäre eine Erklärung für die steigenden Antimilitarismus-Werte, die für die Jahre 2003 bis 2007 
ausgewiesen werden (siehe Tabelle 25). 
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Solidarität mit dem USA, die dominierende politischen Themen waren. Jedenfalls ist 

eine Analyse der relativen Einflussstärken dieser Grundhaltungen in der ostdeutschen 

Bevölkerung mit den SOWI-Daten 2001 nicht sinnvoll.118 

Für die Jahre 2003 bis 2007 ergeben sich auf Grundlage der BMVG-Daten moderate 

Korrelationen zwischen Antimilitarismus und Atlantizismus, die zwischen r = –.20 und 

–.30 schwanken. Ein Trend hin zu einer stärkeren Assoziation dieser Haltungen ist 

ebenso wenig erkennbar wie systematische Unterschiede zwischen West- und Ostdeut-

schen. Bei diesen Mustern ist allerdings zu beachten, dass die Atlantizismus-Messung 

tendenziell lediglich extreme Anti-Atlantizisten von der Restbevölkerung trennt. Mit 

anderen Worten dürfte es viel unbeobachtete Varianz in diesen Grundhaltungen geben, 

die von dem Messinstrument nicht erfasst wird. Die Stabilität der Grundhaltungsstruktu-

ren wird hier demnach tendenziell überschätzt. 

 

Tabelle 26: Zusammenhang zwischen den Grundhaltungen in Gesamt-, West- und Ostdeutsch-
land (2001-2009) 
 SOWI BMVG SOWI 
 2001 2003 2004 2005a 2006 2007 2007 2008 2009 
Gesamtdeutschland          

Anti  Atla –.87 –.22 –.22 –.20 –.24 –.26 –.83 –.73 –.78 
Anti  Inter –.37 –.26 –.27 –.18 –.32 –.32 –.39 –.26 –.40 
Atla  Inter .39 .13 .16 .08 .17 .21 .39 .28 .39 

Westdeutschland          
Anti  Atla –.85 –.21 –.21 –.18 –.24 –.27 –.81 –.70 –.77 
Anti  Inter –.35 –.26 –.26 –.17 –.33 –.32 –.37 –.24 –.41 
Atla  Inter .37 .15 .16 .06 .17 .21 .38 .26 .39 

Ostdeutschland          
Anti  Atla –.97 –.23 –.29 –.25 –.25 –.24 –.87 –.80 –.84 
Anti  Inter –.39 –.24 –.35 –.23 –.27 –.33 –.41 –.29 –.38 
Atla  Inter .38 .04* .13* .14 .14* .12* .39 .30 .34 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001, 2007-2009 und BMVG 2003-2007; Zusammenhänge sind 
statistisch signifikant (p < .01), es sei denn sie sind mit einem * markiert. 
a Atlantizismus wird ausschließlich mit der Zustimmung zu dem dichotomen Item „Verbleib in der 
NATO“ erfasst. 

 

                                                 
118 Für die SOWI-Befragung 2007 deutet sich bei den Ostdeutschen ein ähnliches Problem an. Da die 
Korrelationen der Faktorwerte mit –.87 jedoch nicht so hoch sind, dass eine Berücksichtigung beider 
Variablen notwendigerweise zu Multikollinearitätsproblemen führt, werden die Subgruppenanalysen 
durchgeführt und die hohe Korrelation der Erklärungsfaktoren bei der Interpretation der Befunde in 
Rechnung gestellt. 
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Betrachtet man den letzten hier berücksichtigten Zeitabschnitt, der mit SOWI-Daten 

abgebildet wird (2007-2009), zeigt sich das inzwischen bekannte Muster einer stärkeren 

Korrelation von Antimilitarismus und Atlantizismus. Zugleich offenbart ein Vergleich 

der Strukturen im Zeitverlauf, dass die Korrelation 2008 in beiden Landesteilen niedri-

ger war als in den Jahren davor. Die Aussicht, dass Barack Obama den unbeliebten 

U.S.-Präsidenten Bush ablösen könnte, ist wahrscheinlich für diese (zwischenzeitliche) 

Verschiebung in den Einstellungssystemen der Deutschen verantwortlich. Offenbar hat 

das positive Bild, das die Deutschen von dem charismatischen Präsidentschaftskandida-

ten hatten, dazu geführt, dass die politische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Außen- 

und Sicherheitspolitik weniger stark mit dem Einsatz militärischer Mittel assoziiert 

wurde beziehungsweise antimilitaristische Haltungen in weniger starkem Maße mit ei-

ner Ablehnung der transatlantischen Zusammenarbeit einhergingen (siehe auch 

Rattinger et al. 2016). Möglicherweise in Reaktion auf diese Verschiebung waren so-

wohl Antimilitaristen als auch Anti-Atlantizisten weniger isolationistisch eingestellt – 

die Aussicht auf einen amerikanischen Politikwechsel scheint die wahrgenommene enge 

Verknüpfung von internationalem Engagement, transatlantischer Kooperation und Aus-

landseinsätzen aus Sicht der Bürger etwas gelockert zu haben (da die Korrelationen 

„Anti  Inter“ und „Anti  Inter“ jeweils gesunken sind). Hierbei handelte es sich 

jedoch nur um einen kurzfristigen Perspektivwechsel, denn schon ein Jahr später, wahr-

scheinlich im Zuge der negativen Entwicklungen in Afghanistan, waren die Zusammen-

hänge wieder ähnlich hoch wie zuvor.  

Insgesamt bestätigen die Zusammenhänge in Tabelle 27 die Befunde aus den vorigen 

Kapiteln, dass die wenigsten Deutschen widersprüchliche Grundhaltungen aufwiesen 

und damit die Voraussetzung für einen grundhaltungsbasierten inneren Konflikt nicht 

vorlag – wer das eine Prinzip ablehnte, lehnte tendenziell auch das andere ab; wer das 

eine akzeptierte, stand auch dem anderen positiv gegenüber. Erneut zeigt sich zudem die 

unterschiedliche Haltung in beiden Konstellationsgruppen zur Frage des internationalen 

Engagements insgesamt. So war die Gruppe der militaristischen Atlantizisten eher be-

reit, sich international zu engagieren, während ihr logisches Gegenstück eher isolatio-

nistische Haltungen aufwies. Dies deutet darauf hin, dass einige Handlungsmöglichkei-

ten auf dem Gebiet der Außenpolitik für viele Bürger undenkbar waren. So setzten die 

meisten offenbar aktives Engagement mit transatlantischer Kooperation und dem Ein-

satz militärischer Mittel gleich. Diese Sorte von Maßnahmen abzulehnen ging mit einer 

Präferenz für eine isolationistische deutsche Außenpolitik einher. Radikal formuliert 



7. Der Afghanistan-Einsatz zwischen Friedensmission und Aufstandsbekämpfung 166 

zeigen sich hier Tendenzen einer eindimensionalen Verteilung der drei außenpolitischen 

Grundhaltungen. 

Tabelle 27: Häufigkeit der strukturellen Ambivalenz in Gesamt-, West und Ostdeutschland 
(2001, 2007-2009) 

2001 2007 2008 2009 
Gesamtdeutschland 7 % 8 % 11 % 11 % 
Westdeutschland 9 % 8 % 12 % 12 % 
Ostdeutschland 0 % 4 % 7 % 7 % 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001, 2007-2009; Berechnung auf Grundlage von Faktorwerten, 
gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen; aufgrund von Rundungsfehlern addieren sich die 
Zellenprozente nicht immer auf 100 %; Dichotomisierung auf Grundlage des Median. 

Aufgrund der stark nach oben verzerrten Atlantizismus-Messung auf Grundlage der 

BMVG-Daten ist eine Analyse der Effekte der Grundhaltungskonstellationen auf dieser 

Grundlage nicht sinnvoll. Daher wird hier auf eine Beschreibung dieser Verteilungen 

verzichtet. Für die SOWI-Befragungen der Jahre 2001 und 2007-2009 zeigt Tabelle 27, 

dass erneut nur eine geringe Anzahl von Personen als strukturell ambivalent kategori-

siert wird und die Analyse der der Effekte struktureller Ambivalenz erneut durch Fall-

zahlprobleme erschwert werden dürfte. Neben dieser Implikation für die weitere Analy-

se wird die zunehmende Ähnlichkeit der Verteilungen in Ost- und Westdeutschland 

deutlich, die sich oben bereits in den Grundhaltungsniveaus zeigte. Die scheinbar klei-

ner werdenden Unterschiede zwischen den beiden Landesteilen kommen auch in der 

relativen Extremität der Grundhaltungen zum Ausdruck. Für das Jahr 2001 ergibt sich 

ein ähnliches Verhältnis wie für 1999 (siehe Kapitel 5), als Westdeutsche mehrheitlich 

extremere Grundhaltungen zum Antimilitarismus zeigten, während die Ostdeutschen 

extremere Atlantizismus-Werte aufwiesen.119 Für die Jahre 2007-2009 zeigen sich da-

gegen ähnliche Verhältnisse in Ost und West, nämlich dass jeweils rund 55 Prozent der 

Bürger extremere Haltungen zum Antimilitarismus aufwiesen. 

119 Konkret werden in Westdeutschland 60 Prozent mit extremeren Antimilitarismus-Werten identifiziert 
und in Ostdeutschland 42 Prozent (Gesamtdeutschland: 56 Prozent). 
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7.3 Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 

Der folgende Abschnitt konzentriert sich zunächst auf den Test der beiden Hypothesen, 

die oben speziell zur grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung zum Afghanistan-

Einsatz formuliert wurden. Zunächst wird die Einstellungsbildung unmittelbar nach den 

Anschlägen des 11. Septembers daraufhin untersucht, ob die Deutschen zu diesem Zeit-

punkt besonders stark auf ihre Haltungen zum Atlantizismus zurückgriffen. Konkret 

werden dabei Einstellungsdaten zu einem nicht weiter spezifizierten Einsatz von Bo-

dentruppen in Afghanistan analysiert, die Ende 2001 erhoben wurden. In einem zweiten 

Schritt wird untersucht, ob sich die relative Bedeutung von Antimilitarismus und Atlan-

tizismus im Laufe der Zeit verändert hat. Speziell geht es dabei um die Hypothese, dass 

Antimilitarismus wichtiger wurde, als der militärische Aspekt des deutschen Engage-

ments im Zuge der Aufstandsbekämpfung und insbesondere nach der Kunduz-Affäre in 

den Vordergrund trat. Im Anschluss werden die Befunde zu den weiteren testbaren Im-

plikationen des Modells untersucht, nämlich inwiefern sich die Einstellungsbildung 

West- und Ostdeutscher im Zeitverlauf angeglichen hat, ob Grundhaltungen auch unter 

Kontrolle der Erfolgswahrnehmungen die zentralen Erklärungsfaktoren darstellen und 

schließlich ob Grundhaltungskonstellationen distinkte Effekte auf die Einstellungsbil-

dung hatten. 

Um die beiden übergeordneten Hypothesen zu testen, wurden für alle vorhandenen Um-

fragedaten weitgehend analoge Regressionsmodelle geschätzt, deren Ergebnisse ge-

meinsam in Tabelle 28 dokumentiert sind. Bei den dichotom erhobenen Einstellungen 

in der SOWI-Befragung 2001 und in den Befragungen des BMVG der Jahre 2003-2007 

handelt es sich um Ergebnisse aus binär-logistischen Regressionen. Aufgrund der 

Messprobleme, die sich bei Ostdeutschen im Jahr 2001 ergeben haben, werden dort nur 

Westdeutsche untersucht. In den SOWI-Befragungen 2007-2009 wurden die Einstellun-

gen mit sechsstufigen Likert-Skalen erfasst, weshalb lineare Regressionen durchgeführt 

wurden. In allen Fällen wurde für politische Involvierung und soziodemografische 

Merkmale kontrolliert, um so den Einfluss möglicher konfundierender Faktoren wie 

Länderimages, soziale Identitäten und fallspezifische Kosten-Nutzen-Erwägungen aus-

zuschließen. Zudem wurden Parteineigungen kontrolliert, sofern diese erhoben wurden 

(Dies ist bei den SOWI-Befragungen 2007-2009 nicht der Fall). 

Um etwas über die relativen Effektstärken von Antimilitarismus und Atlantizismus im 

unmittelbaren Umfeld der Anschläge aussagen zu können, wurden aus den Logit-Koef- 
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fizienten konditionale Antwortwahrscheinlichkeiten berechnet und in Tabelle 29 doku-

mentiert. Für 2001 zeigt sich, dass Antimilitarismus und Atlantizismus ungefähr gleich 

große Effekte auf die (westdeutschen) Zustimmungsniveaus hatten. Bei Westdeutschen 

mit maximalem Antimilitarismus-Wert war die Zustimmungswahrscheinlichkeit dem-

nach um 68 [90, 46] Prozentpunkte niedriger als bei Westdeutschen, die einen minima-

len Antimilitarismus-Wert aufwiesen. Der analoge Effekt für Atlantizismus war mit 54 

[28, 81] Prozentpunkten erhöhter Zustimmungswahrscheinlichkeit etwas kleiner. Ob-

wohl eine allgemeine Frage nach dem Einsatz von Bodentruppen gestellt und parallel 

ein Bodenkrieg in Afghanistan ausgefochten wurde, war Atlantizismus also eine wichti-

ge Erwägung bei der Einstellungsbildung westdeutscher Bürger. Gleichzeitig machen 

die Befunde deutlich, dass die prinzipiellen Überlegungen der Deutschen über den Ein-

satz militärischer Mittel nicht von den Grundhaltungen zum Atlantizismus überlagert 

wurden.  

Tabelle 29: Effekte der Grundhaltungen auf die Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz (2001-
2007) 

SOWI BMVG
2001 2003 2004 2005a 2006 2007 

Antimilitarismus –68
[–90, –46] 

–36
[–42, –29] 

–38
[–44, –32] 

–45
[–51, –40] 

–36
[–44, –28] 

–38
[–45, –31] 

Atlantizismus +54 
[+28, +81] 

+25 
[+12, +37] 

+17 
[+6, +28] 

+14 
[+3, +26] 

+11 
[–2, +25] 

+22 
[+10, +35] 

Internationalismus +13 
[+7, +19] 

+21 
[+15, +26] 

+20 
[+14, +25] 

+14 
[+9, +20] 

+23 
[+16, +31] 

+20 
[+14, +26] 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001 und BMVG 2003-2007; Ergebnisse für 2001 beziehen sich auf 
Westdeutsche; berichtet werden durchschnittliche marginale Effekte (Unterschiede in den Zustim-
mungswahrscheinlichkeiten) mit 95%-Konfidenzintervallen in Klammern; basierend auf den Regressi-
onsmodellen in Tabelle 28. 
a Atlantizismus wird ausschließlich mit der Zustimmung zu dem dichotomen Item „Verbleib in der 
NATO“ erfasst. 

Die zweite Teilfrage betrifft die zeitliche Dimension und den Wandel der Einstellungs-

bildung als Reaktion auf die veränderten Rahmenbedingungen. Obwohl die unterschied-

liche Operationalisierung der Grundhaltungen einen direkten Vergleich der Effektstär-

ken zwischen den Zeitpunkten 2001 und 2003 erschwert, sind die Unterschiede in den 

konditionalen Zustimmungswahrscheinlichkeiten (Tabelle 30) bemerkenswert. Klam-

mert man die methodischen Probleme des Vergleichs für den Moment aus, suggerieren 

die Befunde deutliche Unterschiede zwischen der Bewertung eines Einsatzes deutscher 

Bodentruppen im Kontext der U.S.-geführten Eroberung Afghanistans (2001) und des 

ISAF-Einsatzes der Bundeswehr, den die deutschen Entscheidungsträger fast aus-
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schließlich als friedenssichernden humanitären Einsatz darstellten (2003). So war der 

Effekt der Grundhaltungen zum Einsatz militärischer Mittel auf die Bewertung des 

ISAF-Einsatzes mit –36 [–42, –29] Prozentpunkten zwar substanziell, aber deutlich 

kleiner als bei der Bewertung des Einsatzes von Bodentruppen zwei Jahre zuvor  

(–68 [–90, –46]).120 Inhaltlich lässt sich dieser Unterschied darauf zurückführen, dass 

die Bürger den Einsatz von Waffengewalt für unterschiedlich wahrscheinlich hielten 

und somit die antimilitaristische Dimension zum zweiten Zeitpunkt in geringerem Maße 

bei der Einstellungsbildung berücksichtigten. Diese Unterschiede korrelieren mit dem 

Ausmaß der Salienz, die die Risiken des deutschen Engagements im öffentlichen Dis-

kurs hatten. Ein ähnlicher Unterschied ist für die Atlantizismus-Effekte zu diagnostizie-

ren, deren Einfluss sich ebenfalls ungefähr halbierte, von 54 [28, 81] auf 25 [12, 37] 

Prozentpunkte erhöhte Zustimmungswahrscheinlichkeit. Diese starke Reduktion ist un-

erwartet, denn die Eindrücke der Terroranschläge dürften zu diesem späteren Zeitpunkt 

zwar weniger präsent gewesen sein, die Auseinandersetzungen über den Irak-Krieg soll-

ten die transatlantische Dimension jedoch auch für die Bewertung des Afghanistan-

Einsatzes im Jahr 2003 salient gemacht beziehungsweise gehalten haben. 

Aus methodischer Sicht können diese Unterschiede dadurch zustande kommen, dass 

Atlantizismus auf Grundlage der BMVG-Daten lediglich mit Indikatoren zu den Kern-

aufgaben der NATO und der deutschen Mitgliedschaft in dieser Organisation erfasst 

werden kann, was eine im Vergleich zur Operationalisierung in der SOWI-Befragung 

von 2001 weniger valide Messung des Konzepts darstellt. Eine analoge Erklärung der 

Unterschiede der Antimilitarismus-Effekte ist weniger naheliegend, da das Konzept in 

beiden Fällen mit ähnlichen Aufgaben-Items erfasst wird. Gleichzeitig können derartige 

Methodeneffekte auch in diesem Fall nicht ausgeschlossen werden. 

Der Vergleich der Grundhaltungseffekte ist für die Jahre 2003 bis 2007 unproblemati-

scher, da hier Unterschiede, die allein durch die Verwendung unterschiedlicher Messin-

strumente auftreten, weitgehend ausgeschlossen werden können. Für die Phase, in der 

der Afghanistan-Einsatz vor allem ein friedenssicherndes Engagement ohne (für die 

Bevölkerung unmittelbar ersichtliche) Risiken darstellte, ergeben sich stabile Effekte 

der Grundhaltungen zum Antimilitarismus. Der Einfluss von Atlantizismus war dem-

120 Dieser Unterschied zeigt sich auch, wenn 2003 nur Westdeutsche betrachtet werden. Siehe die Diskus-
sion zu den Ost-West-Unterschieden unten sowie Tabelle 62 in Anhang B. 
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nach geringer und (etwas) weniger stabil. Trotz der untergeordneten Bedeutung, die die 

militärische Dimension in diesem Zeitraum hatte, bewerteten die Deutschen den Einsatz 

demnach vor allem auf Grundlage ihrer allgemeinen Akzeptanz des Einsatzes militäri-

scher Mittel. Gleichzeitig scheinen atlantizistische Überlegungen ebenfalls eine gewisse 

eine Rolle gespielt zu haben. Allerdings wird für die Zeitspanne von 2003 bis 2006 ein 

sinkender Punktschätzer für diese Grundhaltung ausgewiesen. Somit liegt auf der Koef-

fizienten-Ebene gewisse Evidenz für die Hypothese vor, dass die atlantizistische Bewer-

tungsdimension mit zunehmender zeitlicher Entfernung von den Terror-Anschlägen des 

11. Septembers 2001 an Bedeutung verlor. Berücksichtigt man die mit den Schätzungen

einhergehende Unsicherheit, lässt sich dieser Trend jedoch nicht eindeutig belegen. Zu-

dem gilt es auch hier zu berücksichtigen, dass der für 2005 ausgewiesene große Antimi-

litarismus- und kleine Atlantizismus-Effekt vermutlich auch darauf zurückzuführen ist, 

dass Atlantizismus in diesem Jahr ausschließlich mit der Frage nach der NATO-

Mitgliedschaft Deutschlands gemessen wird. Anders als für die Zeitpunkte davor und 

danach wird nicht berücksichtigt, welche Haltungen die Befragten zu der Frage aufwie-

sen, ob die NATO notwendig sei, um die äußere Sicherheit der Mitgliedstaaten zu ge-

währleisten. Somit fehlt in der Atlantizismus-Messung die genuin sicherheitspolitische 

Dimension der transatlantischen Institution, weshalb Varianz, die in den anderen Re-

gressionsanalysen von den Atlantizismus-Variablen gebunden wird, bei der Schätzung 

von 2005 stattdessen der Antimilitarismus-Variable zugewiesen wird. 

Die Befunde für den letzten Untersuchungszeitpunkt dieser Datenreihe legen nahe, dass 

Atlantizismus 2007 eine größere Rolle bei der Einstellungsbildung zum deutschen Af-

ghanistan-Einsatz spielte als noch im Vorjahr – ein Unterschied, der mit 10 Prozent-

punkten höherer Zustimmungswahrscheinlichkeit recht deutlich ausfällt. Da der genaue 

Befragungszeitraum dieser Umfrage nicht bekannt ist, ist es jedoch schwierig zu beur-

teilen, ob es sich hierbei um einen zufälligen Ausschlag handelt oder ob Kontextbedin-

gungen vorlagen, die diese Bedeutungszunahme von Atlantizismus verursacht haben 

könnten. Ein solcher Auslöser könnte der beginnende amerikanische Präsidentschafts-

wahlkampf gewesen sein, in dem der demokratische Kandidat Barack Obama bereits im 

Frühjahr und Sommer 2007 ankündigte, als Präsident den Kampf gegen den Terror vom 

Irak nach Afghanistan und Pakistan verlagern zu wollen (CCFA 2007b, 2007a). Wenn 

die deutsche Bevölkerung diese Ankündigung durch entsprechende Medienberichter-

stattung bereits zu diesem frühen Zeitpunkt erreicht hat, dürfte der Afghanistan-Einsatz 
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aus ihrer Sicht wieder stärker im Kontext der transatlantischen Zusammenarbeit gestan-

den haben und es zu dem gestiegenen Atlantizismus-Effekt gekommen sein. 

Der Übergang in die stärker militärisch geprägte Phase des Afghanistaneinsatzes, der 

zwischen 2007 und 2009 stattfand, war mit weiteren Veränderungen der Einstellungs-

bildung verbunden. Die Effektstärken, die sich bei der Analyse der SOWI-Befragungen 

der Jahre 2007 bis 2009 ergeben und direkt aus den letzten drei Spalten von Tabelle 28 

abgelesen werden können, zeigen deutlich einen „Kunduz-Effekt“. So wurden die Ein-

stellungen zum Afghanistan-Einsatz im Herbst 2009, also unmittelbar nach dem 

Kunduz-Vorfall, stärker von den Grundhaltungen zum Antimilitarismus beeinflusst als 

im Jahr zuvor. Noch deutlicher zeigt sich die Auswirkung dieses Ereignisses bei dem 

Atlantizismus-Effekt. War die Grundhaltung zur transatlantischen Koordination der 

Außenpolitik in den Jahren zuvor ein substanzieller, wenn auch im Vergleich zu Anti-

militarismus weniger wichtiger Erklärungsfaktor, wurde ihr Einfluss 2009 so klein, dass 

der Effekt das konventionelle Kriterium statistischer Signifikanz nicht mehr erfüllt.121 

Die Verschiebungen in der Einstellungsbildung, die in diesem Zeitraum stattgefunden 

haben, können durch eine Zerlegung der totalen Effekte der Grundhaltungen in einen 

direkten Effekt und einen indirekten Effekt via der einsatzspezifischen Erfolgswahr-

nehmungen genauer untersucht werden. Die große Aufmerksamkeit, die den amerikani-

schen Präsidentschaftswahlen in den deutschen Medien geschenkt wurde, sollte sich 

2008 vor allem in einer direkten Bedeutungszunahme der Haltungen zur transatlanti-

schen Kooperation auf die Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz ausgedrückt haben. 

Spätestens in der Hochphase des Wahlkampfes, in der die SOWI-Umfrage 2008 durch-

geführt wurde, waren Obamas Pläne für eine Priorisierung des Afghanistan-

Engagements auch in Deutschland diskutiert worden. Dabei betonte der demokratische 

Kandidat, dass die gegenwärtige Lage in Afghanistan wenig befriedigend und eine grö-

ßere Anstrengung notwendig sei, um die ausgerufenen Ziele zu erreichen. Dieser Frame 

sollte den indirekten Effekt von Atlantizismus über die Erfolgswahrnehmung erhöht 

121 Eine alternative Interpretation der Effekt-Veränderungen über die drei Zeitpunkte hinweg lautet, dass 
die Bürger 2009 wieder zu einer ähnlichen Sichtweise auf den Afghanistan-Einsatz zurückkehrten, die sie 
bereits 2007 hatten, nachdem Atlantizismus durch den amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf zwi-
schenzeitlich an Bedeutung gewonnen hatte und antimilitaristische Erwägungen in den Hintergrund ge-
drängt worden waren. So war der Antimilitarismus-Effekt 2007 – im Vergleich zu 2009 ein ruhiges Jahr 
für die Bundeswehr in Afghanistan – ebenso groß wie nach dem Kunduz-Vorfall. Der Einfluss von Atlan-
tizismus war 2009 (.10 [–.04, .15]) zwar etwas kleiner als 2007 (.18 [.06, 30]), dieser Unterschied ist 
jedoch nicht besonders groß. 
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haben. Die kurz nach dem Kunduz-Zwischenfall einsetzenden, grundlegenden Debatten 

über die Rechtfertigbarkeit des Einsatzes militärischer Mittel im Allgemeinen könnten 

dazu geführt haben, dass die Deutschen verstärkt direkt auf ihre antimilitaristischen Hal-

tungen bei der Meinungsbildung zurückgegriffen haben. Gleichzeitig wurde das verse-

hentliche Bombardement der Tanklastzüge als Ausdruck für das Scheitern des Einsatzes 

gewertet. Dies könnte dazu geführt haben, dass sich die indirekten Effekte dieser 

Grundhaltungen verstärkt haben. 

Tabelle 30: Direkte, indirekte und totale Effekte der Grundhaltungen auf die Einstellungen zum 
Afghanistan-Einsatz (2007-2009) 

2007 2008 2009 
Antimilitarismus
Direkt –.35 [–.42, –.27] –.33 [–.39, –.27] –.32 [–.38, –.25] 
Indirekt (via Erfolgswahrnehmungen) –.15 [–.18, –.12] –.08 [–.10, –.06] –.19 [–23, –.16] 
Total –.50 [–.57, –.42] –.41 [–.47, –.35] –.51 [–.57, –.44] 
Atlantizismus
Direkt .06 [–.01, .13] .11 [.05, .18] .01 [–.05, .07] 
Indirekt (via Erfolgswahrnehmungen) .08 [.5, .11] .09 [.07, .12] .06 [.03, .09] 
Total .14 [.06, .13] .21 [.15, .27] .06 [–.00, .13] 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2007-2009; berichtet werden vollständig standardisierte Regressi-
onskoeffizienten mit Bootstrap-Konfidenzintervallen (95%, 10000 Iterationen) in Klammern; Ergeb-
nisse stammen aus einem gruppenvergleichenden Pfadmodell, bei dem die Jahre die Gruppen darstel-
len; Antimilitarismus und Atlantizismus wurden als latente und skalar invariante Variablen spezifiziert; 
χ²corr (df = 87) = 1000.0 (davon 2007: 294.4; 2008: 371.0; 2009: 344.1), RMSEA = .068 [.065, .072], 
CFI = .955). 

Die in Tabelle 30 berichteten Ergebnisse einer Mediationsanalyse (MacKinnon 2008), 

in der die direkten und indirekten Effekte der Grundhaltungen berechnet wurden, zeigen 

eine Stabilität der direkten Antimilitarismus-Effekte und eine Veränderung der indirek-

ten Effekte via der Erfolgswahrnehmung des Afghanistan-Einsatzes.122 Die Zunahme 

von Antimilitarismus um eine Standardabweichung führte an allen drei Untersuchungs-

zeitpunkten zu einem Rückgang des Unterstützungsniveaus um ungefähr ein Drittel der 

Standardabweichung der Einstellung (für die exakten Koeffizienten siehe die erste Zeile 

von Tabelle 30).123 Somit gehen die zeitlichen Unterschiede in den totalen Effekten die-

122 Bei den hier berichteten Befunden wurde auf eine Kontrolle weiterer Einflussfaktoren verzichtet. Ana-
lysen, bei denen diese berücksichtigt werden, ergeben substanziell die gleichen Zusammenhänge. Auf-
grund der unterschiedlichen statistischen Herangehensweise weichen die Befunde des Strukturglei-
chungsmodells nominell von den zuvor berichteten Effekten ab. Ein Vergleich der totalen Effekte in 
Tabelle 30 mit den (totalen) Effekten in Tabelle 28 zeigt jedoch die gleiche Dynamik und relative Bedeu-
tung der Grundhaltungen. 
123 Durch die Modellierung der Konzepte als latente Variablen gehen die ursprünglichen Wertebereiche 
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ser Grundhaltung ausschließlich auf variierende indirekte Effekte zurück. Wie die zwei-

te Zeile in Tabelle 30 zeigt, betrug der standardisierte indirekte Effekte 2007 zunächst 

β = –.15 [–.18, –.12], sank dann auf –.08 [–.10, –.06] und stieg danach wieder (auf 

–.19 [–23, –.16]). Dabei veränderte sich sowohl der Einfluss der Grundhaltungen auf die 

Erfolgswahrnehmung, als auch deren Effekt auf die Einstellungen (die Koeffizienten 

dieser Teilschritte werden hier nicht tabellarisch ausgewiesen). So sank der Effekt von 

Antimilitarismus auf die Erfolgswahrnehmung zunächst von –.40 (2007) auf –.33 

(2008), um im folgenden Jahr auf –.48 anzusteigen.124 Als 2008 der Präsidentschafts-

wahlkampf und sein herausragender Kandidat saliente Themen waren, trat die Antimili-

tarismus-getriebene Bewertung des Erfolgs in Afghanistan also in den Hintergrund, um 

im Zuge der Kunduz-Affäre umso stärker wiederzukehren. Analog verlor die erfolgsba-

sierte Bewertung des Afghanistan-Einsatzes zwischen 2007 (.40) und 2008 (.30) an Be-

deutung und kehrte 2009 auf das Niveau des Vorjahres zurück. Dieser Befund stellt 

einmal mehr in Zweifel, dass Bürger unabhängig von ihren Grundhaltungen auf Ent-

wicklungen im Einsatzgebiet reagieren. Zumindest in Deutschland scheinen diese 

Wahrnehmungen eng damit zusammenzuhängen, ob die Verwendung dieses Instru-

ments der Außen- und Sicherheitspolitik prinzipiell akzeptiert wird. Die hier präsentier-

ten Befunde deuten sogar darauf hin, dass die grundhaltungsgetriebene Wahrnehmung 

der Einsatzrealität größer ist, wenn relevante Informationen über die Lage im Einsatz-

gebiet vorliegen. 

Die Zerlegung des totalen Atlantizismus-Effekts zeigt, dass diese Grundhaltung für die 

unmittelbare Bewertung des Einsatzes 2008 (β = .11 [.05, .18]) im Vergleich zu 2007 

(.06 [–.01, .13]) an Bedeutung gewann, um dann im Zuge der Kunduz-Affäre zu ver-

schwinden (.01 [–.05, .07]). Der indirekte Effekt war von der erhöhten Salienz des ame-

rikanischen Präsidentschaftswahlkampfes unbeeinflusst (2007: .08 [.5, .11]; 2008: 

.09 [.07, .12]) und lag auch 2009 in beinahe unverminderter Stärke (.06 [.03, .09]) vor. 

Im Vergleich zu den Verschiebungen bei den indirekten Antimilitarismus-Effekten sind 

diese Unterschiede jedoch klein und in Anbetracht der Unsicherheit, die bei der Schät-

zung der Koeffizienten vorliegt, kaum belastbar. Die Salienz des amerikanischen Präsi-

dentschaftswahlkampfes und insbesondere des populären Kandidaten Barack Obama in 

der Indikatoren verloren, weshalb hier die vollständig standardisierten Effekte berichtet werden (müssen). 
124 In Mediationsanalysen berechnet Mplus (Version 6.0) keine Standardfehler für nicht-mediierte Effek-
te, weshalb hier auch auf die Angabe von Konfidenzintervallen verzichtet werden muss. 
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der deutschen Öffentlichkeit scheint die Grundhaltungen zum Atlantizismus demnach 

für die Bewertung des Afghanistan-Einsatzes selbst, nicht jedoch bei der Wahrnehmung 

des Einsatzerfolges aktiviert zu haben. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass sich der Kunduz-Vorfall und die folgende 

innenpolitische Auseinandersetzung auf die Einstellungsbildung ausgewirkt haben. Da 

sich die Lage im Einsatzgebiet nach der Kunduz-Affäre nicht grundlegend verbesserte 

und die Entscheidungsträger keine substanziellen Anstrengungen unternahmen, den 

Blickwinkel auf den deutschen Afghanistan-Einsatz in der Folge zu verändern, kann für 

die folgenden Jahre eine Dynamik unterstellt werden, bei der die Deutschen den Afgha-

nistan-Einsatz zunehmend aufgrund niedriger Erfolgswahrnehmungen ablehnten, wobei 

letztere wiederum von den Haltungen zum Antimilitarismus getrieben wurden. Die Be-

fürwortung einer bündnisorientierten Außenpolitik war in diesem Zeitraum wohl weni-

ger bedeutsam. 

Die bislang beschriebenen Analyseergebnisse beziehen sich auf die Gesamtbevölke-

rung. Die Einstellungsbildung zu den Einsätzen der 90er Jahre, die in Kapitel 4 und 5 

analysiert wurden, unterschied sich jedoch bei Ost- und Westdeutschen. Diese Unter-

schiede sind vor dem Hintergrund der unterschiedlichen Sozialisationserfahrungen auf 

den beiden Seiten des Eisernen Vorhangs zu interpretieren. So ist anzunehmen, dass die 

Westdeutschen mit der strategischen Kultur der Bundesrepublik, insbesondere dem 

Prinzip multilateralistischer Entscheidungsfindung im Rahmen des westlichen Bündnis-

ses, vertrauter waren als die Ostdeutschen, weshalb letztere bei der Einstellungsbildung 

in geringerem Maße auf Grundhaltungen zum Atlantizismus zurückgegriffen haben. 

Falls auch im ersten Jahrzehnt der 21. Jahrhunderts noch Unterschiede in der chroni-

schen Aktivierbarkeit von Atlantizismus zwischen den Bevölkerungsteilen vorlagen, 

sollten diese Unterschiede in den Effektstärken zwischen Ost- und Westdeutschland 

zutage getreten sein, als diese Dimension in der öffentlichen Debatte eine geringere 

Rolle spielte. Um dies zu untersuchen, wurden auf Grundlage der BMVG- (2003-2007) 

und der SOWI-Daten (2007-2009) Regressionsanalysen für Ost- und Westdeutsche se-

parat geschätzt (analog zu den in Tabelle 22 berichteten).125 Die Ergebnisse zeigen kei-

ne grundlegenden Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschen in dieser relativ ru-

125 Tabellarisch sind die Ergebnisse in Anhang B dokumentiert (Tabelle 61 bis Tabelle 64). Aufgrund der 
problematischen Datenstruktur in der SOWI-Umfrage des Jahres 2001 kann dort kein Ost-West-Vergleich 
der Bedeutung dieser Grundhaltungen für die Einstellungsbildung durchgeführt werden. 



7. Der Afghanistan-Einsatz zwischen Friedensmission und Aufstandsbekämpfung 176 

higen Phase des deutschen Afghanistan-Einsatzes. So ergeben die Analysen der Jahre 

2003-2006 praktisch identische Effektstärken für Antimilitarismus und Atlantizismus in 

Ost- und Westdeutschland. Einzig bei den Schätzungen auf Grundlage der BMVG-

Daten für das Jahr 2007, in dem möglicherweise erste Anzeichen des amerikanischen 

Präsidentschaftswahlkampfes auf die Einstellungsbildung gewirkt haben, ergeben sich 

gewisse Unterschiede: Bei Westdeutschen war demnach Antimilitarismus wichtiger, bei 

Ostdeutschen Atlantizismus (Westdeutschland: –40 [–46, –33] Prozentpunkte niedrigere 

Zustimmungswahrscheinlichkeit zum Afghanistan-Einsatz gegenüber dem Atlantizis-

mus-Effekt von 11 [–2, 24] Prozentpunkten erhöhter Wahrscheinlichkeit; Ostdeutsch-

land: Antimilitarismus: –28 [–46, –11]; Atlantizismus: 52 [31, 73]). 

Analoge Analysen der jährlichen SOWI-Umfragen von 2008 und 2009 liefern gewisse 

Anzeichen dafür, dass Atlantizismus in dieser Phase bei Ostdeutschen weniger wichtig 

für die Einstellungsbildung war als bei Westdeutschen.126 2008 zeigt sich bei Westdeut-

schen neben einem substanziellen Antimilitarismus-Effekt (b = –.52 [–.63, –.41]) ein 

ebenfalls großer Einfluss von Atlantizismus (.31 [.17, .44]). Bei Ostdeutschen war An-

timilitarismus (–.76 [–1.02, –.49]) scheinbar – trotz amerikanischem Präsidentschafts-

wahlkampf – deutlich wichtiger für die Einstellungsbildung als Atlantizismus  

(.23 [–.02, .48]). Ähnliche Befunde zeigen sich für das folgende Jahr 2009. Auch hier 

ergibt sich ein größerer Atlantizismus-Effekt für Westdeutsche (.13 [–.00, .26]) als für 

Ostdeutsche (.01 [–.23, .25]), während Antimilitarismus nun in beiden Gruppen einen 

ungefähr gleich großen Einfluss hatte.127 In dieser Phase, in der sich der Charakter des 

deutschen Afghanistan-Engagements von Friedenssicherung zu Aufstandsbekämpfung 

wandelte und Waffengewalt häufiger eingesetzt wurde, erweist sich der Atlantizismus-

Effekt bei Westdeutschen somit als etwas robuster. 

Auch bei der Einstellungsbildung zum Afghanistan-Einsatz lagen somit Unterschiede 

zwischen Ost- und Westdeutschen vor. Diese ergaben sich jedoch erst, als der genuin 

militärische Aspekt des Einsatzes – der Einsatz von Waffengewalt – wichtiger wurde. 

Keine nennenswerten Unterschiede bestanden demnach in dem Zeitraum von 2003 bis 

126 Auf Grundlage der SOWI-Daten des Jahres 2007 ist ein sinnvoller Ost-West-Vergleich nicht möglich, 
da das Regressionsmodell für Ostdeutsche keine plausiblen Ergebnisse ausweist, wofür wahrscheinlich 
die Multikollinearität der Grundhaltensmaße verantwortlich ist (siehe vorherigen Abschnitt). 
127 Der Rückgang des Antimilitarismus-Effekts bei Ostdeutschen ist in Anbetracht des Kunduz-Vorfalls 
theoretisch ebenfalls nicht begründbar. Hierbei handelt es sich mutmaßlich erneut um Multikollinearitäts-
probleme aufgrund der problematischen Messung von Antimilitarismus. 
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2006, als der Einsatz als Stabilisierungseinsatz dargestellt wurde und eine vergleichs-

weise geringe Salienz aufwies. Obwohl explizite Elitenhinweise fehlten, die diese Di-

mension des Afghanistan-Einsatzes salient machten, war Atlantizismus bei Ostdeut-

schen ebenso wichtig wie bei Westdeutschen, was auf eine vergleichbare chronische 

Aktivierbarkeit hinweist.128 Darüber hinaus lässt sich festhalten, dass die Bürger beider 

Landesteile den Afghanistan-Einsatz sowohl während der Stabilisierungs- als auch der 

Aufstandsbekämpfungsphase vor allem auf Grundlage von Antimilitarismus bewerteten 

und Atlantizismus eine (zunehmend) geringere Bedeutung aufwies. Für die zweite Pha-

se gibt es jedoch gewisse Hinweise, die darauf hindeuten, dass Ostdeutsche eine stärke-

re Tendenz aufwiesen, Antimilitarismus Vorrang vor Atlantizismus einzuräumen, als 

kriegerische Auseinandersetzungen mit den Taliban eine größere Rolle im deutschen 

ISAF-Engagement zu spielen begannen. 

Die Analyse der Grundhaltungskonstellationen der vorigen Kapitel hat bei keinem der 

untersuchten Fälle einen substanziellen, eindeutig identifizierbaren Effekt struktureller 

Ambivalenz auf die grundhaltungsbasierte Einstellungsbildung ergeben. Ambivalenz-

Zustände waren bei der Beurteilung von Auslandseinsätzen der Bundeswehr demnach 

von untergeordneter empirischer Bedeutung. Für die Analyse der Grundhaltungskons-

tellationen im Afghanistan-Fall legt dies nahe, dass derartige Effekte nur unter begüns-

tigenden Bedingungen aufgetreten sein dürften. Das Primat antimilitaristischer Überle-

gungen bei der Einstellungsbildung impliziert, dass vor allem solche Kontextbedingun-

gen „günstig“ sind, bei denen Atlantizismus größtmögliche Salienz aufweist. Ambiva-

lenz-Effekte, die durch interne Konflikte ausgelöst wurden, wären dann ausschließlich 

für die Zeit unmittelbar nach den Terroranschlägen des 11. Septembers zu erwarten. Die 

Anteilnahme für die Opfer und Hinterbliebenen, die Versicherung uneingeschränkter 

Solidarität durch die Bundesregierung und die parteiübergreifende Unterstützung einer 

deutschen Involvierung in Afghanistan dürften begünstigende Kontextbedingungen für 

das Auftreten gefühlter Ambivalenz darstellen. 

128 Für das Jahr 2003 ließe sich möglicherweise argumentieren, dass die Eindrücke des Irak-Kriegs Unter-
schiede in der chronischen Zugänglichkeit von Atlantizismus überlagert und dazu geführt haben, dass 
keine Ost-West-Unterschiede auftraten. Ähnliche Argumente für die Jahre 2004 bis 2006 vorzubringen ist 
dagegen schwieriger, da die genaue Feldzeit der Befragungen unbekannt ist und gleichzeitig kein heraus-
ragendes Ereignis vorlag, das die Einstellungsbildung zum Afghanistan-Einsatz nachhaltig beeinflusst 
haben könnte. 
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Die Effekte von Grundhaltungskonstellationen sollen daher im Folgenden auf Grundla-

ge der SOWI-Befragung des Jahres 2001 untersucht werden. Wie zuvor werden dabei 

lediglich Westdeutsche untersucht, von denen 165 Personen (8 Prozent) als strukturell 

ambivalent identifiziert werden. Abbildung 8 stellt die geschätzte Zustimmungswahr-

scheinlichkeit in den Gruppen mit und ohne strukturelle(r) Ambivalenz in Abhängigkeit 

der Antimilitarismus- und Atlantizismus-Niveaus dar. Bei Westdeutschen mit struktu-

reller Ambivalenz ergibt sich für Antimilitarismus ein theoretisch nicht plausibler posi-

tiver Punktschätzer, für Atlantizismus der erwartete (positive) Effekt. Dabei sind die 

Schätzungen in dieser Gruppe extrem ungenau und weit von statistischer Signifikanz 

entfernt (Antimilitarismus: p = .56; Atlantizismus: p = .10). 

Abbildung 20: Strukturelle Ambivalenz und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus in 
Westdeutschland (2001) 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001; angegeben ist die geschätzte Zustimmungswahrscheinlichkeit zu 
einem friedenssichernden Einsatz im Irak mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen Schätzungen 
sind auf den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem strukturelle Ambivalenz im Sinne der 
Definition vorliegen kann. 

Somit liegt ein Muster vor, das man erwarten würde, wenn sich Bürger in einem inneren 

Konflikt befinden. Die gemessenen Grundhaltungsniveaus stellen schlechte Prädiktoren 

der Einstellungen dar. Im Gegensatz dazu ergeben sich für Personen ohne strukturelle 

Ambivalenz die theoretisch erwarteten Zusammenhänge zwischen den beiden Grund-

haltungen und der Bewertung des möglichen Einsatzes von Bodentruppen in Afghanis-

tan – Antimilitarismus reduzierte die Zustimmungswahrscheinlichkeit in dieser Gruppe 
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73 [50, 97] Prozentpunkte, Atlantizismus erhöhte sie um 49 [21, 78] Punkte. Ein direk-

ter Vergleich der Effektstärken auf Grundlage der Konfidenzintervalle ergibt gleichzei-

tig, dass die Effekte der Grundhaltungen in der Grundgesamtheit möglicherweise in 

beiden Konstellationsgruppen identisch waren.129 Die Konfidenzintervalle der Geraden-

paare überlappen sich, was insbesondere an der Ungenauigkeit der Schätzung in der 

Gruppe der strukturell Ambivalenten liegt. Insgesamt ist die Evidenz für gefühlte Am-

bivalenz somit auch im Fall des Afghanistan-Einsatzes schwach. Die Punktschätzer in 

den Vergleichsgruppen sind schwierig zu interpretieren und letztlich inkonklusiv – ins-

besondere da die hohe Unsicherheit bei der Schätzung der Grundhaltungseffekte bei den 

strukturell Ambivalenten methodische Gründe haben kann (geringe Zahl an Untersu-

chungseinheiten, Multikollinearität) und nicht eindeutig als Indiz für das Vorliegen von 

Ambivalenz-Effekten gelten kann. 

Abbildung 21: Relative Extremität und die Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus in 
Westdeutschland (2001) 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001; angegeben ist die geschätzte Zustimmungswahrscheinlichkeit zu 
einem friedenssichernden Einsatz im Irak mit 95%-Konfidenzintervallen; die abgetragenen Schätzungen 
sind auf den Wertebereich der Grundhaltungen begrenzt, in dem relative Extremität vorliegen kann. 

129 Die Logit-Koeffizienten der Interaktionsterme von struktureller Ambivalenz und Antimilitarismus 
beziehungsweise Atlantizismus betragen b = 6.07 [.11, 12.03] und b = 2.44 [–5.50, 10.38]. Der Unter-
schied in den Effektstärken von Antimilitarismus ist im konventionellen Sinne statistisch signifikant  
(p = .05), der von Atlantizismus dagegen nicht (p = .55). 
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Ein Grund dafür, dass strukturelle Ambivalenz sich scheinbar nicht in innere Konflikte 

bei der Einstellungsbildung übersetzt hat, könnte sein, dass Bürger ihre Grundhaltungen 

in Abhängigkeit ihrer relativen Extremität bei der Einstellungsbildung gewichten. Die-

jenigen, deren Grundhaltungen in einem strukturellen Konflikt stehen, könnten diese 

Heuristik (bewusst oder unbewusst) zur Konfliktvermeidung genutzt haben. Die Befun-

de in Abbildung 9 bestätigen diese Hypothese, wenn allein die Koeffizienten zugrunde 

gelegt werden. Diese suggerieren, dass Antimilitarismus in stärkerem Maße berücksich-

tigt wurde, wenn extremere Haltungen zu diesem Prinzip vorlagen. Analoge Befunde 

ergeben sich für die andere Grundhaltung. Auch in diesem Analyseschritt ist die Schät-

zung der gruppenspezifischen Effekte jedoch ungenau, so dass nicht mit Sicherheit da-

von ausgegangen werden kann, dass die Unterschiede tatsächlich in der Grundgesamt-

heit vorlagen.130  

Auch im Afghanistan-Fall erweisen sich Unterschiede in der grundhaltungsbasierten 

Einstellungsbildung in Abhängigkeit der Konstellationen also als schwer fassbar. So 

lassen sich die Hypothesen – in Bezug auf die Unterschiede in den Effekten zwischen 

Gruppen – oftmals in Bezug auf eine Grundhaltung anhand gewisser Kriterien bestäti-

gen und müssen gleichzeitig bei Betrachtung der anderen Grundhaltung oder anderer 

Kriterien zurückgewiesen werden. Besonders erschwert wird ein vernünftiges Urteil 

über die Hypothesen durch Probleme der Messung und geringe Fallzahlen, die die Ge-

nauigkeit der Schätzungen reduzieren. In solchen Fällen werden nur sehr große Effekte 

(beziehungsweise Unterschiede) als „statistisch signifikant“ ausgewiesen, so dass tradi-

tionelle statistische Hypothesentests zu problematischen Kriterien der Beurteilung der 

Schätzergebnisse werden. Welche Folgen bestimmte Grundhaltungskonstellationen für 

die Einstellungsbildung hat, kann hier somit nicht abschließend geklärt werden. Aller-

dings scheint wenig dafür zu sprechen, dass die Deutschen bei der Bewertung des Af-

ghanistan-Einsatzes (oder eines der anderen Einsätze) Ambivalenz aufgrund wider-

sprüchlicher Haltungen zu Antimilitarismus und Atlantizismus empfunden haben. Die 

insgesamt etwas konsistenteren und somit überzeugenderen Befunde zur nicht-

kompensatorischen Einstellungsbildung legen nahe, dass eine Möglichkeit des Abwä-

130 Die Interaktionseffekte zwischen dem Indikator relativer Extremität und Antimilitarismus (b = 2.24 
[–1.35, 5.85]) beziehungsweise Atlantizismus (b = 1.68 [–2.26, 5.62]) haben p-Werte von .22 und .44. 
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gens zwischen grundlegenden Prinzipien in der Betonung jenes Prinzips gelegen haben 

könnte, zu dem Bürger extremere Haltungen aufwiesen. 

 

7.4 Zusammenfassung und Implikationen 

Zwei kontextspezifische Hypothesen haben die vorangegangene Analyse der Einstel-

lungen zum Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr geleitet. Unmittelbar nach den An-

schlägen des 11. Septembers 2001 stand die Solidarität mit den Vereinigten Staaten im 

Zentrum der öffentlichen Debatte. Gleichzeitig wurde das deutsche Engagement so aus-

gestaltet, dass Waffengewalt nur in Ausnahmefällen eingesetzt werden musste. Analog 

wurde in der öffentlichen Debatte die genuin militärische Dimension heruntergespielt. 

Aus dem kontextorientierten Modell der politischen Einstellungsbildung lässt sich für 

diesen Fall ableiten, dass die Bevölkerungseinstellungen zum Afghanistan-Einsatz in 

diesem Zeitraum besonders stark von den Grundhaltungen zum Atlantizismus beein-

flusst worden sein sollten. Im Laufe der Zeit wandelte sich der ISAF-Einsatz von einer 

friedenssichernden Mission, die den Wiederaufbau des Landes ermöglichen sollte, in 

einen Einsatz zur Aufstandsbekämpfung. Entsprechend folgt aus dem theoretischen 

Modell, dass die Grundhaltungen zum Antimilitarismus im Zeitverlauf an Bedeutung 

zugenommen haben sollten.  

Die empirischen Analysen haben Hinweise dafür geliefert, dass diese beiden Vermu-

tungen zutreffen. So hat sich Atlantizismus bei der Analyse der Umfragedaten aus dem 

Jahr 2001 als Erklärungsfaktor der westdeutschen Bevölkerungseinstellungen erwiesen, 

der annähernd so wichtig war wie Antimilitarismus. Dieser Befund könnte die relative 

Bedeutung von Atlantizismus sogar unterschätzten, da in der Umfrage nicht nach der 

Einstellung zu dem friedenssichernden Einsatz gefragt wurde, in den die Bundeswehr 

letztlich geschickt wurde, sondern allgemeiner nach einem Einsatz von Bodentruppen. 

Diese Frageformulierung ließ antimilitaristische Erwägungen bei der Beantwortung 

möglicherweise wichtiger werden als dies bei der Beurteilung des ISAF-Einsatzes der 

Fall war, weil zeitgleich in Afghanistan westliche Truppen noch in zum Teil heftige 

Kämpfe mit den Taliban verwickelt waren. Die längsschnittliche Analyse hat ergeben, 

dass mit zeitlichem Abstand zum 11. September – und möglicherweise unter dem Ein-

druck des Konflikts mit den USA über den Irak-Krieg – Atlantizismus einen geringeren 

Einfluss auf die Einstellungsbildung hatte als Antimilitarismus. Dies gilt bereits für die 

erste Phase des deutschen Afghanistan-Engagements, in der Stabilisierung und Wieder-
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aufbau im Mittelpunkt standen. Noch stärker rückte Atlantizismus offenbar in der zwei-

ten Phase in den Hintergrund, als die Bevölkerung durch den Kunduz-Vorfall und die 

damit einhergehende öffentliche Debatte auf die veränderte Lage im Einsatzgebiet auf-

merksam wurde.131 

Subgruppenanalysen der West- und Ostdeutschen haben gezeigt, dass auch in der ersten 

Hälfte des ersten Jahrzehnts des neuen Jahrtausends gewisse Unterschiede in den 

Grundhaltungsniveaus und den Bewertungsmaßstäben des Afghanistan-Einsatzes zwi-

schen den Landesteilen bestanden. So verschoben sich die Bewertungsmaßstäbe des 

Afghanistaneinsatzes im Anschluss an den Kunduz-Vorfall deutlicher in Richtung An-

timilitarismus als bei Westdeutschen. Gleichzeitig waren diese Unterschiede allerdings 

kleiner als noch bei der Bewertung des Somalia-Einsatzes anfangs der 90er Jahre. Ins-

besondere in dem Zeitraum 2003 bis 2007, in dem die Salienz des Afghanistan-

Einsatzes relativ gering war und chronische Unterschiede in der Einstellungsbildung 

deutlicher zutage getreten sein sollten, ergeben sich weit mehr Gemeinsamkeiten denn 

Unterschiede in der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung.132 Das gleiche Fazit 

lässt sich auch nach der Analyse der Effekte der Grundhaltungskonstellationen ziehen. 

Selbst unter Bedingungen, die Ambivalenz in der deutschen Bevölkerung begünstigt 

haben sollten, ergab sich keine klare Evidenz für das Vorliegen innerer Konflikte bei 

der Einstellungsbildung. Die schwachen Hinweise auf nicht-kompensatorische Einstel-

lungsbildung – dass die Deutschen jeweils jenes Prinzip bei der Einstellungsbildung 

                                                 
131 Hier wurde der Zeitraum unmittelbar nach dem Kunduz-Vorfall untersucht, in dem die relative Wich-
tigkeit von Antimilitarismus möglicherweise besonders groß war. Mit nachlassender Salienz des Vorfalls 
dürften atlantizistische Erwägungen erneut zumindest eine gewisse Rolle gespielt haben. Tatsächlich 
bestätigen vorliegende Befunde zu den Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz in den Folgejahren die 
größere Relevanz von Antimilitarismus, weisen aber gleichzeitig darauf hin, dass Atlantizismus einen 
eigenständigen Effekt wiedererlangte. Zum Beispiel analysieren Mader und Pötzschke (2014: 68) Daten 
aus dem Jahr 2010 und berichten (standardisierte) Koeffizienten von β = .68 (SE = .27) für Antimilitaris-
mus und β =.32 (SE = .21) für Atlantizismus. Bei der Analyse von Einstellungen aus dem Jahr 2011 erge-
ben sich (unstandardisierte) Effekte von b = .31 (SE = .03) für Antimilitarismus und b = .16 (SE = .04) 
für Atlantizismus (Jedinger und Mader 2015: 108). 
132 In Zeiten hoher (höherer) Salienz des Einstellungsobjekts waren Unterschiede dagegen deutlicher 
erkennbar. Dies zeigte sich zum einen in dem Umstand, dass auf Grundlage der Daten von 2001 und 2007 
keine distinkten Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus bei Ostdeutschen quantifiziert werden 
konnten. Ähnlich wie bei dem Kosovo-Fall 1999 können diese methodischen Probleme substanziell inter-
pretiert werden und deuten darauf hin, dass die mentalen Repräsentationen von NATO und dem Einsatz 
militärischer Mittel in Ostdeutschland (nach wie vor) fast gleichbedeutend waren. Zum anderen zeigen 
Befunde aus dem Jahr 2009, dass die Bedeutung atlantizistischer Orientierungen bei den Ostdeutschen in 
stärkerem Maße in den Hintergrund gedrängt wurde als bei Westdeutschen. Beide Befunde deuten somit 
darauf hin, dass Atlantizismus bei Ostdeutschen von Antimilitarismus weniger unabhängig und dieser 
Grundhaltung untergeordnet ist. 
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stärker berücksichtigen, zu dem sie eine extremere Haltung aufweisen – ist eine Erklä-

rung für die Abwesenheit von Ambivalenz-Zuständen (und ihrer Konsequenzen für die 

Einstellungsbildung). 

Die deutschen Bevölkerungseinstellungen zum Afghanistan-Einsatz ergaben sich somit 

einmal mehr aus einem Zusammenspiel der außenpolitischen Grundhaltungen und dem 

jeweiligen Informationskontext. Je nachdem, welches Prinzip in der öffentlichen Debat-

te eine größere Rolle spielte, verschob sich die relative Bedeutung der korrespondieren-

den Grundhaltungen bei der Einstellungsbildung auf der Bevölkerungsebene. Wie in 

den Fällen, die in den vorangegangenen Kapiteln untersucht wurden, zeigte sich jedoch 

ein Primat der Grundhaltungen zum Antimilitarismus. Selbst unmittelbar nach den An-

schlägen des 11. Septembers waren die Effekte von Antimilitarismus größer als die von 

Atlantizismus. Betrachtet man dieses Ergebnis aus einer „top-down“-Perspektive, kann 

konstatiert werden, dass die politischen Entscheidungsträger nur mäßig erfolgreich wa-

ren, die Bevölkerung mit atlantizistischen Argumenten von der Notwendigkeit militäri-

scher Auslandseinsätze zu überzeugen, da diese Erwägungen bei der Einstellungsbil-

dung selbst unter „günstigsten“ Bedingungen weniger wichtig waren als die Haltungen 

zum Antimilitarismus. Aus einer „bottom-up“ Perspektive ist festzuhalten, dass die 

deutsche Bevölkerung eine klare, nur kurzfristig und begrenzt verrückbare Perspektive 

auf den Afghanistan-Einsatz hatte.  
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8. Schluss 

Anders als während des Kalten Krieges werden Auslandseinsätze der Bundeswehr heute 

von den politischen Entscheidungsträgern nicht mehr kategorisch ausgeschlossen. Die-

ser Wandel der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik ist vielfach beschrieben und 

untersucht worden. Weniger ist darüber bekannt, wie die deutsche Bevölkerung auf die-

se Entwicklung reagiert hat. Ziel der vorliegenden Arbeit war es, diese Lücke zu schlie-

ßen. Zu diesem Zweck wurde eine theoretische Perspektive entwickelt, in der der Inhalt 

(nationaler) politischer Diskurse und die individuelle Einstellungsbildung eng miteinan-

der verknüpft sind. Die Grundhaltungen der Deutschen zu den Prinzipien Antimilitaris-

mus und Multilateralismus, insbesondere der Koordination mit westlichen Bündnispart-

nern, sind in diesem Modell die zentralen Erklärungsfaktoren individueller Einsatzun-

terstützung, weil diese Prinzipien im Untersuchungszeitraum die Kernelemente der 

deutschen strategischen Kultur darstellten und die öffentlichen Debatten über die ein-

zelnen (möglichen) Auslandseinsätze der Bundeswehr um diese Prinzipien kreisten. 

Parteiidentifikation und einsatzspezifische, folgenorientierte Überlegungen – Erklä-

rungsfaktoren, denen im amerikanischen Raum eine große Bedeutung zugesprochen 

wird – spielen in dem Modell eine untergeordnete Rolle, weil Parteipolitik, nationales 

Interesse und pragmatische Überlegungen über die Umsetzung operativer Ziele in den 

spezifischen öffentlichen Debatten über deutsche Auslandseinsätze selten relevant wa-

ren. 

Zwei der zentralen Elemente des Erklärungsmodells – die strategische Kultur auf der 

gesellschaftlichen und Grundhaltungen auf der Individualebene – stellen stabile Merk-

male dar, so dass das Modell eher die Stabilität als die Variabilität der grundlegenden 

Elemente der Einstellungsbildung betont. Jedoch sind auch Unterschiede in der Einstel-

lungsbildung zu unterschiedlichen Einsätzen und Zeitpunkten mit dem Modell verein-

bar. Diese kommen durch Unterschiede in der Relevanz von Antimilitarismus und Mul-

tilateralismus in den gegebenen öffentlichen Debatten zustande. Selbst wenn die strate-

gische Kultur in diesen Diskursen zum Ausdruck kommt, kann die relative Wichtigkeit 

ihrer grundlegenden Elemente von Fall zu Fall variieren. Zudem können fallspezifische 

Merkmale dazu führen, dass andere Aspekte in den Fokus der öffentlichen Debatte rü-

cken und dadurch weitere Grundhaltungen – oder ganz andere Überlegungen – bei der 
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Einstellungsbildung aktiviert werden.133 Um spezifische Hypothesen über die Einstel-

lungsbildung zu einem gegebenen Zeitpunkt und Einsatz formulieren zu können, müs-

sen daher die fallspezifischen Kontextbedingungen berücksichtigt werden. 

Auf Grundlage dieses Modells wurden die Einstellungen zu den Auslandseinsätzen der 

Bundeswehr in Somalia, im Kosovo, in Afghanistan und zu einem möglichen Einsatz 

im Irak untersucht. In allen vier Fällen haben sich die grundlegenden Axiome des Mo-

dells bewährt, obwohl nicht jede Einzel-Hypothese eindeutig bestätigt werden konnte. 

Als ein Kernbefund der empirischen Analysen lässt sich erstens festhalten, dass Antimi-

litarismus und Atlantizismus in allen vier analysierten Fällen wichtige Erklärungsfakto-

ren der Bevölkerungseinstellungen darstellten. Dies zeigte sich sowohl anhand der Grö-

ße der geschätzten Grundhaltungseffekte auf die Bewertung der Einsätze als auch an 

dem Varianzanteil der Einstellungen, der jeweils mit den Grundhaltungen erklärt wer-

den konnte. Im Vergleich waren die Grundhaltung zum Internationalismus und Partei-

loyalitäten deutlich weniger wichtige Erklärungsfaktoren. Die Prinzipien, die in der Au-

ßenpolitikforschung als zentrale Handlungsmaximen der Eliten identifiziert wurden, 

waren also auch in der deutschen Bevölkerung wichtige Beurteilungskriterien der Aus-

landseinsätze. In dem Ausmaß, in dem die Deutschen den Einsatz militärischer Mittel 

generell ablehnten, bewerteten sie auch konkrete Auslandseinsätze der Bundeswehr 

kritisch. Diejenigen, die eine Zusammenarbeit mit den westlichen Verbündeten befür-

worteten, wiesen positivere Einstellungen zu den Einsätzen auf. 

Zweitens belegen die Befunde, dass die Bedeutung der beiden Grundhaltungen durch 

das Informationsumfeld beeinflusst wurde. Je mehr Informationen zu einem Prinzip 

verfügbar waren, desto wichtiger war die korrespondierende Grundhaltung für die Ein-

stellungsbildung. Wenn über die traditionelle deutsche Zurückhaltung beim Einsatz mi-

litärischer Mittel diskutiert wurde, berücksichtigten die Bürger ihre Haltungen zum An-

timilitarismus besonders stark. Analog konnte auch für die Haltung zum Atlantizismus 

gezeigt werden, dass sie einen stärkeren Einfluss hatte, wenn der multilateralistische 

Aspekt im öffentlichen Diskurs besonders deutlich zutage trat. So ergab beispielsweise 

die Analyse des Somalia-Falls, in dem die Regierung die militärische Dimension des 

deutschen Einsatzes herunterspielte und die Notwendigkeit eines Nachweises der Bünd-

                                                 
133 Wiederkehrende Abweichungen der öffentlichen Debatten von den Kernelementen der strategischen 
Kultur dürften im Zeitverlauf zu einem Wandel dieser Kultur und mittelbar zu Veränderungen in der 
chronischen Aktivierbarkeit und Wichtigkeit der Grundhaltungen führen. 
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nisfähigkeit betonte, dass Atlantizismus einen größeren Effekt auf die Bevölkerungsein-

stellungen hatte als Antimilitarismus. Die Bewertung des Kosovo-Kriegs, des Afghanis-

tan-Einsatzes und des Irak-Kriegs war dagegen stärker von den grundlegenden Haltun-

gen zum Antimilitarismus geprägt.134 

Drittens lieferte die Analyse der vier Fälle keine eindeutigen Hinweise dafür, dass At-

lantizismus zu Beginn der 90er Jahre zunächst weniger wichtig war als Antimilitaris-

mus, dann in den Vordergrund trat und mit dem Wandel des Afghanistan-Einsatzes und 

in Reaktion auf den transatlantischen Konflikt über den Irak-Krieg wieder von Antimili-

tarismus als wichtigerer Grundhaltung abgelöst wurde. Tatsächlich stellt der Somalia-

Einsatz den einzigen hier analysierten Fall dar, bei dem Atlantizismus einen größeren 

Einfluss auf die Einstellungsbildung hatte als Antimilitarismus. Weiterhin ergaben sich 

aus den Analysen der Einstellungen zum Kosovo-Fall 1999 und zum Einsatz von Bo-

dentruppen in Afghanistan Ende 2001 (bei Westdeutschen) relativ große Atlantizismus-

Effekte. Bei dem möglichen Einsatz im Irak und im weiteren Verlauf des Afghanistan-

Einsatzes wies diese Grundhaltung dagegen deutlich geringere Effekte auf als Antimili-

tarismus. Somit deuten die Befunde auf einen Trend der Einstellungsbildung hin, bei 

der atlantizistische Erwägungen Anfang der 90er Jahre die wichtigere Grundhaltung 

darstellte und im Zeitverlauf unwichtiger wurde. Hierbei ist allerdings zu bedenken, 

dass der Somalia-Einsatz nicht den Beginn der Evolution der deutschen Außenpolitik 

darstellte. Wie in Kapitel 4 beschrieben wurde, schickte die Bundesregierung die Bun-

deswehr wohl nicht zuletzt deswegen nach Somalia, weil sich Deutschland nicht mit 

eigenen Truppen am Golfkrieg beteiligt hatte und sich bis zu diesem Zeitpunkt auch 

beim Krisenmanagement in Osteuropa zurückgehalten hatte. Die Analyse der Bevölke-

rungseinstellungen zu diesen möglichen Einsätzen der Bundeswehr wären eine kritische 

ergänzende Analyse für den Test der Hypothese einer größeren Relevanz von Antimili-

tarismus zu Beginn der 90er Jahre, beziehungsweise für das Muster, das sich in den 

Analysen hier abzeichnete – dass Atlantizismus zunächst wichtiger als Antimilitarismus 

(oder zumindest ähnlich wichtig) war und dann an Bedeutung verlor. Aufgrund man-

gelnder Datenverfügbarkeit konnte dies hier jedoch nicht untersucht werden. 

                                                 
134 Wie in Kapitel 5 ausführlich diskutiert, wies Atlantizismus zwar stärkere direkte Effekte auf die Ein-
stellungen zum militärischen Eingreifen im Kosovo auf als Antimilitarismus, methodische Überlegungen 
und eine Mediationsanalyse legen jedoch nahe, dass die Bedeutung von Antimilitarismus in diesem Fall 
mindestens so groß gewesen sein dürfte wie von Atlantizismus. 
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Jenseits der chronologischen Betrachtung zeigen die Ergebnisse, viertens, dass Bünd-

niserwägungen dann in den Hintergrund traten, wenn die Anwendung militärischer Ge-

walt entweder explizit geplant (wie im Kosovo- und Irak-Krieg) oder sehr wahrschein-

lich war (wie im Afghanistan-Einsatz). Selbst als die atlantizistische Perspektive in der 

öffentlichen Debatte um den Afghanistan-Einsatz kurz nach den Terroranschlägen des 

11. Septembers 2001 extrem salient war, beeinflusste Antimilitarismus die Einstellun-

gen (der Westdeutschen) stärker als Atlantizismus. Bei der Bewertung von Einsätzen 

dieses Typs hatte Antimilitarismus also offenbar Vorrang vor Atlantizismus und nur das 

Ausmaß – die Eindeutigkeit – dieses Vorrangs variierte in Abhängigkeit des Kontexts. 

Jenseits der fallweisen Betrachtung haben die Analysen der Auswirkungen von Ereig-

nissen auf die Bewertung eines Einsatzes analoge Befunde ergeben. Bei beiden betrach-

teten Ereignissen – der „Schlacht von Mogadischu“ in Somalia und dem Kunduz-

Vorfall in Afghanistan – handelte es sich um Kampfhandlungen mit vielen Todesop-

fern, die in Deutschland jeweils intensive Debatten über die Sinnhaftigkeit und Morali-

tät des Einsatzes militärischer Mittel nach sich zogen. Wie von dem vorgeschlagenen 

Modell der Einstellungsbildung vorhergesagt, gewann Antimilitarismus bei der Einsatz-

bewertung nach diesen Ereignissen an Bedeutung. Dabei ist der Somalia-Fall besonders 

instruktiv, da dort U.S.-Soldaten involviert waren und die Bundesregierung in der Folge 

betonte, eine sofortige Beendung des deutschen Einsatzes sei aus Gründen der Bündnis-

verpflichtung undenkbar. Obwohl also Bundeswehr-Soldaten nicht direkt an den 

Kampfhandlungen der „Schlacht von Mogadischu“ beteiligt waren und atlantizistische 

Erwägungen in der anschließenden öffentlichen Debatte salient waren, erhöhte sich die 

Bedeutung der antimilitaristischen Grundhaltungen.  

Fünftens zeigten die Analysen, dass die Deutschen nicht alle in gleicher Weise von dem 

gegebenen öffentlichen Diskurs beeinflusst wurden. Ost- und Westdeutsche, die in der 

DDR und der BRD unterschiedliche Sozialisationserfahrungen auf dem Gebiet der Au-

ßenpolitik gemacht hatten, unterschieden sich erwartungsgemäß nicht nur in der Bewer-

tung der Prinzipien (den Grundhaltungsniveaus), sondern auch in dem Ausmaß, in dem 

sie diese bei der Einstellungsbildung berücksichtigten. Zum einen waren Ostdeutsche 

stärker antimilitaristisch und weniger atlantizistisch eingestellt, was die Hauptgründe 

der niedrigeren Zustimmungsniveaus zu den Auslandseinsätzen der Bundeswehr in die-

sem Landesteil waren. Zum anderen wies Atlantizismus in dieser Gruppe zunächst klei-

nere Effektstärken und später eine größere Kontextabhängigkeit auf als bei den West-

deutschen; beides ist mit der Hypothese einer geringeren Vertrautheit mit der strategi-
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schen Kultur der Bundesrepublik und einer daraus folgenden geringeren chronischen 

Aktivierbarkeit von Atlantizismus vereinbar. Als zweite Subgruppenanalyse wurden 

Parteianhänger von Rot-Grün auf der einen und Schwarz-Gelb auf der anderen Seite im 

Irak-Fall separat analysiert. Die öffentliche Debatte über diesen Konflikt wurde entlang 

von Parteilinien geführt, was theoretisch zu einer Polarisierung der Einstellungen bezie-

hungsweise eine Beeinflussung der  Einstellungsbildung erwarten lässt, da Parteianhä-

nger die Überzeugungsbotschaften ihrer Partei in größerem Maße aufnehmen und bei 

der Einstellungsbildung berücksichtigen. Tatsächlich konnten derartige Unterschiede 

empirisch nachgewiesen werden: Bei Anhängern der bürgerlichen Oppositionsparteien, 

die die Bündnissolidarität mit den Vereinigten Staaten stärker betont hatten als die Re-

gierungsparteien SPD und Bündnis 90/Die Grünen, war die relative Bedeutung von At-

lantizismus größer als bei Anhängern von Rot-Grün. Dabei erwiesen sich vor allem die 

parteibezogenen Unterschiede bei der Bewertung des Irak-Kriegs als relativ klein. Die 

Subgruppenanalysen haben somit Unterschiede in der Einstellungsbildung aufgedeckt, 

die vor dem Hintergrund des zugrunde liegenden Modells zu erwarten waren. In Anbe-

tracht der Größenordnung dieser Unterschiede scheint es jedoch angemessen, als 

Hauptbefund festzuhalten, dass die Deutschen in der Frage der Auslandseinsätze der 

Bundeswehr regional und parteipolitisch eher vereint denn gespalten waren. Gleichzei-

tig impliziert das Modell, dass eine größere Rolle der Parteiloyalitäten zu erwarten ist, 

wenn derartige Meinungsverschiedenheiten über Auslandseinsätze der Bundeswehr (in 

Zukunft) auftreten. In Bezug auf Ost-West-Unterschiede ist in Zukunft dagegen eine 

weitere Angleichung der Einstellungssysteme und der Einstellungsbildung zu erwarten. 

Da die öffentlichen Debatten durch einen mal impliziten, mal expliziten Prinzipienkon-

flikt charakterisiert waren, wurde schließlich sechstens untersucht, ob Bürger, deren 

Grundhaltungen zu diesen Prinzipien in analoger Weise widersprüchliche Bewertungen 

implizierten, innere Konfliktzustände aufwiesen oder ob die relative Extremität dieser 

Haltungen möglicherweise von den Bürgern genutzt wurde, um einem Prinzip Vorrang 

vor dem anderen einzuräumen. Die Analysen lieferten keine eindeutigen Indizien für 

das Vorliegen innerer Konfliktzustände aufgrund widersprüchlicher Grundhaltungen. 

Die Erklärungsleistung der Grundhaltungen war in der Gruppe mit struktureller Ambi-

valenz stets geringer als in der Restbevölkerung, wenn man das Kriterium der statisti-

schen Signifikanz zugrunde legt. Grundhaltungen und Einstellungen scheinen in der 

erstgenannten Gruppe in einem weniger systematischen Verhältnis gestanden zu haben 

– was mit der Hypothese vereinbar ist, dass diese Grundhaltungskombination einen in-
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neren Konflikt auslösen und die Einstellungsbildung erratisch erscheinen ließ. Wie in 

den vorigen Kapiteln bereits ausführlich diskutiert wurde, können jedoch auch methodi-

sche Gründe für die große Unsicherheit der Schätzungen in dieser Gruppe verantwort-

lich sein. Eindeutigere Befunde ergaben sich für die Hypothese, dass Bürger jenes Prin-

zip stärker berücksichtigten, zu dem sie eine extremere Haltung aufwiesen. Einen klaren 

Hinweis dafür, dass eine derartige Heuristik angewendet wurde, ergab die Analyse des 

Kosovo-Falls. Bürger mit extremen Haltungen zum Einsatz militärischer Mittel berück-

sichtigten ebendiese in stärkerem Maße bei der Bewertung dieser Intervention, für Per-

sonen mit extremeren Haltungen zum Atlantizismus wurde ein spiegelbildliches Muster 

gefunden. In den anderen Fallstudien ergaben sich die erwarteten Muster, ohne dass die 

Unterschiede in den Effektstärken zwischen den Subgruppen statistisch signifikant wa-

ren. Die Hypothese relativer Extremität erfährt somit insgesamt eine gewisse Unterstüt-

zung. Die Deutschen scheinen bei der Einstellungsbildung zu den Auslandseinsätzen 

der Bundeswehr jeweils jene Grundhaltung stärker berücksichtigt zu haben, die die Be-

wertung erleichterte.  

Die Reaktion der Deutschen auf den Wandel der deutschen Außenpolitik seit Ende des 

Kalten Kriegs konnte unter Berücksichtigung der Salienz der Prinzipien Antimilitaris-

mus und Atlantizismus im öffentlichen Diskurs und bei der Einstellungsbildung befrie-

digend beschrieben und erklärt werden. Sowohl auf der gesellschaftlichen als auch der 

Individualebene wurden dabei jedoch Aspekte ausgeklammert, die in den einzelnen 

Fällen ebenfalls wichtig waren und die Einstellungsbildung beeinflusst haben dürften. 

So waren im politischen Diskurs über die Auslandseinsätze der Bundeswehr weitere 

Inhalte präsent und dominierten diesen teilweise sogar, so dass die Muster, die in den 

empirischen Analysen zwischen den vier Fällen und innerhalb der Fälle zu unterschied-

lichen Zeitpunkten identifiziert wurden, nicht notwendigerweise auf die relative Medi-

ensalienz von Antimilitarismus und Atlantizismus zurückzuführen sind. Aufgrund der 

Überdeterminiertheit des Forschungsdesigns auf der Kontextebene können die Befunde 

als mit den unterstellten Makro-Mikro-Beziehungen vereinbar angesehen werden, ohne 

dass ausgeschlossen werden kann, dass die beobachteten Muster andere Ursachen hat-

ten. Die grundhaltungsbasierten Einstellungsunterschiede vor und nach der „Schlacht 

von Mogadischu“ (Kapitel 4) sowie dem Kunduz-Vorfall (Kapitel 7) unterstreichen 

jedoch, dass das zu diesem Zeitpunkt gegebene Informationsumfeld berücksichtigt wer-

den muss, um die relative Erklärungskraft von Individualmerkmalen auf (Bevölkerungs-

)Einstellungen zu erklären. Durch den quasi-experimentellen Charakter (bei dem die 
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Anzahl der zu berücksichtigenden Kontextmerkmale drastisch reduziert ist) und die 

Verwendung identischer Messinstrumente sind diese Befunde besonders aussagekräf-

tig.135 

Auf der Individualebene wurde die empirische Analyse auf die Wirkung der Grundhal-

tungen zum Antimilitarismus und Atlantizismus beschränkt. Die Vielzahl weiterer Indi-

vidualmerkmale, die ebenfalls eine wichtige Rolle bei der Einstellungsbildung spielen 

könnten, führen bei Nichtberücksichtigung jedoch potenziell zu einer verzerrten Schät-

zung der relativen Effekte von Antimilitarismus und Atlantizismus. Um dieses Problem 

zu minimieren, wurde in den Analysen dieser Arbeit für die Grundhaltung zum Interna-

tionalismus, Parteiloyalitäten sowie einer Reihe soziodemografischer Merkmale kon-

trolliert. Letztere sollten dabei als indirekte Messungen136 jener Dispositionen dienen, 

die konfundierende Phänomene darstellen, aber aufgrund mangelnder Datenverfügbar-

keit nicht explizit berücksichtigt werden konnten. Wie bereits bei der Entwicklung des 

theoretischen Modells diskutiert wurde, sind insbesondere die zweite Multilateralismus-

Dimension, die sich auf die regelbasierte Entscheidungsfindung in internationalen Or-

ganisationen bezieht (Ecker-Ehrhardt 2012; Rattinger et al. 2016), sowie Humanitaris-

mus (Feldman und Steenbergen 2001) zu nennen. So hätten die Analysen des Kosovo-

Falls und des Irak-Falls, in denen das fehlende UN-Mandat eine wichtige Rolle in den 

öffentlichen Debatten spielte, möglicherweise zu anderen Konklusionen über die relati-

ve Bedeutung von Antimilitarismus und Atlantizismus geführt, wenn die Grundhaltun-

gen zum UN-Multilateralismus berücksichtigt worden wären. Gleiches gilt beispiels-

weise im Kosovo-Fall für die Berücksichtigung von Humanitarismus. Die Schutzver-

antwortung war hier ein zentrales Argument, mit dem vor allem Außenminister Joschka 

Fischer in seiner Partei und landesweit um Unterstützung für einen Einsatz warb. Ge-

                                                 
135 Weitere Erkenntnisse über die Relevanz von Kontextmerkmalen können gewonnen werden, indem 
Informationen über die Kontextwahrnehmung der Bürger mit den Grundhaltungen interagiert werden. 
Diese Strategie war hier aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit jedoch nicht anwendbar. Gleiches gilt 
für Umfrageexperimente, die nur vereinzelt für die Analyse der Einstellungsbildung zu diesem Thema 
durchgeführt worden sind (z.B. Mader und Schoen 2013). Da Kontextinformationen bei dieser Methode 
unter sonst gleichen Bedingungen gezielt variiert und resultierende Einstellungsunterschiede daher direkt 
auf die Manipulation zurückgeführt werden können, eignet sich dieses Verfahren hervorragend zur Isolie-
rung von Kausaleffekten. Eine Vielzahl potenziell relevanter Kontextmerkmale konnte so bereits identifi-
ziert werden (Drury et al. 2010; Herrmann et al. 1999; Johns und Davies 2012, 2014; Mader und Schoen 
2013). Dabei ist jedoch unklar, inwiefern die Erkenntnisse, die mit dieser hochgradig artifiziellen Heran-
gehensweise gewonnen wurden, auf realweltliche gesellschaftliche Situationen übertragbar sind (Black 
1955; Levitt und List 2007).  
136 Für Befunde zu dem Zusammenhang dieser Merkmale mit den interessierenden Konzepten siehe die 
Befunde in Holsti (2004), Juhasz (1996), Rattinger (1996) und Rattinger und Holst (1998). 
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genwärtige völkerrechtliche Diskussionen über die Schutzverantwortung (R2P) könnten 

entsprechend begründete Militäreinsätze in Zukunft (wieder) häufiger auf die Tagesord-

nung der Vereinten Nationen heben und damit beide Prinzipien – UN-Multilateralismus 

und Humanitarismus – in den Fokus des öffentliches Interesses rücken. Je höher ihre 

Salienz in Zukunft ist, desto problematischer wäre es, die Grundhaltungen zu diesen 

Fragen bei der Erklärung von Bevölkerungseinstellungen zu militärischen Auslandsein-

sätzen insgesamt und bei der Bestimmung der relativen Bedeutung von Antimilitaris-

mus und Atlantizismus nicht zu berücksichtigen. Ganz im Sinne des Kontextmodells ist 

der Fokus auf die Grundhaltungen zum Antimilitarismus und zum Atlantizismus inhalt-

lich nur in dem Maße gerechtfertigt, in dem der öffentliche Diskurs um diese kreist und 

sich die strategische Kultur langfristig nicht verändert. 

Nationale Identität und Länderstereotype stellen weitere wichtige Dispositionen der 

(außen- und sicherheits-)politischen Einstellungssysteme dar, die hier nicht systema-

tisch berücksichtigt wurden. Auf der einen Seite dürfte das Ausmaß, in dem Bürger die 

vorherrschende strategische Kultur ihres Landes verinnerlichen, nicht zuletzt damit zu-

sammenhängen, ob sie sich mit ihrem Land verbunden fühlen und welche weiteren 

Normen und Werte sie als konstitutiven Teil dieser Gruppenmitgliedschaft ansehen 

(Herrmann et al. 2009; Huddy und Khatib 2007; Mader und Pötzschke 2014). Auf der 

anderen Seite können die Loyalität gegenüber der eigenen Gruppe sowie die Abwertung 

von Fremdgruppen (direkte und nicht nur moderierende) Effekte auf die Einstellungen 

haben (Althaus und Coe 2011; Huddy und Feldman 2011; Kam und Ramos 2008). Ste-

reotype über wichtige Länder scheinen ebenfalls langfristig stabile Dispositionen darzu-

stellen (Peffley und Hurwitz 1992), die in systematischem Zusammenhang mit Grund-

haltungen auf der einen und Einstellungen zu politischen Sachfragen auf der anderen 

Seite stehen (Hurwitz und Peffley 1990) und als Beurteilungskriterien konkreter Aus-

landseinsätze dienen. Zukünftige Forschung sollte diese Faktoren bei der Datenerhe-

bung berücksichtigen und ihre Bedeutung für außen- und sicherheitspolitische Sachfra-

georientierungen genauer untersuchen. 

Die genannten Dispositionen lassen sich problemlos in das hier verwendete Modell der 

Einstellungsbildung integrieren. So sollte ihre Relevanz für die Einstellungsbildung 

davon abhängen, welche Rolle entsprechende Argumente im öffentlichen Diskurs zu 

einem gegeneben Zeitpunkt spielen. In dem Maße, in dem die Auseinandersetzungen 

wiederholt um diese Elemente kreisen, sollten sie bei den Bürgern eine entsprechend 

hohe chronische Aktivierbarkeit aufweisen und auch ohne explizite Erwähnung in öf-



8. Schluss 192 
 
 

 

fentlichen Debatten bei der Einstellungsbildung relevant sein. Ein naheliegendes Bei-

spiel im deutschen Kontext ist hierbei das Argument, Deutschland habe aufgrund der 

unvergleichlichen Verbrechen gegen die Menschlichkeit während der Nazizeit eine be-

sondere Verantwortung, für die Einhaltung der Menschenrechte in der Welt zu sorgen 

und müsse dort eingreifen, wo diese verletzt werden. Es zielt direkt auf die Grundhal-

tung zum Humanitarismus und dürfte diese bei der Einstellungsbildung aktivieren. 

Gleichzeitig ist anzunehmen, dass dieses Argument stärker bei jenen Bürgern verfängt, 

die sich mit der Bundesrepublik identifizieren und für die die angesprochene Lehre aus 

der Nazizeit ein Teil der eigenen nationalen Identität darstellt. Im Gegenteil dürfte die-

ser Gedankengang weniger bei Bürgern verfangen, die nationalistische oder dezidiert 

rechtsextreme Haltungen aufweisen und eine ganz andere Vorstellung davon haben, was 

es bedeutet, Deutsche zu sein. 

Zukünftige Forschung sollte diese komplizierten Beziehungen der Elemente außen- und 

sicherheitspolitischer Einstellungssysteme genauer untersuchen. Neben der angedeute-

ten Möglichkeit einer Interaktion von Gruppenidentitäten (jenseits von Parteiidentitä-

ten) und politischen Grundhaltungen bei der Einstellungsbildung, stellt sich auch die 

Frage der Kausalbeziehungen zwischen den grundlegenderen Elementen der Einstel-

lungssysteme. So wurde hier bereits diskutiert, inwiefern starker Antimilitarismus bei 

den Deutschen zu einer Ablehnung des Atlantizismus geführt oder bei überzeugten At-

lantizisten eine Neubewertung des Einsatzes militärischer Mittel ausgelöst haben könn-

te. Zudem deuten neuere Forschungsbefunde darauf hin, dass die Haltungen gegenüber 

den Vereinigten Staaten in transatlantischen Konfliktzeiten von den Grundhaltungen 

beeinflusst werden (Rattinger et al. 2016). Die Wirkungsrichtung zwischen diesen Dis-

positionen dürfte dabei nicht zuletzt durch den tagesaktuellen politischen Diskurs be-

stimmt werden. Um diese wichtigen Fragen empirisch untersuchen zu können, ist die 

Erhebung von Paneldaten, bei denen die einzelnen Befragungswellen hinreichend weit 

auseinanderliegen, notwendig und dringend geboten. 

Mit dem Hinweis auf die Abwesenheit interessenbezogener Argumente im deutschen 

Diskurs über Auslandseinsätze (Gareis 2008; Geis et al. 2010; Hellmann et al. 2008; 

Longhurst 2004; Wiesendahl 2002) und der allgemeinen Neigung von Bürgern zu moti-

vierter Informationsverarbeitung (Taber 2003; Taber und Lodge 2006; Taber und 

Young 2013) wurde der folgenorientierten Einstellungsbildung in dem hier verwendeten 

Modell der Einstellungsbildung eine untergeordnete Rolle zugewiesen. Diese Vereinfa-

chung ist zweifellos nicht bei jedem Bürger und zu jedem Zeitpunkt angemessen. So ist 
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durchaus denkbar, dass einsatzspezifische Überzeugungen unabhängig von grundlegen-

den Dispositionen in die Einstellungsbildung eingehen, indem Bürger die Bewertung 

eines gegebenen Einsatzes auf Grundlage von Kosten-Nutzen-Abwägungen vornehmen. 

Aus dieser Perspektive können das wahrgenommene Ausmaß der Zielerreichung und 

globale Bewertungen des Erfolges als Einschätzungen des Nutzens eines Einsatzes in-

terpretiert werden, während Überzeugungen bezüglich der Ausgaben sowie der Anzahl 

an Todesopfern, die ein Einsatz gefordert hat, Überlegungen zu den Kosten repräsentie-

ren (Gartner und Segura 1998; Gelpi et al. 2006; Mueller 1973; Reifler et al. 2014). Das 

hier entwickelte Modell impliziert, dass die Relevanz dieser Form der Einstellungsbil-

dung selbst wiederum von der strategischen Kultur eines Landes abhängt, speziell von 

dem Ausmaß, in dem nationale Interessen als Kategorien der Entscheidungsfindung 

über den Einsatz militärischer Mittel akzeptiert sind. Entsprechend dürften Kosten-

Nutzen-Abwägungen in den Vereinigten Staaten eine größere Rolle spielen als in 

Deutschland (Mader 2015a). Doch auch hierzulande könnte der unabhängige Erklä-

rungsbeitrag von Kosten-Nutzen-Orientierungen zunehmen, wenn die öffentliche De-

batte zukünftig verstärkt um entsprechende Aspekte kreist. 

Die in dieser Arbeit durchgeführten Subgruppenanalysen auf Grundlage der regionalen 

Herkunft und parteipolitischer Neigungen haben gezeigt, dass nicht alle Bürger in glei-

cher Weise auf gegebene Kontextmerkmale reagieren. Eine weitere wichtige Eigen-

schaft, die zu Heterogenität in der grundhaltungsbasierten Einstellungsbildung führen 

dürfte und hier nicht systematisch berücksichtigt wurde, ist die politische Involvierung. 

Zukünftige Forschung sollte untersuchen, ob die Einstellungsbildung zu Auslandsein-

sätzen der Bundeswehr jener Bürger, die den politischen Diskurs genauer verfolgen und 

besser verstehen können, in stärkerem Maße den zu einem gegebenen Zeitpunkt existie-

renden öffentlichen Diskussionstand reflektiert (Zaller 1992). Gleichzeitig weisen diese 

Bürger möglicherweise stärker ausgeprägte Grundhaltungen und bereits gebildete Ein-

stellungen zu den Einsätzen auf, so dass sie zumindest von tagesaktuellen Diskussionen 

in geringerem Maße beeinflusst werden könnten (Chong und Druckman 2007b, 2007a).  

Neben den theoretischen Blindstellen schränken methodische Probleme die Belastbar-

keit der Befunde ein. Vor allem liefert die Auswertung von Querschnittsdaten nur korre-

lative Evidenz. Ob dabei die unterstellte Kausalrichtung tatsächlich vorliegt, kann mit 

diesem Forschungsdesign letztlich nicht festgestellt werden. Je größer die konzeptionel-

le Nähe zwischen unterstellter Ursache und vermeintlicher Wirkung ist, desto theore-

tisch plausibler ist es, dass Feedback-Effekte vorliegen. Bei der grundhaltungsbasierten 
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Einstellungsbildung ist dieses Problem wohl weniger gravierend als bei Ansätzen, die 

auf einsatzspezifische Wahrnehmungen als Erklärungsfaktoren zurückgreifen (Berinsky 

und Druckman 2007). Dennoch kann nicht ausgeschlossen werden, dass vor allem ext-

reme Einstellungen gegenüber spezifischen Auslandseinsätzen Grundhaltungen beein-

flussen können. So mag die Ablehnung des Irak-Kriegs den Atlantizismus einiger Bür-

ger gesenkt haben und Haltungen zum Afghanistan-Einsatz insbesondere in der 

Spätphase den Antimilitarismus der Deutschen erhöht haben.137 

Zusätzlich zur inhaltlichen Nähe auf der konzeptionellen Ebene gilt es Probleme auf der 

Indikatorebene zu berücksichtigen. Die Analyse relativer Effektstärken und ihrer Ver-

änderung stellt hohe Anforderungen an die Messinstrumente. Diese Anforderungen 

konnten in den empirischen Analysen dieser Arbeit nicht immer erfüllt werden. Die 

verwendeten Indikatoren der beiden interessierenden Grundhaltungen und ihre Validität 

unterschieden sich zwischen den Untersuchungszeitpunkten, was die intertemporale 

Vergleichbarkeit der Befunde reduziert. Auch zu einem einzigen Zeitpunkt variierten 

die Indikatoren der interessierenden Grundhaltungen in ihrer inhaltlichen Nähe zum 

Erklärungsgegenstand und zueinander (und somit in ihrer Validität). Dies macht es be-

reits in Analysen eines einzigen Zeitpunkts schwierig, die relative Bedeutung der 

Grundhaltungen zu erfassen. Um diese Sorte von Fragen angemessen untersuchen zu 

können, ist die Entwicklung valider Messinstrumente der Grundhaltungen sowie ihre 

routinemäßige Berücksichtigung in Umfragen eine notwendige Voraussetzung (Endres 

et al. 2015a; Mérand und Foucault 2015). Mit der validen Messung dieser Konzepte 

würde auch die Erforschung der Implikationen von Grundhaltungskonstellationen er-

leichtert. So hat die Messung der Grundhaltungen auf Grundlage von Items zu Aufga-

ben der Bundeswehr und der NATO die Identifikation von Personen mit struktureller 

Ambivalenz erschwert, weil das Antimilitarismus-Niveau der Deutschen (mutmaßlich) 

unter- und das Atlantizismus-Niveau überschätzt wurden. Jenseits dieses Problems 

konnten auch die Folgen struktureller Ambivalenz nur indirekt untersucht werden, da 

keine Daten zu den kognitiven Zuständen existieren, die während der Einstellungsbil-

dung an den vergangenen Zeitpunkten vorlagen. Um Einstellungsbildungsprozesse ge-

137 Beispielsweise könnte das Ausbleiben nachhaltiger Erfolge bei Wiederaufbau, Demokratisierung und 
Entmachtung der Taliban den grundsätzlichen Glauben an die Effektivität des Instruments zur Erreichung 
dieser Ziele reduziert haben oder die Kunduz-Affäre die Zweifel an der Moralität des Instruments erhöht 
haben. 
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nauer untersuchen zu können, ist die direkte Messung dieser Zustände (beziehungsweise 

der kognitiven Prozesse) notwendig, also etwa die explizite Erfassung gefühlter Ambi-

valenz mit entsprechenden Fragebogenitems oder der impliziten Erfassung via Antwort-

latenzzeiten. 

Trotz dieser Einschränkungen hat sich die grundlegende Idee der Verknüpfung der Kon-

textelemente strategische Kultur und politischer Diskurs mit der individuellen Einstel-

lungsbildung bewährt. Eine Übertragung auf andere nationale Kontexte dürfte auf dieser 

theoretischen Grundlage aufschlussreich sein. Sie hilft beispielsweise zu verstehen, wa-

rum Parteiloyalitäten und einsatzspezifische Wahrnehmungen in Deutschland und den 

Vereinigten Staaten unterschiedlich wichtig für die Erklärung von Sachfrageorientie-

rungen waren (siehe auch Rattinger et al. 2016). Ob bewusst oder unbewusst, die mit 

Blick auf die amerikanischen Bevölkerungseinstellungen entwickelten Erklärungsansät-

ze nemen genau jene Individualmerkmale in den Blick, die mit den Eigenheiten des 

amerikanischen Kontexts korrespondieren. Fragen des nationalen Interesses und eine 

pragmatische Diskussion der Effektivität militärischer Auslandseinsätze haben dort 

zweifellos eine größere Tradition als in der Bundesrepublik. Entsprechend eignen sich 

diese Merkmale besser, um amerikanische Bevölkerungseinstellungen zu erklären 

(Drezner 2008; Gelpi et al. 2006; Jentleson 1992; Kertzer und McGraw 2012). Dagegen 

ist die relative Bedeutungslosigkeit der wahrgenommenen Einsatzziele des Afghanistan-

Einsatzes für die Einstellungsbildung in der prinzipienorientierten Tradition der deut-

schen (Debatten-)Kultur zu sehen (Mader 2015a). Eine wichtige Implikation dieser 

Überlegungen ist, dass die Befunde zur überragenden Bedeutung der außenpolitischen 

Grundhaltungen im deutschen Kontext nicht unbedingt auf andere Länder übertragen 

werden können. Nur wenn die Kontextbedingungen ähnlich sind, sind ähnliche Befunde 

zur relativen Bedeutung der Erklärungsfaktoren zu erwarten. 

Für Deutschland haben die Befunde der empirischen Analyse gezeigt, dass die politi-

schen Entscheidungsträger durchaus einen gewissen Handlungsspielraum haben, die 

Bevölkerungseinstellungen zu spezifischen Auslandseinsätzen der Bürger zu beeinflus-

sen. Auch wenn Bürger die strategische Kultur insofern internalisieren, als deren Ele-

mente eine chronische Salienz in den Einstellungssystemen aufweisen, beeinflusst die 

öffentliche Debatte deren Bedeutung von Fall zu Fall. Die Meinungsverschiebungen, 

die durch die Argumente der Fürsprecher des jeweiligen Einsatzes hervorgerufen wur-

den, waren in den hier analysierten Fällen jedoch relativ klein, wenn man den „Erfolg“ 

der Überzeugungsversuche daran misst, ob antimilitaristische Überlegungen bei der 



8. Schluss 196 
 
 

 

Einstellungsbildung noch berücksichtigt werden (oder daran, ob es den Fürsprechern 

gelungen ist, die „richtigen Gründe“ (Juhász 2001: 58) vorzubringen und die Bürger 

dazu zu bewegen, den fraglichen Einsatz anhand der Zustimmung zu diesem Grund zu 

beurteilen). In den empirischen Kapiteln wurde im Gegenteil wiederholt gezeigt, dass 

die Haltungen zum Antimilitarismus eine wichtige, meist die wichtigste, Determinante 

der Einstellungen darstellten. Dies zeigte sich insbesondere dann, wenn es bei den Eins-

ätzen um die Anwendung militärischer Gewalt ging. Anders als auf der Ebene der poli-

tischen Entscheidungsträger zeigen die Bürger zudem kaum Anzeichen dafür, dass die 

neue – inzwischen 25 Jahre währende – außen- und sicherheitspolitische Lage der wie-

dervereinigten Bundesrepublik – zu einem (intraindividuellen) Wertekonflikt geführt 

hätte.  

Somit geben die Deutschen den politischen Parteien einen Handlungsrahmen vor, in 

dem sich diese bewegen sollten, wenn sie nicht riskieren wollen, öffentliche Unterstüt-

zung einzubüßen. Militärische Interventionen, speziell wenn sie den Einsatz von Waf-

fengewalt vorsehen, befinden sich offenbar außerhalb dieses Rahmens. Ein Blick auf 

einige jüngere außenpolitische Entscheidungen suggeriert, dass die Bundesregierungen 

diesen Anreizen entsprechend handeln. So dürfte die Weigerung, sich an der Libyen-

Intervention 2011 zu beteiligen, mit der Erwartung einer ablehnenden öffentlichen Mei-

nung zusammenhängen. Gleiches gilt für den Versuch, deutsche Soldaten aus der 

Schusslinie zu halten, etwa indem die Bundeswehr in dem vergleichsweise „ruhigen“ 

Norden Afghanistans stationiert wurde (Schoen 2010). Die Berücksichtigung der laten-

ten öffentlichen Meinung – der Erwartung über die Reaktion der Bürger auf eine politi-

sche Entscheidung oder ein Ereignis (Zaller 2003) – ist für die Entscheidungsträger eine 

Möglichkeit, negative elektorale Konsequenzen zu vermeiden und führt gleichzeitig zu 

einer größeren Kongruenz von Regierungshandeln und Bevölkerungspräferenzen.138 

Auch in Zukunft wird Deutschland vor der Entscheidung stehen, die Bundeswehr ins 

Ausland zu schicken. Wie schnell diese Sachfrage salient werden kann, wurde bei der 

Entscheidung für einen deutschen Syrien-Einsatz deutlich, die Anfang Dezember 2015 

getroffen wurde. Lange hatte es nicht so ausgesehen, als würde Deutschland auf das 

Erstarken des Islamischen Staats (IS) in Irak und Syrien mit dem Einsatz der Bundes-

                                                 
138 Eine weitere, aus Sicht vieler normativer Demokratietheorien weit weniger wünschenswerte, Reaktion 
der Entscheidungsträger stellt das Überspielen realer Risiken der Auslandseinsätze und die Verweigerung 
einer kontroversen öffentlichen Debatte über dieses Thema dar.  
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wehr reagieren. Mit den Terroranschlägen in Paris im November 2015 stand ein aktive-

res Vorgehens des Westens gegen den IS jedoch plötzlich auf der Tagesordnung. Die 

Verweigerung eines deutschen Beitrags kam dabei aus Sicht der Bundesregierung of-

fenbar nicht in Frage. Einmal mehr spielten bündnisorientierte Überlegungen eine zent-

rale Rolle bei der Rechtfertigung dieser jüngsten Entscheidung, das antimilitaristische 

Prinzip hintanzustellen. Gleichzeitig zeigte sich erneut das Bemühen deutscher Ent-

scheidungsträger, die Bundeswehr aus Kampfhandlungen herauszuhalten. Solange die 

Eindrücke der Pariser Terrornacht noch frisch sind und der Einsatz von Waffengewalt 

zumindest auf deutscher Seite vermieden werden kann, dürfte dieser Einsatz eine gewis-

se öffentliche Unterstützung erfahren. Sobald diese Bedingungen nicht mehr gelten – 

wenn die militärische Dimension des Einsatzes in den Vordergrund treten sollte – ist 

dagegen mit ablehnenden Bevölkerungseinstellungen zu rechnen. 

Bereits vor den Terroranschlägen in Paris wurde wiederholt die Frage aufgeworfen, ob 

zukünftig bereits frühzeitig in Bürgerkriege eingegriffen werden sollte, um humanitäre 

Katastrophen und die Bedingungen, in denen extremistische Gruppierungen aufgrund 

anarchischer Zustände gedeihen können, gar nicht erst eintreten zu lassen. Beim Wer-

ben um Unterstützung für derartige Maßnahmen könnten in Zukunft handfeste Sicher-

heitserwägungen, Humanitarismus und die Flüchtlingsfrage in der öffentlichen Debatte 

eine wichtige Rolle spielen. Hierbei handelt es sich zum Teil um Argumente, die in der 

Vergangenheit von untergeordneter Bedeutung waren. Grundhaltungen zum Humanita-

rismus, Stereotype gegenüber Fremden und exklusive nationale Identitäten könnten 

durch derartige Debatten aktiviert werden und die Einstellungsbildung beeinflussen. Ob 

diese Dispositionen auch in der mittleren und langen Frist hinreichend wichtig sein 

werden, um zu zentralen Elementen der deutschen strategischen Kultur zu werden, ist 

ungewiss. Auf absehbare Zeit werden Antimilitarismus und – in abgeschwächter Form 

– Atlantizismus zentrale Prinzipien bleiben, mit denen die deutsche Bevölkerung Aus-

landseinsätzen der Bundeswehr bewertet. 
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Anhang A: In multivariaten Analysen verwendete Datensätze  

 

Geordnet nach erster Nennung der Studienreihe im Text: 
Verwendet in Jahr Feldzeit Modus N 
Wellen 2 und 3 der Panel-Studie im Rahmen des DFG-Projekts „Außen- und sicherheitspolitische 
Einstellungen in der Bundesrepublik“, Primärforscher Hans Rattinger; siehe auch GESIS Datenar-
chiv, Köln. ZA2980 Datenfile Version 1.1.0, doi:10.4232/1.11406 („DFG-Panel“) 
Kapitel 3 und 4 1993 Februar - März Persönlich 1143; West: 703; Ost: 740 
Kapitel 4 1993 August - November Persönlich 1111; West: 414; Ost: 597 
     
Bevölkerungsumfrage im Rahmen des Forschungsprojekts „Strategische Kulturen in Europa“, Sozial-
wissenschaftliches Institut der Bundeswehr („SOWI 2010 komparativ“) 
Kapitel 3 2010 Oktober - November Telefonisch 1000; West: 785; Ost: 215 
     
Panel-Studie zu außen- und sicherheitspolitischen Einstellungen in Deutschland; Primärforscher 
Thomas Scotto, Jason Reifler, Harald Schoen („SRS-Panel“) 
Kapitel 3 2014 Oktober Online 2632; West: 2154; Ost: 478 
     
Sicherheits- und verteidigungspolitisches Meinungsklima in der Bundesrepublik Deutschland, Sozial-
wissenschaftliches Institut der Bundeswehr („SOWI-Studien“)139 
Kapitel 5 1999 Oktober - Februar Persönlich 2724; West: 1930; Ost: 794 
Kapitel 7 2001 November - Dezember Persönlich 2462; West: 1901; Ost: 561 
Kapitel 7 2007 September - Oktober Persönlich 2224; West: 1791; Ost: 433 
Kapitel 7 2008 Mai - Juni Persönlich 2422; West: 1969; Ost: 453 
Kapitel 7 2009 September - November Persönlich 2100; West: 1686; Ost: 414 
     
World Views Survey 2002, German Marshall Fund of the United States (“WVS”) 
Kapitel 6 2002 Juni-Juli Telefon 1000; West: 832; Ost: 168 
     
Umfrage zur wehr- und sicherheitspolitische Lage, Bundesministerium der Verteidigung („BMVG-
Studien“) 
Kapitel 6, Kapitel 
7 

2003 - Telefon 2002; West: 1606; Ost: 396 

Kapitel 7 2004 - Telefon 2000; West: 1597; Ost: 403 

Kapitel 7 2005 - 
Telefon 
 

2006; West: 1599; Ost: 407 

Kapitel 7 2006 - Telefon 2001; West: 1618; Ost: 383 
Kapitel 7 2007 August Telefon 2002; West: 1617; Ost: 385 
     
Transatlantic Trends Survey 2004, German Marshall Fund of the United States („TTS”) 
Kapitel 6 2004 Juni Telefon 1001; West: 830; Ost: 171 

  

                                                 
139 Das SOWI ist 2013 in das Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr 
aufgegangen. 
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Anhang B: Ergänzende Tabellen 

 

Tabelle 31: Indikatoren in der DFG-Panelbefragung, Welle 2 
Antimilitarismus (Kern-Items) 
„Hier auf dieser Liste stehen einige Aussagen, zu denen viele Menschen unterschiedliche Meinungen 
haben. Bitte sagen Sie mir zu jeder Aussage, wieweit Sie ihr persönlich zustimmen. Bitte sagen sie es 
mir anhand dieser Skala. –2 bedeutet, dass Sie ihr überhaupt nicht zustimmen, + 2 bedeutet, dass Sie 
ihr völlig zustimmen. Mit den übrigen Werten können Sie dazwischen abstufen.“ 
 „Krieg ist manchmal notwendig, um die Interessen eines Landes zu schützen.“ (5er-Likert) 
 „Alle Streitigkeiten zwischen Staaten können durch Verhandlungen gelöst werden.“ (5er-Likert) 
 
Antimilitarismus (Aufgaben-Items) 
„Oberste Aufgabe der Bundeswehr ist der Schutz der Bundesrepublik vor Angriffen von außen. Hier 
auf dieser Liste sind einige weitere Aufgaben, welche die Bundesehr in der Zukunft haben könnte. 
Bitte sagen Sie mir zu jeder Aufgabe, ob Sie sehr dafür, eher dafür, eher dagegen oder sehr dagegen 
sind, dass die Bundeswehr diese Aufgabe in Zukunft übernimmt.“ 
 „Weltweite Einsätze zusammen mit Verbündeten zur Sicherung unserer Interessen“ (4er-Likert) 
 „Teilnahme an der Abwehr von Aggressionen im Rahmen von UNO-Einsätzen.“ (4er-Likert) 
 „Teilnahme an humanitären UNO-Aktionen, bei denen es auch zu bewaffneten Auseinandersetzun-

gen kommen könnte.“ (4er-Likert) 
 „Teilnahme an der Überwachung von Waffenstillständen durch die UNO-Truppen.“ (4er-Likert) 
 
Atlantizismus (Kern-Items) 
„Hier auf dieser Liste stehen einige Aussagen, zu denen viele Menschen unterschiedliche Meinungen 
haben. Bitte sagen Sie mir zu jeder Aussage, wieweit Sie ihr persönlich zustimmen. Bitte sagen sie es 
mir anhand dieser Skala. –2 bedeutet, dass Sie ihr überhaupt nicht zustimmen, + 2 bedeutet, dass Sie 
ihr völlig zustimmen. Mit den übrigen Werten können Sie dazwischen abstufen.“ 
 „Die NATO ist reine Geldverschwendung.“ (5er-Likert) 
 „Die NATO gefährdet den Frieden.“ (5er-Likert) 
 „Weil wir durch die NATO seit vielen Jahren Frieden hatten, sollten wir sie behalten.“ (5er-Likert) 
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Tabelle 32: Indikatoren in der SOWI-Befragung 2010, komparativ 
Antimilitarismus (Kern-Items) 
„Im Folgenden finden Sie verschiedene Aussagen zur sicherheits- und verteidigungspolitischen Aus-
richtung. Bitte sagen Sie uns, inwieweit Sie den nachfolgenden Aussagen zustimmen?“ 
 „Unter bestimmten Bedingungen ist Krieg notwendig, um Gerechtigkeit zu erlangen.“ (5er-Likert) 
 „Bundeswehr sollte zur Lösung internationaler Krisen und Konflikte auch militärische Mittel einset-

zen.“ (5er-Likert) 

Antimilitarismus (Aufgaben-Items) 
„Welche Aufgaben sollte die Bundeswehr Ihrer Meinung nach übernehmen? Stimmen Sie einer Über-
nahme der folgenden Aufgaben durch die Bundeswehr zu oder lehnen Sie dieses ab?“ 
 „Um die Versorgung Deutschlands mit Energie und Rohstoffen zu sichern.“ (5er-Likert) 
 „Um sich am Kampf gegen den internationalen Terrorismus zu beteiligen.“ (5er-Likert) 
 „Um gegen Länder, die uns bedrohen, militärisch vorzugehen.“ (5er-Likert) 
 „Um die Lage in einer Krisenregion zu stabilisieren.“ (5er-Likert) 
 „Um einem Verbündeten zu helfen, der angegriffen wurde.“ (5er-Likert) 
 „Um einen Völkermord zu verhindern.“ (5er-Likert) 

Atlantizismus (Kern-Items) 
„Hier auf dieser Liste stehen einige Aussagen, zu denen viele Menschen unterschiedliche Meinungen 
haben. Bitte sagen Sie mir zu jeder Aussage, wieweit Sie ihr persönlich zustimmen. Bitte sagen sie es 
mir anhand dieser Skala. –2 bedeutet, dass Sie ihr überhaupt nicht zustimmen, + 2 bedeutet, dass Sie 
ihr völlig zustimmen. Mit den übrigen Werten können Sie dazwischen abstufen.“ 
 „Deutschland sollte sich sicherheits- und verteidigungspolitisch vorrangig gemeinsam mit den USA 

engagieren.“ (5er-Likert) 
 „Deutschland sollte sich sicherheits- und verteidigungspolitisch vorrangig in der NATO engagieren.“

(5er-Likert) 

Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 
 „Deutschland sollte sich mit der Bundeswehr weiter an der ISAF-Mission in Afghanistan beteiligen 

und den Aufbau des Landes weiter unterstützen.“ (5er-Likert) 
 „Die Bundeswehr sollte den ISAF-Einsatz in Afghanistan umgehend beenden und alle Soldatinnen 

und Soldaten aus dem Land abziehen.“ (5er-Likert) 
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Tabelle 33: Indikatoren in der SRS-Panelbefragung, Welle 1 

Antimilitarismus (Kern-Items) 
„Nun folgen verschiedene Aussagen, denen manche Leute zustimmen, die andere aber auch ablehnen. 
Wie ist das bei Ihnen? Geben Sie bitte zu jeder Aussage an, ob Sie ihr zustimmen oder nicht.“ 
 „Deutschland sollte alles unternehmen, bis hin zum Einsatz militärischer Gewalt, um Angriffe ex-

pansionistischer Staaten zu verhindern.“ (5er-Likert) 
 „Deutschland braucht ein starkes Militär, um in der internationalen Politik etwas erreichen zu kön-

nen.“ (5er-Likert) 
 „Im Umgang mit anderen Staaten sollte unsere Regierung eher auf Härte und Stärke setzen, als ver-

ständnisvoll und nachgiebig zu sein.“ (5er-Likert) 

Atlantizismus (Verbündeten-Item) 
„Nun folgen verschiedene Aussagen, denen manche Leute zustimmen, die andere aber auch ablehnen. 
Wie ist das bei Ihnen? Geben Sie bitte zu jeder Aussage an, ob Sie ihr zustimmen oder nicht.“ 
 „In der Außenpolitik sollte Deutschland die Meinung seiner Verbündeten berücksichtigen.“ (5er-

Likert) 

Atlantizismus (NATO-Items) 
„Wie Sie vielleicht wissen, ist Deutschland Mitglied der NATO, einem militärischen und politischen 
Bündnis von 28 Staaten in Europa und Nordamerika. Mitglieder der NATO versprechen, andere Mit-
glieder zu verteidigen, wenn diese angegriffen werden. Im Gegenzug würde Deutschland als Mitglied 
Hilfe bekommen, wenn es von feindlichen Staaten oder Gruppen angegriffen würde. Hier sind einige 
Aussagen aufgelistet, die oft in Zusammenhang mit der deutschen NATO-Mitgliedschaft zu hören 
sind. Bitte geben Sie an, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen.“ 
 „Die NATO ist der Garant von Deutschlands äußerer Sicherheit.“ (5er-Likert) 
 „Ein Austritt aus der NATO würde Deutschlands Sicherheit ernsthaft gefährden.“ (5er-Likert) 
 „Um Deutschlands nationale Sicherheit zu sichern, sollten die deutschen Streitkräfte enger mit der 

NATO zusammenarbeiten.“ (5er-Likert) 
 „Deutschland sollte die NATO verlassen.“ (5er-Likert) 

Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 
 „War es Ihrer Meinung nach richtig, dass Deutschland seine Streitkräfte nach Afghanistan geschickt 

hat? Wie stehen Sie zu dieser Entscheidung, stimmen Sie ihr voll und ganz zu, stimmen Sie ihr eher 
zu, weder noch, stimmen Sie ihr eher nicht zu oder stimmen Sie ihr überhaupt nicht zu?“ (5er-Likert) 

 „Unabhängig davon, ob Sie das militärische Eingreifen für richtig halten, würden Sie sagen, dass 
Deutschland in Afghanistan seine Ziele erreicht oder verfehlt hat?“ (4er-Likert) 
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Tabelle 34: Konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus, Atlantizismus und Haltun-
gen zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr (Frühjahr 1993) 
  AM AT AU 
AM Antimilitarismus (Kern-Items)    

am1 
Krieg ist manchmal notwendig, um die Interessen eines Landes zu schüt-
zen. 

.50   

am2 
Alle Streitigkeiten zwischen Staaten können durch Verhandlungen gelöst 
werden. 

.58   

     
AU Antimilitarismus (Aufgaben-Items)    

au1 
Weltweite Einsätze zusammen mit Verbündeten zur Sicherung unserer 
Interessen.* 

 .55  

au2 
Teilnahme an der Abwehr von Aggressionen im Rahmen von UNO-
Einsätzen. 

 .51  

au3 
Teilnahme an humanitären UNO-Aktionen, bei denen es auch zu bewaff-
neten Auseinandersetzungen kommen könnte. 

 .74  

au4 
Teilnahme an der Überwachung von Waffenstillständen durch die UNO-
Truppen. 

 .64  

     
AT Atlantizismus (NATO-Items)    

at1 
Deutschland sollte sich sicherheits- und verteidigungspolitisch vorrangig 
gemeinsam mit den USA engagieren.* 

  .54 

at2 
Deutschland sollte sich sicherheits- und verteidigungspolitisch vorrangig 
in der NATO engagieren. 

  .60 

at3 „Die NATO ist reine Geldverschwendung.   .58 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2; Angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle 
Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Skalierung von AM 
und AT durch Fixierung der Varianz auf 1; gleiche Ladungen der Indikatoren von AM und AT er-
zwungen; N = 1136; χ²corr (df = 28) 160.3, RMSEA = .032 [.021, .044], CFI = .942. 
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Tabelle 35: Konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus, Atlantizismus, Haltungen 
zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr und Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz (2010) 

AM AT AU AF 
AM Antimilitarismus 

am1 
Unter bestimmten Bedingungen ist Krieg notwendig, um Gerech-
tigkeit zu erlangen. 

.60 

am2 
Bundeswehr sollte zur Lösung internationaler Krisen und Konflikte 
auch militärische Mittel einsetzen. .68 

AU Aufgabenspektrum der Bundeswehr 

au1 
Um die Versorgung Deutschlands mit Energie und Rohstoffen zu
sichern. 

.33 

au2 
Um sich am Kampf gegen den internationalen Terrorismus zu be-
teiligen. 

.61 

au3 Um gegen Länder, die uns bedrohen, militärisch vorzugehen. .49 
au4 Um die Lage in einer Krisenregion zu stabilisieren. .54 
au5 Um einem Verbündeten zu helfen, der angegriffen wurde. .55
au6 Um einen Völkermord zu verhindern. .51 

AT Atlantizismus (NATO-Items) 

at1 
Deutschland sollte sich sicherheits- und verteidigungspolitisch
vorrangig gemeinsam mit den USA engagieren.* 

.49 

at2 
Deutschland sollte sich sicherheits- und verteidigungspolitisch
vorrangig in der NATO engagieren. 

.60 

AF Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 

af1 
Deutschland sollte sich mit der Bundeswehr weiter an der ISAF-
Mission in Afghanistan beteiligen und den Aufbau des Landes 
weiter unterstützen.* 

.99 

af2 
Die Bundeswehr sollte den ISAF-Einsatz in Afghanistan umgehend
beenden und alle Soldatinnen und Soldaten aus dem Land abziehen 

.68 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2010 komparativ; Angegeben sind standardisierte Faktorladungen; 
alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Skalierung von 
AM und AU durch Fixierung der Varianz auf 1; listenweiser Ausschluss fehlender Werte um robuste 
Schätzung zu gewährleisten; N = 914; χ²corr (df = 49) 326.6, RMSEA = .062 [.054, .070], CFI = .857. 



Anhang B: Ergänzende Tabellen 214 
 
 

 

Tabelle 36: Konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus, Atlantizismus, Haltungen 
zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr und Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz (2014) 
  AM AT AF 
AM Antimilitarismus (Kern-Items)    

am1 
Deutschland sollte alles unternehmen, bis hin zum Einsatz militärischer 
Gewalt, um Angriffe expansionistischer Staaten zu verhindern.* 

.68   

am2 
Deutschland braucht ein starkes Militär, um in der internationalen Politik 
etwas erreichen zu können.“ 

.74   

am3 
Im Umgang mit anderen Staaten sollte unsere Regierung eher auf Härte 
und Stärke setzen, als verständnisvoll und nachgiebig zu sein. 

.42   

     
AT Atlantizismus (NATO-Items)    
at1 Die NATO ist der Garant von Deutschlands äußerer Sicherheit.*  .81  

at2 
Ein Austritt aus der NATO würde Deutschlands Sicherheit ernsthaft ge-
fährden. 

 .76  

at3 
Um Deutschlands nationale Sicherheit zu sichern, sollten die deutschen 
Streitkräfte enger mit der NATO zusammenarbeiten. 

 .77  

at4 Deutschland sollte die NATO verlassen.  .56  
     
AF Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz    
af1 Die NATO ist der Garant von Deutschlands äußerer Sicherheit.   .99 

af2 
Ein Austritt aus der NATO würde Deutschlands Sicherheit ernsthaft ge-
fährden. 

  .56 

Anmerkungen: Datenbasis SRS-Panel, Welle 1; Angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle 
Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Skalierung von AF 
durch Fixierung der Varianz auf 1; listenweiser Ausschluss fehlender Werte um robuste Schätzung zu 
gewährleisten; N = 1854; χ²corr (df = 24) 277.6, RMSEA = .069 [.061, .077], CFI = .941. 
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Tabelle 37: Indikatoren im DFG-Panel 
Einstellungen zum deutschen Somalia-Einsatz 
 „Die Beteiligung deutscher Truppen an der UNO-Aktion in Somalia ist richtig.“ (5er-Likert) 
 
Antimilitarismus 
 „Krieg ist manchmal notwendig, um die Interessen eines Landes zu schützen.“ (5er-Likert) 
 „Alle Streitigkeiten zwischen Staaten können durch Verhandlungen gelöst werden.“ (5er-Likert) 
Atlantizismus 
 „Die NATO ist reine Geldverschwendung.“ (5er-Likert) 
 „Die NATO gefährdet den Frieden.“ (5er-Likert) 
 „Weil wir durch die NATO seit vielen Jahren Frieden hatten, sollten wir sie behalten.“ (5er-Likert) 
Internationalismus 
 „Deutschland sollte eine aktivere Rolle in der Weltpolitik spielen.“ (5er-Likert) 
 „Deutschland sollte sich nicht um weltpolitische Angelegenheiten kümmern, sondern sich auf die 

Probleme im eigenen Land konzentrieren.“ (5er-Likert) 
 „Deutschland sollte sich nicht um weltpolitische Angelegenheiten kümmern, sondern sich auf die 

Probleme im eigenen Land konzentrieren.“ (5er-Likert) 
 
Weitere Operationalisierungen  
Strukturelle Ambivalenz: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Ausprägung der 
Grundhaltungen zu Antimilitarismus und Atlantizismus größer als der jeweilige Medianwert ausfiel 
und sonst „0“.  
Relative Extremität: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Ausprägung der Grund-
haltung zum Atlantizismus extremer ausfiel als jene zum Antimilitarismus. Die Extremität der Grund-
haltungen wurde gebildet, indem die Ausprägungen der Grundhaltungen am Median gefaltet wurden. 
Politisches Interesse: „Man kann sich ja nicht in allen Bereichen gleich gut auskennen. Sagen Sie mir 
bitte, wie stark Sie sich für Verteidigungsfragen und Außenpolitik interessieren.“ (5er-Likert); „Wie 
genau verfolgen Sie Nachrichten über folgende Dinge: „Internationale Ereignisse“ / „Die deutsche 
Außenpolitik“ (5er-Likert). Es wurde ein Summenindex berechnet und der Wertebereich auf 0-1 ska-
liert. 
Parteiidentifikation: „Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere Zeit einer bestimmten Partei 
zu, obwohl sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz 
allgemein gesprochen – einer bestimmten Partei zu? Wenn ja, welcher?“ Auf Grundlage der Antworten 
wurden Dummy-Variablen für CDU/CSU, FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS gebildet, die 
jeweils den Wert „1“ aufweisen, wenn eine entsprechende Parteiidentifikation angegeben wurde und 
sonst „0“. 
Alter: In Jahren. 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abitur, Fachhochschulreife, bezie-
hungsweise 12-klassige erweiterte Oberschule“ oder „abgeschlossenes Studium an Hoch- oder Fach-
hochschule, Universität, Akademie, Polytechnikum“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und 
sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst 
„0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundes-
land (plus Ostberlin) angegeben wurde und sonst „0“. 
Nach 4.10. befragt: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragung nach dem 
4.10.1993 durchgeführt wurde und sonst „0“. 
Anmerkungen: Einstellungen zum deutschen Somalia-Einsatz wurden in der dritten Welle der Wieder-
holungsbefragung erhoben, sonst Welle 2. 
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Tabelle 38: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus, At-
lantizismus und Haltungen zum Aufgabenspektrum der Bundeswehr (Frühjahr 1993) 

Westdeutschland Ostdeutschland 
AM AT AU AM AT AU 

AM Antimilitarismus 

am1 
Krieg ist manchmal notwendig, um die Interessen
eines Landes zu schützen* 

.63 .68 

am2 
Alle Streitigkeiten zwischen Staaten können durch
Verhandlungen gelöst werden .40 .42 

AT Atlantizismus 
at1 Die NATO ist reine Geldverschwendung* .62 .62 
at2 Die NATO gefährdet den Frieden .55 .59 

at3 
Weil wir durch die NATO seit vielen Jahren Frie-
den hatten, sollten wir sie behalten 

.52 .59 

AU Aufgabenspektrum der Bundeswehr 

au1 
Weltweite Einsätze zusammen mit Verbündeten
zur Sicherung unserer Interessen 

.56 .54 

au2 
Teilnahme an humanitären UNO-Aktionen, bei 
denen es auch zu bewaffneten Auseinandersetzun-
gen kommen könnte 

.63 .68 

au3 
Teilnahme an der Abwehr von Aggressionen im
Rahmen von UNO-Einsätzen 

.73 .71 

au4 
Teilnahme an der Überwachung von Waffenstill-
ständen durch die UNO-Truppen 

.63 .62 

Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2; Angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle 
Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Skalierung von AU 
durch Fixierung der Varianz auf 1; gleiche Ladungen der Indikatoren von AM und AT erzwungen; at2 
wurde in Ostdeutschland frei geschätzt; listenweiser Ausschluss fehlender Werte um robuste Schät-
zung zu gewährleisten; N = 546 (West), 590 (Ost); χ²corr (df = 61) = 267.3 (davon West: 100.9; Ost: 
166.5), RMSEA = .045 [.035, .056], CFI = .906. 
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Tabelle 39: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus und 
Atlantizismus (Frühjahr 1993) 

Westdeutschland Ostdeutschland 
AM AT AM AT 

AM Antimilitarismus

am1 
Krieg ist manchmal notwendig, um die Interessen
eines Landes zu schützen* 

.55 .68 

am2 
Alle Streitigkeiten zwischen Staaten können
durch Verhandlungen gelöst werden .41 .48 

AT Atlantizismus 
at1 Die NATO ist reine Geldverschwendung* .63 .64 
at2 Die NATO gefährdet den Frieden .55 .60 

at3 
Weil wir durch die NATO seit vielen Jahren Frie-
den hatten, sollten wir sie behalten 

.53 .59 

Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2; Angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle 
Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; gleiche Ladungen der 
Indikatoren von AM und AT erzwungen; at2 wurde in Ostdeutschland frei geschätzt; listenweiser Aus-
schluss fehlender Werte um robuste Schätzung zu gewährleisten;; N = 608 (West), 636 (Ost); χ²corr (df 
= 14) = 60.0 (davon West: 49.1; Ost: 10.9), RMSEA = .041 [.019, .063], CFI = .940. 
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Tabelle 40: Politisches Interesse und Parteiidentifikation als Moderatoren der Grundhaltungsef-
fekte auf die Einstellungen zum Somalia-Einsatz (Herbst 1993) 
 Politisches Interesse  Parteilager 
 Niedrig Hoch  Andere Regierung 
Grundhaltungen      
Antimilitarismus –.12 –.47*** –.32*** –.05 
 (.12) (.14) (.10) (.18) 
Atlantizismus .54*** .50** .56*** .24 
 (.15) (.16) (.11) (.29) 
Internationalismus .03 .14 .01 .26 
 (.10) (.12) (.07) (.17) 
Parteiidentifikation     
CDU/CSU –.02 .03   
 (.06) (.06)   
FDP –.02 –.05  –.04 
 (.15) (.14)  (.10) 
SPD .02 .03 .02  
 (.05) (.06) (.04)  
Grüne .06 .06 .06  
 (.08) (.11) (.07)  
PDS –.09 –.06 –.07  
 (.10) (.08) (.06)  
Involvierung und Sozialstruktur     
Politisches Interesse   –.01 .05 
   (.09) (.19) 
Alter (in Jahren) –.00 –.00 –.00 .00 
 (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch –.01 –.04 –.06 .04 
 (.05) (.04) (.04) (.07) 
Geschlecht: Weiblich –.01 –.05 –.02 –.08 
 (.04) (.04) (.03) (.07) 
Herkunft: Ostdeutschland .03 .15* .06 .09 
 (.05) (.07) (.05) (.09) 
Nach 4.10. befragt –.09* –.03 –.08* –.02 
 (.04) (.05) (.04) (.07) 
     
Konstante .31* .45** .48*** .14 
 (.13) (.15) (.11) (.20) 
N 463 335  596 202 
Korr. R2 .07 .22 .17 .06 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und 3; berichtet werden unstandardisierte lineare Re-
gressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; das politische Interesse gilt als „gering“ 
(„hoch“), wenn der Indexwert der oben verwendeten Variable „politisches Interesse“ unter (über) ih-
rem Medianwert liegt; zum Regierungslager zählen Personen mit einer Parteiidentifikation mit der 
CDU/CSU oder der FDP; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 41: Konstellationen als Moderatoren der Grundhaltungseffekte auf die Einstellungen 
zum Somalia-Einsatz (Herbst 1993) 
 Strukturelle 

Ambivalenz 
Relative 

Extremität 
Grundhaltungen   
Antimilitarismus –.32** –.30** 
 (.10) (.11) 
Antimilitarismus*strukturelle Ambivalenz .22  
 (.38)  
Antimilitarismus*relative Extremität  –.12 
  (.18) 
Atlantizismus .50*** .36 
 (.12) (.19) 
Atlantizismus*strukturelle Ambivalenz .14  
 (.38)  
Atlantizismus*relative Extremität  .19 
  (.19) 
strukturelle Ambivalenz (Antimilitarismus, Atlantizismus) –.23 .04 
 (.44) (.05) 
Relative Extremität (Antimilitarismus, Atlantizismus) .05 –.01 
 (.03) (.18) 
Internationalismus .05 .04 
 (.07) (.07) 
Parteiidentifikation   
CDU/CSU –.01 –.01 
 (.04) (.04) 
FDP –.04 –.04 
 (.10) (.09) 
SPD .02 .01 
 (.04) (.04) 
Bündnis 90/Die Grünen .06 .06 
 (.07) (.07) 
PDS –.12* –.11 
 (.06) (.06) 
Involvierung und Sozialstruktur   
Politisches Interesse .01 .01 
 (.08) (.09) 
Alter (in Jahren) –.00 –.00 
 (.00) (.00) 
Bildung: Hoch –.03 –.03 
 (.04) (.04) 
Geschlecht: Weiblich –.02 –.02 
 (.03) (.03) 
Herkunft: Ostdeutschland .09* .08* 
 (.04) (.04) 
Nach 4.10. befragt –.07* –.07* 
 (.03) (.03) 
   
Konstante .40*** .48** 
 (.11) (.15) 
N 798 798 
Korr. R2 .13 .13 
Anmerkungen: Datenbasis DFG-Panel, Welle 2 und 3; berichtet werden unstandardisierte lineare Re-
gressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikations-
variablen ist „andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < 
.01; * p < .05. 
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Tabelle 42: Indikatoren in der SOWI-Befragung 1999 
Einstellungen zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien 
 „Finden Sie es richtig, dass sich die Bundeswehr an den Luftschlägen gegen Jugoslawien beteiligt hat?“ (4er 

Likert) * 
 „Die deutsche Regierung handelte im Kosovo-Konflikt verantwortungsbewusst“ (4er Likert)* 
 „Ist es richtig, dass die Bundeswehr an KFOR teilnimmt?“ (4er Likert) * 
 „Finden Sie es richtig, dass die NATO in den Konflikt in Bosnien eingegriffen hat?“ (4er Likert)* 
 
Antimilitarismus 
Hier auf dieser Liste stehen einige Handlungsmöglichkeiten für Deutschland, bei der Bewältigung internationaler 
Probleme und Konflikte mitzuhelfen. Sagen Sie mir bitte jeweils anhand der Skala, ob Deutschland diese Hand-
lungsmöglichkeit sicher nicht, eher nicht, eher schon oder sicher wählen sollte?* 
 „Friedenssichernde Bundeswehreinsätze.“ (4er Likert) 
 „Friedensschaffende (Kampf-)Einsätze der Bundeswehr.“ (4er Likert) 
 „Soll die Bundeswehr künftig bei folgenden Aufgaben tätig werden oder nicht?“* 
 „Kampfeinsätze im Auftrag internationaler Organisationen.“ (4er Likert) 
Atlantizismus 
 „Wenn Sie einmal an die folgenden Organisationen beziehungsweise Einsätze denken: Wie ist ihre generelle 

Einstellung?“ – „Zur NATO“ (4er Likert) 
 „Eignung der NATO-Mitgliedschaft, um Deutschland vor militärischen Risiken zu schützen“ (4er Likert) * 
 „Einstellung zu: Amerikanern.“ (7er Likert) * 
 „Was halten Sie von einer intensiven militärischen Zusammenarbeit mit den Streitkräften der folgenden Länder, 

die ich Ihnen jetzt vorlesen werde?“ – „USA“ (6er Likert) 
 „Die dominierende Stellung der USA in NATO ist gut.“ (4er Likert)* 
Internationalismus 
 „Es wird viel von der größeren Verantwortung gesprochen, die dem vereinten Deutschland weltweit zugewach-

sen ist. Ich lese Ihnen hierzu zwei Aussagen vor. Was meinen Sie, wie sollte sich Deutschland in der internatio-
nalen Politik am Ehesten verhalten: Eher eine aktive Politik verfolgen und bei der Bewältigung von Problemen, 
Krisen und Konflikten mithelfen, oder eher auf die Bewältigung der eigenen Probleme konzentrieren und sich 
aus Problemen, Krisen und Konflikten möglichst heraushalten?“ (dichotom) 

 
Weitere Operationalisierungen 
Strukturelle Ambivalenz: Wie in Kapitel 4 (siehe Tabelle 37). 
Relative Extremität: Wie in Kapitel 4 (siehe Tabelle 37). 
Strukturelle Ambivalenz: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Ausprägung der Grundhaltungen 
zu Antimilitarismus und Atlantizismus größer als der jeweilige Medianwert ausfiel und sonst „0“.  
Relative Extremität: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Ausprägung der Grundhaltung zum 
Atlantizismus extremer ausfiel als jene zum Antimilitarismus. Die Extremität der Grundhaltungen wurde gebildet, 
indem die Ausprägungen der Grundhaltungen am Median gefaltet wurden. 
Politisches Wissen: Aus 3 Wissensfragen zu „Truppenstärke der Bundeswehr“ (richtige Antwort: 300000-
350000), „Dauer des Wehrdienstes“ (richtige Antwort: 10 Monate) und „Name des Verteidigungsministers“ (rich-
tige Antwort: Rudolf Scharping) wurden Dummy-Variablen gebildet, die den Wert „1“ aufweisen, wenn die rich-
tige Antwort genannt wurde und sonst „0“. Aus diesen Variablen wurde ein Summenindex berechnet und dessen 
Wertebereich auf 0-1 skaliert. 
Parteiidentifikation: „Viele Leute in der Bundesrepublik neigen längere Zeit einer bestimmten Partei zu, obwohl 
sie auch ab und zu eine andere Partei wählen. Wie ist das bei Ihnen: Neigen Sie – ganz allgemein gesprochen – 
einer bestimmten Partei zu? Wenn ja, welcher?“ Auf Grundlage der Antworten wurden Dummy-Variablen für 
CDU/CSU, FDP, SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS gebildet, die jeweils den Wert „1“ aufweisen, wenn eine 
entsprechende Parteiidentifikation angegeben wurde und sonst „0“. 
Alter: In Jahren 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abitur, (Fach-)Hochschulreife“ oder „Studium“ als 
höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland (plus 
Ostberlin) angegeben wurde und sonst „0“. 
Anmerkungen: * Da die Fragebögen der Umfrage nicht verfügbar sind, mussten die Fragetexte aus einem Beitrag 
von Biehl (2001), den Variablenlabeln sowie folgenden Wellen der SOWI-Bevölkerungsbefragung rekonstruiert 
werden. 
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Tabelle 43: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus, At-
lantizismus und den Einstellungen zum Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien (1999) 
  Westdeutschland  Ostdeutschland 
  JU AM AT  JU AM AT 

JU Einstellungen zum militärischen Eingreifen im 
ehemaligen Jugoslawien        

ju1 
Richtig, dass sich die Bundeswehr an den Luft-
schlägen gegen Jugoslawien beteiligt hat?* 

.81    .85   

ju2 
Verantwortungsbewusstes Handeln im Kosovo-
Konflikt? .55    .55   

ju3 
Richtig, dass die Bundeswehr an KFOR teil-
nimmt? .74    .66   

ju4 
Richtig, dass die NATO in den Konflikt in Bosni-
en eingegriffen hat? 

.87    .86   

         
AM Antimilitarismus        

am1 
Handlungsmöglichkeit wählen: Friedenssichernde 
Bundeswehreinsätze* 

 .70    .71  

am2 
Handlungsmöglichkeit wählen: Friedensschaffen-
de (Kampf-)Einsätze der Bundeswehr 

 .74    .71  

am3 
Soll die Bundeswehr künftig tätig werden bei: 
Kampfeinsätze im Auftrag internationaler Organi-
sationen 

 .70    .68  

         
AT Atlantizismus        
at1 Generelle Einstellung zur NATO*   .76    .76 

at2 
NATO-Mitgliedschaft geeignet, um Deutschland 
vor militärischen Risiken zu schützen? 

  .64    .45 

at3 Einstellung zu Amerikanern   .43    .43 

at4 
Intensiven militärischen Zusammenarbeit mit den 
Streitkräften der USA 

  .68    .65 

at5 
Die dominierende Stellung der USA in NATO ist 
gut.   .42    .47 

Anmerkungen: Angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle Koeffizienten sind statistisch 
signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Fehlerkovarianzen am2am3 und at4at5 frei 
geschätzt; N = 1930 (West), 794 (Ost); χ²corr (df = 116) = 779.7 (davon West: 491.3; ), RMSEA = .051 
[.046, .055], CFI = .941. 
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Tabelle 44: Politisches Wissen als Moderator der Grundhaltungseffekte auf die Einstellungen 
zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien (1999) 
 Gesamtdeutschland  West Ost 
 (1) (2) (3)  (4) (5) 
Grundhaltungen       
Antimilitarismus  –.27*** –.23*** –.25*** –.15*** 
  (.01) (.03) (.03) (.04) 
Antimilitarismus*Wissen   –.09 –.08 –.17* 
   (.05) (.06) (.08) 
Atlantizismus  .85*** .93*** .91*** 1.03*** 
  (.02) (.03) (.04) (.05) 
Atlantizismus*Wissen   –.17** –.19* –.14 
   (.06) (.08) (.08) 
Internationalismus  .02*** .02** .02* .02 
  (.00) (.01) (.01) (.02) 
Internationalismus*Wissen   –.00 .00 –.01 
   (.02) (.02) (.03) 
Wissen .03* .01 .16** .15* .21** 
 (.02) (.01) (.05) (.07) (.08) 
Parteiidentifikation      
CDU/CSU .09*** –.01* –.01* –.01 –.01 
 (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
FDP .05* –.02* –.02* –.02 –.03 
 (.02) (.01) (.01) (.01) (.02) 
SPD .07*** –.01 –.01 –.01 –.02 
 (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) 
Bündnis 90/Die Grünen –.02 –.02* –.02* –.01 –.05** 
 (.02) (.01) (.01) (.01) (.02) 
PDS –.06** –.00 –.01 .03 –.03 
 (.02) (.01) (.01) (.02) (.01) 
Sozialstruktur      
Alter (in Jahren) –.00 –.00** –.00** –.00* –.00 
 (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch .01 .01** .01** .01* .02* 
 (.01) (.00) (.00) (.01) (.01) 
Geschlecht: Weiblich –.05*** –.01*** –.01*** –.02*** –.01 
 (.01) (.00) (.00) (.00) (.01) 
Herkunft: Ostdeutschland –.14*** –.05*** –.05***   
 (.01) (.01) (.01)   
      
Konstante .64*** .20*** .14*** .17*** –.03 
 (.02) (.02) (.03) (.04) (.04) 
N 2724 2705 2705  1915 790 
Korr. R2 .01 .81 .81 .79 .83 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; berichtet werden unstandardisierte lineare Regressionskoeffi-
zienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikationsvariablen ist 
„andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 45: Konstellationen als Moderatoren der Grundhaltungseffekte auf die Einstellungen 
zum militärischen Eingreifen im ehemaligen Jugoslawien (1999) 
 Strukturelle 

Ambivalenz 
Relative 

Extremität 
Grundhaltungen   
Antimilitarismus –.29*** –.33*** 
 (.02) (.02) 
Antimilitarismus*strukturelle Ambivalenz –.04  
 (.07)  
Antimilitarismus*relative Extremität  .20*** 
  (.04) 
Atlantizismus .83*** .75*** 
 (.02) (.03) 
Atlantizismus*strukturelle Ambivalenz .23*  
 (.10)  
Atlantizismus*relative Extremität  .17*** 
  (.04) 
strukturelle Ambivalenz (Antimilitarismus, Atlantizismus) –.13 .02* 
 (.08) (.01) 
Relative Extremität (Antimilitarismus, Atlantizismus) –.01* –.19*** 
 (.00) (.04) 
Internationalismus .02*** .02*** 
 (.00) (.00) 
Parteiidentifikation   
CDU/CSU –.01* –.01* 
 (.01) (.01) 
FDP –.02* –.02* 
 (.01) (.01) 
SPD –.01 –.01 
 (.01) (.01) 
Bündnis 90/Die Grünen –.02 –.02* 
 (.01) (.01) 
PDS –.00 –.01 
 (.01) (.01) 
Involvierung und Sozialstruktur   
Politisches Wissen .01 .01 
 (.01) (.01) 
Alter (in Jahren) –.00* –.00** 
 (.00) (.00) 
Bildung: Hoch .01** .01** 
 (.00) (.00) 
Geschlecht: Weiblich –.01*** –.01*** 
 (.00) (.00) 
Herkunft: Ostdeutschland –.05*** –.05*** 
 (.01) (.01) 
   
Konstante .23*** .29*** 
 (.02) (.03) 
N 2705 2705 
Korr. R2 .81 .81 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; berichtet werden unstandardisierte lineare Regressionskoeffi-
zienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikationsvariablen ist 
„andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 46: Erklärungsfaktoren der Bewertung „Finden Sie es richtig, dass sich die Bundeswehr 
an den Luftschlägen gegen Jugoslawien beteiligt hat?“ (1999) 
 Gesamtdeutschland  West Ost 
 (1) (2) (3) (4)  (5) (6) 
Grundhaltungen        
Antimilitarismus  –.38*** –.88***  –.40*** –.29*** 
  (.04) (.03)  (.05) (.06) 
Atlantizismus  .92***  1.23*** .90*** 1.03*** 
  (.05)  (.03) (.06) (.07) 
Internationalismus  .05*** .07*** .08*** .06*** .03 
  (.01) (.01) (.01) (.01) (.02) 
Parteiidentifikation       
CDU/CSU .10*** –.02 .01 –.02 –.03 .01 
 (.03) (.02) (.02) (.02) (.02) (.03) 
FDP .06 –.04 –.03 –.03 –.04 –.02 
 (.04) (.03) (.04) (.03) (.04) (.05) 
SPD .07** –.02 –.00 –.01 –.02 –.01 
 (.03) (.02) (.02) (.02) (.02) (.03) 
Bündnis 90/Die Grünen –.04 –.04 –.05 –.04 –.04 –.05 
 (.04) (.03) (.03) (.03) (.03) (.04) 
PID PDS –.07 –.01 –.06 .01 .07 –.02 
 (.04) (.03) (.03) (.03) (.06) (.04) 
Involvierung und Sozialstruktur       
Politisches Wissen .00 –.02 .01 –.04 –.05* .08* 
 (.03) (.02) (.02) (.02) (.02) (.03) 
Alter (in Jahren) –.00 –.00 –.00 –.00* –.00 .00 
 (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch .01 .01 .00 .00 .01 .01 
 (.02) (.01) (.01) (.01) (.02) (.02) 
Geschlecht: Weiblich –.07*** –.04*** –.05*** –.04*** –.04*** –.02 
 (.01) (.01) (.01) (.01) (.01) (.02) 
Herkunft: Ostdeutschland –.16*** –.05*** –.09*** –.05***   
 (.02) (.01) (.01) (.01)   
       
Konstante .58*** .13** .88*** –.22*** .18** –.14* 
 (.04) (.05) (.03) (.03) (.06) (.07) 
N 2699 2683 2683 2683  1897 786 
Korr R2 .09 .53 .43 .51 .51 .54 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; berichtet werden unstandardisierte lineare Regressionskoeffi-
zienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikationsvariablen ist 
„andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 47: Erklärungsfaktoren der Bewertung „Die Bundesregierung handelte im Kosovokon-
flikt verantwortungsbewusst“ (1999) 

Gesamtdeutschland West Ost 
(1) (2) (3) (4) (5) (6) 

Grundhaltungen 
Antimilitarismus –.25*** –.59*** –.24*** –.29*** 

(.04) (.03) (.05) (.07) 
Atlantizismus .65*** .87*** .62*** .72*** 

(.05) (.04) (.06) (.09) 
Internationalismus .01 .02 .03* .01 –.00 

(.01) (.01) (.01) (.01) (.02) 
Parteiidentifikation 
CDU/CSU .10*** .03 .06* .03 .04 –.01 

(.03) (.02) (.02) (.02) (.03) (.04) 
FDP –.01 –.05 –.04 –.05 –.06 –.02 

(.04) (.03) (.04) (.03) (.04) (.06) 
SPD .08** .03 .04 .03 .04 –.01 

(.03) (.02) (.02) (.02) (.03) (.05) 
Bündnis 90/Die Grünen –.03 –.03 –.03 –.03 –.03 .00 

(.04) (.03) (.03) (.03) (.04) (.06) 
PID PDS –.15*** –.10** –.13*** –.09* –.18** –.07 

(.04) (.03) (.04) (.03) (.06) (.05) 
Involvierung und Sozialstruktur 
Politisches Wissen .05 .03 .06* .02 .04 .01 

(.02) (.02) (.02) (.02) (.03) (.04) 
Alter (in Jahren) .00* .00** .00*** .00* .00** –.00 

(.00) (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch .02 .03* .02 .03* .03* .00 

(.02) (.01) (.01) (.01) (.02) (.03) 
Geschlecht: Weiblich –.01 .02 .01 .02 .02 .03 

(.01) (.01) (.01) (.01) (.01) (.02) 
Herkunft: Ostdeutschland –.04* .03* .01 .03*

(.02) (.01) (.01) (.01) 

Konstante .58*** .24*** .77*** .01 .23*** .34*** 
(.03) (.05) (.03) (.04) (.06) (.09) 

N 2388 2374 2374 2374 1706 668 
Korr R2 .06 .31 .25 .30 .30 .32 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 1999; berichtet werden unstandardisierte lineare Regressionskoeffi-
zienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikationsvariablen ist 
„andere/keine/fehlender Wert“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 48: Indikatoren im World Views Survey 2002 
Einstellungen zu einem möglichen Irak-Einsatz 
 „Stellen Sie sich vor, [dass es sich herausstellt, dass der Irak Massenvernichtungswaffen besitzt O-

DER dass der Irak die terroristische Gruppe von Osama bin Laden unterstützt hat]. Die Vereinigten 
Staaten von Amerika ziehen in Betracht, den Irak anzugreifen, um Saddam Hussein zu stürzen [mit 
Zustimmung der Vereinten Nationen ODER ohne Zustimmung der Vereinten Nationen]. Es wird er-
wartet, dass der Krieg [viele ODER wenige]westliche Opfer/Verluste mit sich bringt. Sollte die deut-
sche Regierung sich an der Aktion beteiligen oder sollten wir uns heraushalten?“ (dichotom) 

Antimilitarismus 
 „Würden Sie mir bitte für jeden einzelnen der folgenden Gründe sagen, ob Sie den Einsatz deutscher 

Truppen befürworten oder nicht?“ – „Einsatz deutscher Truppen, um die Ölversorgung zu garantie-
ren.“ (dichotom) 

 „Würden Sie die folgenden Maßnahmen zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus begrüßen 
oder ablehnen.“ – „Angriffe von Bodentruppen gegen terroristische Trainingscamps und andere Ein-
richtungen.“ (dichotomt) 

Atlantizismus 
 „Wie wünschenswert ist es Ihrer Meinung nach, dass die Vereinigten Staaten von Amerika eine starke 

Führung in der internationalen Politik ausüben?“ (4er Likert) 
 „Als nächstes möchte ich Sie bitten, ihre Gefühle gegenüber einigen Ländern zu bewerten. 100 steht 

für ein sehr positives Gefühl, 0 für ein sehr negatives Gefühl und 50 für ein weder positives noch ne-
gatives Gefühl. Sie können jeden Wert zwischen 0 und 100 verwenden. Je höher die Zahl desto zuge-
taner sind Sie diesem Land. – Vereinigte Staaten von Amerika“ (Skala von 0 bis 100) 

 „Einige sagen, dass die amerikanische Außenpolitik zu dem Anschlag vom 11. September beigetra-
gen hat. Stimmen Sie dieser Aussage zu oder nicht?“ (dichotom) 

 „Einige sagen, dass die NATO immer noch für die Sicherheit unserer Länder von Bedeutung ist. An-
dere sind der Meinung, dass dies nicht mehr der Fall ist. Welche dieser beiden Meinungen kommt Ih-
rer eigenen am Nächsten?“ (dichotom) 

Internationalismus 
 „Denken Sie, dass es das Beste für die Zukunft von Deutschland wäre, wenn wir eine aktivere Rolle 

in der internationalen Politik übernehmen würden oder wenn wir uns aus der internationalen Politik 
heraushalten würden?“ (dichotom) 

 
Weitere Operationalisierungen 
Parteineigung: „Wenn morgen Bundestagswahl wäre, wie würden Sie wählen?“ Auf Grundlage der Ant-
worten wurden drei Dummy-Variablen „Rot-Grün“, „Schwarz-Gelb“ und „Andere“ gebildet, die jeweils 
den Wert „1“ aufweist, wenn eine entsprechende Wahlintention (SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei „Rot-
Grün“, CDU/CSU, FDP bei „Schwarz-Gelb“, andere Wahlintention und keine Angabe bei „Andere“) 
angegeben wurde und sonst „0“. 
Politisches Wissen: „Wissen Sie, wo sich der Hauptsitz der NATO befindet?“ (Richtige Antwort: Brüs-
sel/Belgien); „Übrigens, kennen Sie den Namen des Präsidenten der Vereinigten Staaten?“ (richtige Ant-
wort: George W. Bush). Es wurden zwei Dummy-Variablen gebildet, die den Wert „1“ aufweisen, wenn 
die richtige Antwort genannt wurde und sonst „0“. Aus diesen Variablen wurde ein Summenindex gebil-
det und dessen Wertebereich auf 0-1 skaliert 
Alter: Kategorisiert (1 = „18-24“, 2 = „25-34“, 3 = „35-44“, 4 = „45-54“, 5 = „55-64“, 6 = „65+“). 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abitur“ oder 
„Uni/Hochschule/Fachhochschule“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweisen, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland 
angegeben wurde und sonst „0“. 
Experimentalbedingungen: Es wurden drei Dummy-Variablen gebildet, die den Wert „0“ aufweisen, 
wenn Experimentalbedingung A gilt, und den Wert „1“, wenn Bedingung B gilt. Dummy 1: A = „dass der 
Irak die terroristische Gruppe von Osama bin Laden unterstützt hat“, B = „dass es sich herausstellt, dass 
der Irak Massenvernichtungswaffen besitzt“; Dummy 2: A = „ohne Zustimmung der Vereinten Natio-
nen“, B = „mit Zustimmung der Vereinten Nationen“; Dummy 3: A = „viele westliche Opfer/Verluste“, B 
= „wenige westliche Opfer/Verluste“. 
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Tabelle 49: Indikatoren in der BMVG-Umfrage 2003 
Einstellungen zu einem Bundeswehreinsatz im Irak 
 „Und wären Sie dafür oder dagegen, wenn die Bundeswehr sich an friedenssichernden Maßnahmen im Irak beteili-

gen würde?“ (dichotom) 
 
Antimilitarismus 
Die drei folgenden Items gingen als additiver Index („Index Friedenssicherung“) in die Faktorenanalysen ein: 
 „Bitte sagen Sie mir, ob die Bundeswehr Ihrer Meinung nach auch zukünftig folgende Aufgaben wahrnehmen soll. 

Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie dafür oder dagegen sind.“ – „Beitrag zum internationalen Krisenmanagement 
durch Beteiligung an friedenssichernden oder friedenserhaltenden Missionen, sogenannten Blauhelmeinsätzen, un-
ter dem Mandat der Vereinten Nationen.“ (dichotom) 

 „Gilt Ihre Zustimmung für friedenssichernde oder friedenserhaltende Missionen auch, wenn sie im Auftrag der 
Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, OSZE, durchgeführt werden?“ (dichotom; nur gefragt, 
wenn Zustimmung für Einsatz mit UN-Mandat angegeben wurde) 

 „Gilt Ihre Zustimmung für friedenssichernde oder friedenserhaltende Missionen auch, wenn sie im Auftrag der 
Europäischen Union, EU, durchgeführt werden?“ (dichotom; nur gefragt, wenn Zustimmung für Einsatz mit UN-
Mandat angegeben wurde) 

Die drei folgenden Items gingen als additiver Index („Index Kampfeinsätze“) in die Faktorenanalysen ein: 
 „Bitte sagen Sie mir, ob die Bundeswehr Ihrer Meinung nach auch zukünftig folgende Aufgaben wahrnehmen soll. 

Sagen Sie mir bitte jeweils, ob Sie dafür oder dagegen sind.“ – „Beteiligung bei internationalen Kampfeinsätzen 
zur Friedensschaffung unter dem Mandat der Vereinten Nationen.“ (dichotom) 

 „Gilt Ihre Zustimmung für Kampfeinsätze auch, wenn sie im Auftrag der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, OSZE, durchgeführt werden?“ (dichotom; nur gefragt, wenn Zustimmung für Einsatz mit 
UN-Mandat angegeben wurde) 

 „Gilt Ihre Zustimmung für Kampfeinsätze auch, wenn sie im Auftrag der Europäischen Union, EU, durchgeführt 
werden?“ (dichotom; nur gefragt, wenn Zustimmung für Einsatz mit UN-Mandat angegeben wurde) 

 „In der letzten Zeit ist es immer deutlicher geworden, dass manche Länder Massenvernichtungswaffen – atomare, 
chemische und biologische Waffen – besitzen. Wenn sie bei einem Konflikt eingesetzt werden, dann würde auch 
die zivile Bevölkerung erheblich darunter leiden. Ich nenne Ihnen nun eine Reihe von Diskussionsbeiträgen über 
Maßnahmen gegen solche Länder. Bitte sagen Sie mir, in welchem Ausmaße Sie der Äußerung zustimmen oder sie 
ablehnen? Stimmen Sie voll oder eher zu, oder lehnen Sie eher oder vollkommen ab?“ – „Man muss solche Länder 
militärisch zwingen, diese Waffen zu vernichten. Ich halte daher auch einen vorbeugenden militärischen Schlag 
gegen diese Länder für gerechtfertigt.“ (4er Likert) 

Atlantizismus 
 „Für wie notwendig erachten Sie das NATO-Bündnis im Hinblick auf seine Aufgabe, die äußere Sicherheit der 

Mitgliedstaaten zu gewährleisten?“ (4er Likert) 
 „Was meinen Sie, ist die Anwesenheit amerikanischer Truppen in Deutschland als Ausdruck euro-atlantischer 

Partnerschaft für Sicherheit und Stabilität in Europa sehr wichtig, wichtig, eher unwichtig oder vollkommen un-
wichtig?“ (4er Likert) 

Internationalismus 
 „Es wird viel von der größeren Verantwortung gesprochen, die dem vereinten Deutschland weltweit zugewachsen 

ist. Ich lese Ihnen hierzu zwei Aussagen vor. Was meinen Sie, wie sollte sich Deutschland in der internationalen 
Politik am Ehesten verhalten: Eher eine aktive Politik verfolgen und bei der Bewältigung von Problemen, Krisen 
und Konflikten mithelfen, oder eher auf die Bewältigung der eigenen Probleme konzentrieren und sich aus Proble-
men, Krisen und Konflikten möglichst heraushalten?“ (dichotom) 

 
Weitere Operationalisierungen 
Strukturelle Ambivalenz: Wie in Kapitel 4 (siehe Tabelle 37). 
Relative Extremität: Wie in Kapitel 4 (siehe Tabelle 37). 
Politisches Interesse: „Zunächst geht es um Ihr Interesse an der Politik: Bitte sagen Sie mir zu jedem der folgenden 
Politikbereiche, ob Sie sich für diesen sehr stark, stark, weniger oder überhaupt nicht interessieren. Wie stark interes-
sieren Sie sich für...“ – „Sicherheits- und Verteidigungspolitik“, „Außenpolitik“. Aus den Antworten wurde ein 
Summenindex berechnet und dessen Wertebereich auf 0-1 skaliert. 
Parteineigung: „Welche Partei würden Sie wählen, wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahlen wären?“ Auf 
Grundlage der Antworten wurden drei Dummy-Variablen „Rot-Grün“, „Schwarz-Gelb“ und „Andere“ gebildet, die 
jeweils den Wert „1“ aufweisen, wenn eine entsprechende Wahlintention (SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei „Rot-
Grün“, CDU/CSU, FDP bei „Schwarz-Gelb“, andere Wahlintention und keine Angabe bei „Andere“) angegeben 
wurde und sonst „0“. 
Alter: In Jahren 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abitur, Hochschulreife, Fachhochschulreife“ oder 
„abgeschlossenes Studium“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland angegeben 
wurde und sonst „0“. 
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Tabelle 50: Indikatoren im Transatlantic Trends Survey 2004 
Einstellungen zu einem Bundeswehreinsatz im Irak 
 „Stimmen Sie der Entscheidung, keine Truppen in den Irak zu schicken, zu oder lehnen Sie diese ab?“ 

[Do you approve or disapprove of the decision not to send troops to Iraq?] (dichotom) 
 
Antimilitarismus 
 „Bitte sagen Sie mir, ob Sie der folgenden Aussage zustimmen oder sie ablehnen: Manchmal ist Krieg 

notwendig, um für Gerechtigkeit zu sorgen.“ [Under some conditions, war is necessary to obtain jus-
tice.] (4er Likert) 

Atlantizismus 
 „Bitte sagen Sie mir, ob Sie der folgenden Aussage zustimmen oder sie ablehnen: Bei Fragen der 

nationalen Sicherheit ist es entscheidend, dass wir gemeinsam mit unseren engsten Verbündeten han-
deln.“ [When our country acts on a national security issue, it is critical that we do so together with 
our closest allies.] (4er Likert) 

 „Wie wünschenswert ist es, dass die Vereinigten Staaten eine Führungsrolle in der Welt überneh-
men?“ [How desirable is it that the United States exert strong leadership in world affairs?] (4er Lik-
ert) 

Internationalismus 
 „Ist es besser für die Zukunft Deutschlands, wenn wir eine aktive Rolle in der Weltpolitik überneh-

men oder wenn wir uns aus der Weltpolitik heraushalten?“ [Do you think it will be best for the future 
of [own country] if we take an active part in world affairs or if we stay out of world affairs?] (di-
chotom) 

 
Weitere Operationalisierungen 
Parteineigung: Frage zur Wahlintention für die nächste Bundestagswahl, deren genaue Formulierung 
nicht dokumentiert ist. Auf Grundlage der Antworten wurden drei Dummy-Variablen „Rot-Grün“, 
„Schwarz-Gelb“ und „Andere“ gebildet, die jeweils den Wert „1“ aufweisen, wenn eine entsprechende 
Wahlintention (SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei „Rot-Grün“, CDU/CSU, FDP bei „Schwarz-Gelb“, 
andere Wahlintention und keine Angabe bei „Andere“) angegeben wurde und sonst „0“. 
Alter: In Jahren 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Fachabitur, Abitur“ oder „abgeschlossenes 
Studium“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland 
angegeben wurde und sonst „0“. 
Anmerkungen: Eigene Übersetzungen und englische Originalformulierungen. 
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Tabelle 51: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus und 
Atlantizismus (2002) 
  Rot-Grün  Schwarz-Gelb  Andere 
  AM AT  AM AT  AM AT 
AM Antimilitarismus         
am1 Index Friedenssicherung .53   .50   .49  
am2 Index Kampfeinsätze .54   .50   .50  
          
AM Atlantizismus         

at1 
Wünschenswert, dass USA eine starke 
Führung in der internationalen Politik 
ausüben* 

 .61   .55   .65 

at2 Skalometer USA  .52   .51   .57 

at3 
Die amerikanische Außenpolitik hat zu 
dem Anschlag vom 11. September 
beigetragen 

 .49   .51   .53 

at4 
NATO immer noch für die Sicherheit 
unserer Länder von Bedeutung 

 .59   .35   .37 

Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002; angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle Koeffi-
zienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Skalierung von AM durch 
Fixierung der Varianz auf 1; N = 315, (Rot-Grün), 413 (Schwarz-Gelb), 272 (Andere); χ² (df = 41) = 
61.9 (davon Rot-Grün: 29.7; Schwarz-Gelb: 14.9; Andere: 17.3), RMSEA = .039, CFI = .944. 
 

  



Anhang B: Ergänzende Tabellen 230 

Tabelle 52: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus und 
Atlantizismus (2003) 

Rot-Grün Schwarz-Gelb Andere 
AM AT AM AT AM AT 

AM Antimilitarismus 
am1 Index Friedenssicherung* .63 .69 .65 
am2 Index Kampfeinsätze .53 .67 .68 

am2 
Vorbeugender Militärschlag gegen 
Länder mit Massenvernichtungswaffen .34 .42 .42 

AM Atlantizismus 

at1 

Notwendigkeit des NATO-Bündnis im 
Hinblick auf seine Aufgabe, die äußere
Sicherheit der Mitgliedstaaten zu ge-
währleisten* 

.50 .41 .47 

at2 

Anwesenheit amerikanischer Truppen 
in Deutschland als Ausdruck euro-
atlantischer Partnerschaft für Sicher-
heit und Stabilität in Europa wichtig 

.66 .51 .66 

Anmerkungen: Datenbasis BMVG 2003; angegeben sind standardisierte Faktorladungen; alle Koeffi-
zienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markervariablen; Fehlerkovarianz am2am3 
in beiden Gruppen frei geschätzt; Interzept von am2 wurde in allen Gruppen frei geschätzt, am3 in 
„Rot-Grün; N = 858, (Rot-Grün), 678 (Schwarz-Gelb), 466 (Andere); χ²korr (df = 18) = 90.6 (davon 
Rot-Grün: 18.4; Schwarz-Gelb: 33.0; Andere: 39.2), RMSEA = .060 [.043, .076], CFI = .922. 
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Tabelle 53: Parteineigung als Moderator der Grundhaltungseffekte auf Einstellungen zu einem 
deutschen Irak-Einsatz (2002–2003) 
 2002 2003 
Grundhaltungen   
Antimilitarismus –1.32** –3.12*** 
 (.42) (.67) 
Schwarz-Gelb*Antimilitarismus –.29 .73 
 (.54) (.94) 
Andere*Antimilitarismus .48 1.76 
 (.61) (1.18) 
Atlantizismus .81 .40 
 (.46) (.61) 
Schwarz-Gelb*Atlantizismus –.36 2.67* 
 (.58) (1.33) 
Andere*Atlantizismus .56 2.56* 
 (.65) (1.30) 
Internationalismus 1.04** .63** 
 (.39) (.20) 
Schwarz-Gelb*Internationalismus .09 –.03 
 (.50) (.31) 
Andere*Internationalismus .34 .20 
 (.58) (.33) 
Parteineigung   
Schwarz-Gelb .87 –1.96 
 (1.06) (1.19) 
Andere –1.62 –2.22 
 (1.22) (1.20) 
Involvierung und Sozialstruktur   
Politische Involvierung –.35 –.67* 
 (.32) (.31) 
Alter (in Jahren) –.15** –.01*** 
 (.05) (.00) 
Bildung: Hoch –.51* –.05 
 (.21) (.12) 
Geschlecht: Weiblich –.21 .17 
 (.17) (.13) 
Herkunft: Ostdeutschland .07 .19 
 (.22) (.16) 
   
Konstante –.37 1.41* 
 (.89) (.60) 
N 829 1919 
McFaddens R2 .14 .13 
Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002, BMVG 2003; berichtet werden unstandardisierte Logit-
Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikati-
onsvariablen ist „Rot-Grün“; in 2002 wurden zusätzlich für die drei Experimentalbedingungen kontrol-
liert; 2002 wurde Involvierung über politisches Wissen kontrolliert, 2003 über politisches Interesse; 
Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 54: Konstellationen als Moderatoren der Grundhaltungseffekte auf die Einstellungen zu 
einem friedenssichernden Einsatz im Irak (2003) 
 Strukturelle 

Ambivalenz 
Relative 

Extremität 
Grundhaltungen   
Antimilitarismus –2.89*** –2.61*** 
 (.48) (.59) 
Antimilitarismus*strukturelle Ambivalenz 3.59*  
 (1.55)  
Antimilitarismus*relative Extremität  1.00 
  (1.05) 
Atlantizismus 1.19* 1.48 
 (.55) (1.05) 
Atlantizismus*strukturelle Ambivalenz 6.70*  
 (3.05)  
Atlantizismus*relative Extremität  .37 
  (1.11) 
strukturelle Ambivalenz (Antimilitarismus, Atlantizismus) –6.57* .01 
 (2.55) (.20) 
Relative Extremität (Antimilitarismus, Atlantizismus) .20 –.30 
 (.14) (1.00) 
Internationalismus .68*** .67*** 
 (.14) (.14) 
Parteineigung   
Schwarz-Gelb .15 .16 
 (.16) (.16) 
Andere .19 .14 
 (.17) (.17) 
Involvierung und Sozialstruktur   
Politisches Interesse –.72* –.66* 
 (.30) (.30) 
Alter (in Jahren) –.01*** –.01*** 
 (.00) (.00) 
Bildung: Hoch –.05 –.07 
 (.12) (.12) 
Geschlecht: Weiblich .19 .15 
 (.13) (.13) 
Herkunft: Ostdeutschland .17 .18 
 (.16) (.16) 
   
Konstante .74 .43 
 (.53) (.91) 
N 1919 1919 
McFaddens R2 .13 .12 
Anmerkungen: Datenbasis BMVG 2003; berichtet werden unstandardisierte Logit-
Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikati-
onsvariablen ist „Rot-Grün“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Tabelle 55: Indikatoren der in Abbildung 19 dargestellten Zustimmungsniveaus 
Quelle Frageformulierung 
SOWI 2001 Siehe Tabelle 56, „Einstellungen zu einem Bundeswehreinsatz in Afghanistan“ 
SOWI 2002, 2003, 
2005-2012 

Siehe Tabelle 58, „Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz“ 

SOWI 2007, 2009-
2012 

„Die Bundeswehr sollte den ISAF-Einsatz in Afghanistan umgehend beenden 
und alle Soldatinnen und Soldaten aus dem Land abziehen.“ (2007, 2009, 
2010: 6er-Likert; 2011: dichotom) 

BMVG 2002-2007 Siehe Tabelle 48, „Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz“ 
Politbarometer 2002-
2004, 2007-2011* 

„Deutschland beteiligt sich mit Soldaten an der UNO-Schutztruppe in Afgha-
nistan. Finden Sie das richtig oder finden Sie das nicht richtig?“ (dichotom) 

Anmerkungen: Kleine Unterschiede in der Frage- und Antwortformulierung sind nicht dokumentiert. 
* berichtet werden Durchschnitte aus Monatserhebungen: Januar, März 2002; Februar, August 2003; 
September 2007; Februar 2008; Juli, September, Dezember 2009; Dezember 2010; Januar, Juli 2011. 
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Tabelle 56: Indikatoren in der SOWI-Bevölkerungsbefragung 2001 
Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 
 „Sollten sich deutsche Soldaten an dem Einsatz von Bodentruppen in Afghanistan beteiligen?“ (dichotom) 
 
Antimilitarismus 
 „Hier auf dieser Liste stehen einige Handlungsmöglichkeiten für Deutschland, bei der Bewältigung internationaler 

Probleme, Krisen und Konflikte mitzuhelfen. Sagen Sie mir bitte jeweils anhand der Skala, ob Deutschland diese 
Handlungsmöglichkeiten sicher nicht, eher nicht, schon eher oder sicher wählen sollte?“ – „Hilfe durch militäri-
sche Ausbildung im betroffenen Land und Versorgung mit Waffen“ (4er Likert) 

 „Hier auf dieser Liste stehen einige Handlungsmöglichkeiten für Deutschland, bei der Bewältigung internationaler 
Probleme, Krisen und Konflikte mitzuhelfen. Sagen Sie mir bitte jeweils anhand der Skala, ob Deutschland diese 
Handlungsmöglichkeiten sicher nicht, eher nicht, schon eher oder sicher wählen sollte?“ – „Hilfe friedenssichern-
der Art durch den Einsatz der Bundeswehr (z.B. Blauhelmeinsatz)“ (4er Likert) 

 „Ich lese Ihnen nun einige Aufgaben aus dieser Liste vor, über die derzeit diskutiert wird, die für die Bundeswehr 
heute im Gespräch sind. Sind Sie der Meinung, dass diese Aufgaben von der Bundeswehr übernommen werden 
sollten, oder nicht?“ – „Friedenserhaltende militärische Missionen im Auftrag oder unter Kontrolle der Vereinten 
Nationen (UNO) oder anderer internationaler Organisationen“ (4er Likert) 

 „Ich lese Ihnen nun einige Aufgaben aus dieser Liste vor, über die derzeit diskutiert wird, die für die Bundeswehr 
heute im Gespräch sind. Sind Sie der Meinung, dass diese Aufgaben von der Bundeswehr übernommen werden 
sollten, oder nicht?“ – „Militärische Kampfeinsätze im Auftrag oder unter Kontrolle der Vereinten Nationen 
(UNO) oder anderer internationaler Organisationen“ (4er Likert) 

Atlantizismus 
 „Wenn Sie nun einmal an die folgenden Organisationen beziehungsweise Einsätze denken: Wie ist ihre generelle 

Einstellung zur NATO?“ (4er Likert) 
 „Was halten Sie von einer intensiven militärischen Zusammenarbeit mit den Streitkräften der folgenden Länder, 

die ich Ihnen jetzt vorlesen werde?“ – „USA“ (4er Likert) 
 „Wenn Sie nun einmal an die Formen der der militärischen Zusammenarbeit Deutschlands mit anderen NATO 

Mitgliedstaaten denken. Was meinen Sie, wie weit sollte die Zusammenarbeit gehen? Befürworten Sie die folgen-
den Formen sehr, eher, lehnen Sie sie ab oder lehnen Sie sie völlig ab?“ – „Stationierung von Truppen anderer 
NATO-Mitgliedsländer in Deutschland.“ (4er Likert) 

Internationalismus 
 „Es wird viel von der größeren Verantwortung gesprochen, die dem vereinten Deutschland weltweit zugewachsen 

ist. Ich lese Ihnen hierzu zwei Aussagen vor. Was meinen Sie, wie sollte sich Deutschland in der internationalen 
Politik am Ehesten verhalten?“ – „Eher eine aktive Politik verfolgen und bei der Bewältigung von Problemen, Kri-
sen und Konflikten mithelfen“; „Eher auf die Bewältigung der eigenen Probleme konzentrieren und sich aus Prob-
lemen, Krisen und Konflikten möglichst heraushalten“ (dichotom) 

 
Weitere Operationalisierungen 
Strukturelle Ambivalenz: Wie in Kapitel 4 (siehe Tabelle 37). 
Relative Extremität: Wie in Kapitel 4 (siehe Tabelle 37). 
Politisches Interesse: „Und wie sieht es mit den einzelnen Politikbereichen aus? Wie stark interessieren Sie sich 
für…“ – „Sicherheits- und Verteidigungspolitik“, „Außenpolitik“. Aus den Antworten wurde ein Summenindex 
berechnet und dessen Wertebereich auf 0-1 skaliert. 
Parteineigung: „Ich lese Ihnen nun einige Parteien in Deutschland vor. Von welcher würden Sie sagen, dass sie am 
Ehesten Ihre politische Grundhaltung wiedergibt?“ Auf Grundlage der Antworten wurden drei Dummy-Variablen 
„Rot-Grün“, „Schwarz-Gelb“ und „Andere“ gebildet, die jeweils den Wert „1“ aufweist, bei entsprechender Wahlin-
tention (SPD, Bündnis 90/Die Grünen bei „Rot-Grün“, CDU/CSU, FDP bei „Schwarz-Gelb“, andere Wahlintention 
und keine Angabe bei „Andere“) und sonst „0“. 
Alter: In Jahren. 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abitur, Hochschulreife, Fachhochschulreife“ oder 
„Studium“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweisen, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland (plus Ost-
berlin) angegeben wurde und sonst „0“. 
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Tabelle 57: Indikatoren in den BMVG-Bevölkerungsbefragungen 2003-2007 
Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 
 „Sagen Sie mir bitte jeweils anhand der folgenden bereits durchgeführten Einsätze der Bundeswehr, ob 

Sie dafür oder dagegen sind, dass die Bundeswehr zukünftig an ähnlichen Einsätzen teilnimmt bezie-
hungsweise diese selbst durchführt.“ – „Beteiligung an der internationalen Schutztruppe für Afghanis-
tan.“ (dichotom) 

 
Antimilitarismus 

„Bitte sagen Sie mir, ob die Bundeswehr Ihrer Meinung nach auch zukünftig folgende Aufgaben wahr-
nehmen soll.“  

 „Beitrag zum internationalen Krisenmanagement durch Beteiligung an friedenssichernden oder frie-
denserhaltenden Missionen, sogenannten Blauhelmeinsätzen, unter dem Mandat der Vereinten Natio-
nen.“ (dichotom) 

  „Beteiligung bei internationalen Kampfeinsätzen zur Friedensschaffung unter dem Mandat der Verein-
ten Nationen." (dichotom) 

Atlantizismus 
 „Für wie notwendig erachten Sie das NATO-Bündnis im Hinblick auf seine Aufgabe, die äußere Si-

cherheit der Mitgliedstaaten zu gewährleisten?“ (4er Likert)* 
 „Was meinen Sie, soll Deutschland weiterhin der NATO angehören oder halten Sie es für besser, aus 

der NATO auszutreten?“ (dichotom) 
Internationalismus 
 „Es wird viel von der größeren Verantwortung gesprochen, die dem vereinten Deutschland weltweit 

zugewachsen ist. Was meinen Sie, wie sollte sich Deutschland in der internationalen Politik am ehesten 
verhalten?“ (dichotome Antwortmöglichkeiten wie in der SOWI-Befragung 2001) 

 
Weitere Operationalisierungen 
Politisches Interesse: „Zunächst geht es um Ihr Interesse an der Politik: Bitte sagen Sie mir zu jedem der 
folgenden Politikbereiche, ob Sie sich für diesen sehr stark, stark, weniger oder überhaupt nicht interes-
sieren. Wie stark interessieren Sie sich für...“ – „Sicherheits- und Verteidigungspolitik“, „Außenpolitik“. 
Aus den Antworten wurde ein Summenindex berechnet und dessen Wertebereich auf 0-1 skaliert. 
Parteineigung: „Und für welche Partei haben Sie bei der zurückliegenden Bundestagswahl gestimmt? Für 
die...“ Auf Grundlage der Antworten wurden drei Dummy-Variablen „Rot-Grün“, „Schwarz-Gelb“ und 
„Andere“ gebildet, die jeweils den Wert „1“ aufweist, wenn eine entsprechende Wahlintention (SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen bei „Rot-Grün“, CDU/CSU, FDP bei „Schwarz-Gelb“, andere Wahlintention und 
keine Angabe bei „Andere“) angegeben wurde und sonst „0“. 
Alter: In Jahren. 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abitur, Hochschulreife, Fachhochschulrei-
fe“ oder „abgeschlossenes Studium“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweisen, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland 
(plus Ostberlin) angegeben wurde und sonst „0“. 
Anmerkungen: Anmerkungen: Solange nicht anders vermerkt, sind die Frageformulierungen in allen 
Befragungen identisch. 
* nicht erhoben in 2005 
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Tabelle 58: Indikatoren in den SOWI-Bevölkerungsbefragungen 2007-2009 
Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz 
 „Bitte sagen Sie mir, ob Sie der Beteiligung der Bundeswehr an den folgenden Missionen zustimmen 

oder ob Sie diese ablehnen. – „Beteiligung an der internationalen Schutztruppe für Afghanistan 
(ISAF)“ (6er Likert) 

 
Antimilitarismus 

„Welche Aufgaben sollte die Bundeswehr Ihrer Meinung nach im Ausland übernehmen? Die Bundes-
wehr sollte im Ausland eingesetzt werden,...“ 

 „Um sich am Kampf gegen den internationalen Terrorismus zu beteiligen.“ (6er Likert) 
 „Um eine ausländische Regierung zu entmachten, die die Menschenrechte verletzt.“ (6er Likert) 
 „Um bei der Durchführung demokratischer Wahlen zu helfen.“ (6er Likert) 
 „Um die Weiterverbreitung von Massenvernichtungswaffen zu verhindern.“ (6er Likert) 
Atlantizismus 
„Für wie wichtig erachten Sie diese außen- und sicherheitspolitischen Ziele?“ 
 „Die Beziehungen zu den USA gestalten und pflegen“ (5er Likert) 
 „Die politische und militärische Zusammenarbeit in der NATO erhalten und fortentwickeln“ (5er Li-

kert) 
 „Wie beurteilen Sie – nach allem was Sie über die Bundeswehr wissen – die folgenden Punkte?“ – „Die 

militärische Zusammenarbeit im Rahmen der NATO“ (6er Likert) 
Internationalismus 
 „Was meinen Sie, wie sollte sich Deutschland in der internationalen Politik am ehesten verhalten?“ – 

„Eher eine aktive Politik verfolgen und bei der Bewältigung von Problemen, Krisen und Konflikten 
mithelfen“; „Sich eher auf die Bewältigung der eigenen Probleme konzentrieren und sich aus Proble-
men, Krisen und Konflikten anderer möglichst heraushalten?“ (dichotom) 

Erfolgswahrnehmung 
 „Was meinen Sie, ist die Beteiligung der Bundeswehr an der ISAF-Friedenstruppe in Afghanistan, nach 

allem was Sie darüber wissen, ein Erfolg oder ein Misserfolg?“ (7er Likert) 
 
Weitere Operationalisierungen 
Politisches Wissen: „Wie viele Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr befinden sich derzeit im Aus-
landseinsatz?“ (Multiple Choice, richtige Antwort: „5000 - 10000 Soldaten“); „Wie heißt der gegenwärti-
ge Bundesminister der Verteidigung?“ („Franz-Josef Jung“, ab 28.10.2009 „Karl-Theodor zu Gutten-
berg“); „Deutschland beteiligt sich zurzeit auch an der Friedenstruppe der Vereinten Nationen im Libanon 
(UNIFIL). Welche Kräfte der Bundeswehr sind mit diesem Einsatz hauptsächlich betraut“ („Marine“); 
„Seit wann befindet sich die Bundeswehr im Rahmen der ISAF-Friedenstruppe in Afghanistan im Ein-
satz?“ („seit 2002“); „Wem obliegt die letztendliche Entscheidung über die Auslandseinsätze der Bun-
deswehr, wie beispielsweise dem ISAF-Einsatz in Afghanistan?“ ( „Bundestag“); „In welchem Land ist 
die Bundeswehr gegenwärtig im Einsatz?“ („Einsatz in Bosnien“); „Wie viele Monate dauert der Grund-
wehrdienst in der Bundeswehr?“ („9 Monate“); „Welche der folgenden Aussagen beschreibt die Situation 
von Frauen in der Bundeswehr korrekt?“ („Frauen ist der Dienst an der Waffe grundsätzlich erlaubt“); nur 
2007:„Welches Dokument zur Sicherheits- und Verteidigungspolitik Deutschlands wurde im Jahr 2006 
veröffentlicht?“ („Weißbuch“); nur 2008 und 2009: „Wie viele Soldatinnen und Soldaten leisten gegen-
wärtig Dienst in der Bundeswehr?“ („ca. 200 000 bis 300 000“). Es wurden Dummy-Variablen gebildet, 
die den Wert „1“ aufweisen, wenn die richtige Antwort genannt wurde und sonst „0“. Aus diesen Variab-
len wurde ein Summenindex berechnet und dessen Wertebereich auf 0-1 skaliert. 
Alter: In Jahren. 
Bildung: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn „Abschluss der Polytechnischen Oberschu-
le“, „Fachhochschulreife, Abschluss Fachoberstufe“ oder „Allgemeine oder fachgebundene Hochschul-
reife/Abitur“ als höchster Schulabschluss angegeben wurde und sonst „0“. 
Geschlecht: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweist, wenn die Befragte weiblich ist und sonst „0“. 
Herkunft: Dummy-Variable, die den Wert „1“ aufweisen, wenn als Wohnort ein ostdeutsches Bundesland 
angegeben wurde und sonst „0“. 
Anmerkungen: Solange nicht anders vermerkt, sind die Frageformulierungen in allen Befragungen iden-
tisch. 
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Tabelle 59: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus und 
Atlantizismus (2001) 
  West  Ost 
  AM AT  AM AT 
AM Antimilitarismus      

am1 
Hilfe durch militärische Ausbildung im betroffe-
nen Land und Versorgung mit Waffen* 

.36   .41  

am2 
Hilfe friedenssichernder Art durch den Einsatz 
der Bundeswehr (z.B. Blauhelmeinsatz) .58   .62  

am3 

Friedenserhaltende militärische Missionen im 
Auftrag oder unter Kontrolle der Vereinten Nati-
onen (UNO) oder anderer internationaler Organi-
sationen 

.74   .75  

am4 
Militärische Kampfeinsätze im Auftrag oder unter 
Kontrolle der Vereinten Nationen (UNO) oder 
anderer internationaler Organisationen 

.87   .87  

       
AT Atlantizismus      
at1 Generelle Einstellung zur NATO*  .65   .66 

at2 
Intensive militärische Zusammenarbeit mit den 
Streitkräften der USA 

 .67   .68 

at3 
Stationierung von Truppen anderer NATO-
Mitgliedsländer in Deutschland 

 .64   .69 

Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001; für exakte Frageformulierungen siehe Tabelle 56; angegeben 
sind standardisierte Faktorladungen; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * mar-
kiert Markervariablen; die Fehlerkovarianz am1am2 wurde in beiden Gruppen frei geschätzt; N = 
1901 (West), 561 (Ost); χ²corr (df = 34) = 260.8 (davon West: 134.6; Ost: 126.2), RMSEA = .054 [.045, 
.062], CFI = .953. 
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Tabelle 60: Gruppenvergleichende konfirmatorische Faktorenanalyse zu Antimilitarismus und 
Atlantizismus (2007-2009) 

2007 2008 2009 
West Ost West Ost West Ost 

AM AT  AM AT  AM AT  AM AT  AM AT  AM AT 
AM 
am1* .69 .78 .69 .68 .71 .73 
am2 .66 .74 .66 .64 .68 .77 
am3 .67 .73 .68 .68 .69 .73 
am4 .73 .80 .72 .65 .75 .74 

AT 
at1* .56 .60 .56 .62 .64 .64 
at2 .79 .80 .75 .81 .81 .84 
at3 .61 .64 .58 .59 .60 .61 

ATAM –.67 –.77 –.59  –.68  –.65  –.74 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2007-2009; für Abkürzungen siehe Tabelle 39; angegeben sind stan-
dardisierte Faktorladungen; alle Koeffizienten sind statistisch signifikant (p < .001); * markiert Markerva-
riablen; gleiche Ladungen der Indikatoren von AM in allen Gruppen erzwungen; Interzept von am4 für 
Ostdeutsche in 2007 und at1 für Westdeutsche in 2009 frei geschätzt; N = 1787 (West 2007), 432 (Ost 
2007), 1968 (West 2008), 452 (Ost 2008), 1681 (West 2009), 412 (Ost 2009); χ²corr (df = 122) = 847.7 
(davon Westdeutsche 2007: 171.3; Ostdeutsche 2007: 74.3; Westdeutsche 2008: 211.1; Ostdeutsche 
2008: 91.1; 162.0; Westdeutsche 2009: 162.0; davon Ostdeutsche 2009: 138.0), RMSEA =.057 [.052, 
.062], CFI = .945. 



Anhan
 
 

 

 

ng B: Ergänzeende Tabellenn 

 

239 



Anhang B: Ergänzende Tabellen 240 

Tabelle 62: Effekte der Grundhaltungen auf die Einstellungen zum Afghanistan-Einsatz in West- 
und Ostdeutschland (2003-2007) 

2003 2004 2005a 2006 2007 
Antimilitarismus 
Westdeutschland –34

[–42, –27] 
–40

[–46, –33] 
–47

[–53, –40] 
–35

[–45, –26] 
–40

[–46, –33] 
Ostdeutschland –36

[–49, –22] 
–30

[–44, –16] 
–50

[–61, –39] 
–36

[–53, –20] 
–28

[–46, –11] 
Atlantizismus 
Westdeutschland +23 

[+7, +39] 
+15 

[+2, +28] 
+22 

[+10, +35] 
+11 

[–6, +27] 
+11 

[–2, +24] 
Ostdeutschland +26 

[+8, +44] 
+28 

[+7, +48] 
–10

[–28, +8] 
+10 

[–15, +35] 
+52 

[+31, +73] 
Anmerkungen: Datenbasis BMVG 2003-2007; berichtet werden durchschnittliche marginale Effekte 
(Unterschiede in den Zustimmungswahrscheinlichkeiten) mit 95%-Konfidenzintervallen in Klammern; 
basierend auf den Regressionsmodellen in Tabelle 61. 
a Atlantizismus wird ausschließlich mit der Zustimmung zu dem dichotomen Item „Verbleib in der 
NATO“ erfasst. 
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Tabelle 63: Erklärungsfaktoren der Zustimmung zum Afghanistan-Einsatz in West- und Ost-
deutschland (2007-2009) 

2007 2008 2009 
West Ost West Ost West Ost 

Grundhaltungen 
Antimilitarismus –.53*** –1.05*** –.52*** –.76*** –.65*** –.58*** 

(.06) (.12) (.06) (.13) (.06) (.12) 
Atlantizismus .27*** –.33* .31*** .23 .13 .01 

(.07) (.16) (.07) (.13) (.07) (.12) 
Internationalismus .12*** .09*** .11*** .06* .14*** .18*** 

(.01) (.02) (.01) (.03) (.02) (.03) 
Involvierung und 
Sozialstruktur 
Politisches Wissen .13*** –.07 .07* .10 .04 .10 

(.03) (.05) (.03) (.06) (.03) (.07) 
Alter (in Jahren) –.00 –.00 –.00* –.00*** –.00** –.00 

(.00) (.00) (.00) (.00) (.00) (.00) 
Bildung: Hoch –.01 –.02 .02 .03 .03* –.04 

(.02) (.02) (.01) (.02) (.02) (.03) 
Geschlecht: Weiblich –.00 .00 –.02 –.04 –.03* –.04 

(.01) (.02) (.01) (.02) (.01) (.03) 

Konstante .51*** 1.21*** .54*** .76*** .67*** .67*** 
(.06) (.14) (.06) (.12) (.06) (.12) 

N 1576 391 1749 422 1503 373 
Korr. R2 .21 .19 .24 .22 .21 .22 
Anmerkungen: SOWI 2003-2007; berichtet werden unstandardisierte lineare Regressionskoeffizienten 
mit Standardfehlern in Klammern; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < 
.05. 
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Tabelle 64: Direkte, indirekte und totale Effekte der Grundhaltungen auf die Einstellungen zum 
Afghanistan-Einsatz in West- und Ostdeutschland (2007-2009) 

2007 2008 2009 
West Ost West Ost West Ost 

Antimilitarismus
Total –.46 –1.00 –.39 –.52 –.61 –.61 
Direkt –.15 –.26 –.07 –.13 –.20 –.30 
Indirekt –.30 –.73 –.32 –.39 –.41 –.31 
Atlantizismus
Total .26 –.28 .25 .24 .09 .03* 
Direkt .10 .00* .12 .04* .06 .02* 
Indirekt .16 –.28 .13 .21 .03* .01* 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2007-2009; Berichtet werden vollständig standardisierte Regressi-
onskoeffizienten; Ergebnisse stammen aus einem gruppenvergleichenden Pfadmodell; Antimilitaris-
mus und Atlantizismus wurden als latente und skalar invariante Variablen spezifiziert. * p > .05 
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Tabelle 65: Konstellationen als Moderatoren der Grundhaltungseffekte auf die Einstellungen 
zum Afghanistan-Einsatz in Westdeutschland (2001) 

Strukturelle 
Ambivalenz 

Relative 
Extremität 

Grundhaltungen 
Antimilitarismus –4.41*** –4.44***

(.80) (1.07) 
Antimilitarismus*strukturelle Ambivalenz 6.07*

(3.04) 
Antimilitarismus*relative Extremität 2.25 

(1.84)
Atlantizismus 2.97*** 2.68

(.87) (1.75) 
Atlantizismus*strukturelle Ambivalenz 2.44 

(4.05) 
Atlantizismus*relative Extremität 1.68 

(2.01)
strukturelle Ambivalenz (Antimilitarismus, Atlantizismus) –4.37 .00 

(3.24) (.28) 
Relative Extremität (Antimilitarismus, Atlantizismus) –.20 –2.14

(.16) (1.89) 
Internationalismus .77*** .77*** 

(.17) (.17) 
Parteineigung 
Schwarz-Gelb .37* .37* 

(.19) (.19) 
Andere .27 .25 

(.19) (.19) 
Involvierung und Sozialstruktur 
Politisches Interesse .13 .16 

(.36) (.36) 
Alter (in Jahren) –.02*** –.02*** 

(.00) (.00) 
Bildung: Hoch –.42* –.42* 

(.18) (.18) 
Geschlecht: Weiblich .07 .07 

(.16) (.16) 

Konstante –.75 –.55 
(.86) (1.55) 

N 1548 1548 
McFaddens R2 .27 .27 
Anmerkungen: Datenbasis SOWI 2001; berichtet werden unstandardisierte Logit-
Regressionskoeffizienten mit Standardfehlern in Klammern; Referenzkategorie der Parteiidentifikati-
onsvariablen ist „andere“; Wertebereich aller Variablen 0-1; *** p < .001; ** p < .01; * p < .05. 
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Anhang C: Ergänzende Abbildungen 

Abbildung 22: Öffentliche Meinung zum KFOR-Einsatz (1999-2012) 

Anmerkungen: Berichtet werden Anteile zustimmender Antworten an allen Antworten (inkl. „Weiß 
nicht“ und „Keine Angabe“). 

Indikatoren der Zustimmungsniveaus in Abbildung 22 
Quelle Frageformulierung 
Politbarometer 
April, 1999 

„Und finden Sie es richtig, dass sich die Bundeswehr mit Kampfflugzeugen daran 
beteiligt, oder finden Sie das nicht richtig?“ (dichotom) 

SOWI 1999-
2002, 2005-2012 

„Bitte sagen Sie mir, ob Sie der Beteiligung der Bundeswehr an den folgenden Mis-
sionen zustimmen oder ob Sie diese ablehnen. Antworten Sie bitte mit Hilfe der fol-
genden Skala.“ – „Die Beteiligung der Bundeswehr an der Friedenstruppe der NATO 
im Kosovo (KFOR)“ (1999-2005, 2011: 4er-Likert; 2006-2010, 2012: 6er-Likert ) 

BMVG 2002-
2007 

„Sagen Sie mir bitte jeweils anhand der folgenden bereits durchgeführten Einsätze 
der Bundeswehr, ob Sie dafür oder dagegen sind, dass die Bundeswehr zukünftig an 
ähnlichen Einsätzen teilnimmt beziehungsweise diese selbst durchführt.“ – „Beteili-
gung an internationalen Friedenstruppen in Bosnien-Herzegowina und im Kosovo zur 
Sicherung des Friedens auf dem Balkan.“ (dichotom) 

Anmerkungen: Kleine Unterschiede in der Frage- und Antwortformulierung wurden hier nicht dokumen-
tiert. 
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Abbildung 23: Öffentliche Meinung zu den NATO-Luftangriffen im Kosovo (März-Mai 1999) 

 
Anmerkungen: Berichtet werden Anteile zustimmender Antworten an allen Antworten (inkl. „Weiß 
nicht“ und „Keine Angabe“). 
 

Frageformulierungen der in Abbildung 23 dargestellten Zustimmungsniveaus 
Frageformulierung Quelle 
„Halten Sie die Luftangriffe auf Serbien und im Kosovo für notwendig 
oder nicht?“ (dichotom) 

DeutschlandTREND April, 
Mai, Juni, 1999; Zwi-
schenerhebung April, Mai 
1999 

„Soll die NATO Ihrer Meinung nach die Luftangriffe so lange fortfüh-
ren, bis der serbischer Präsident Milosevic der Forderung nach einem 
Waffenstillstand im Kosovo zustimmt, oder sollen die Angriffe sofort 
abgebrochen und weitere Verhandlungen geführt werden?“ (dichotom) 

DeutschlandTREND April, 
Mai 1999 

„Was meinen Sie zu den Luftangriffen der NATO in Jugoslawien, finden 
Sie die richtig, oder finden Sie die nicht richtig?“ (dichotom) 

Politbarometer April, Mai 
1999 
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Abbildung 24: Öffentliche Meinung zu einem möglichen deutschen Irak-Einsatz (2002-2003) 

 
Anmerkungen: Berichtet werden Anteile zustimmender Antworten an allen Antworten (inkl. „Weiß 
nicht“ und „Keine Angabe“). 
 

Frageformulierungen der in Abbildung 24 dargestellten Zustimmungsniveaus 
Quelle Frageformulierung 
World Views 2002 Siehe Tabelle 48 
Politbarometer 
September, Oktober 
(I & II), November 
2002 

„Falls es zu Militäraktionen der USA gegen den Irak kommt, sollte sich 
Deutschland dann auf jeden Fall beteiligen, sollte sich Deutschland nur beteili-
gen, wenn es einen entsprechenden Beschluss der Vereinten Nationen gibt, 
sollte sich Deutschland auf keinen Fall beteiligen?“ (trichotom) 

Politbarometer 
Dezember 2002, 
Januar, Februar (I 
& II), März 2003 

„Falls es aufgrund eines Beschlusses der Vereinten Nationen zu einer Militärak-
tion der USA im Irak kommt, sollte sich Deutschland dann mit Soldaten, nur 
mit Material und Geld oder überhaupt nicht beteiligen?“ (trichotom) 

Politbarometer 
April (I & II), Mai, 
Juni 2003 

„Sollte Deutschland nach dem Ende des Krieges im Irak ausschließlich humani-
täre Hilfe für die irakische Bevölkerung leisten, sollte Deutschland auch finan-
zielle Hilfe für den Aufbau im Irak leisten, oder sollte sich Deutschland im 
Rahmen eines UN-Friedenseinsatzes auch mit Soldaten beteiligen?“ (trichotom) 

Politbarometer Juli, 
August, September 
2003  

„Die USA wünschen von verschiedenen Ländern militärische Unterstützung zur 
Friedenssicherung im Irak. Was meinen Sie: Sollte sich Deutschland bei der 
Friedenssicherung im Irak nur dann mit Soldaten beteiligen, wenn es dafür 
einen Beschluss der Vereinten Nationen gibt, sollte sich Deutschland auch ohne 
einen Beschluss der Vereinten Nationen mit Soldaten beteiligen, oder sollten 
keine deutschen Soldaten im Irak eingesetzt werden?“ (trichotom) 

BMVG 2003 Siehe Tabelle 49 
Anmerkung: In Abbildung 24 wird jeweils der Anteil der Personen angegeben, der sich für den Einsatz 
deutscher Soldaten mit und ohne UN-Mandat ausgesprochen hat. 
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Abbildung 25: Zustimmung zu einer deutschen Beteiligung am Irak-Krieg in allen Experimental-
gruppen (2002) 

 

Anmerkungen: Datenbasis WVS 2002; gewichtet nach soziodemografischen Merkmalen. 
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